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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten 

Vor s i tz end e: Präsident 
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. 
Dritter Präsident Wallner. 

Dr. Maleta, keinen Anlaß gesehen, einen Konsulenten von 
Waldbrunner, mir aus anzubieten. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Kr an k gemeldet ist der Abgeordnete Dok­
tor Scrinzi. 

Fragestunde 

Prä.sident: Wir kommen zur Fragestunde. 

Wir gelangen zuerst zu den in der voran­
gegangenen Sitzung nicht zum Aufruf gelang­
ten Anfragen. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: 19. Anfrage: Abgeordneter Meißl 
(FPO) an den Herrn Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, betreffend Osterreich­
Lexikon. 

2778/M 

Haben Sie die blamablen Fehler, die die 
Angaben des Österreich-Lexikons über die öster­
reichische Land- und Forstwirtschaft enthalten, 
zum Anlaß genommen, um dem Österreichischen 
Bundesverlag für eine künftige Neuaufla.ge die­
ses Lexikons einen Beamten Ihres Minist.eriums 
für Konsulentenctienste anzubieten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister tür Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Herr Abgeord­
neter! Mir ist von einer Neuauflage des 
Osterreich-Lexikons nichts bekannt. Ich bin 
natürlich bereit, dem Osterreichischen Bundes­
verlag für den Fall einer Neuauflage jede 
Hilfe im Rahmen der gegebenen Möglich­
keiten angedeihen zu lassen. Ich habe aber 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeiDl: Herr Bundesminister! 
Es dürfte Ihnen bekannt sein, welche, wie in 
meiner Anfrage schon erwähnt, blamablen 
Fehler bezüglich der Landwirtschaft in diesem 
Lexikon stehen. So heißt es beispielsweise 
in einer Tiroler Zeitschrift, die sich mit den 
Angaben im Osterreich-Lexikon befaßt, daß 
die Hochalmen erst über 2500 m beginnen, 
die Niederalmen im allgemeinen nicht unter 
1750 m, und so geht es laufend weiter. Die 
Angaben über die Milcherzeugung sind falsch. 

Ich darf Sie daher noch einmal fragen: 
Sind Sie bereit, schon jetzt dem Osterreichi­
schen Bundesverlag eine Mitteilung zukom­
men zu lassen, daß Sie bei einer Neuauflage 
gefragt werden wollen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Ich 
habe festgestellt, daß mir von einer Neu­
auflage nichts bekannt ist. Ich habe auch 
keinen Anlaß gehabt, von mir aus einen 
Konsulenten anzubieten. Sie dürfen aber sicher 
sein, daß ich mit der notwendigen Sorgsam­
keit mein Interesse im Falle einer Neuauflage 
bekunden werde. 

Präsident: 20. Anfrage: Abgeordneter Wie­
landner (SPO) an den Herrn Landwirtschafts­
minister , betreffend Kündigung eines Ober­
försters durch die Generaldirektion der 
Bundesforste. 

2826jM 

Auf Grund welcher Untersuchungen seitens 
der Generaldirektion der Bundesforste wurde 
der Oberförster Rudolf Wagner (For.stverwal­
tung Gastein) gekündigt 't 
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Präsident: Herr Minister. fehlungen allenfalls eine gnadenweise Wieder-

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: einstellung in Betracht ziehen? 
Die Kündigung des Oberförsters Rudolf Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Sdlleinzer: 
Mir ist während der Zeit meiner Amtszeit 
kein Fall bekannt, wo die Bundesforste in 
Personalfragen leichtfertig gehandelt hätten. 
Ich bitte Sie um Verständnis, daß ich auch 
in der gegenwärtigen Situation dem arbeits­
gerichtlichen Verfahren unter keinen Umstän­
den vorgreifen kann. 

Wagner der Osterreichischen Bundesforste er­
folgte wegen dienstlicher Verfehlungen, die 
durch Urkunden und Zeugen festgestellt wur­
den. Die Generaldirektion der Osterreichischen 
Bundesforste hat diese Unterlagen geprüft, 
sie hat Rudolf Wagner Gelegenheit zu einer 
schriftlichen Stellungnahme gegeben. Seine 
Stellungnahme hat die gegen ihn erhobenen 
Vorwürfe in den entscheidenden Punkten nicht 
entkräftet. Präsident: 21. Anfrage: Abgeordneter Meißl 

(F PO) an den Herrn Landwirtschaftsminister ; 
Präsident: Zusatzfrage. betreffend Zurücknahme einer Empfehlung des 
Abgeordneter Wielandner: Herr Bundes- Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­

minister! Ich habe selbst Farbbilder gesehen, schaft. 
ich kenne auch den Schriftverkehr zwischen I 
dem Herrn Oberförster beziehungsweise der 
Generaldirektion. Ich habe daraus entnommen, 
daß der angebliche Schaden, der den Bundes­
forsten verursacht worden ist, etwa 2000 S 
beträgt. Ausgerechnet in dem Revier im 
Angertal, das bereits einmal Gegenstand einer 
Anfrage meinerseits gewesen ist! 

Ich frage Sie: Ist wegen dieses Betrages 
von 2000 S eine Entlassung wirklich gerecht­
fertigt, oder wäre eine Versetzung, wie es 
in anderen Fällen üblich ist, ausreichend ge­
wesen? 

2779jM 

Wird das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft aus der erst kürzlich erfolgten 
Zurücknahme der Empfehlung, beständige 
Insektizide auf der Basis chlorierter Wasser­
stofte - etwa DDT - für die Anwendung auf 
Dauergrünland zu verwenden, durch konkrete 
Maßnahmen entsprechende Konsequen7.en zie­
hen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Sdlleinzer: 
Herr Abgeordneter MeißlI Das B:undesministe:­
rium für Land- und Forstwirtschaft hat im 

Präsident: Herr Minister. Rahmen eines langfristigen Konzeptes bezüg­
lich der Verwendung von Pflanzensdnitz­

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Es mitteln im Mai 1969 die Herausnahme von 
wurde keine Entlassung ausgesprochen, son- Aldrin, Dieldrin und Endrin sowie von DDT 
dem er wurde gekündigt. Die Kündigungsfrist und Lindan aus der Anwendung im Futterbau 
läuft meines Wissens im Oktober dieses Jah- vorbereitet. In weiterer Folge wurde beschlos­
res ab. Ich darf außerdem feststellen, daß es sen, die Anwendung dieser Stoffe im Futter­
sich dabei um Verfehlungen handelt, bei de- bau in die Richtlinien für die Pflanzenschutz­
nen die Bundesforste begreiflicherweise einen arbeit im Jahre 1970 nicht mehr aufzunehmen. 
strengen Maßstab anlegen und auf Ordnung Wie alljährlich werden diese Ridltlinien im 
achten müssen, um Versuchungen dieser Art Februar veröffentlicht. Gleichzeitig werden die 
hintanzuhalten. Im übrigen möchte ich mich Registrierungsbescheide für diese Mittel im 
in der Sache selber nicht verbreitern, zumal Sinne dieser Richtlinien abgeändert. 
diese Frage gegenwärtig beim Arbeitsgericht 
anhängig ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Wielandner: Herr Bundes­
minister! Der Förster ist 30 Jahre in den 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter I"vleißl; Herr Bundesminister! 
Kann also damit gerechnet werden, daß im 
heurigen Jahr nach den von Ihnen erwähnten 
Richtlinien dann tatsächlich diese Stoffe nicht 

Diensten der Osterreichischen Bundesforste. mehr verwendet werden? 
Ich habe mit seinem früheren Vorgesetzten, 
dem Herrn Oberforstrat Hoflehner in Bischofs­

Präsident: Herr Minister. 

hofen gesprochen, und er hat nie einen Grund I Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Sdlleinzer: Im 
zur Beanstandung gehabt. Wenn man einen habe Ihnen bereits mitgeteilt, daß die Ricb.t­
Menschen 30 Jahre in Diensten hat und er linien für 1970 im Februar im Sinne meiner 
seinen Dienst anstandslos versieht, dann, Darlegungen veröffentlicht werden und daß 
glaube ich, ist es schon eine Härte, wenn man dies nur eine weitere Stufe im Rahmen einer 
ihn sofort außer Dienst stellt. Er ist 47 Jahre Gesamtentwicklung ist, die von uns 1961 ein­
alt und hat daher wenig andere Berufsmöglich- geleitet wurde und darauf abzielte, bestimmte 
keiten. Ich frage Sie daher: Würden Sie im Pflanzenschutzmittel durch neue Präparate zu 
Hinblick auf die Geringfügigkeit der Ver- ersetzen. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Sehleinzer 
Ich darf im übrigen feststellen, daß die 

dazu notwendigen Registrierungsbesmeide 
gegenwärtig abgeändert und ausgefertigt wer­
den und daß wir auf dem Gebiet des Pflanzen­
sdmtzes einer der modernsten Staaten in 
Europa sind und seit 1948 ein Pflanzenschutz­
gesetz besitzen, wie es zum Beispiel in der 
Bundesrepublik Deutschland erst 1969 be­
sdJ.lossen worden ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Helbicb: Herr Minister! 
Ist zu erwarten, daß die Tätigkeit der Messen 
im europäischen Raum und auch in Amerika 
verstärkt wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer: Wir werden im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten diese 
Bestrebungen selbstverständlich verstärken, 
weil wir uns darüber im klaren sind, daß 

Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister! auf gewissen Märkten nur durch einen ver-
Dazu soll festgestellt werden, daß es sehr stärkten Werbeeinsatz und Präsenzeinsatz das 
wohl andere Staaten gibt, die schon früher Geschäft auf die Dauer aufrechterhalten wer­
diese Mittel in der Landwirtschaft verboten 
haben, Ost- und Weststaaten. 

den kann. Vielleicht werden auch einige Um­
schichtungen insofern erfolgen, als man dort, 

Ich darf Sie daher noch einmal konkret wo ohnedies eine genügende Präsenz gegeben 
fragen: Wann glauben Sie, daß auf Grund ist, vorübergehend etwas weniger macht und 
Ihres Erlasses und der Richtlinien nun tat- dafür auf anderen Märkten umso mehr auf­
sächlich im-heurigen Jahr mit der Nicht- scheint. 
verwendung gerechnet werden kann? 

Präsid~nt: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: 
Mit Begirin der landwirtschaftlichen Arbeiten 
im Wirtschaftsjahr 1970. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium ftir Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: 22. Anfrage: Abgeordneter Ing. 
HelbidJ. (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie, betreffend 
Förderung der Teilnahme an Auslandsmessen. 

2800/M 

Durch welche konkreten Maßnahmen fördert 
das Bundosministerium die Beteiligung öster­
reichischer Firmen an Auslandsmessen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Mittarer: Herr Abgeordneter! Im 
Jahre 1965 beteiligte sich Osterreich an 
56 Auslandsmessen und -ausstellungen, im 
Jahre 1968 an 67, und im Jahre 1969 hat diese 
Beteiligung an derartigen Veranstaltungen 
insgesamt 69 betragen. Von diesen 69 Messen­
und Ausstellungsbeteiligungen entfallen auf 
Europa 46, Süd- und Nordamerika 13, 
Afrika 3, Asien 6, Australien 1, zusammen 
also 69. 

Der Aufwand tür die österreichische Beteili­
gung im Jahre 1969, ohne die auf die teil­
nehmenden österreidJ.ischen Firmen entfallen­
den Kosten, betrug insgesamt 50 Millionen 
Schilling. Diese Summe wurde von der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft aus den 
zur Verfügung stehenden Außenhandels­
törderungsbeiträgen bezahlt. 

Präsident: 23. Anfrage: Abgeordneter Peter 
(FPO) an den Herrn Handelsminister, betref­
fend Internationales Kaffee-Ubereinkommen. 

2782JM 

Da die von der Bundesregierung auf Kosten 
der Steuerzahler herausgegebene Broschüre über 
die Durchführung der Regierung.serklärung 1966 
unter dem Titel "Erfolg für Österreich" aus­
drücklich über den geglückten Beitritt Oster­
reichs zum Internationalen Kaffee-Übereinkom­
men berichtet, frage ich Sie, Herr Bundes­
minister, welcher besonderen Maßnahme es 
österreichischerseits dabei bedurfte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mittarer: Herr Abgeord­
neter! Kaffee ist eine der bedeutendsten Welt­
handelswaren, und das Internationale Kaffee­
Ubereinkommen 1968 hat einen angemessenen 
Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage 
sowie die Herbeiführung eines Gleich­
gewichtes zwischen der Erzeugung in den 
Entwicklungsländern und dem Verbrauch zum 
Ziel. Es war daher gerechtfertigt, daß die 
österreichische Bundesregierung den Beitritt 
Osterreichs zu diesem wohl wichtigsten beste­
henden Grundstoffabkommen in ihrem Er­
folgsbericht erwähnte. 

Ich bin gerne bereit, auf die Probleme 
einzugehen, die vor dem österreichischen Bei­
tritt gelöst werden mußten und die sich bei 
der innerstaatlichen Durchführung dieses 
Ubereinkommens ergaben. 

Das Ubereinkommen enthält eine Reihe von 
Bestimmungen, die in Osterreich nicht nur 
gesetzändernden, sondern auch verfassungs­
ändernden Charakter haben. Der Beitritt 
Osterreichs zum Ubereinkommen bedurfte da­
her der Genehmigung durch eine Zweidrittel­
mehrheit des Hohen Hauses. Ich darf hier 
feststellen, daß die Genehmigung im National­
rat am 6. März 1969 einstimmig erteilt wurde. 
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Bundesminister Mitterer 
Nach der verfassungsmäßigen Genehmigung I sation der Kammern der gewerblichen Wirt­

des genannten Ubereinkommens ergaben sich I schaft auszustellenden Transit- und Reexport­
schwierige Ubergangsprobleme aus dem Um- zeugnisse für Kaffee erlassen. 

stand, daß Osterreich, welches nach dem Ab-I Die österreichische Botschaft in London 
lauf d~s .früheren Kaffee-Ubereinkommens Sitz der Internationalen Kaffee-Organisation: 
1~62, namhc~ nach dem 30. S~ptembe~ ~968 wurde außerdem von meinem Ressort ange­
bIS zum Wlfksamwerden semes Beltnttes wiesen, engste Kontakte mit der Internatio­
zum neuen Ubereinkommen, das war am nalen Kaffee-Organisation bezüglich der 
1. Oktober 1969, der Internationalen Kaffee- Durchführung des Internationalen Kaffee­
Organisation nicht angehörte. Bei der Tagung Ubereinkommens 1968 zu pflegen, um die Vor­
des Internationalen Kaffeerates im August bereitung alfälliger weiterer Maßnahmen 
1969 gelang es einer österreichischen Delega- sicherzustellen. 
tion in langwierigen Verhandlungen, eine für 
Osterreich annehmbare Ubergangsregelung 
für die Annahme des komplizierten Kontroll­
systems der Internationalen Kaffee-Organisa­
tion auszuhandeln. Diese Ubergangsregelung 
ist in der Resolution Nr. 213 der Internationa­
len Kaffee-Organisation enthalten. 

Durch die von mir erwähnten Maßnahmen 
ist sowohl eine ausreichende Versorgung mit 
Kaffee in Osterreich gewährleistet als auch 
den internationalen Bestrebungen, zu einem 
Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage 
zu g-elangen, Rechnung getragen. 

Ferner haben unter der Leitung von Beam- i Präsident: Zusatzfrage. 
ten meines Ressorts im September 1969 Be- i Abgeordneter Peter: Habe ich Ihre Aus-
sprechungen mit Experten der Internationalen führungen insofern richtig verstanden als 
Kaffee-Organisation und allen zuständigen ohne den Beitritt Osterreichs zum Inter~atio­
österreichischen Behörden und Interessenver- nalen Kaffeeabkommen der traditionelle 
tretungen stattgefunden, um die bei der Schwarze" unseren Staatsbürgern hätte nicht 
Durchführung des erwähnten Kontrollsystems I ~ehr gesichert werden können? 
noch offenen Fragen zu klären. i 

Zur Durchführung des Kaffee-Uberein- I Präsident: Herr Minister. 

kommens waren unter anderem folgende i Bundesminister Mitterer: Der "traditionelle 
Durchführungsmaßnahmen erforderlich, auf: Schwarze" hätte sicher in einern gewissen 
die ich bereits vor dem Hohen Ha~s im No- ; Maß gesichert werden können, aber es wären 
vembe~ 1969 ebenfalls auf ~rund emer parla- i hinsichtlich der Versorgung und der Preis­
mentanschen Anfrage verWIesen habe: I entwicklung sehr große Lücken und Schwierig-

Mit einer Verordnung vom 1. Oktober 1969: keiten aufgetreten, die dieses Kaffeeabkom­
habe ich in Durchführung des Außenhandels- i .nen vermeidet, dem sich auch alle oder fast 
gesetzes und der maßgeblichen Beschlüsse! alle europäischen Länder angeschlossen haben. 

d~s Internati~~aJen ~affeerates detailli~rte .Be- I Präsident: 24. Anfrage: Abgeordneter 1ng. 
stl~mun~en uber dIe Ursprung.sz~uglllspfllcht Helbich (OVP) an den Herrn Handelsminister, 
bel der Em- oder Ausfuhr von Kaf1ee erlassen. betreffend Erfahrungen mit Geschwindigkeits-
Auf Grund der Verordnung vom 1. Oktober' b h" k 
1969 habe ich im Einvernehmen mit dem: 'esc ran ungen. 
Herrn Bundesminister für Finanzen die Zoll- i 
ämter zur Erteilung von Einfuhrbewilligungen i 
in vereinfachter Form für Kaffee ermächtigt.' 
Diese beiden Verordnungen wurden am 1. ok-I 
tober 1969 auch im Amtsblatt zur ,,\l\Tiener: 

280liM 

8ind Hie, Herr Minist~r, bereit, mi1.zuteilen, 
,\-elche Erfahrull\:(en hinsieht,lieh der teInporären 
Geschwindigkeitsbesnhriinklln;:en J'.U Ost,ern und 
Zl1 Pfingsten 1969 gmvonnen werden konnt.en f 

Zeitung" und am 9. Oktober 1969 im Amts-: Präsident: Herr Minister. 
blatt der Finanzverwaltung kundgemacht. . Bundesminister Mitterer: Herr Abgeord-

Weiters hat das Bundesministerium für Fl- : neter! Sämtliche Landesregierungen sind der 
nanzen eine Dienstanweisung für die Zoll-: Auffassung, daß sich die Festsetzung einer 
ämter erlassen, welche die Durchführung des i Geschwindigkeitsbeschränkung auf 100 km/hf 
Internationalen Kaffee-Ubereinkommens 1968! ausgenommen auf Autobahnen, bewährt hat. 
hinsichtlich der Ein- und Ausfuhrkontrolle von! Ebenso wurde die Festsetzung einer Mindest­
Kaffee betrifft. (Abg. G rat z: Das ist kalter: strafe VOll 1000 S für eine Ubertretung der 
Kaffee, Herr Minister!) Es tut mir leid; wenn ! Geschwindigkeitsbe,~chränkung aus präventi­
man mich aber danach fragt, muß ich konkrete i ven Gründen als notwendig Ul!d zweckmäßig 
Auskünfte geben. : erachtet. Der Verfassungsgerichtshof hat nun 

In Durchführung der vorher erwähnten, von; in dem vorerst nur mündlich verkündeten 
mir erlassenen Verordnungen wurde im Ein-I Erkenntnis vom 17. Dezember 1969 die vom 
vernehmen mit meinem Ressort eine Dienst-I Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
anweisung für die im Rahmen der Organi- Industrie anläßlich der Anordnung einer 
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Bundesminister Mitterer 
allgemeinen Geschwindigkeitsbeschränkung 
während der Pfingstfeiertage im Verordnungs­
wege vorgenommene Festsetzung einer sol­
chen Mindeststrafe als gesetzwidrig erklärt. 
Das Bundesministerium erachtet zur Errei­
dmng des Zweckes, nämlich der tatsächlichen 
Einhaltung von zu besonderen Anlässen ver­
ordneten allgemeinen Geschwindigkeits­
beschränkungen, die Festsetzung einer Min­
deststrafe von wenigstens 1000 S für Uber­
tretungen einer solchen Verordnung weiter­
hin für unerläßlich. Aus diesem Grunde hat 
das Bundesministerium zur Schaffung einer 
geeigneten Rechtsgrundlage inzwischen den 
Entwurf für eine entsprechende Ergänzung 
der Straßenverkehrsordnung zur Begutachtung 
ausgesendet und damit diese Frage neuerlich 
zur Erörterung gestellt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter lng. Helbim: Herr Minister! 
Ist zu erwarten, daß solche Gesdlwindigkeits­
besChränkungen in nächster Zeit wieder durch­
geführt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer: Wir werden solche 
Geschwindigkeitsbeschränkungen in jenen 
ZeiUäufen, wo besonders kulminierter Ver­
kehr zu erwarten ist, also etwa zu Feiertagen, 
zu Doppelfeiertagen, aber auch zu Schul­
beginn und Schulschluß wieder erlassen, und 
id::t hoffe nur, daß es gelingen wird, bis dahin 
auch die entsprechende Rechtsbasis für die 
Mindeststrafen zu erhalten, denn nur beim 
Vorhandensein einer entsprechend höheren 
Strafe hat diese auch eine vVirkung. 

Präsident: 25. Anfrage: Abgeordneter MeißI 
(FPO) an d.en Herrn Handelsminister, betref­
fend Erstattung von Gutachten gemäß § 57 
Kraftfahrgesetz 1967. 

2781/M 

Wird den Kraftfahrvereinigungen (ÖAMTC, 
ARBÖ) die Ermächtigung zur Erstattung von 
Gutachten gemäß § 57 Aba. 1 Kranfahrgesetz 
1967 für das gesamte Bundesgebiet erteilt wer­
den! 

Präsident: Herr Minister. 

fügt, das die Voraussetzungen des § 125 
erfüllt. 

Zu diesen Voraussetzungen gehört ins­
besondere, daß die verantwortlichen Sach­
verständigen ein Ingenieurdiplom oder ein 
Doktorat der Fakultät für Maschinenwesen 
und Elektrotechnik einer österreichischen 
Technischen Hochschule haben oder minde­
stens die erfolgreich bestandene Reifeprüfung 
an einer österreichischen Höheren technischen 
Lehranstalt maschinen- oder elektrotechnischer 
Richtung abgelegt haben. 

Es steht schon jetzt fest, daß die vom 
Landeshauptmann von Oberösterreich zur Ver­
fügung gestellten Einrichtungen ausreichen, 
um alle Gutachten rechtzeitig zu erstatten. 
Für eine Ermächtigung von Vereinen in Ober­
österreich fehlt mithin bereits die gesetzliche 
Voraussetzung. Eine Ermächtigung von Ver­
einen für das gesamte Bundesgebiet ist daher 
schon aus diesem Grunde nicht möglich. 

Bezüglich der übrigen Bundesländer stände 
einer Ermächtigung der Vereine dann nichts 
entgegen, wenn diese die vorerwähnten ge­
setzlichen Voraussetzungen dem Bundesmini­
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie 
nachweisen, was bisher nicht der Fall ist. 

Dazu kommt noch, daß sich mehrere Bundes­
länder gegen eine Ermächtigung von Vereinen 
ausgesprochen haben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Sie haben auf eine Anfrage im Juli Dr. Tongel 
geantwortet, daß Sie die entsprechenden Er­
hebungen rasehest durchführen und berichten 
werden. Die beiden Kraftfahrvereinigungen 
sind der Meinung, daß diese Frage nur für das 
ganze Bundesgebiet geregelt werden soll, 
schon aus Gleichheitsgrundsätzen heraus. 

Herr Bundesminister, darf ich Sie daher 
konkret fragen: Wie weit sind auf Grund 
dieser seinerzeitigen Anfrage vom Juli diese 
Erhebungen und Ermittlungen vorangetrieben 
worden? Sie haben beridllet, Oberösterreich 
sei soweit, die anderen Bundesländer zum 
Teil nicht. Sind Sie nicht auch der Meinung, 
daß hier die gleichen Voraussetzungen, das 

57 heißt die gleichen Ermächtigungen an alle 
ist die Voraussetzung für die Ermächtigung Bundesländer geschaffen werden müßten? 

Bundesminister Mitterer: Gemäß § 

von Vereinen zur Abgabe von Gutachten 
für die wiederkehrende Uberprüfung einer­
seits, daß die vom Landeshauptmann jeweils 
zur Verfügung gestellten Einrichtungen und 
die Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge 
nicht ausreichen, um alle Gutachten recht­
zeitig zu erstatten, andererseits, daß der zu 
ermächtigende Verein in dem Gebiet, für das 
die Ennächtigung erteilt werden soll, über 
die erforderlichen Einrichtungen und über 
hinreichendes hiezu geeignetes Personal ver-

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Mitterer: Herr Abgeord­
neter! Ich habe bereits ausgeführt und ich 
bitte, das nochmals meinen Ausführungen 
entnehmen zu wollen, daß eine einheitliche 
Regelung nur dann denkbar wäre, wenn sämt­
liche Landeshauptleute a) die gleiche Stellung­
nahme beziehen und b) die gleichen Voraus­
setzungen schaffen. Dies, nämlich die Schaf­
fung von gleichen Voraussetzungen, ist nicht 
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Bundesminister Mitterer 
geschehen, weil einige Bundesländer bereits 
eigene Prüfanstalten präsentieren und prästie­
ren, sodaß wir, dem Gesetz entspredlend, 
nidlt mit einer Betrauung der Vereine vor­
gehen können. Einige Landeshauptleute haben 
sich überhaupt gegen eine solche Ermächti­
gung ausgesprodlen. 

Im Hinblick auf diesen Tatbestand kann 
idl auf Grund der bestehenden Gesetze keine 
einheitliche Regelung durchsetzen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeiDl: Herr Bundesminister! 
Darf ich Sie fragen, welche Landeshauptleute 
sich gegen diese ErmäChtigungen ausgespro­
chen haben? 

Bundesminister Mitterer: Ich kann Ihnen 
das nirnt auswendig sagen, bin aber gerne 
bereit, Ihnen das unverzüglich in wenigen 
Tagen zuzustellen, sodaß Sie die entsprechen­
den Unterlagen haben. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Wir gelangen nunmehr zu den Anfragen, 
die für die Fragestunde der laufenden 
175. Sitzung vorgesehen waren. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Fiedler (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten, betreffend 
Fonds für Auslandsösterreicher. 

2811/M 

Inwieweit. hat der im Jahre 1967 gegründete 
Fonds für österreichische Staa.tsbürger im Aus­
land bisher zur Linderung der Not bedürftiger 
Ausla·ndsösterreicher beiget.ragen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Der auf Grund des 
Bundesgesetzes vom 16. November 1967, BGBl. 
Nr. 38111967, konstituierte "Fonds zur Unter­
stützung österreichischer Staatsbürger im Aus­
land" hat im Jahre 1968 in mehr als 700 Fällen 
mit einem Gesamtbetrag von zirka 800.000 
österreichischen Schillingen und im Jahre 1969 
in nahezu 1000 Fällen mit einem Gesamt­
betrag von 1,180.000 S helfend eingreifen 
können. In Europa sind in beiden Jahren die 
meisten Unterstützungsfälle in Italien und 
in der Tschechoslowakei, in Ubersee in Argen­
tinien und Brasilien zu verzeichnen gewesen. 

Die gewährten Unterstützungen haben sich 
als wertvolle materielle Hilfe erwiesen und 
den Empfängern gleichzeitig audl das Gefühl 
gegeben, daß sie von ihrer Heimat nicht 
vergessen werden. Das wurde in zahlreichen 
Dankbriefen zum Ausdruck gebracht. Es zeigt 
sich jedenfalls die Nützlichkeit dieses Fonds. 

Der Fonds wird zu je 500.000 S vom Bund 
und von den Bundesländern dotiert, also ins­
gesamt pro Jahr mit einer Million Schilling. 

Präsident: Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes­

minister! Konnten mit dem von Ihnen ge­
nannten Betrag alle Möglichkeiten ausge­
schöpft werden, oder werden zusätzliche Mittel 
erforderlich 1 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Waldheim: Herr Abge­

ordneterl Es hat sich herausgestellt, daß die 
Mittel nicht ausreichend sind. Leider sind die 
Notfälle im Ausland wesentlich größer, als 
dies vielleicht allgemein angenommen wird. 
Es gibt immerhin auch heute noch eine Reihe 
von Auslandsösterreichern, die in wirtschaft­
licher Not leben, vor allem ältere Leute. 
Wir haben daher den Antrag gestellt und 
bemühen uns, die Mittel des Fonds zu er­
höhen, um auch diese Fälle ausreichend be­
rücksichtigen zu können. 

Präsident: Die 2. Anfrage wird schriftlich 
beantwortet, da der Anfragesteller erkrankt 
ist. 

3. Anfrage: Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) 
an den Herrn Außenminister, betreffend Kon­
ferenz in Caracas. 

2812JM 
Welche konkreten Ergebnisse brachte die 

regionale Konferenz der österreichischen Bot­
schafter in Lateinamerika, die unter Ihrem 
Vorsitz am 8. lmd 9. Oktober 1969 in Caracas 
abgehalten wurde? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim: Der Grund 
für die Abhaltung der Botschafterkonferenz 
in Caracas war in erster Linie die rück­
läufige Tendenz des österreichischen Exportes 
nach Südamerika. Daneben sind selbstver­
ständlidl auch andere Fragen, vor allem 
kulturpolitischer Natur, erörtert worden. Die 
Konferenz hat gezeigt, daß Lateinamerika nach 
wie vor ein interessantes Aufnahmegebiet 
für den österreichischen Export darstellt, daß 
es aber bei den einschlägigen Firmen mit­
unter an dem notwendigen Interesse für diesen 
Markt fehlt. 

Die Botscllafterkonferenz, an der sowohl 
ein Vertreter des Bundesministeriums für Han­
del als auch der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft teilgenommen haben, hat 
daher eine Reihe von Empfehlungen ausge­
arbeitet, die den zuständigen österreichischen 
Zentralstellen bekanntgegeben wurden. 

Im einzelnen, Herr Abgeordneter, sind fol­
gende Maßnahmen ins Auge gefaßt worden: 

1. Gezielte Marktanalysen auf aussichts­
reichen Sektoren, die den in Betradlt kom­
menden Firmen zur Kenntnis gebradlt wurden. 
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Bundesminister Dr. Waldheim 
2. Verstärkung der Präsenz österreichischer 

Exporteure in Lateinamerika durch laufende 
Beratung der Unternehmungen seitens der 
Handelsdelegierten und der österreichischen 

2802/M 

Wann ist mit der Schließung der Autobahn­
lücke zwischen Sa.Izbnrg und KufAi,ein zu rech­
nen? 

Vertretungsbehörden bei der Auswahl geeig- Präsident: Herr Minister. 
neter Vertretungsfirmen in diesen südamerika-

I 
Bundesminister für Bauten und Technik 

nischen Ländern und auch bei den "joint ven- Dr. Kotzina: Herr Abgeordneterl Im Zuge der 
tures", also gemeinsame Unternehmungen mit Arbeiten zur Neubewertung des hochrangigen 
anderen Staaten, die immer mehr in den Vor- Straßennetzes Osterreichs wurde auch die 
dergrund des Interesses rücken und denen schon mehrmals an die Bundesstraßenverwal­
daher auch von österreichischer Seite mehr tung herangetragene Forderung nach Schaf­
Bedeutung beigemessen werden muß. fung einer zweiten innerösterreichischen Ost-

3. Aufklärung über die Konditionen für Aus- West-Verbindung untersucht. 
fuhrförderungskredite und Bürgschaften durch 
den Bund für Exportgeschäfte nach Latein­
amerika. 

4. Verstärkte Publizität - hier mangelt es 
nämlich noch an der notwendigen Publizität 
in der österreichischen Presse -, betreffend 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in Latein­
amerika. Vielfach wird die Befürchtung ge­
äußert, daß die Unsicherheit zu groß sei. Wir 
konnten aber feststellen, daß das nicht der 
Fall ist und jedenfalls die Zahlungsverpflich­
tungen auch bei Regierungswedlsel und son­
stigen Änderungen stets sehr konkret und 
konsequent eingehalten werden. 

Als eine der wenigen Möglichkeiten bietet 
sidl dafür eine Straße über das Gebiet des 
Hochkönigs an, und zwar in der Verbindung 
von Wörgl in den Raum Bisdlofshofen. Diese 
Straße könnte, einen entsprechenden Ausbau 
vorausgesetzt, audl die Verbindung der Tau­
ernautobahn mit der Inntalautobahn herstel­
len. Die funktionelle Bewertung des Bundes­
straßennetzes ergab aus verkehrspolitischen 
und staatspolitischen Gründen die Notwendig­
keit, einen solchen Verkehrsweg zu errichten. 

Ich bin davon überzeugt, daß in das nächste 
Bundesstraßengesetz - ich nehme an, bereits 
im Jahre 1970 - dieser Verkehrsweg und 
diese Verbindung aufgenommen werden wird. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Pay 
Jung eines Beamten- und Expertenkomitees, (SPO) an den Herrn Bautenminister, betref­
bestehend aus einem Vertreter des Handels- fend Umfahrung Edelschrott. 
ministeriums, meines eigenen Ressorts und 

5. Koordinierung der Ausfuhrförderungs­
maßnahmen nach Lateinamerika durch Schaf-

der ~undeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft. 

Wir hoffen, daß damit dieser Tendenz des 
rückläufigen Handels oder Exportes Einhalt 
geboten werden kann. 

Präsident: Zusatzfrage. 

2827/M 
Wie weit Rind elie Al'h(Ji~,en für die Umfahrung 

der Bundesstraße im Ol't,sbt'reich Erlebchrot.t. 
gediehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abgeord-
Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundesmini- neter! Anläßlich der im März 1969 in Graz 

ster! Ist zu erwarten, daß dieser wichtige Kon- stattgefundenen Straßenenquete wurde ein 
tinent in der Zukunft handels- und wirtschafts- Dringlichkeitsprogramm für den Ausbau der 
politisch stärker erfaßt werden kann und auch Bundesstraßen und Autobahnen im Bundes­
unsere Möglichkeiten in stärkerem Maße aus- land Steiermark festgelegt. 
geschöpft werden können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim: Ja. Das war 
der Zweck dieser Konferenz. Wir sind zuver­
sichtlich, daß die ins Auge gefaßten Maßnah­
men, die bereits angelaufen sind, tatsächlich 
hier Abhilfe schaffen können. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Halder (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Bauten und Technik, betreffend Autobahn 
Salzburg-Kufstein. 

Außer den Schwerpunkten im Mürz- und 
MurtaI - Bau von vierspurigen Schnellstra­
ßen - wurde unter anderem auch die Bau­
fortsetzung der Südautohahn über die Pack 
als vordringlich beschlossen. 

Im Hinblick auf diese Schwerpunktfestle­
gung und in Anbetracht der wirtschaftlichen 
Verwendung der für den Ausbau der Bundes­
straßen zur Verfügung stehenden Mittel 
wurde der Ausbau der Packer Bundesstraße 
vorerst zurückgestellt; das heißt, größere Aus­
baumaßnahmen auf der Packer Bundesstraße 
sind derzeit nicht geplant. 

. Präsident: Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! In 
dieser gleichen Angelegenheit habe ich am 
18. April 1968 eine schriftliche Anfrage an Sie 
gerichtet. Sie haben am 15. Mai zurückge­
schrieben und erklärt: 

"Ein Detailprojekt für eine Umfahrungs­
strecke im Ortsbereich Edelschrott liegt bereits 
vor. Dieses Projekt umfaßt außer der Umfah­
rung selbst auch die Sanierung jener Strec.ken­
teile vor und nach dem Ort, deren Anlage­
verhältnisse im jetzigen Zustand den Ver­
kehrserfordernissen nicht mehr entsprechen. 
Auf rund 3 km Länge erhält die Packer Bun­
desstraße einen neuzeitlichen Ausbau mit 
einer Fahrbahnbreite von 7,50 m, der sowohl 
den örtlichen Belangen als auch der Verkehrs­
bedeutung dieser wichtigen Verbindungs­
straße zwischen Steiermark und Kärnten Rech­
nung trägt." 

werden. Darf ich nun im Zusammenhang mit 
der Tatsache, daß die Verkehrsdichte selbst­
verständlich auch auf dieser Strecke in den 
nächsten Jahren zunehmen wird, konkret bit­
ten, mir zu sagen, welchen Zeitbegriff Sie 
unter "vordringlich" verstehen, wann also der 
Baubeginn am Baulos Mooskirchen-Pack er­
folgen wird und welchen Zeitraum Sie für 
die Fertigstellung dieser Strecke, die ja noch 
eintrassig sein soll, ins Auge fassen. Welm 
man das weiß, könnte man unter Umständen 
sagen: Ja, das ist sinnvoller! Aber ich glaube 
trotzdem, daß dadurch die schwierige Situa­
tion in Edelschrott nicht besser werden wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abgeord­
neter! Mit Dringlichkeit hinsichtlich der Inan­
griffnahme und in der weiteren Folge des Aus­
baues der Südautobahn in diesem Raum meine 

Inzwischen hat sich ja nichts geändert. Die ich die ersten siebziger Jahre. Sie haben schon 
Situation in Edelschrott und auch die Ver- einer früheren Antwort entnommen, daß be­
kehrsfalle beim Gasthaus Pansi in Edelschrott reits im Jahre 1970 die ersten entscheidenden 
ist gleichgeblieben. Es ist eigentlich fast un­
verständlich, warum dieses Projekt zurück­
gestellt wird, zumal ja bekannt ist, daß die 
kommende Autobahn von Mooskirchen über 
die Pack. nach Villach für dieses Gebiet vor­
erst nur eintrassig geführt werden soH und 
der Beginn der Bauten, wie Sie selbst in 
einer Fragestunde erklärt haben, ab Moos­
kirchen erst 1970 oder später erfolgen wird. 

Ich möchte nochmals fragen, Herr Bundes­
minister, ob es nicht zweckmäßiger wäre, 
diese wichtige Verbindungs straße zwischen 
Steiermark und Kärnten und die Entschärfung 
dieser Verkehrsfalle doch durch das Projekt 
durchzuführen, das Sie mir im Mai 1968 be­
schrieben haben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abgeord­
neter! Diese Planung und dieses Vorhaben 
des Ausbaues der Bundesstraße in diesem Be-

Schritte für die Inangriffnahme dieses Teil­
abschnittes der Südautobahn in Aussicht ge­
nommen sind. 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Gruber (OVP) an den Herrn Bautenminister, 
betreffend Wohnungsverbesserungsgesetz. 

2803/M 

Stohen deld BUfl'!esrninistt'!·Ü1Jll fiir Baut,en 
llnd Technik illö:,fliphk"lten ZIl, 11m ('in rasches 
Anhnfcll d8>' am J. ,Ji~nnel' IH70 in Kraft 
gert'et,enen \Yohnlulg-;\','r'b";;:-;'('1'1In;':::"i.!(·sel,ze8 Zil 
l-!ewiih:'ki8t~('n ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Das Wohnung's­
verbesserungsgesetz, das am 1. Jänner 1970 
in Kraft getreten ist, sieht die Vollziehung 
dieses Bundesgesetzes durch die Bundesländer 
vor. Schon der Inhalt und die Qualität dieses 
Gesetzes haben die Sicherheit gegeben, daß 
sich alle neun Bundesländer nicht verschließen 

reich erfolgten unter der Annahme, daß nicht werden, erstens einmal ihren Beitrag zur Rea­
mit einem vordringlichen weiteren Ausbau der lisierung dieses Gesetzes in Aussicht zu neh­
Südautobahn zu rechnen ist. Mit Rücksicht men und sich darüber hinaus dieses Gesetzes 
darauf, daß sich die Verhältnisse zugunsten 
des Ausbaues der Südautobahn nunmehr ge­
ändert haben, müssen dieser Plan und die 
Realisierung dieser Planung des Ausbaues der 
Bundesstraße zurückgestellt werden. Ich 
glaube, Sie werden auch mir beipflichten, daß 
es kaum möglich sein wird und kaum angän­
gig ist, im gleichen Raum Bundesstraße und 
Autobahn parallel auszubauen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! Sie 
haben soeben erklärt, die Südautobahn in 
diesem Gebiet werde vordringlich ausgebaut 

auch zu bedienen. Es kann erfreulicherweise 
festgestellt werden, daß alle neun Bundeslän­
der von den Möglichkeiten dieses Gesetzes 
Gebrauch machen. 

Darüuer hinaus darf ich darauf hinweisen, 
daß bereits vor dem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes im November 1969 das Bundesministe­
rium für Bauten und Technik eine Länder­
konferenz einberufen hat, um in der Vorberei­
tung der Realisierung dieses Gesetzes die not­
wendigen Hilfsleistungen zu gewähren. Es 
wurden erstens im Gespräch mit den Bundes­
ländern alle Voraussetzungen für die Reali­
sierung besprochen, und insbesondere wurde 
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Bundesminister Dr. Kotzina 
mit den Bundesländern ein Musterformular: stellen fest, daß gerade im Interesse der Vor­
vom Bundesministerium für Bauten und Tech- arlberger Wirtschaft, der österreichischen 
nik erarbeitet, das möglichst einheitlidl von Wirtschaft und des Fremdenverkehrs die 
allen neun Bundesländern aufzulegen ist, so- Untertunnelung des Arlbergs von größter Be­
daß die Förderungsanträge nadl gewissen ein- deutung wäre. Darf damit geredlnet werden, 
heitlichen Kriterien bearbeitet werden können. daß diesem Problem der Vorrang gegeben 
Auch in dieser Ridltung waren die jüngsten 
Erhebungen insofern positiv, als in allen neun 
Bundesländern diese Antragsformulare aufge­
legt wurden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini­
ster! Heißt das, daß in allen Bundesländern die 
notwendigen organisatorisdlen Maßnahmen 
bereits getroffen wurden und angelaufen sind, 
damit dieses Bundesgesetz seine Auswirkun­
gen zeitigen kann? 

Präsident: Herr Minister. 

wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abgeord­
neter! Für den Fall, daß diese meine Ansicht 
realisiert werden soll, daß diese beiden End­
punkte in Vorarlberg und in Tirol bezüglich 
der Autobahnen durch den Arlberg verbun­
den werden, ist es notwendig - ich habe das 
ausgeführt -, daß das nächste Bundesstra­
ßengesetz eine autobahnähnliche Verbindung 
ausdrücklich dekretiert. Die notwendigen In­
itiativen werden von meinem Haus für dieses 
nächste Bundesstraßengesetz vorgesehen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina: Die von allen 

neun Bundesländern getroffenen Maßnahmen 
sind auf Grund der Meldungen, die mir vor­
liegen, so angelegt, daß dieses Gesetz bereits 
in diesem Winter wirksam werden kann und Bundesministerium für Verkehr und verstaat­

lichte Unternehmungen die ersten Anträge schon in der nächsten Zeit 
realisiert werden können. 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Stohs 
(OVP) an den Herrn Bautenminister, betref­
fend Autobahn Bludenz-Landeck. 

2804/M 

Ist seitens des Bundesministeriums für Bau­
ten und Technik eine Fortsetzung der Autobahn 
zwischen Bludenz und Landeck geplant? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abgeord­
neterl Mit der Bundesstraßengesetznovelle 
1968 wurde das östliche Ende der Rheintal­
autobahn bei Bludenz, das westliche Ende der 
Inntalautobahn bei Landeck/Pians festgelegt. 

Das bisher vorliegende Ergebnis der Neu­
bewertung des hochrangigen Straßennetzes hat 
das Erfordernis einer höchstrangigen Verbin­
dung zwischen Bregenz-Feldkirch und Inns­
brude ergeben. 

Weitere Untersuchungen haben gezeigt, daß 
für diese Verbindung, welme auch eine Unter­
tunnelung des Arlberges bedingen würde, auf 
Grund des prognostizierten Verkehrsaufkom­
mens in diesem Raume für den Zeitpunkt der 
Vollrnotorisierung ein autobahnähnlicher oder 
sogar autobahngemäßer Ausbau vorzusehen 
sein wird. 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (FPO) an den Herrn Bundesminister für 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen, 
betreffend Fahrpreisermäßigung für Präsenz­
diener. 

2783/M 

Warum wurde die Fahrpreisermäßigung für 
Präsenzdiener, wie sie bei B9·hnfahrten bereits 
besteht, 'l.uf den Ihrem Ressort unterstellten 
Kran\vagenlinien bisher abgelehnt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lidlte Unternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig 
Weiß: Herr Abgeordneter! Es ist ein langjäh­
riger Grundsatz bei der Tarifbildung für alle 
Kraftfahrlinien, also sowohl für die staatlichen 
als auch die privaten, einheitliche Tarife fest­
zusetzen. Dieser Grundsatz gilt auch für die 
Tarifstruktur. Ausnahmen wurden nur in ganz 
bestimmten Fällen nach örtlichen Gegeben­
heiten gemacht. Wenn also neuerliche Ermäßi­
gungen eingeführt werden sollen, so kann dies 
nach den bisher geltenden Grundsätzen nicht 
bei den staatlichen Kraftfahrlinien allein ge­
schehen, sondern es müssen auch die privaten 
Kraftfahrlinien mit solchen Ermäßigungen ein­
verstanden seini andernfalls würden die Prä­
senzdiener, die auf private Kraftfahrlinien an-
gewiesen sind, benachteiligt werden. Mit Rück-

. . sicht auf die ungünstig werdende Gebarung 
Abgeordneter Stohs: Herr MInIster! Aus der Kraftfahrlinien konnte es bisher zu einer 

Präsident: Zusatzfrage. 

Ihren Ausführungen ist zu entnehmen, daß Sie; Einigung in dieser Frage nicht kommen. 
der Bedeutung dieser Bundesstraße das ent-I 
sprechende Interesse entgegenbringen. Wir. Präsident: Zusatzfrage. 

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 175. Sitzung - 21. Jänner 1970 14899 

Abgeordneter Zeillinger: Nachdem Sie, Herr Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister, selbst von der BenaChteili- Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
gung einer Gruppe von Präsenzdienern spre- Abgeordneter! Ich kenne diese meine Antwort 
ehen, darf ich Sie fragen: Sehen Sie nicht eine sehr genau. Es ist im Jänner 1969 eine Be­
Benachteiligung auch darin, daß jene Soldaten, sprechung abgehalten worden, bei der diese 
die in diesem Fall das Glück haben, an einer Frage eingehend geprüft wurde. An dieser 
Eisenbahnlinie zu wohnen, im Urlaub et cetera Besprechung haben nicht nur die Vertreter 
die Fahrpreisermäßigung bekommen, daß aber meines Ministeriums, sondern auch die Bun­
jene, die abseits der Eisenbahnlinie wohnen deskammer der gewerblichen Wirtschaft und 
und gez~u~gen sin~, mit ~iner sta~t~ichen der Fachverband der Autobusunternehmungen 
Kraftfahrhme anzureIsen, dIese Ermaßlgung teilgenommen. Ich lese Ihnen nur einen Ab­
nieht bekommen? Da diese Regelung im 11 satz aus dem Bericht vor den ich bekommen 
Bereime der Regierung ist und möglich wäre, habe: ' 
ohne die Privaten als Ausrede zu benützen, 
frage ich Sie: Sind Sie nicht der Ansicht, daß "Sowohl die Bundeskammer als auch der 
hier die Staatsbürger unter gleichen Bedin- Fachverband der Autobusunternehmungen 
gungen vom Staat her, von Ihrem Ministe- haben zum Ausdruck gebracht, daß man sich 
rium ungerecht, weil verschieden, behandelt gegen eine Steigerung der Konkurrenzierung, 
werden? I die dadurch eintreten könnte, daß einzelnen 

. , Unternehmungen" - also die staatlichen Un-
Präsident: Herr Minister. ternehmungen - "besondere Beförderungs-
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr bedingungen erteilt werden, zur Wehr setzen 

Abgeordneter! Diese ungerechte Behandlung werde, darüber hinaus aber für den Fall, daß 
ist leider nicht nur bei den Präsenzdienern beabsichtigt sein sollte, die Ermäßigungen für 
gegeben, sie ist bei den Eisenbahnbenützern Präsenzdiener auf den gesamten öffentlichen 
und Autobusbenützern überhaupt vorhanden, Kraftfahrlinienverkehr auszudehnen, mit 
weil die Sozialtarife bei den Eisenbahnen un- allem Nachdruck die Erlassung eines Kraft­
verhältnismäßig niedriger als die Sozialtarife I fahrlinienförderungsgesetzes urgiert werden 
bei den Autobussen sind. wird." 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Abgesehen davon, 
Herr Bundesminister, daß Ihre Ausrede auf die 
privaten Unternehmer, die nicht entschlossen 
sind, ohne gewisse Zusagen diese staatliche 
Verpflichtung mit zu übernehmen, deswegen 
nimt zutrifft, weil es eine ganze Reihe von 
Beispielen gibt, wo sehr wohl der Staat auf 
dem öffentlichen Sektor Ermäßigungen gibt 
und Sozialleistungen erbringt, die man nicht 
gleichermaßen auch vom privaten Unterneh­
mer verlangen kann, darf ich Sie fragen, warum 
Sie dann am 13. November 1968 auf eine 
gleichlautende Anfrage meines Klubkollegen 
Peter festgestellt haben - auch damals haben I 
Sie wie heute diese ablehnende Haltung ein-I 
genommen-: 

"Diese Angelegenheit ist vor kurzem vom 
Herrn Verteidigungsminister an mich heran­
getragen worden. Da mit 1. Jänner des" - da­
mals - "kommenden Jahres eine Erhöhung 
der Kraftwagentarife eintreten wird, habe ich 
dem Herrn Verteidigungsminister bereits zu­
gesagt, daß ich bereit bin, eine Uberprüfung 
dieses meines Standpunktes vorzunehmen." 

Warum, Herr Minister, hat sich Ihre Haltung 
seit damals so weit geändert, daß Sie heute 
nidlt mehr die gleiche Bereitschaft zeigen, die­
sem Standpunkt, dem Sie damals ohne Aus­
rede auf Private Rechnung tragen wollten, zu 
folgen und die Änderung vorzunehmen? 

Das heißt: Es ist die ganze Frage der Prä­
senzdiener nunmehr auf eine Ebene geschoben 
worden, auf der nicht nur diese eine Ermäßi­
gung, sondern die gesamten Sozialtarife in 
Frage gestellt wurden, die praktisch dadurch 
eine besondere Neuregelung hätten erfahren 
müssen. 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Gug­
genberger (OVP) an den Herrn Verkehrsmini­
ster, betreffend Fahrpreisermäßigung für Be­
hinderte. 

2807jM 

Sehen Sie eine Möglichkeit, in gleicher Weise 
wie den über 65 Jahre alten Mitbürgern auch 
den Behinderten aller Kategorien, deren Er­
werbsfähigkeit um einen erheblichen Prozent­
satz herabgemindert ist, eine Fahrpreisermäßi­
gung auf den Österreichischen Bundesbahnen 
zu gewähren, die zunächst ebenfalls zu Erfah­
rungszwecken zeitlich befristet 'werden könnte? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Die 
Osterreichischen Bundesbahnen gewähren seit 
langem und ohne zeitliche BesChränkung Zivil­
blinden, Schwerkriegsbeschädigten und Opfern 
des Kampfes um ein freies, demokratisches 
Osterreich, deren Erwerbsfähigkeit um einen 
bestimmten Grad vermindert ist, eine 50pro~ 
zentige Fahrpreisermäßigung. Die Bundesbah~ 
nen haben damit ihren guten Willen bewiesen, 
diesen Personenkreis durch Verbilligung der 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
für ihn notwendigen Bahnreisen zu unter- nie als Verbindungsmann bestellt. Ob die OVP 
stützen. Herrn Mayer beauftragt hat, in besonderer 

Die zeitlich begrenzte Aktion, welche Fahr­
preisbegünstigungen an Personen im Alter von 
mehr als 65 Jahren gewährt, ist ein vorläufi­
ger Versuch, der über die finanziellen Aus­
wirkungen der Ermäßigung Aufschluß geben 
soll. Eine Ausdehnung dieser Maßnahme auf 
andere Personenkreise ist nicht ausgeschlos­
sen. Die Osterreichischen Bundesbahnen wur­
den ersucht, Erhebungen anzustellen, ob eine 
weitere versuchsweise Aktion durchgeführt 
werden kann - nach Abschluß der derzeiti­
gen Aktion -, bei welcher in Zukunft auch 
der von Ihnen erwähnte Personenkreis der 

Weise das Verkehrsressort zu bearbeiten, 
weiß ich nicht. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage, 

Abgeordneter Steinhuber: Herr Ministerl Zu 
einer Pressereferentenbesprechung in der 
Stiftskaserne haben Sie nicht den zuständigen 
Beamten, Herrn Dr. Micholitsch, geschickt, son­
dern einen anderen, wie Sie selbst bei einer 
dringlichen Anfrage gesagt haben, die hier im 
Hohen Hause gestellt wurde. Warum taten Sie 
das? Weil eben der zuständige Beamte nicht 
mehr das Vertrauen besitzt. 

Zivilinvaliden einbezogen werden könnte, Präsident: Herr Minister. 

Präsident: 10, Anfrage: Abgeordneter Stein- Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
huber (SPO) an den Herrn Verkehrsminister, Abgeordneter! Auch das ist nicht richtig. 
betreffend Pressemitarbeiter Günther Mayer. I Erstens mache ich Sie aufmerksam, daß diese 

I Besprechungen, zu denen ich einen meiner 
2828/M Sekretäre geschickt habe, keine Parteibespre-

Auf welcher To.tsache beruht es, daß ein chungen waren, sondern daß es die Bespre­
Pressemitarbeit,er eIes VCl'kehrf:HninisteriulTls, chungen der Pressereferenten der Bundes­
Herr GüntJlül' Mayer vom Genentls,~~n>etal'iat. regierung waren. Ich habe in meinem Mini-
der ÖVP als Verbm.dungsmann zum verkehrs- .. . 
ministorium geführt. wiI'cl (wie ich in der Fr~ge- i stenum n~cht nur eln.e n Pressereferent~n, 
stunde am 2(j. NovembE'l' 1969 nachWeIsen I sondern Ich habe dreI Pressestellen: eme 
konnte), ohne daß Sie davon _ .. wie Sie behaHp- I Pressestelle bei der Sektion I, eine Pressestelle 
ten - etwas gewußt ha.ben ? bei der Bundesbahn und eine bei der Post. 
Präsident: Herr Minister. Ich hätte drei Leute senden müssen und habe 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr infolgedessen einen meiner Sekretäre zu die­

Abgeordneter, ich darf einleitend nochmals; ser auf Regierungsebene stattfindenden Presse­
kurz wiederholen: Herr Mayer wurde vom besprechung entsandt. 
Leiter der Presseabteilung, wie verschiedene Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter Peter 
andere Herren, zu ganz bestimmten Aufgaben (FPO) an den Herrn Verkehrsminister, betref­
herangezogen. Eine Genehmigung des Mini- fend Fusionierung der Osterreichisc.hen Stick.­
sters war für die fallweise konkrete Beschäf- stoffwerke und der Osterreichischen Mineral­
tigung dieser freien Mitarbeiter nicht erfor- ölverwaltung, 
derlich. Herr Mayer war und ist hauptberuf-
lich beim OVP-Pressedienst beschäftigt. Ihre 
Liste, die mir unbekannt ist, bezieht sich also 
offensichtlich auf die Arbeit, die Herrn Mayer 
beim OVP-Pressedienst zugeteilt ist. Sie steht 
aber in keinem ursächlichen Zusammenhang 
mit der fallweisen Beschäftigung durch den 
Leiter meiner Presseabteilung. 

Präsident: Zusatzfrage. 

2788/M 

"Wurde bei den Verhandlungen iiber die 
Fusionierllnl-!: der ÖRt erreich ischen Stick:'!toff­
werke mit 'eIer Öst'(,lTeiehiHchen :\o1.inera.lölver­
walt.ung d::wauf Bedacht, g-enommen, daß eiern 
Land OberöE;,errüich hez~eh\lJl~'sw()i"e dE'l' Dtach 
Linz clarl:lll~ keine ~tenern,\lsfä.Ile en,vaclu'Ien ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Es wurde darauf Bedacht ge­
nommen. Nadl den mir zugekommenen Unter­
lagen wird eine Beeinträchtigung nach der der­
zeitigen Rechtslage in Oberösterreich nicht ein­
treten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Minister! Wird in 
diesem Zusammenhang eine Veränderung der 

I gesetzlichen Grundlagen daher nicht notwen­
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr I dig sein? 

Abgeordneter! Ich kann Ihnen nicht mehr 
sagen, als ich Ihnen gesagt habe. Ich habe ihn I Präsident: Herr Minister. 

Abgeordneter Steinhuber: Herr Minister! Es 
ist unbestritten, daß auf dieser Kontaktliste 
Günther Mayer aufscheint. Es ist weiters unbe­
stritten, daß er Verbindungsmann zu Staats­
sekretär Pisa bei allen Ministerien war. Ich 
glaube daher, daß es sehr unwahrscheinlich 
ist, daß gerade bei Ihrem Ministerium nicht 
stimmen soll, daß Günther Mayer der Verbin­
dungsmann war. 

Präs-ident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Ich bin 
der Meinung, daß eine Änderung der gesetz­
limen Grundlage nicht notwendig ist. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Stei .. 
ner (OVP) an den Herrn Bundesminister für 
Landesverteidigung, betreffend Prüfung und 
Abnahme von Waffen und Munition. 

2808/M 

Welche Vorkeht'llllgen auf d.em Gebietf' der 
Prüfung und Abnahme von "raffen und Muni­
tion wurden getroffen, um zu gewäh1'leisten, 
daß die im In- und Ausland beschafnen 'Waffen 
und Munition den vorgeschriehenen Anforderun-
gen entsprechen 1 -

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dok­
tor Prader: Herr Abgeordneterl Das öster­
reichische Bundesheer verfügt über eine mit 
modernsten Prüfeinrichtungen versehene 
"Prüf- und Versuchs stelle für Waffen und Mu­
nition" in Felixdorf. Diese Prüf- und Versuchs­
stelle bietet die Möglichkeit, sämtliche im In­
land erzeugten und einen Großteil auch der 
im Ausland erzeugten Waffen und Geräte und 
auch wiederinstandgesetzte Geräte auf ihre 
technische Zulänglichkeit zu überprüfen. 

Was die Abnahme von Waffen und 
Munition betrifft, werden bei den österreichi­
schen Lieferfirmen, sofern sie größere Kon­
tingente für das Bundesheer liefern, eigene 
Heeresabnahmestellen eingeridltet, sodaß Of­
fiziere und Beamte des Ministeriums am Er­
zeugungsort selbst die Abnahmeprüfungen 
vornehmen können, Die Abnahme von aus 
dem Ausland beschafften ~affen und Geräten, 
für deren Prüfung im Inland keine geeigneten 
Einrichtungen vorhanden sind, erfolgt direkt 
im Ausland durch Bedienstete der genannten 
Prüf- und Versuchsstelle und auf Plätzen, die 
hiefür geeignet sind. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesministerl 
Sie haben nun diese Stelle genannt, die in 
verantwortlicher Weise die eingeführten oder 
im Inland erzeugten Waffen, Geräte und die 
Munition überprüft. Wie ist die Sachlage, 
wenn ein Mangel festgestellt wird? Welche 
Maßnahmen werden hier ergriffen, um das 
Bundesheer smadlos zu halten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Es wird ja bei 
jeder Bestellung ein Pflimtenheft erstellt, das 
die Leistungen und die technismen Erforder­
nisse jeder Waffe und jedes Gerätes genau 

festlegt. Lieferungen, die diesem Pflichtenheft 
nicht entsprechen, werden von den Firmen 
nicht abgenommen. 

Präsident: 13. Anfrage: Abgeordneter Mandl 
(SPO) an den Herrn Verteidigungsminister, 
betreffend Broschüre "Erfolg für Osterreich" . 

2829jM 

\Vurde das Landesverteidigungsministerium 
bei rier Textierung jener 7'eile der Propaganda­
broschüre "Erfolg für Österreich - Durch­
führung der Regiernng~erldärung 1966". die si('h 
mit dem Bundesheer befassen, herangezogen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Wir haben selbstverständlich daran mit­
gearbeitet. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mondl: Herr Bundesministerl 
In der Regierungsbroschüre ist eine außeror­
dentlich wichtige Passage betreffend die Fort­
setzung der Arbeit am Landesverteidigungs­
plan und betreffend die staatspolitische Not­
wendigkeit des Bundesheeres ohne jede 'Be­
gründung weggelassen worden, obwohl sich 
diese Passage in der Regierungserklärung be­
fand. Ich darf kurz zitieren. 

"Auf der Grundlage des Regierungsbe­
schlusses vom 20. Feber 1962 über das Organi­
sationsschema für den Aufbau einer allum­
fassenden Landesverteidigung und der mit 
Regierungsbeschluß vom 11. Mai 1965 erteil­
ten Auftragsstellung wird die Arbeit am Lan­
desverteidigungsplan mit Energie weiterge­
führt. 

Die Bundesregierung bekennt sich nach­
drücklich dazu, daß die Landesverteidigung 
eine besondere staatspolitische Notwendigkeit 
darstellt, für die auch Opfer gebracht werden 
müssen." 

Im darf daran, Herr Bundesminister, die 
Frage knüpfen: Ist die Weglassung dieser Pas­
sage mit Ihrer Zustimmung erfolgt, wenn ja, 
warum, oder ist dies gegen Ihren Willen sozu­
sagen der Zensur zum Opfer gefallen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Die wenigen Seiten, die jedem Ressort 
für diesen Leistungsbericht zur Verfügung 
stehen, haben naturgegeben nicht ermöglicht, 
einen umfassenderen und noch viel globaler 
. darstellenden Leistungsbericht zu geben. Es 
sind hier die Fakten festgehalten. Es ist zur 
Beschlußfassung des ersten Teiles des Landes­
verteidigungsplanes gekommen, aber noch 
nicht zur Beschlußfassung des zweiten Teiles, 
wie Ihnen ja auch persönlich bekannt ist. Es 
konnte daher als Ergebnis der Arbeit ein 
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Bundesminister Dr. Prader 
weitergehender Bericht als der Hinweis, daß I Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter Mayr 
eben der erste Teil fertiggestellt werden (OVP) an den Herrn Verteidigungsminister 
konnte, nicht gegeben werden. Das hat aber (anhaltende Zwischenrufe) - jetzt sind wir 
mit einem Aufgeben der Absicht, hier weiter- bei der 14. Anfrage! -, betreffend Erhöhung 
zuarbeiten, nicht das geringste zu tun. Sie des Tageskostgeldes der Soldaten. 
wissen genauso wie ich, daß diese Arbeit fort­
gesetzt wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mondl: Herr Bundesminister! 
In der Broschüre, die angeblich einen objek­
tiven Bericht über die Durchführung der Re­
gierungserklärung geben soll, werden auch 
hinsichtlich des Bundesheeres nur Erfolgsmel­
dungen gegeben, beziehungsweise Dinge be­
richtet, von denen die Regierung naturgemäß 
glaubt, daß es Erfolge waren. Alle anderen 
Probleme wurden beiseite gelassen. 

Nun wurde aber - ich glaube, gestern -
von äußerst kompetenter Seite, nämlich vom 
Herrn Vizekanzler Dr. Withalm, bestätigt, daß 
es im Bundesheer sehr wohl Probleme und 
strukturelle Mängel gibt. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Warum wurde auf diese Aspekte in der Re­
gierungsbroschüre mit keinem Wort eingegan­
gen, und wie stehen Sie als zuständiger Bun­
desminister zu den kritischen Äußerungen des 
Herrn Vizekanzlers Dr. Withalm? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Die Broschüre trägt den Titel "Erfolg 
für Osterreich - Durchführung der Regie­
rungserklärung 1966". Sie hat daher zum Ge­
genstand, darzustellen, was nun in Durchfüh­
rung der Regierungserklärung oder in Gegen­
überstellung zur Regierungserklärung tatsäch­
lich geleistet und geschaffen wurde. Daß es 
darüber hinaus auch noch Probleme gibt, ist 
unbestritten. 

Herr Abgeordneter! Zeigen Sie mir ein Heer 
auf der ganzen Welt, in dem es nicht Pro­
bleme gibt, in dem es nicht unerledigte Pro­
bleme gibt und in dem es nicht Fakten gibt, 
die einer weiteren Verbesserung bedürfen. 
(Abg. Dr. Tu 11: Ein Glück, daß Sie den Wit­
halm haben!) 

2810jM 

Besteht eine Möglichkeit, das Tagetlkostgeld 
für die Soldaten des Bundesheeres, das zuletzt 
am 1. Jänner 1967 mit 16,.50 ~ festgesetzt 
wurde, zu erhöhen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Das Tageskostgeld von 16,50 S bestand 
seit 1. Jänner 1961. Inzwischen hatten sic:h in 
bezug auf den Kostenfaktor Veränderungen 
ergeben, und wir haben daher das Tageskost­
geld mit Wirkung vom 1. September 1969 mit 
17 S pro Tag festgelegt, in der Aufsc:hlüsse­
lung etwa so: 3 S für das Frühstück, 8 S für 
das Mittagessen und 6 S für das Abendessen. 

Präsident: 15. Anfrage: Abgeordneter Stei­
ner (OVP) an den Herrn Verteidigungsmini­
ster, betreffend Panzer M 47. 

2809/M 

Welche Vorsorgen wurden getroffen, um den 
Fahrbereich des Panzers M 47 zu erhöhen und 
den Kraftstoffverbrauch zu verringern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Das Amt für Wehrtechnik hat bereits 
vor einiger Zeit verschiedene Studien und Er­
probungen vorgenommen, um den im Ver­
gleich zum neueren Panzer M 60 Al, relativ 
geringen Fahrbereich des Panzers M 47 zu er­
höhen und damit auch seine operative Wir­
kungsmöglichkeit zu verbessern. Die im Ein­
vernehmen mit der Firma Simmering-Graz­
Pauker angestellten eingehenden technischen 
Untersuchungen haben schließlich zur Entwick­
lung eines Prototyps geführt, dessen Fahr­
bereich nunmehr das Vierfache des Fahrbe­
reiches des Panzers M 41 in seiner bisherigen 
Konstruktion bei gleichzeitiger Verminderung 
des Kraftstoffverbrauches erreicht hat. Der 
Kraftstoffverbrauch des Panzers M 41 pro 100 
Kilometer beträgt 130 Liter Benzin, die neue 

Vor solchen Problemen steht wie jede an- Konstruktion erreicht den gleichen Fahrbereich 
dere Armee auch das österreichische Bundes- bei 265 Liter Dieselkraftstoff, woraus schon er­
heer, und es wird wohl keine Zeit kommen, I sichtlich ist, daß das natürlich ein exorbitanter 
in der solche Pro~le~e nic~t ,:"orhandcn si~d, Vorteil ist. Die Erprobung die~es ~rototyps ist 
und daher auch me eme ZeIt, In der man sIch I so gut wie abgeschlossen. Es 1st dIe Auftrags­
mit ihnen nicht auseinanderzusetzen hätte und vergabe einer Null-Serie vorgesehen, an die 
nicht nach Methoden und Techniken suchen sich dann eben der Serienumbau der Panzer 
müßte, um auch diese Probleme auf maxi- M 47 anschließen soll. 
malste Weise zu bewältigen. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. Tu 11: Herr Minister! Wis­
sen Sie, daß der Herr Bundeskanzler vor einer 
Stunde bezüglich der Landesverteidigung 
etwas ganz anderes gesagt hat?) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesminister! 
Nach Ihrer Sdlilderung dürfte die ganze Um­
konstruktion dieses Panzers doc:h auch erheb-
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Steiner 
liehe finanzielle Mittel erfordern. Ich frage Sie ~ Berichterstatterin Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
nun: Wäre es nieht vielleicht überhaupt zu Bayer: Hohes Hausl Die Bundesregierung ·hat 
überlegen gewesen, statt des amerikanischen am 31. Oktober 1969 das Ihnen vorlie­
M 47 Kampfpanzers eine neue Type einzu- gende Ubereinkommen zur Gründung einer 
führen und die alte Type unter Umständen Europäischen Konferenz für Molukularbiolo­
auszuwechseln? gie im Nationalrat eingebracht, das als gesetz­

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Das wäre zweifellos der Idealzustand, 
weil dann zur Gänze die Typenuniformität ge­
geben wäre. Wir haben sehr genaue Rentabi­
litätsberechnungen angestellt, die aber dazu 
geführt haben, daß die Kostenaufwendigkeit 
der Beschaffung neueren Gerätes gegenüber 
dieser genannten Verbesserung sehr im Miß­
verhältnis liegen würde; da der Panzer· M 41 
eine Panzerwaffe ist, die nicht nur in Oster­
reich, sondern noch in sehr vielen Armeen 
gängig ist, steht eine gewaltige Munitionsaus­
stattung hiefür zur Verfügung. Daher hat man 
sich dann im Endergebnis für diese rentablere 
Lösung entschieden. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­
laufen. Somit ist die Fragestunde be end e t. 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen: 

Bundesgesetz, betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
sonstige Kredite der OsterreiChischen Elek­
trizitä tswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver­
bundgesellschaft) und der SondergesellsChaf­
ten gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Verstaatlichungs­
gesetzes (Energieanleihegesetz 1970) (1487 der 
Beilagen)' und 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Fürstentum Liechtenstein zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen (1488 der Beilagen) 

w eis e ieh dem Finanz- und Budgetausschuß 
zu. 

1. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1421 der Beila­
gen): Ubereinkommen zur Gründung einer 
Europäischen Konferenz für Molekularbiolo-

gie (1490 der Beilagen) 

ergänzend im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz anzusehen ist, da 
entsprechende Rechtsvorschriften in der öster­
reichischen Rechtsordnung nicht vorhanden 
sind. Seine Ratifikation bedarf sohin der Ge-
nehmigung des Nationalrates. 

Der UnterriChts ausschuß , dem diese Regie­
rungsvorlage zur Vorberatung zugewiesen 
wurde, hat das Ubereinkommen in seiner Sit­
zung am 13. Jänner 1970 in Verhandlung ge­
nommen. Dieser Sitzung wohnte auch Bundes­
minister für Unterricht Dr. Mock bei. NaCh 
einer Wortmeldung der Abgeordneten Doktor 
Stella Klein-Löw wurde einstimmig besChlos­
sen, dem Hohen Hause die Annahme dieses 
Ubereinkommens zu empfehlen. 

Ferner war der Ausschuß der Meinung, daß 
in diesem Falle die Erlassung eines beson­
deren Bundesgesetzes - im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in 
der geltenden Fassung - zur Uberführung 
des Vertrags inhaltes in die innerstaatlidle 
ReChtsordnung nicht notwendig ist. 

Namens des Unterrichtsausschusses habe ich 
den An t rag zu stellen, der Nationalrat 
wolle dem Ubereinkommen zur Gründung 
einer Europäischen Konferenz für Molekular­
biologie samt Anlage und Interpretativen Er­
klärungen Osterreichs (1421 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

In diesem Zusammenhang darf iCh noCh 
darauf hinweisen, daß im formellen Ausschuß­
antrag meines schriftliChen Berichtes 1490 der 
Beilagen die Worte "und Interpretativen Er­
klärungen Osterreichs" nicht enthalten sind. 
(Präsident Dipl.-Ing. Wal d b run n e r über­
nimmt den Vorsitz.) 

In den von der Staats druckerei ausgedruck­
ten Exemplaren des Aussehußberichtes wird 
diese Berichtigung bereits enthalten sein. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich durch den Ausschuß ermächtigt worden, 
die Durchführung von General- und Spezial­
debatte unter einem zu beantragen. 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Ubereinkom- Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir stimmen 
men zur Gründung einer Europäischen Kon- sofort ab. 
ferenz für Molekularbiologie. 

Bei der Ab s tim m u n g wird dem Ab­
Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete kommen samt Anlage und Interpretativen Er­

Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer. Ich bitte um klärungen ein s tim m i g die Gen eh m J-
den Bericht. I gun gerteilt. 
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2. Punkt: Beridlt des Unterrichts ausschusses 
Ober die Regierungsvorlage (1461 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Organisation 
von Kunsthochschulen (KUDsthochschul-Orga-

nisationsgesetz) (1491 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir kom­
men zum 2. Punkt der Tagesordnung: Kunst­
homschul-Organisationsgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Regensburger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Regensburger: Hohes Haus I 
Idl berichte über das Kunsthochschul-Organi­
sationsgesetz. 

Die Bundesregierung hat am 25. Oktober 
1969 einen Gesetzesentwurf im Nationalrat 
eingebracht, durch welchen die Organisation 
der künstlerischen Homschulen analog dem 
Hochschu~-Organisationsgesetz neu geregelt 
werden soll. Betroffen sind hievon die Aka­
demie für an gewandte Kunst in Wien, die 
Akademie für Musik und darstellende Kunst 
in Wien, die Akademie für Musik und dar­
stellende Kunst "Mozarteum" in Salz burg 
sowie die Akademie für Musik und darstel­
lende Kunst in Graz. Die Akademie der bil­
denden Künste ist bereits Hochschule mit einer 
im wesentlichen dem Hochschul-Organisations­
gesetz nachgebildeten Rektoratsverfassung; sie 
ist daher in den Geltungsbereich dieses Ge­
setzes, das vor allem die Umwandlung der 
Kunstakademien in volle Hochschulen zum 
Ziele hat, nicht einbezogen. 

Der Entwurf zur Regierungsvorlage wurde 
Mitte Juli 1969 allen mitspracheberechtigten 
Stellen übermittelt. Die Begutachtungsfrist ist 
mit 15. Oktober 1969 abgelaufen. 

Auf markante Einwendungen und Anregun­
gen aus dem Begutachtungsverfahren wird in 
den Erläuternden Bemerkungen hingewiesen, 
auf die ich meinerseits verweisen darf. 

Zur Kostenberechnung: 
Im Sachaufwand dürften durch die Gesetz­

werdung des Entwurfes keine nennenswerten 
Mehrkosten erwachsen. Es wird lediglich durch 
den Ausbau der Selbstverwaltung der Büro­
aufwand etwas steigen. Hier wird mit der 
zusätzlichen Anschaffung von zirka zwölf 
Schreibmaschinen, vier Vervielfältigungsappa­
raten und mit laufenden zusätzlichen Kosten 
für Büromaterial zu rechnen sein. 

Im Personalaufwand wird sich keine nen­
nenswerte Erhöhung ergeben. 

Im besonderen darf ich vermerken, daß der 
Abschnitt I die Allgemeinen Bestimmungen 
umfaßt, der Abschnitt 11 das Personal der 
Hochschulen umschreibt, der Abschnitt III die 
akademischen Behörden normiert, der Ab­
schnitt IV die Dienststellen der Hochschulen 

fixiert und der Abschnitt V die Studienein­
richtungen, und zwar in den §§ 32 bis 38, 
behandelt. Im Abschnitt VI sind die akademi­
schen Ehrentitel, Ehrenmitglieder und so wei­
ter festgehalten. Abschnitt VII enthält die 
Straf-, Ubergangs- und Schlußbestimmungen. 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 13. Jänner 1970 
in Gegenwart des Bundesministers für Unter­
richt Dr. Mock der Vorberatung unterzogen. 
Zunächst wurde eine Generaldebatte durch­
geführt, in welcher nach dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Stella Klein-Löw, Dok­
tor Scrinzi, Dr. Hauser und Luptowits sowie 
Bundesminister Dr. Mock das Wort ergriffen. 
In der darauffolgenden Spezialdebatte spra­
chen die Abgeordneten Dr. Hertha Firnberg, 
Gratz, Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer, Lupto­
wits, Dr. Scrinzi, Dr. Stella Klein-Löw und 
Dr. Hauser. 

Die in der Spezialdebatte vorgebrachten An­
regungen wurden schließlich zum Großteil in 
Form gemeinsamer Abänderungsanträge der 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer, 
Dr. Stella Klein-Löw und Dr. Scrinzi in die 
Verhandlung einbezogen. 

Es sind zahlreiche Abänderungen vom 
Unterrichtsausschuß beschlossen worden, und 
zwar wurden in folgenden Paragraphen Än­
derungen vorgenommen: I, 5, 9, 10, 11, 12, 
13, 14, 16, 17, 18, 21, 22, 25, 26, 27, 33, 35, 
36, 37, 39 und 41. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetz­
entwurf unter Berücksichtigung der dem Aus­
schuß bericht beigedruckten Abänderungsan­
träge mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Namens des Unterrichtsausschusses stelle 
ich somit den A n t rag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (1461 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Abän­
derungen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, schlage ich 
vor, General- und Spezial debatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezi al debatte 

unter einem durchzuführen. - Kein Einwand. 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich die Frau Abge­
ordnete Dr. Johanna Bayer. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
(OVP): Hohes Haus I Meine Damen und Her­
ren! In Osterreich bestehen fünf Lehranstal­
ten, die der Ausbildung der künstlerischen 
Fähigkeiten bis zur höchsten Stufe dienen. Es 
sind dies die Akademie der bildenden Künste 
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Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
in Wien und die vier Kunstakademien. Diese 
sind· die Akademie für angewandte Kunst in 
Wien und die Akademien für Musik und dar­
stellende Kunst in Wien, Salzburg und Graz. 

Die Akademie der bildenden Künste erhielt 
mit dem Akademie-Organisationsgesetz schon 
im Jahre 1955 den Hochschulstatus mit Rek­
toratsverfassung. In rechtlich-organisatori­
scher Hinsicht sind die vier anderen Akade­
mien nom benadlteiligt. Sie werden von Prä­
sidenten geleitet, die vom Bundesminister für 
Unterricht ernannt werden, ihm unterstellt und 
weisungsgebunden sind. Den Lehrerkollegien 
fehlt der den Homschulen eigentümliche auto­
nome Wirkungsbereidl, und sie haben bisher 
nur beratende Funktion. 

Hohes Haus! Durch den zur Diskussion 
stehenden Entwurf soll die Umwandlung 
der Kunstakademien in Kunsthochschulen 
erfolgen. Damit wird die Äquivalenz von 
Kunst und Wissenschaft und das Wirken der 
Kunsthochschulen in Lehre und Forschung be­
statigt und diesen der volle Hochsd1ulrang 
verliehen. Auch auf dem Gebiete der Kunst 
kommt ja der Forschung besondere Bedeu­
tung zu. Wegen der bisherigen Rechtsunsi­
<herheit und des Fehlens von Studien- und 
Prüfungs ordnungen ließen sich manche Inter­
essenten vom Kunststudium abschrecken. Die 
Voraussetzung für diese Ordnungen und für 
ein Kunsthochs<hul-Studiengesetz ist das heute 
zu beschließende Kunsthochschul-Organisa­
tionsgesetz. 

Im Begutachtungsverfahren wurden einige 
Einwände insofern erhoben, als man sich 
fragte, ob man nicht mit diesem Gesetz warten 
sollte bis zur allgemeinen Hochschulreform. 
Die parlamentarische Hochschulreformkommis­
sion hat zwar beachtliche Fortschritte zu ver­
zeichnen, aber es wird doch noch eine geraume 
Zeit dauern, bis es beschlußreif ist, sodaß 
es notwendig erschien, dieses Kunsthochschul­
Organisationsgesetz vorzuziehen. 

Nun einiges zum Inhalt des Gesetzes. Es 
definiert den Charakter und regelt die Auf­
gaben und die Verwaltung der Kunsthoch­
schulen, das Aufsichtsrecht des Bundesmini­
sters für Unterricht, die Gliederung in Abtei­
lungen und die Rektoratsverfassung. 

Im Ausschuß wurde eine ganze Reihe von 
Änderungen beschlossen, die der Herr Be­
richterstatter schon zahlenmäßig angeführt hat. 
Freie Dienstposten von Hochschulprofessoren 
sind nach der Regierungsvorlage in der "Wie­
ner Zeitung" und in in- und ausländischen 
Zeitungen auszuschreiben. In der Regierungs­
vorlage war vorgesehen, daß für den letzteren 
Passus ein eigenes Bundesgesetz notwendig 
sei, der Ausschuß befand aber, daß man davon 
absehen könnte und die Ausschreibung auch 

ohne ein Gesetz sowohl in der "Wiener Zei­
tung" wie in in- und ausländischen Zeitungen 
zu erfolgen hätte. 

Beim Berufungsverfahren der Professoren 
sind bestimmte Nachweise zu erbringen. Auch 
hier haben wir für die pädagogische Eignung 
eine Änderung durchgeführt. Es ist nicht nur 
eine Probevorlesung abzuhalten, sondern es 
kommen zur Feststellung der pädagogischen 
Eignung insbesondere verschiedene Lehrver­
anstaltungen in Frage. Wir haben hiebei etwa 
an Seminare, Diskussionen und Demonstra­
tionen gedacht, die ja im modernen Hochschul­
bereich viel mehr zur Geltung kommen, als 
dies früher der Fall war. 

Der Ausschuß berücksichtigte die Wünsche 
der Kunsthochschulen, der Professoren und 
Studenten und auch Einwände des Verfas­
sungsdienstes gemäß Art. 18 Bundes-Verfas­
sungsgesetz hinsichtlich der näheren Deter­
minierung von Verordnungsermächtigungen 
bei Bestellung von künstlerischen und wissen­
schaftlichen Hilfskräften und nichtkünstleri­
schem und nichtwissenschaftlichern Personal. 
Hier wurde vom Ausschuß durch Hinzufügen 
eines Satzes auf das Interesse der Zweck­
mäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kosten­
ersparnis verwiesen, wenn das betreffende 
Abteilungskollegium nach seiner personellen 
Besetzung zur Durchführung solcher Bestel­
lungen geeignet ist. Wir sind der Ansicht, daß 
dem Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung 
durrn Hinzufügen dieses Satzes besonders 
Rechnung getragen wurde. 

Der im Gesetz vorgesehene Hochschulkon­
vent entsprirnt etwa den Studienkommissio­
nen, die wir schon in einigen besonderen Stu­
diengesetzen enthalten haben. Ich denke dabei 
an das technische Studiengesetz, an das Ge­
setz für die Hochschule für Bodenkultur und 
an das Gesetz für die Montanistische Hoch­
schule. In diesem Hochsrnulkonvent ist ebenso 
die Drittelparität von Professoren, anderen 
Lehrern und Studierenden vorgesehen. 

Die Bezeichnung "Kunsthochschule" scheint 
geeigneter zu sein als die bisherige Bezeirn­
nung "Akademie", weil verschiedene Lehr­
anstalten "Akademien" genannt werden und 
dadurch Mißverständnisse entstehen könnten. 

Bei den Disziplinarverfahren für Studenten, 
falls sie sich etwas zuschulden kommen ließen 
und das Verbot erhielten, die Hochschule zu 
betreten, haben wir auch eine Änderung be­
schlossen, wonach diese Disziplinarverfahren 
längstens binnen zwei Monaten abzuschließen 
sind. Dadurch kann ein solches Verfahren nicht 
unnötigerweise allzusehr in die Länge gezo­
gen werden. 

1041 
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Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
Das Gesamtkollegium besteht aus dem Rek­

tor, dem Stellvertreter, den Abteilungsleitern, 
den Vertretern der Lehrer und Vertretern der 
Studierenden. Da in der Regierungsvorlage 
für die Sitzungen kein Anwesenheitsquorum 
enthalten war, fügte der Ausschuß hinzu, daß 
für einen Beschluß die Anwesenheit minde­
stens der Hälfte der Mitglieder erforderlich 
ist. Die Annahme eines Antrages , erfolgt, wenn 
mehr als die Hälfte der anwesenden Mitglie­
der zustimmt. In besonderen Fällen, zum Bei­
spiel bei der Wahl des Rektors oder bei seiner 
Enthebung, ist die Zustimmung von drei Vier­
teln der in der Sitzung anwesenden Mitglieder 
erforderlich. 

Die Forderung, daß das Gesamtkollegium 
über die stichhältigen Gründe für das Fern­

Sie verbindet damit den Wunsch, daß einer~ 
seits künstlerische Werke mit hohem Niveau 
dargebracht und andererseits wie in der Ver­
gangenheit auch in der Gegenwart und Zu­
kunft Kunstwerke von unvergänglicher und 
bleibender Schönheit geschaffen werden 
mögen. Bei Vermittlung von echtem Kunst­
verständnis in allen Schulen bis zur Erwach­
senenbildung wird gegebene und hinzugewon­
nene Freizeit durch Kunstgenuß und. künstle­
rische Betätigung sinnvoll und wertvoll ge­
nützt. Sie sind Ausgleich zur täglichen Arbeit 
und vermögen Freude, Erholung und Erbau­
ung und bei persönlichen Schicksalsschlägen 
auch Trost zu vermitteln. Diese Ziele sollten 
auch mandle moderne Kunstschaffende beden­
ken. 

bleiben von der Sitzung und die Entschuld- Wir gratulieren den Rektoren, Professoren, 
barkeit zu entscheiden habe, wurde im Aus- Lehrern und Studierenden an den Kunsthoch­
schuß gestrichen. Es erschien uns nicht not- schulen, daß dieses Gesetz nun zum Beschluß 
wendig, denn bei erwachsenen Menschen setzt kommt, und wir verbinden damit den Wunsch. 
man voraus, daß ihre Entschuldigungsgründe daß sie ein frohes Schaffen und für alle Zeiten 
nur dem Rektor vorgebracht und von ihm viel Erfolg haben mögen. (Beifall bei der 
geprüft und anerkannt werden. tJVP.) 

Das Inkrafttreten des Gesetzes mit dem Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Schuljahr 1970/71 wurde auf 1. August 1970 Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
abgeändert, damit notwendige Vorarbeiten Dr. Stella Klein-Löw. Ich erteile es ihr, 
rechtzeitig erfolgen und das Gesetz zum Be­
ginn des neuen Schuljahres an allen Kunst­
hochschulen volle Gültigkeit haben kann. 

Hohes Hausl Wir sind der Auffassung, daß 
Osterreich seinen Kunsthochschulen gestei­
gerte Aufmerksamkeit zuwenden muß, wenn 
es seine Stellung als hervorragender Kultur­
staat behalten will. Dieses Anliegen hat über 
den geistigen und künstlerischen Bereich 
hinaus außerordentliche materielle Bedeutung 
für unser Land. Die gesteigerte Aufmerksam­
keit ist unter anderem auf die Tatsache zurück­
zuführen, daß die Familien, wie es beispiels­
weise auf dem Gebiete der Musikpflege der 
Fall ist, nicht mehr ihre frühere kulturelle 
Kraft besitzen. Es ist sehr bedauerlich, daß 
eine aktive Kulturbetätigung schon recht sel­
ten geworden und einer Passivität gewIchen 
ist. Gerade für die Kunstpflege wäre es aber 
so notwendig, daß sich mehr Menschen nicht 
nur passiv mit der Kunst beschäftigen. 

Es ist daher zweifellos eine Aufgabe unse­
res Staates, der Ausbildung der reichen Be­
gabungen in unserem Lande in gleicher Weise 
und in gleichem Ausmaß Interesse und Mittel 
zuzuwenden, wie dies in anderen Kulturstaa­
ten geschieht. Diese Aufgabe erfordert außer 
dem klugen Einsatz der bereitgestellten Mit­
tel eine wirkungsvolle Organisation der 
künstlerischen Bildungseinrichtungen. Diesem 
Zwecke dient das Kunsthochschul-Organisa­
tionsgesetz, dem meine Fraktion gerne ihre 
Zustimmung gibt. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw lSPO): 
Herr Präsident! Hohes Hausl Meine Damen 
und Herrenl Erlauben Sie mir, da meine Vor­
rednerin zum Gegenständlichen bereits SteI­
lung genommen hat, einiges zu prinzipiellen 
Fragen, die mit diesem Gesetz verbunden sind, 
zu sagen. Ich möchte nur noch einmal betonen, 
daß es sich hier um eine Neuregelung 
der Organisation der künstlerischen Horn.­
schulen handelt, wobei das Hochsdml-Organi­
sationsgesetz als Muster gilt. Es handelt sieb. 
hier besonders darum, daß der vorliegende Ge­
setzentwurf nun für weitere Akademien gilt: 
für die Akademie für angewandte Kunst in 
Wien, für die Akademie für Musik und diu­
stellende Kunst in Wien, für die Akademie für 
Musik und darstellende Kunst "Mozarteum" 
in Salzburg und für die Akademie für Musik 
und darstellende Kunst in Graz, während die 
Akademie der bildenden Künste bereits den 
Status der Hochschule hat und hier nicht ein-
geschlossen ist. 

Die Kunstakademien werden also in volle 
Hochschulen umgewandelt. Daß das wichtig 
und richtig ist, muß man wohl in Osterreich in 
unserer Zeit nicht betonen. Es ist· von zwei 
Gesichtspunkten aus wichtig: erstens, weil da­
durch die Bedeutung von Kunst und Musik 
gerade für Osterreich in unserem Lande und 
damit für die Welt klar kundgetan wird, und 
zweitens, weil wir glauben, daß die Bildung 
und Ausbildung des Nachwuchses von unge­
heurer Bedeutung ist. So groß die Tradition 
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auf diesen Gebieten sein mag, so kann man 
doch diese Tradition nicht aufrernterhalten, 
wenn man nirnt Neues aufnimmt, Neues 
srnafft und den Nachwuchs so bildet, ausbildet 
und fortbildet, daß er dann das, was früher 
die österreichische Kunst und Musik, ja die 
österreichisrne Auffassung von Kunst und Mu­
sik war, unserer Zeit anpaßt und in sie hin­
einwächst. 

Damit ist die Hebung des Ansehens und die 
Anerkennung des Grundsatzes der Gleichwer­

Wir werden selbstverständlich diesem Ge­
setz die Zustimmung geben, aus den Gründen, 
die ich vorher erwähnt habe, es tut uns aber 
leid, und wir kritisieren es, daß dieses so 
wichtige Gesetz nirnt in allen Einzelheiten und 
mit Einschluß der Parlamentarier beraten 
wurde. Gerade wegen der Gleichwertigkeit 
der Kunst und Wissenschaft hätten wir es 
gerne gehabt, daß bei diesem Gesetz wie bei 
anderen Hochschulgesetzen eine Enquete ein­
berufen worden wäre. 

tigkeit von Kunst und Wissenschaft besonders Wir erfahren aus der Beantwortung der An­
deutlich gemacht, wobei ich sagen muß: das frage meines Fraktionskollegen, des Abge­
ist keine österreidlische Erkenntnis, sondern ordneten Luptowits durch den Herrn Minister, 
eine Erkenntnis, die heute in keinem Kultur- daß es bei den Beratungen um die Erstellung 
land angezweifelt wird. Wenn man von science eines Diskussionsentwurfes ging mit dem Ziel 
and art, Kunst und Wissenschaft, als etwas I der Umwandlung der vier Kunstakademien in 
Gleichberechtigtem spricht, da muß das auch I volle Hochschulen. Wir wissen aus der Beant­
gesetzlich für die Kunst und Musik gelten - wortung dieser Anfrage, und wir haben es 
und das geschieht in diesem Gesetz. auch vorher gehört, daß diesen Beratungsgre-

Diese Gleichwertigkeit ist für uns selbst- mien zwei Präsidenten von Kunstakade­
verständlich. Sie ist selbstverständlich seit mien, ein weiterer Lehrer, ein Studentenver­
Jahrhunderten, indem wir die Wissenschafter treter und ein Beamter des Bundesministe­
und Künstler in die gleiche Linie, auf die riums für Unterricht angehört haben. Wir 
gleiche Ebene stellten und in beiden kreative, hören, da es siro um Beratungen handelte, die 
wichtige vorwärtstreibende Kräfte erkannt lediglich der Erstellung eines Diskussionsent-
haben und heute mehr denn je erkennen. wurfes gedient haben, daß keine Protokolle 

Das sind die ersten Feststellungen. existieren und auch keine an irgendweldle 
Stellen ausgesandt wurden. Daher wurden zum 

Kein Wunder, daß sich besonders die Stu­
dierenden und die Professoren an den Akade­
mien für dieses Gesetz eingesetzt haben. Es ist 
kein Wunder, daß die Osterreichische Hoch­
sChülerschaft und ihre Vertreter sich an die 
Abgeordneten gewandt und gebeten haben, 

Beispiel auch dem Professorenkollegium der 
Akademie der bildenedn Künste keine der­
artigen Protokolle übermittelt. Ich habe zitiert 
aus der Antwort des Herrn Bundesministers 
für Unterricht an den Abgeordneten Luptowits. 

daß mall dieses Gesetz verabschiede, weil es Die Regierungsvorlage ist von uns hier im 
unter Wahrung der den Kunsthochschulen Parlament einige Stunden beraten worden, 
eigenen speziellen Gegebenheiten endlich die wobei auch uns keine Ergebnisse, sondern nur 
Diskriminierung der Kunstakademien als die Begutachtungen und die Stellungnahmen 
11Halbhochschulen" , wie die HochschülersChaft I von Professoren und Fachleuten vorlagen, die 
sagt, beseitigt und ihnen jene Stellung zu- damit befaßt waren. 
weis~ und jene ~~chte und Pflichten, ~ie ihnen Gerade darin liegt das, was uns an dem Ge­
a~s Ihrer TradItl?n und Aufga~e mnerh~lb setz nicht gefällt. Wenn die Kollegin Dr. Bayer, 
emes modernen BIldungswesens mOsterrelch , meine Vorrednerin auf den Bericht des Unter­
zukommen müssen. richtsausschusses ~erwiesen hat und von 

Wenn die Hochsdlülerschaft betont, daß an- den Abänderungen gesprochen hat, so können 
gesichts der Reformbestrebungen im österrei- wir feststellen, daß in dem Bericht des Unter­
chischen Hochschulwesen es daher dringend richtsausschusses 34 Abänderungen angeführt 
erforderlich ist, daß auf die Kunstakademien werden. Es sind das Abänderungen, an denen 
nicht nur nicht vergessen wird, sondern daß alle drei Parteien beteiligt sind. Es hat noch 
sie sogar einer bevorzugten Behandlung durch viel mehr Vllünsche auf Abänderung dieses 
den Gesetzgeber unterzogen werden, so kön- Gesetzes gegeben, und zwar formale und sach­
nen wir sagen, wir tragen dem Rechnung und liehe Wünsche. Sie sind auch vorgebracht wor­
erkennen dies als richtig an. den. Einige nicht unwesentliche Wünsche 

Wenn nun je zt am Ende dieser Gesetzge- konnten berücksichtigt werden. Einiges, was 
bungsperiode d eses Gesetz noch beschlossen fast ungereimt und sicher unüberlegt war, ist 
wird, so freuen wir uns darüber. Wir freuen besser gemacht worden, aber dadurch ist das 
uns ehrlich, unß diese Freude wird im Sinne Gesetz noch lange nicht ein gutes Gesetz ge­
der Studenten und Professoren für die Kunst worden. Es kann nicht befriedigen - das sage 
und für unser Land nicht geringer, wenn wir I ich offen für meine Fraktion -, und wenn ich 
gleichzeitig auch Kritik üben. I trotzdem dazu spreche und ihm die Zustim-
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mung gebe, so sind es die Argumente der 
Studenten, der Professoren, so ist es das Ar­
gument, daß in der heutigen Zeit eben diese 
Äquivalenz von Kunst und Wissenschaft auch 
gesetzlich anerkannt werden muß, die uns 
dazu veranlassen. 

Ich fasse den Bericht des Unterrichts aus­
schusses selbst schon als eine Art Novellie­
rung eines Gesetzes, das noch nicht beschlos­
sen ist, auf. Es ist eigentlich eine merkwürdige 
Sache, daß wir ein Gesetz beschließen, das 
irgendwie in sich selbst schon eine Novelle 
des ursprünglichen enthält, aber es ist uns 
ganz klar, und das möchte ich hier betonen, 
daß es ein Gesetz auf kurze Sicht ist. Es wird 
bald Strukturschwächen klarwerden lassen 
und ist heute sdlOn in einigem überholt durch 
Erkenntnisse und Erfahrungen der letzten 
Jahre. 

-Wenn es hier heißt, -daß das Gesetz durch 
das Hochschul-Organisationsgesetz des Jahres 
1955 mitbestimmt ist, so muß man dazu eines 
sagen: Erstens, wenn es die primäre Alugabe 
der Kunsthochschulen ist, Maler, Bildhauer, 
Sänger, Solisten, Orchestermusiker auszubil­
den - und das geht eindeutig aus verschiede­
nen Stellungnahmen, aus dem Gesetz selbst 
hervor und ist unbestritten -, dann hätte man 
sich überlegen müssen, ob trotz und mit dem 
Hodlsdlul-Organisationsgesetz hier nicht neue 
Wege, neue Formen, neue Inhalte zu geben 
gewesen wären. Diese Kunsthochschule hat ja 
ähnliche Aufgaben wie zum Beispiel das Rein­
hardseminar, das Schauspieler ausbildet, 
Künstler auszubilden, zum Beispiel Musiker an 
Musikakademien. Hier besteht sdlon heute ein 
Misdlzustand. Es gibt an ihnen auch Kinder­
und Vorbereitungsklassen für diverse Instru­
mentalfächer. Die Studentengruppen, die dem 
Hodlschulstatus entsprechen, stellen eigentlich 
eine Minderheit dar. Nur in der Abteilung 
Schulmusik ist Voraussetzung für die Auf­
nahme die Matura. 

All das zeigt uns; daß es sich hier um eine 
besondere Sache handelt, die man behandeln 
muß, und dieser Besonderheit hätte viel stär­
ker Rechnung getragen werden müssen. 

Nicht ohne Berechtigung sagt der Verfas­
sungsdienst in seiner Stellungnahme, daß es 
besser wäre, die derzeitigen Kunstakademien 
in künstlerische Hochschulen einerseits und in 
Kunsthochschulen mittleren Ranges anderer­
seits umzuwandeln. Aber auch ein solcher 
Teilungsversuch wurde einmal vorgenommen. 
Ich glaube, es war vom Jahre 1924 bis zum 
Jahre 1931. In dieser Zeit hatte die Wiener 
Musikakademie bereits Hodlschulrang, wobei 
diese HochsdlUlabteilung neben der einem 
Konservatorium gleidlstehenden Akademie 
existierte. 

1931 wurde im Hinblick auf die zentralen 
Aufgaben der Kunstausbildung die hochschul­
mäßige Institution wieder aufgelassen, und 
zwar in Form einer Aufgliederung in versdlie­
dene Meisterklassen. Diese Aufgliederung in 
Meisterklassen stellte die praktische Ausbil­
dung wieder in den Vordergrund. Mit Recht! 

Der vorliegende Entwurf aber scheidet nicht 
- wie die beiden Wiener Professoren Schenk 
und Graf in ihren Stellungnahmen feststellen 
- die praktische Ausbildung von Musikern 
und Musiklehrern für die Schulen. 

Die Folgen einer so generellen Gleichstel­
lung mit der wissenschaftlichen Hochschule 
können folgende sein: In den zukünftigen 
Studiengesetzen wird den jetzigen Kunstaka­
demien folgerichtig audl der generelle Gradu­
ierungsanspruch wohl eingeräumt werden 
müssen. Die Studiengesetze sind noch nicht da. 
Ich habe im Ausschuß die Frage gestellt, wie 
es um die Graduierung steht, und ich muß 
sagen, sie ist nicht so beantwortet worden, 
daß· ich davon befriedigt sein konnte. 

Es besteht außerdem die Gefahr, daß die 
theoretische Ausbildung bei einer solchen Ent­
wicklung auf Kosten der praktischen Ausbil­
dung ein Übergewicht bekommt. Und das 
würde nicht der Erfolg sein, den wir wollen. 

Die Wiener Professoren Schenk und Graf 
und auch Professor Weiss vom Konservato­
-rium haben in ihren Stellungnahmen das viel 
deutlicher zum Ausdruck. gebracht, als ich es 
'in der kurzen Zeit sagen kann. 

Selbstverständlich sind Kunst und Wissen­
schaft "äquivalente Erscheinungsformen des 
geistigen Lebens", heißt es in den Erläutern­
den Bemerkungen. Das sagt aber nicht, wie 
die Wiener Professorin Margarete Dietrich in 
ihrer Stellungnahme ausführt, daß diese 
Gleichwertigkeit eine Gleichheit sein soll. Die 
Gleichwertigkeit liegt darin, daß Kunst und 
Wissenschaft auf verschiedenen Gebieten -
gleichwertig sind, aber ja nicht gleichgezogen 
werden sollen. 

Professor Erwin Weiss betont in seiner Stel­
lungnahme, daß die Wesensunterschiede zwi­
schen Wissenschaft und Kunst so erheblich 
sind, daß eine einfache Ubertragung der Orga­
nisation nicht gerade das Richtige ist. 

Wenn nun der vorliegende Gesetzentwurf 
nicht dazu angetan ist, die Erwartungen zu 
erfüllen, weil wir meinen, daß es noch viele 
offene Fragen gibt, die ich bis jetzt genannt 
habe, so kommt noch dazu, daß aus verschie­
denen Formulierungen hervorgeht, daß hier 
zwar Bedacht darauf genommen wird, die 
äußere Form zu ändern, daß aber der Inhalt 
der gleiche sein soll, wie er es bisher war. Die 
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Erhebung zur Hochschule müßte aber gleich­
zeitig der Anlaß sein, den derzeitigen Misch­
zustand der Akademien zu beseitigen, und 
nicht etwa, ihn zu verewigen. 

Man hätte sich überlegen müssen, ob man 
nicht die zwei Bereiche - einen Hochschul­
bereich und einen Bereich einer höheren Fach­
schule - unterscheiden und schaffen sollte, 
und ob man nicht eine differenziertere Lösung, 
gerade für die Förderung des Nachwuchses, 
gerade für die Förderung der Kunst, hätte vor­
schlagen können. 

Außerdem müssen wir noch etwas sagen: 
Zum Beispiel gibt es andere Voraussetzungen 
für die Musik und die darstellende Kunst be­
ziehungsweise für die angewandte Kunst. 
Denken Sie doch nur an das Alter der Studie­
renden. Ein ganz junger Bursch, ein junges 
Mädel kann schon beginnen, Musik zu studie­
ren; ganz anders ist es bei den Kunstakade­
mien. Aber auch dem wurde keine Rechnung 
getragen. Kollege Luptowits hat im Ausschuß 
dazu sehr ausführlich gesprochen. 

Die Frage der Graduierung, auf die ich be­
reits zu sprechen kam, ist - wie gesagt -
gar nicht klar. Ein Studiengesetz liegt nicht 
vor. Welche Vorstellungen hat man hier? 
Hier kann man nicht einfach das Hochschul-

werden können. Auch das ist eine ernste 
Kritik. 

Nur ein Beispiel: Wenn hier von Assisten­
ten gesprochen wird, die Aufgaben zugeteilt 
bekommen, über die sie längst, längst hinaus­
gewachsen sind, so hätte man auch in diesem 
Punkt - und der könnte für viele andere ste­
hen - ganz anders und viel moderner vor­
gehen können. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung. Anfangs 
hieß es, die Umwandlung der Akademien 
würde 14 Millionen Schilling kosten; die letzte 
Berechnung ergibt 200.000 S. Jetzt fragen wir 
- wenn ein Gesetz vorbereitet wird -: Wie 
genau kann dieses Gesetz vorbereitet worden 
sein, daß die Parlamentarier auch sicher sein 
können, ob bei den 14 Millionen Schilling der 
ersten Schätzung und den 200.000 S der letzten 
Schätzung wirklich berechtigte und richtige 
Uberlegungen vorliegen? 

Das Gesetz wird beschlossen werden. Wir 
werden ihm die Zustimmung geben. Also Kri­
tik - und doch Zustimmung! 

Ich möchte meine Rede nicht beenden, ohne 
den Studierenden Glück zu wünschen, die auf 
Grund dieses Gesetzes versuchen werden, ihr 
Leben, ihr Schaffen anders zu gestalten, es der 
Zeit anzupassen. Wir wünschen vollen Erfolg 

Organisations gesetz heranziehen. All das - den Lernenden wie den Lehrenden. Wir wün-
die Fächer und die Fachgruppen - müßten schen allen Erfolg, weil dieser Erfolg unserem 
einer näheren Betrachtung unterzogen werden. Lande und in weiterer Sicht der Kunst und 

Wir sind im Jahre 1970 wohl erst am Be- auch der Wissenschaft gilt, denn ohne Kunst, 
ginn - aber es ist immerhin schon 1910! Seit nur mit Wissenschaft, kann das Leben keines 
1955, seit dem Bestehen des Hochschul-Organi- Landes bestehen. 
sationsgesetzes ist vieles anders geworden. i Bei Berücksichtigung aller Bedenken, die ich 

Wenn aus dem Begutachtungsverfahren her- : vorgebracht habe, werden wir also sagen: 
vorgeht - und darüber hat bereits Frau Dok- , Wir hoffen, daß dieses Gesetz im Rahmen der 
tor Bayer gesprochen -, daß von verschiede- : Hochschulreform bald weiterentwickelt wird. 
nen Seiten die Regierungsvorlage deswegen Es hätte ein Pioniergesetz sein können, ist 
kritisiert wurde, weil die Ubernahme einiger aber keines geworden. Aber es wird umge­
weniger und nicht sehr wesentlicher Bera-; wandelt und modernisiert werden. 
tungsergebnisse der parlamentarischen Hoch-! Nachdem ich zu diesem Gesetz gesprochen 
sC~1Ulkommis~ion als "Präjudizierung" für die 1

1 

und in dieser Rede meine Stellungnahme, die 
wIssenschaftlIchen Hochschulen aufgefaßt Stellungnahme der Fraktion und die Zustim­
wird, so möchte ich sagen, daß eine solche 'mung vorweggenommen habe, erlauben Sie 
Präjudizierung tatsächlich entstehen könnte, 1 mir, daß ich am Ende meiner parlamentari­
aber nicht durch zu fortschrittliche Lösungen, I schen Tätigkeit folgendes sage i es ist eben so, 
sondern dadurch, daß im Jahre 1970 ein Hoch- daß diese Rede meine letzte Rede im Parla­
schulgesetz beschlossen wird, das im wesent- ment, in diesem Hohen Hause ist. 
lichen die überholte und zum Teil durch die 
Praxis und Erfahrung unbrauchbar gewordene 
Struktur des bisherigen Hochschul-Organisa­
tionsgesetzes übernimmt. Hier hätte das Unter­
richtsministerium die Möglichkeit gehabt, ein 
modernes Gesetz auszuarbeiten. Wir hätten 
gerne mitgetan. Wir hätten es auch erwartet, 
daß wir mittun können. Durch die sich schnell 
bewegende Zeit hätte gerade auf diesem Ge­
biet durch ein Gesetz vieles neu geschaffen 

Wie sagte unser verstorbener Freund Peter 
Strass er einmal? "Soll ich in der Anrede ,Ho­
hes Haus!' oder ,Leeres Haus!' sagen?" Dies­
mal kann ich es nicht einmal sagen, denn es 
ist ein halbvolles Haus. (Abg. Dr. G r u b er, 
auf die SPtJ-Seite zeigend: Sie müssen da hin­
überschauen!) 

Da diese Rede in diesem Hohen Haus meine 
letzte Rede ist, erlauben Sie mir einen RücX-
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blick, der ganz kurz ist. Ich habe meine Tätig­
keit hier mit einer Rede über die Jugendkrimi­
nalität begonnen. Ich habe mich damals mit 
einem Problem besdläftigt, das die Welt noch 
heute erschüttert. 

Ich habe meine Tätigkeit als Professorin in 
einer Klasse begonnen, in der es einen Pro­
blemschüler gab. Er war eine Niete in Latein 
und Deutsch, in den Gegenständen, die ich 
unterrichtet habe. Ich hätte ihm ein Nichtge­
nügend geben müssen. Aber ich hörte ihm zu, 
wie er Geige spielte, und gab ihm ein Genü­
gend, denn das Geigenspielen war sehr gut. 
Das war Kunst. Daher fand ich, daß die Wis­
senschaft ein Genügend verträgt. Dieser Mann 
ist heute ein weltbekannter Virtuose. 

Ich habe also sozusagen meine Schultätig­
Jt:eit, die ich hier anführen kann, weil ich 
gleichzeitig mit dem Parlament auch in meiner 
Tätigkeit als Direktorin und Professorin in 
den Ruhestand getreten bin oder trete, mit 
einer Problemstellung begonnen, nämlich mit 
deI' Problemstellung: was gilt mehr, die soge­
nannte objektive Gerechtigkeit oder das Ge­
remtwerden dem Menschen? Ich habe mich 
für das Gerechtwerden dem Menschen gegen­
über entschieden. (Beifall bei der SPO.) 

Meine letzte Rede gilt einem Problemgesetz. 
Ich sage ganz offen, im persönlich habe mir 
sehr überlegt, ob ich zu diesem Gesetz spre­
chen soll. Und wir haben uns überlegt, ob wir 
einem Gesetz, das so viele Schwächen auf­
weist, jetzt die Zustimmung geben sollen oder 
ob wir sagen sollen, prüfen wir weiter, 
schauen wir, ob nicht etwas Besseres kommt. 

Ich habe zu sehr vielen Bestimmungen nein 
sagen müssen. Meine Fraktion - idl denke 
nur an die Ausführungen der Kollegen Gratz, 
Luptowits, Firnberg im Ausschuß - war sehr 
kritisch. Trotzdem sagen wir ja zu diesem Ge­
setz, vielleicht aus derselben Einstellung her­
aus, die ich jenem Problemschüler gegenüber 
hatte. 

Hier gilt es Künstlern Mut zu machen, jun­
gen Menschen zu zeigen, daß man von vielem 
absehen kann um des Ganzen willen, auch 
wenn wir der Meinung sind, daß das Ministe­
rium in vielem auch bei diesem Gesetz ver­
sagt hat. Hier gilt es, der Kunst das Wort zu 
spredlen, den jungen Menschen zu helfen und 
den Professoren den Mut zu geben, Begabun-
gen zu fördern. . 

So möcllte ich zum letzten Mal auf diesem 
Boden sagen: Ich glaube, es besteht ein Zu­
sammenhang zwischen dem Gerechtsein einem 
Menschen gegenüber, einem, der dann später 
ein großer Künstler wurde und ist, und dem 
Problem, Menschen gerernt zu werden, die um 
den Ausdruck ringen, die sich bemühen, das, 

was ihnen große Musiker gegeben haben, in 
ihrem besonderen Stil uns zu geben, die sich 
bemühen, die Zeit, die uns unklar ist, in be­
sonderen Formen darzustellen und zu bilden. 
Allen diesen Menschen wollen wir gerecht 
werden und ihre Bemühungen anerkennen. 
Darum geht es. Und diese!l Bemühungen gilt 
unser "Ja", das wir dem vorliegenden Gesetz 
geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundesmini­
ster für Unterricht Dr. Mock. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Motk: 
Herr Präsident I Hohes Haus' Mit der Beschluß­
fassung über das Kunsthochschul-Organisa­
tionsgesetz wird meiner Auffassung nach eine 
Entwicklung weitgehend zu Ende geführt, die 
im vorigen und vorvorigen Jahrhundert ihren 
Anfang in Form von Sing- und Kunstgewerbe­
schulen genommen hat. 

Dieses Gesetz ist für mich ein besonderes 
Beispiel einer in der Vorbereitungsphase 
glücklichen Zusammenarbeit zwischen den zu­
ständigen Verwaltungsbehörden und den 
interessierten Gruppen akademischer Lehrer, 
Studenten und Vertreter des Mittelbaues. In 
vielen Sitzungen wurde eine einheitliche Auf­
fassung über die Form und den Inhalt dieses 
Gesetzes gefunden. Die Tatsache, daß sich 
bereits im Unterrichtsaussclluß die Vertreter 
aller drei im Hohen Haus vertretenen Parteien 
grundsätzlich zu diesem Gesetz bekannt und 
die Zustimmung gegeben haben, ist auch ein 
Hinweis darauf, daß dieses Gesetz im wesent­
lichen als echter Fortschritt betrachtet wird. 

Ich glaube, es hätte auch nicht verantwortet 
werden können, gerade gegenüber den Leh­
renden und Lernenden an Kunstakademien, 
die Beschlußfassung dieses Gesetzes oder die 
Ausarbeitung eines anderen Entwurfes noch 
länger hinauszuschieben. Ich erinnere mich 
daran, daß bereits vor zehn Jahren, als ich 
als Beamter im Bundesministerium für Unter­
richt meine Arbeit aufgenommen habe, dieses 
Problem virulent war. Man hat auch in den 
folgenden Jahren immer wieder nach besse­
ren Entwürfen und besseren Lösungen gesucht. 
Das hat eben das Ergebnis mit sich gebracht, 
daß es zu keiner Beschlußfassung gekommen 
ist. Bei dem derzeitigen Stand der Diskussion 
und der Uberlegungen hätte es aber nicht ver­
antwortet werden können, im Hinblick auf 
eine mögliche weitere Verbesserung dieses 
Kunsthochschul-Organisationsgesetzes die Be­
handlung dieser Materie noch weiter hinaus­
zuschieben. 

Dieses Gesetz ist meiner Auffassung nach 
aber auch der Ausdruck einer Entwicklung, 
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Baadesminister Dr. Moek 
die in den Kunstakademien sowohl auf dem 
Gebiete der künstlerisdlen Lehre als auch auf 
dem der künstlerischen Forschung qualitäts­
mäßig immer mehr nach oben geführt hat. Die 
Anerkennung, die die österreichische Kunst 
und Kultur im Ausland findet und die sehr oft 
ihre Quellen an unseren Kunstschulen und 
jetzigen Kunsthochschulen hat, ist für mich 
gleidlfalls ein Beweis dafür. 

einer Novelle zum Hochsdlul-Organisations­
gesetz im Bundesministerium für Unterridlt 
aufgenommen worden sind, und zwar auf 
Basis der Beratungen und Uberlegungen der 
parlamentarisdlen HochsdlUlkommission. Die 
widltigsten Themen, die im Rahmen der Aus­
arbeitung der Novelle derzeit behandelt wer­
den, sind die Neugliederung der Fakultäten 
und die Einführung eines gemäßigten Depart­
mentsystems, das bekannte Thema der Um­
benennung der Fachhochschulen in Universi­
täten, die Institutsreform, nämlich die Zusam­
menfassung von Parallelinstituten und abge­
spaltener Teilgebiete, weiters die fakultative 
Aufnahme von Studenten und Assistenten als 
Vollmitglieder in die verschiedenen Kommis­
sionen, die Neuordnung des Berufungsverfah­
rens, die Neuordnung des Habilitationsver­
fahrens, vor allem audl die Rationalisierung 
der HodlsdlUlverwaltung, die auch in der Pra­
xis seilon in Angriff genommen worden ist, 
insbesondere der Hochschulgebarung durch 
Umstellung auf EDV -Anlagen, und die Erlas­
sung von Ordnungs vorschriften beziehungs­
weise die Neuregelung des bisherigen Diszi­
plinarrechtes. 

Es ist dies aum, wenn im so sagen kann, 
die Sanierung eines Zustandes, wo den Kunst­
akademien gewisse Rechte oder Elemente aus 
der Hodlschulverfassung de facto gewährt 
wurden, die ihnen rechtlich nicht zugestanden 
wären. wo sie audl nicht immer die 
gewünschte Möglidlkeit gehabt haben, alle 
diese Elemente, wie zum Beispiel die Autono­
mie, voll auszufüllen, weil entweder die kolle­
giale Besdllußfassung nirnt vorhanden war 
oder weil andere Voraussetzungen gefehlt 
haben. Es ist dies eine Sanierung des Zustan­
des, wo die Akademien nodl keine Hom­
schulen waren, aber in anderen Gesetzen als 
Hochschulen behandelt worden sind. Ich denke 
nur an das Ziviltedlnikergesetz, an das Hodl­
schülerschaftsgesetz, an das Gesetz über die 
Studienrichtungen an technischen Hochschulen 
und an das Studienbeihilfengesetz. Ich glaube, daß im Zeitpunkt einer Besdl.luß-

. ... . . fassung über diesen Themenkreis natürlidl. 
. Es Ist das f~~ muh - und Ich ~laube, das l~t I dann auch die derzeitigen Kunsthodl.schulen 

em sehr posltIver Faktor - dIe Unterstr~l- von dieser Neustrukturierung erfaßt werden. 
~ung de~ Tatsache, ~aß heute ~chon allge~em . Ich glaube aber, daß auch die Tatsache, daß 
dIe .AqUlvalenz zWlsrnen wlsse~schaft.hcher man diese Elemente nodl nicht eingebaut 
Lehre und Forsdl.ung und kunstlenscher hatte, kein Grund gewesen wäre, die Be­
~ehre. und Forschung ~urdlaus anerka~nt schluß fassung über die Umwandlung der Aka-
1st. Dle Tatsache, daß dIeses Gesetz gleldl- demien in Kunsthodlschulen weiter aufzu­
zeitig Anlaß war, auf Grund der Diskussionen schieben. 
über die Hochschulreform und insbesondere 
der Uberlegungen der parlamentarisdl.en 
Hochschulreformkommission hier Reformele­
mente einzubauen, ist gleichfalls, glaube ich, 
ein sehr positiver Faktor dieses Gesetzes. Ob 
es sich darum handelt - beispielsweise er­
wähnt -, daß zum ersten Mal gesetzlich die 
Teilnahme der Studenten und Vertreter des 
akademisdlen Mittelbaues bei einer kollegia­
len Beschlußfassung festgelegt ist, ist ebenso 
wie die Aussdueibung der vakant geworde­
nen Dienstposten oder auch die längere Amts­
zeit der verschiedenen Amtsträger eine solche 
Neuerung. 

Es wird sicherlidl notwendig sein, bei dieser 
Anpassung der Struktur der Akademien an 
die gegenwärtige Hochschulorganisation, im 
Zeitpunkt der generellen Strukturreform für 
alle unsere Universitäten und Hochsdlulen 
auch dann an den Akademien diese Struktur­
reform durchzuführen und damit die volle 
Gleidlstellung zu ermöglichen. 

leb darf bei dieser Gelegenheit das Hohe 
Haus davon informieren, daß die Arbeiten an 

Idl bin überzeugt, daß dieses Gesetz nicht 
nur eine Anerkennung dessen ist, was an 
den Kunstakademien bisher geleistet wurde, 
sondern auch eine bessere Basis abgibt für 
die Ausbildung des künstlerischen Nachwuch­
ses und für ein verstärktes Ausstrahlungs­
vermögen unserer Kunsthochschulen, nicht nur 
innerhalb unseres Landes, sondern auch über 
die Grenzen Osterreichs hinaus. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort hat sidl niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Gesetz­
entwurf mit den vom Ausschuß beschlossenen 
Abänderungen in z w e i t e rund d r i t t e r 
Lesung ein s tim m i g zum B e s chI u ß er­
hoben. 
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3. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1486 der Beila­
gen): Bundesgesetz über die Gründung der 
Homschule fUr Bildungswissenschaften in Kla-

geniurt (1492 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. \tValdbrunner: Wir kom­
men zum 3. Punkt der Tagesordnung: Grün­
dung der Hochschule für Bildungswissenschaf­
ten in Klagenfurt. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gug­
genberger. Ich bitte um den Bericht. 

BerimterstaUer Guggenberger: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich habe namens des Unter­
richtsausschusses über die Gründung der Hoch­
schule für Bildungswissenschaften in Klagen­
furt zu berichten. 

Die Bundesregierung hat am 19. Dezember 
1969 im Nationalrat den genannten Gesetz­
entwurf eingebracht, durch welchen für die 
Gründung einer Hochschule für Bildungswis­
senschaften in Klagenfurt die Rechtsgrund­
lagen geschaffen werden sollen. Die Erläu­
ternden Bemerkungen der Regierungsvorlage 
enthalten eine ausführliche Darstellung der 
Entwicklungsgeschichte dieses Projektes. Der 
Gesetzentwurf enthält auch die Voraussetzung 
für den von der Stadt Klagenfurt und dem 
Bundesland Kärnten in Aussicht gestellten 
finanziellen Beitrag. Die Kosten der Errich­
tung der Hochschule werden vorn Klagenfur­
ter Hochschulfonds zu tragen sein und unter 
Zugrundelegung der derzeitigen Baukosten 
auf etwa 150 Millionen Schilling geschätzt. 
Auch die Kostenberechnung ist in den Erläu­
ternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage 
näher ausgeführt. 

Der Unterrichtsausschuß hat diesen Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 13. Jänner 1910 
der Vorberatung unterzogen. Dieser Sitzung 
wohnte auch Bundesminister für Unterricht 
Dr. Mock bei. In der Debatte ergriffen außer 
dem Berichterstatter und dem Ausschuß­
obmanp die Abgeordneten Luptowits, Kulha­
nek, Dr. Scrinzi, Gratz und Lukas sowie Bun­
desminister Dr. Mock das Wort. 

Von den Abgeordneten Luptowits, Guggen­
berger, Dr. Scrinzi und Genossen wurde ein 
Abänderungsantrag zum § 1 Abs. 4 einge­
bracht, durch welchen noch besser als durch 
den Text der Regierungsvorlage zum Aus­

Weiters bradlten die Abgeordneten Guggen­
berger, Luptowits, Dr. Scrinzi und Genossen 
Abänderungsanträge zum § 2 Abs. 1 und § 11 
Abs. 2 ein, die eine Erhöhung der Zahl der 
Beiratsmitglieder von fünf auf acht, eine Er­
setzung des Ausdruckes "akademischer Mittel­
bau" sowie die Einbeziehung des Klagenfurter 
Hochschulfonds in die vom Bundesminister 
für Unterricht vor Ernennung der Mitglieder 
des Gründungsausschusses anzuhörenden Stel­
len zum Inhalt haben. 

Durch einen we.iteren Abänderungsantrag 
der genannten Abgeordneten zum § 5 Abs. 6 
soll verfassungsrechtlichen Bedenken Rech­
nung getragen werden. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung der erwähnten 
Abänderungsanträge mit Stimmenmehrheit .an­
genommen. 

Ich habe zu meinem schriftlichen Bericht 
noch folgende geringfügige Beridltigung vor­
zubringen: 

In Z. 2 der erwähnten Abänderungen.. sind 
die vom Unterrichtsaussdluß vorgeschlagenen· 
Abänderungen zu § 2 Abs. 1 der Regierungs­
vorlage angeführt. Diese betreffen aber nicht: 
den ersten und zweiten Satz dieses Absatzes, 
wie es im. hektographierten Ausschußberidlt 
irrtümlich heißt, sondern den zweiten und drit-· 
ten Satz. 

In den von der Staatsdruckerei ausged.ruckc 

ten Exemplaren des Ausschußberichtes wird 
diese Berichtigung bereits vorgenommen sein. 

Der Unterrichtsausschuß stellt den . A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von dei 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(1486 der Beilagen) mit den dem Ausschuß­
bericht angeschlossenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls W ortmeidungen vorliegen, beantrage 
ich Abführung von. General- und Spezial-· 
debatte unter einem. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Einwand. 
Dann gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Deutschmann. Ich erteile es ihm. 

druck gebracht werden soll, daß der Hoch- Abgeordneter Deutscbmann (OVP): Herr 
sdlule nicht nur die Einrichtung von Diplom- Präsident I Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
studien auf dem Gebiete der im Absatz 2 Damen und Herren! Jedermann wird verste­
erläuterten Bildungswissenschaften, sondern hen, daß wir Kärntner Abgeordnete in dieser 
audl die Einrichtung von Diplomstudien zur Stunde Freude und Stolz empfinden. Es ist 
Heranziehung von Lehrern an höheren Schu- nun so weit, daß wir heute den Beschluß über 
len, und zwar unter besonderer Berück.sichti- das Bundesgesetz zur Gründung der Hoch­
gung moderner bildungswissenschaftlicher Er- schule für Bildungswissenschaften in Klagen-
kenntnisse, obliegt. ! furt fassen werden. 
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Deutschmann 
Die Bestrebungen zur Errichtung einer Hoch­

schule in Kärnten gehen sehr weit zurück.. Ich 
möchte erst mit dem Jahre 1964 beginnen. 
Damals wurde der Kärntner Universitätsbund 
konstituiert, der die Aufgabe übernahm, alle 
Vorarbeiten für die Realisierung dieses Pro­
jektes zu leisten. Ich glaube, es soll auch die 
Aufgabe dieses Hauses sein, dem Kärntner 
Universitätsbund, der diese Vorarbeiten ge­
leistet hat, Dank und Anerkennung auszu­
sprechen. 

wurde auf den Hodlsdmlen, unter den Studen­
ten, aber auch in aller OffentIidlkeit sehr rege 
diskutiert und - audl das möchte idl nicht 
verschweigen - mit so mancher Kritik be­
dacht. 

Die unzähligen Zeitungsmeldungen haben 
auch dazu beigetragen,· daß dieses Projekt in 
der OffentIichkeit vorübergehend keinen be­
sonderen Anklang gefunden hat. Ich habe mir 
die Mühe gemacht, einige dieser Zeitungs­
meldungen hervorzuholen. Ich möchte nur 

Wohl war damals über eine Hochschule für ganz kurz zitieren. Man sdlrieb: "Dem Lind­
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften gespro- wurm eine Hochsdmle? - Das umstrittene 
ehen worden, und ich weiß, daß sehr oft in, Projekt einer bildungswissenschaftlidlen 
der Diskussion zu diesem Problem die Frage Hodlschule in Klagenfurt." 
aufgeworfen wurde: Wissen denn die Kärnt­
ner überhaupt, was sie wollen? 

Etwas Positives: "Bildungsplanung statt 
Fortwursteln - Reformhodlschule Klagen­

Ich möchte auch gleich begründen, warum I furt: Chance für Osterreich." 
man von dies:.m Pr~je~t abgekommen ist. Dann in weiterer Folge: "Klagenfurt sucht 
Nachdem das osterreldllsche Parlament am I neuen Hochsdmlweg" Wozu Klagenfurt?" 
15. Juli 1966 das Allgemeine Hochschul-Stu- und so weiter. . '" 
diengesetz und auch das Gesetz über die, 
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Stu- i Aber wir können heute feststellen, daß, ob­
dienrichtungen verabschiedet hatte, wurde wohl in manchen Kreisen damals die Meinung 
dies deshalb nidIt weiterverfolgt, weil die vertreten worden ist, daß es noch ein sehr 
Studienrichtungen der Sozial- und Wirtschafts- weiter Weg sein wird, und trotz der wider­
wissenschaften mit diesem Gesetz an den sprüchlichen Widerstände immer mehr und 
Hochschulen in Linz, Graz, Wien und Inns- mehr positive Stimmen kamen, die das Pro­
bru<k eingerichtet wurden. Somit war ein Be- jekt bejahten. 
darf an weiteren Ausbildungsanstalten tür Sehr erfreulidI - das möchte ich ganz be­
sozial- und wirtschaftswissenschaftliehe Fächer sonders betonen - war, daß der Verband der 
in Osterreich nicht mehr gegeben. österreichisdlen Hochschulprofessoren zu die­

So kam es eben dazu, daß das Klagenfurter 
Projekt vom Bundesministerium für Unterricht 
nicht mehr weiterverfolgt wurde. Die Bera­
tungen hierüber kamen zum Stillstand. Erst 
nach dem Entschließungsantrag der Kärntner 
Abgeordneten hier im Hohen Hause im Jahre 
1966 konnte der Wunsch nach Errichtung einer 
HoChschule in Klagenfurt wiederum belebt 
werden. 

Der Entschließungsantrag, der vom Hohen 
Haus einstimmig angenommen wurde, hatte 
auch einen Bericht zur Folge, den wir ja 
damals hier im Hohen Haus behandelt haben. 

ser Hochschule Klagenfurt ein Ja ausgespro­
chen hat. 

So kam es dann zum 1. Oktober 1969, an 
dem der Bund, das Land und die autonome 
Stadt Klagenfurt unter dem Vorsitz des Herrn 
Unterrichtsministers Dr. Mo<k zu Verhandlun­
gen zusammengetreten sind. Bei dieser Zu­
sammenkunft wurde über die Finanzierung des 
Hochschulprojektes Einigung erzielt. Demzu­
folge leisten das Land Kärnten und die Stadt 
Klagenfurt mit je 75 Millionen Schilling der 
Klagenfurter Universität eine kräftige Ge­
burtshilfe. Ich möchte deshalb audI dem Land 

In diesem Bericht wurde erstmals das Pro- I Kärnten und der Stadt Klagenfurt den Dank 
jekt einer Hochschule für Bildungswissen- I aussprechen .. :Oer Bund wird für die Personal­
schaften erwähnt. Das Bundesministerium für kosten und fur den Sachaufwand aufkommen. 
Unterricht beauftragte deshalb eine Arbeits- IdI mödIte aber auch erwähnen, daß der 
gruppe von Experten aus verschiedenen Zwei- Bundesminister für Finanzen, Herr Professor 
gen des Bildungswesens mit der Ausarbeitung Dr. Koren, zu dieser Einigung wesentlich bei-
eines Konzepts. getragen hat. 

Es ist mir aber vollkommen klar, daß auch Herr Bundesminister Dr. Mo<k verspradI bei 
die Schulreform, die zeitweise auch bei uns den Verhandlungen, alles zu unternehmen, 
in Osterreich sehr vehement diskutiert wurde, damit die Gründung der HodlsdIule in Klagen­
dazu beigetragen hat, daß die Kärntner HodI- furt noch in dieser Legislaturperiode im Par­
schulpläne wieder Beachtung gefunden haben. lament behandelt wird. 

Der Vorschlag, in Klagenfurt eine HodI- Wir können also heute feststellen, daß, ob-
schule für Bildungswissenschaften zu erridlten, wohl in manchen Kreisen Zweifel an diesem 
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DeatsehmalUl 
In den Diskussionen um die Bildungsreform 

kam man auch zur Erkenntnis, daß die gegen­
wärtige Schulausbildung nicht mehr ausreicht 
und daher das Schulwesen neu zu formen sei. 

Verspred1en laut wurden - ich mödlte spe­
ziell auf Kärnten hinweisen -, die Oster­
teichische Volkspartei hält, was sie verspricht. 
Ich mödüe daher im Namen aller Kärntner 
Herrn Bundesminister Dr. Mode. für sein kon­
sequentes Bemühen um die Realisierung die­
ses HochsdlUlprojektes danken. 

Daß sich Reformen aber nur Schritt für 
Schritt vollziehen lassen und keineswegs alles 
Alte über Bord geworfen werden kann, bedarf 

Ich würde aber dem Sachverhalt nicht wohl keiner weiteren Begründung. 
gerecht werden, wenn ich in diesem Zusam­
menhang nicht auf die entscheidende Weichen­
stellung in dieser positiven Entwicklung durch 
den Unterrichtsminister Dr. Piffl-Percevic mit 
Nachdruck hinwiese. Ihm gebührt ebenso un­
eingeschränkt der Dank aller Kärntner. 

Unterrichtsminister Dr. Mock hat in diesem 
Zusammenhang einmal von einem "Baukasten­
system" gesprodlen, das erlaubt, veral­
tete Teile auszuwedlseln und die bestehenden 
Strukturen flexibel den neuen Gegebenheiten 
anzupassen. Wo aber soll die Forschung und 

Im Jahre 1968 konnte Unterrichtsminister Entwicklung' einschließlich der notwendigen 
Dr. Piffl Akademisdlen Rat ein Projekt Versuchsarbeit ausgeführt werden, wenn nidlt 
für die Errichtung einer Hochschule für Bil- i~ dieser Hochs~ule, die Gegenstand .der Re­
dungswissenschaften vorlegen, die sich der glerungs:,orlage 1st? D~shalb glaube .~ch, daß 
speziellen bildungswissenschaftlichen For- gerade dIe Hochsdlule In Klagenfu.~t fur unser 
schung und der zusätzlichen Ausbildung von I V~terland große Aufgaben zu erfullen haben 
Lehrern widmen sollte. Dies war die entsdlei- WIrd. 
dende Weichenstellung durch Minister Doktor Man spricht jetzt allgemein von einer Wis-
Piffl, sensexplosion, die uns zwingt, die Bildungs­

Die Frage der Bildungsforschung und die 
sich daraus ergebende Notwendigkeit zur Er­
richtung bestimmter Forschungszentren bezie­
hungsweise HochsdlUlen wird heute in vielen 
europäischen Ländern diskutiert. 

So soll zum Beispiel im Kanton Aargau in 
der Schweiz eine Hochschule für Bildungs­
wissenschaften entstehen. 

möglimkeiten neu zu durmdenken. Das Ge­
samtwissen der Mensmheit hat sim gegenüber 
dem Jahre 1800 verzwanzigfacht. Experten 
behaupten in diesem Zusammenhang, daß in 
den nämsten zehn Jahren eine weitere Ver­
doppelung des Wissensbestalldes eintreten 
wird. 

Es ist daher kein Zufall, daß heute ange­
sichts der Notwendigkeiten in unserer Zeit 

So wird im Zusammenhang mit der Grün- gleichsam ein Wettlauf, bildungswissenschaft­
dung der Universität Limburg in Belgien eine liche Hodlschulen einzurichten, begonnen hat. 
forschungs- und entwide.lungsorientierte Fa­
kultät zu diesem Zweck ein.gerichtet. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es ähnliche Bestrebungen, und zwar in 
Wiesbaden, Berlin und Paderborn, letzteres 
Zentrum im Lande Nordrhein-Westfalen, wo 
gleichzeitig acht neue Universitäten aufgebaut 
werden sollen. 

Man will durch diese Neugründungen den 
in den nächsten Jahren zu erwartenden Zu­
strom zu den hohen Schulen auffangen und 
ferner wie bei uns in Osterreich zusätzlidl 
Lehrer ausbilden, weil gerade hier nom über 
Jahre hinaus ein Engpaß bestehen wird. 
Schließlidl hat man sich auch nicht zuletzt 
deswegen für die Gründung solcher bildungs­
wissenschaftlichen Lehr- und Forschungsstät­
ten entsdlieden, um die derzeit ungelösten 
Bildungsprobleme zu bewältigen. 

So hat die Okonomie-Kommission - es ist 
dies eine Untergruppe der vom Parlament ein­
gesetzten Schulreformkommission - in ihrer 
letzten Sitzung eindeutig festgestellt, daß auch 
wir itJ. Osterreidi noch auf längere Zeit hinaus 
Lehrermangel haben werden. 

Im Kulturministerium Nordrhein-Westfalen 
zirkulierte ein Sdlreiben mit dem Hinweis, 
der Klagenfurter Universitätsgründung zuvor­
zukommen. Man sprach dort davon, daß hin­
sichtlich Klagenfurt nom nicht alle parlamen­
tarischen Hürden genommen seien. Nach dem 
Ministerratsbesmluß vom 19. Dezember des 
vergangenen Jahres heißt es in einer weiteren 
Mitteilung: 

"Damit hat Osterreich gegenüber Nord­
rhein-Westfalen, Hessen und dem Senat von 
Berlin seinen Vorsprung zurückgewonnen." 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir sehen, welch große Bedeu­
tung diese Regierungsvorlage für das öster­
reidlische Bildungswesen hat und daß daher 
die Gründung der Hochschule in Klagenfurt 
durchaus gerechtfertigt erscheint. 

Die Hochschule für Bildungswissenschaften 
in Klagenfurt wird nicht allein das geistige 
Leben in Kärnten und Osterreidl befruchten, 
sie wird vielmehr über die Grenzen unseres 
Vaterlandes hinaus von richtunggebender Be­
deutung sein und in der internationalen Fach­
welt größte Beachtung finden. 
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De'JltsdtmaDD 
Die Osterreichisme Volkspartei hat damit 

ihr Verspredlen, der Bildung Vorrang zu 
geben, gehalten I Wir geben daher diesem Bun­
desgesetz über die Gründung einer Hochschule 
für Bildungswissenschaften in Klagenfurt sehr 
gerne die Zustimmung. Wir hoffen und wün­
schen, daß der Hochschule für Bildungswissen­
schaften in Klagenfurt der erwartete Erfolg 
beschieden sein möge. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Luptowits. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Luptowits (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Geschätzte Damen und 

schule nom in dieser Legislaturperiode be­
schließen werden. 

Im war damals natürlich genauso vom 
Glauben und von der Hoffnung erfüllt, wie 
ich es auch heute noch bin, daß es trotz 
aller Widerstände doch gelingen wird, dieses 
einmalige Vorhaben Gesetz werden zu lassen. 
Ich sagte damals zu Herrn Gass: Sie können 
versichert sein, daß wir diese Hochschule in 
Klagenfurt bekommen werden. - Er hat mir 
dann erwidert: Ich erkläre Ihnen, daß wir 
von der OECD dieses Projekt nicht nur ideell 
unterstützen und jederzeit fördern werden, 
sondern ich werde mich dafür einsetzen, daß 
es auch materiell von der OECD unterstützt 

Herrenl Die Vereinten Nationen haben das wird. 
Jahr 1970 zum "Jahr tür Erziehung und Bil-
dung" proklamiert. Die UNESCO hat sich Sicherlich war das nur eine Zusage in einem 
als vornehmste Aufgabe das Ziel gesetzt, in privaten Gespräch, aber ich glaube, daß gerade 
diesem Jahre die Bildungsinformation beson- durch die Tat, die wir heute setzen, viele 
ders zu verstärken. Klingt es vielleicht zu Probleme, die auf nationaler Ebene allein 
prätentiös, wenn im jetzt sage, daß wir durch nicht gelöst werden können, eben im inter­
den Beschluß, den wir heute hier fassen wer- nationalen Rahmen durch Aufgabenteilung, 
den, nämlim den Beschluß über die Gründung in Nanterre, in Genf und auch in Klagenfurt 
der Hochschule für Bildungswissensmaften in gelöst werden sollen. 
Klagenfurt, eigentlich die Intentionen der Ver- Ich glaube, gerade die Pörtschacher Tagung 
einten Nationen vorweggenommen haben? Ich hat wieder gezeigt, daß wir die Neugründung 
möchte vielleicht sogar sagen, daß das Gesetz, von Hochschulen - gerade diese Spezial­
das wir heute hier beschließen, die Krönung hochschule für Bildungswissenschaften 
der jahrelangen Bemühungen ist und daß unter zwei Aspekten zu sehen haben: erstens 
Kärnten und asterreich eine internationale unter dem wissenschaftlichen Aspekt und 
Aufgabe übernommen haben. zweitens unter dem politischen Aspekt. 

Wer in den letzten Wochen und Monaten Der wissenschaftliche Aspekt liegt darin, 
die ausländische Presse im Hinblick auf die daß ich annehme, daß gerade durch unsere 
Bildungsinformation verfolgt hat, der konnte Initiative nun ein breiter Strom von Pro­
lesen, daß sich die Bemühungen, die wir in blemen auf dem Gebiet der Bildungswissen­
Osterreich angestellt haben, in weltweitem schaften gelöst werden wird, daß dieses 
Rahmen widerspiegeln - ob in der Bundes- Herumbasteln und Herumtasten auf dem Ge­
republik Deutschland, in der Schweiz, in Nor- biet der Bildung nun ein Ende hat, daß dieses 
wegen, in Italien, in den USA, überall hat Gerede im pädagogischen Hochnebel nun end­
man nun diesem Phänomen der Bildung ein lich einmal der rationalen Uberprüfung wei­
besonderes Augenmerk geschenkt. Man tat dlen muß. 
es deshalb, weil man natürlich daraufgekom- Den politischen Aspekt sehe ich darin, daß 
men ist, daß man auch dieses Gebiet der die Aufgaben, die wir in Kärnten und in 
Bildung nicht mit Methoden des vergangenen Osterreidl lösen werden, andere Länder 
Jahrhunderts lösen könne, daß die Schule, - auch unsere Nachbarländer; auch Italien, 
daß das gesamte Bildungswesen kein Refu- I wie ich in der letzten Zeit höre - anregen 
gium der Seele allein sein kann, sondern daß werden, Teilaufgaben dieser Bildungsplanung 
das Bildungswesen gen au denselben öko no- und Bildungsforschung zu übernehmen. 
mischen und tedmologisch~n . Grundsätzen Ich glaube, daß die Hochschule für Bildungs­
un~:rworfen werden ~uß Wie Jedes andere wissenschaften nicht nur der Fortbildung und 
Phanomen der menschhchen Gesellschaft. dem Fortschritt in unserem Lande dienen wird, 

Ich glaube, daß gerade dieses Projekt aus sondern darüber hinaus Europa und vielleicht 
diesem Grunde auch ein lebhaftes Echo sowohl sogar - und dieser Aspekt ist auch bei der 
beim Europarat als auch bei der OECD in Pörtschacher Tagung von einem Experten in 
Paris gefunden hat. Es war für mich sehr die Diskussion geworfen worden - der soge­
eindrucksvoll, als mich bei der Pörtsdlacher nannten Entwicklungshilfe; daß es gilt, hier 
Tagung im vergangenen Jahr ein Teilnehmer, Projekte, Ideen und Modelle zu entwickeln, 
ilämlidl der Direktor für Bildungsforsdlung die es ermöglichen, in den Entwicklungsgebie­
bei der OECD in Paris, Herr Gass, gefragt ten bessere Erfolge auf dem Bildungssektor 
hat. ob wir wohl das Gesetz über diese Hoch- zu erreichen. 
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Ich meine, daß diese Hochschule eine grenz­

überschreitende Funktion zu erfüllen haben 
wird und daß gerade an den Berührungs­
punkten dreier Kulturen keine bessere Stätte 
hätte gefunden werden können, wo diese 
wissenschaftlich-geistige Leistung vollbracht 
werden könnte, 

Natürlich hat es ein großes Für und manch­
mal ~in noch größeres Dagegen gegeben. Ich 
erinnere mich an ein Gespräch, das ich mit 
dem ehemaligen Minister Dr. Piffl-Percevic 
geführt habe. Er hat mir erzählt, daß eines 
Tages ein Hochschullehrer zu ihm kam und 
ihm Pläne vorlegte, was nun alles zu gesche­
hen habe. Daraufhin erklärte der Herr Mini­
ster Dr. Piffl-Percevic dem Professor: Herr 
Professor, Sie haben viele. viele Jahre Zeit 
gehabt, um diese Probleme zu lösen und mir 
Vorschläge zu machen. Nun war ich aber 
gezwungen, da nichts geschehen ist, mir selbst 
Experten zu suchen, um diesem Problem' an 
den Leib zu rücken. . 

nahmen abgegeben wurden, Doch das ist alles 
schon Geschichte. 

Aber ich möchte auch etwas zur Geschichte 
unserer Bemühungen sagen. Ich werde' nicht 
das wiederholen, was der Kollege Deutsch­
mann hier gesagt hat. Aber es sind doch 
jetzt ungefähr 400 Jahre her, daß sich Kärnten 
und daß sich Klagenfurt um eine Universität 
bemühen. Ich sage das nicht deshalb; damit 
wir quasi einen historischen Anspruch haben, 
nun auch eine Horoschule zu bekommen, Nein! 
Ich will damit vielmehr nur sagen, was in 
diesem Gebiet vor 400 Jahren an Uberlegun­
gen bereits angestellt wurde. Es wurde damals 
das "Collegium sapientiae et pietatis" gegrün­
det, die Stätte der Weisheit und der FrÖmmig-
keit. ' 

Aus einer Handschrift, die im Stadtarrniv 
von Regensburg liegt und aus der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts stammt, geht 
hervor, daß man bereits einen fixen Plan hatte, 
um hier eine Universität zu gründen. Zu 
welchem Zweck? - Damals waren Kärnten Wir, die Mitglieder des Organisationsaus-

ch h tt d · M" I' hk 't d' '1 und die Stadt Klagenfurt protestantisch. Füh-5 usses, a en Ie og IC el, lese vle en, '" 
St 11 n h d ' de Herr Bundes- rende Manner der damalIgen Zeit hatten dIe 

e u gna men, le uns r 'eh d l' ch S" d t f" d 
minister Dr. Piffl-Percevic zur Verfügung ge- Absl t, . en s aWlS en u os en. ur. ~n 
t Ilt h t I E 'h h Protestantlsmus sozusagen zu erschheßen; SIe se· a, zu esen. s war em se r, se r ." d' T" k 

umfangreiches Bündel von Stellungnahmen I wollten damIt elI~e Barnere, ge~en le· '~,r en 
gewesen. Dr. Piffl hat das nämlich sehr ge- aufbauen und .. memten, daI~llt eme ~uropc;!.lsche 

h ' kt ...1-.t E h tt 1 d' Aufgabe zu losen. - Es Ist sehr mteressant, sc lC gemaUl: r a e, a s er um le d' h'ch l'ch T eh . . wenn man lese' gesc 1 t I en atsa en 
Stellungnahmen gebeten hat. Jeden emzelnen h t' St d kt "b ,oft 

I 'ch .. f b St 11 vom eu 1gen an pun aus u erpru . -gel zeltlg ge ragt, 0 er, was an e ung- N '0 lOch . d d II d' B "h 
nahmen hereinkommt, auch veröffentlichen atuhr ~ sm! zann ade G1ese em

f 
u unt~en 

k " gesc eItert. m uge er egenre orma Ion 
onne. . d Kl f tU' ... 

Ich habe dem Herrn Minister nach dem 
Studium dieser Stellungnahmen gesagt: Es 
wäre eine sehr dankenswerte Aufgabe, diese 
Stellungnahmen in der Dokumentation zu 
veröffentlichen, damit nämlich die Herren, 
die sich hier geäußert haben, für alle Zeiten 
festgenagelt werden; die Druckerschwärze ist 
ja unterdessen erfunden worden, und auch die 
Buchdruckerkunst, man kann das dann nicht 
mehr ausradieren, sondern es ist für ewige 
Zeiten festgehalten. Warum sage ich das? -
Weil man sich wirklich gewundert hat und 
wundern mußte, was da an - ich muß das 
sehr scharf sagen - Unsinn zusammen­
geschrieben wurde. Da fiel mir ein Wort von 
Mitscherlich ein, der einmal in einer Stu­
dentendiskussion gesagt hat: Ja, meine Her­
ren, hat er gesagt, warum sollen Professoren 
nicht auch manchmal einen Unsinn reden und 
schreiben? - Das hat mich eigentlich wieder 
getröstet. 

Ich muß sagen: Gerade diese Dokumenta­
tion, die wir hier bekommen haben, zeigt uns, 
wie wenig überprüft, wie wenig nach Sachge­
halten und nach Inhalten hier diese Stellung-

war es mIt er agen ur er mverSltat "aus 
gewesen", 

Der heutige Tag ist sozusagen die Krönung 
dessen, was seit 400 Jahren an Bemühungen 
vorhanden war. Ich muß sagen, daß der Kärnt­
ner Universitätsbund hier Pionierarbeit ge­
leistet hat. Ich möchte jetzt in erster Linie 
dem Kärntner Universitätsbund dafür danken, 
daß er das Kärntner Volk - denn es war 
nicht leicht, auch unsere Bevölkerung für diese 
Idee zu gewinnen, vor allem im Hinblick 
auf die großen finanziellen Belastungen -
dafür gewonnen hat. Aber der Kärntner Uni­
versitätsbund hat hier Aufklärungsarbeit ge­
leistet. Wir im Vorstand haben uns alle 
bemüht, überall dort, wo Kritik oder Un­
kenntnis der wirklichen SaChlage auftrat, ge­
gen diese Dinge aufzutreten. 

Icb wurde in den letzten Wochen und 
Monaten immer wieder gefragt, und gestern 
abend noch hat mich ein Herr aus diesem 
Hohen Hause gefragt: Ja warum Bildungs­
forschung und warum Bildungsplanung . und 
warum gerade in Klagenfurt diese Hochschule? 
- Ich habe daraus gesehen, wie "heiß um-. 
fehdet und wild umstritten" dieses Projekt 
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eigentlich nach wie vor ist. Ich mödlte auf 
diese Fragen nun doch etwas näher eingehen. 

Bekanntlich nimmt in allen Industrieländern 
die Zahl der in der Landwirtschaft Besdläftig­
ten immer mehr ab. Sie wandern ab in den 
Sekundärsektor oder in den Tertiärsektor. 
Der Sekundärsektor wird zunächst wohl viel­
leicht noch einen Teil der Arbeitskräfte auf­
nehmen können, aber auch hier werden 
durch die Automatisierung immer mehr 
Arbeitskräfte frei, und die werden natürlich 
dann in den Tertiärsektor wandern müssen. 
Das, Anhalten dieses Trends ist auf alle Fälle 
und mit Sicherheit zu erwarten. 

Man kann natürlich gegenüber dieser Ent­
wicklung nicht die Hände in den Schoß legen 
und sagen: Na ja, das ist eine Gegebenheit, 
wir werden eben schauen, wie es hier weiter­
gehtl Ich glaube, daß wir diesen Ubergang 
von d~r Industriegesellschaft zur Dienst­
leistungsgesellschaft auf dem Gebiet der Bil­
dung und auf dem Bildungssektor zur Kennt­
nis nehmen müssen und Maßnahmen zu setzen 
h~ben. Wir können diesen Dingen nicht ge­
dankenlos und uferlos freien Spielraum lassen. 

. Deshalb stellen wir ja fest, daß eine große 
Anzahl von Kindern in vermehrtem Maße 
die allgemeinbildenden höheren Schulen be­
suchen, aber auch die HodlsdlUlen. Wir müs­
sen natürlich diesem neuen Phänomen, diesem 
Aufbruch in irgendeiner Form Rechnung tra­
gen. 

Idl mödlte hier einige Zahlen nennen, denn 
es ist ja so, daß wir über diese Expansion 
und Explosion zwar sehr erfreut sind, aber 
die gesamten Fragen der Bildung stoßen jetzt 
natürlich auf veraltete Strukturen. Diese ver­
alteten Strukturen sind nidlt in der Lage, 
dieses Phänomen zu meistern. Aber ich wollte 
Ihnen einige Zahlen nennen, damit Sie wis­
sen, in welchen Dimensionen wir eigentlich 
auf dem Schulsektor arbeiten. 

ungefähr 11 Prozent des Gesamtbudgets sind, 
dann muß man sich wirklich an den Kopf 
greifen und fragen: Das alles hat man getan, 
ohne sidl zu fragen, mit welcher Methodik 
man hier ans Werk geht, ohne sich zu fragen, 
wie das Geld sinnvoll eingesetzt werden soll I 

Ich glaube, daß man - gerade bei einer 
solchen Dimension - in einem Industrie­
betrieb wahrscheinlich den gesamten Vorstand 
zum Teufel jagen würde, würde der hier 
nicht entsprechende Vorkehr treffen, würde 
er nidlt mit wissenschaftlicher Methodik hier 
seine Vorhaben unterstützen und die Arbeit 
leisten. 

Ich glaube, daß gerade diese Zahlen, die 
ich Ihnen hier genannt habe, natürlich immer 
wieder neue Fragen aufwerfen. Die Fragen 
auf vielen Konferenzen und in Reformkommis­
sionen, und wie alle diese Arbeitsgemein­
schaften heißen mögen, lauten: Wie soU der 
Lehrer unterrichten, was soll er unterrichten, 
was sollen die Kinder lernen, wie soll der 
Unterricht individualisiert werden? Fragen 
über Fragen! Wie soll die Schule der Zukunft 
aussehen? Auch dieser Aspekt muß doch mit 
einbezogen werden! Wir bauen doch heute 
noch Schulen, die wahrscheinlich in zehn oder 
fünfzehn Jahren nicht mehr den Anforderun­
gen entspredlen werden, die wir an sie heute 
bereits stellen müßten. Es wäre höchste Zeit, 
daß man Architekten einlädt, damit sie ein 
Modell entwickeln, wie die Schule nach den 
neuen Aufgaben eigentlich aussehen sollte. 

Zu diesen Fragen, die ich hier gestellt 
habe - es gäbe noch viele, viele andere zu 
stellen -, gab und gibt es viele Meinungen. 
Aber es gab noch mehr Emotionen. Denken 
Sie an das 13. Schuljahr. Ein typischer Fall 
für mich, wo die Emotion gegenüber den 
sachlich begründeten fundierten Aussagen 
- ja ich möchte fast sagen, gegenüber den 
Arbeiten überwog, die die Fachkräfte des 
Ministeriums auf diesem Gebiet geleistet 

An den etwa 6000 Schulen in Osterreich haben. 
unterridlteten im Jahre 1968 ungefähr 50.000 Aus dieser Situation heraus ist eigentlich 
Lehrer. An den etwa 270 allgemeinbildenden 
höheren Schulen waren es allein fast 8000 Leh- die Forderung gekommen, eine Stätte zu fin-

den, wo man nun endlich diese Dinge zu pla­
rer. Im Schuljahr 1968/69 gab es laut Minister- nen beginnen soll. So wurde der Plan der 
bericht an das Parlament 3524 Klassen. Im . 
Sch l' h 1975/76 d . h l' h Klagenfurter Hochschule aus dIeser Zwangs-

u Ja. r . :ver en. es voraUSSlC t lC lage heraus geboren. Das hat der frühere 
5527 sem. Das 1st eme SteIgerung .um 57 ,PrO-I Unterrichtsminister Dr. Piffl-Percevic erkannt, 
zent. De~hal~ das ?nbehagen m all den· er hat gesehen, daß es nicht so weitergehen 
F~agen, dIe .mIt der BIl~ung heute z~sammen- kann, und hat sich ein Team von Fachleuten 
h~ngen, weI~ .man e~. emfach verabsaumt. hat, geholt, die ihm ein Arbeitspapier ausgearbei­
hIer redltzel.hg Kanale z.u bauen, um dIeser tet haben. Dieses Arbeitspapier wurde uns 
- sage~ WIr. - Flut emen entsp.rech~nden dann im Organisationsausschuß als Grund­
Abfluß m ruhIgen Bahnen zu gewahrleisten. lage für die Diskussion vorgelegt. Es wurde 

Wenn man bedenkt, daß dieses Unter- auch bei der Pörtschacher Tagung von vielen 
nehmen "Erziehungswesen" im Jahre rund Experten aus dem Ausland sehr kritisch, aber 
9 Milliarden Schilling kostet und daß das auch positiv gewertet. 
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Was soll diese Hochschule nun an primären I einzelnen Universitäten zuständigen Herren 

Aufgaben übernehmen? Erstens die erfah-I doch allmählich einsehen werden, daß wir 
rungswissenschaftliche Bildungsforschung, ! ihnen nichts wegnehmen wollen, sondern daß 
zweitens die Neugestaltung der Hochschul- wir im Gegenteil alle zusammen das Beste 
lehre, vor allem aber die Ausbildung der für die Bildungspolitik in Osterreidl vor­
Lehrer für das Lehramt an höheren Schulen. haben. 
Das sind die Schwerpunkte der neuen Hoch­
schule. 

Natürlich werden auch wieder neue Auf­
gaben herankommen; das ist doch selbst­
verständlich. Die Erwachsenenbildung, die 
Weiterbildung; all das wird in Klagenfurt 
eine Heimstätte haben. Vor allem aber ist die 
Heranbildung des wissenschaftlidlen Nach­
wuchses sehr wichtig. Gerade auf diesem 
Gebiet soll und wird man in Klagenfurt Pio­
nierarbeit leisten. Wir wissen genau, daß 
diese Hochschule mit den ersten Professoren 

Wenn wir in einem Ausblick in die Zukunft 
daran denken, wie denn die Schule der Zu­
kunft aussehen wird, dann glaube iCh, daß 
wir uns hier völlig falsche oder überhaupt 
keine Vorstellungen machen. In der Schule 
der Zukunft werden die audiovisuellen Hilfs­
mittel vom Stehbild über Film, Tonfilm, Fern­
sehbandgerät und Fernsehen bis zum com­
puterunterstützten Unterricht genützt werden 
müssen; a11 das wird vorhanden sein müssen. 
Alle diese technologischen Geräte und Mittel 
werden in den Unterricht integriert werden 

und Assistenten, die nach Klagenfurt kommen, müssen. Sie sind es heute noch nicht. Aber 
steht und fällt. Sie werden das Profil dieser nur mit diesen Mitteln wird es möglich sein, 
hohen Schule zu formen haben, sie werden diese gewaltige Explosion, diese Welle 'Zu 
die Richtung dieser Schule angeben. Und jedes bewältigen. 
Jahr wird der Beirat überprüfen, ob sie selbst 
die ihnen gestellte Aufgabe auch wirklich 
erfüllen. 

Ich bin der Meinung, Herr Bundesminister, 
man sollte in diesen Beirat die besten, auch 
ausländische, Experten hineinnehmen, damit 
sie auch ihre Entwicklung vom Ausland her 
an unserer Arbeit überprüfen und umgekehrt 
unsere Aufgabe an ihren Ergebnissen über­
prüfen. Ich glaube, daß aus dieser Wechsel­
wirkung ein Positivum für die hohe Schule 
in Kärnten herauskommen kann. 

Erst durch den größeren Einsatz technolo­
gischer Mittel wird der Unterricht individuali­
siert werden können. Das Problem des Sidl­
Langweilens in der Schule, des Sitzenbleibens, 
wird dann gelöst sein; es wird dann überhaupt 
kein Problem mehr sein. Ja ich bin sogar so 
vermessen zu sagen, daß es das Problem des 
guten oder schlechten Schülers in dem Sinne, 
wie wir es heute auffassen, auch nicht mehr 
geben wird. Trotz der sehr starken Individuali­
sierung - ich denke hier an die Lernwabe 
für den einzelnen, an die Kleingruppe, aber 

Mit diesem Gesetz ist eine klare Orien- auch an die Großgruppe - wird die Schule 
tierung für die Hochschullehrer, für die For- ihre Arbeit in Zukunft weiterhin zu erfüllen 
scher, aber auch für die Studenten gegeben. haben. Das starre Klassensystem wird natür­
Ich meine, daß an dieser hohen Schule, wenn lieh fallen müssen, wir werden in allen diesen 
die erste Aufbauzeit nach drei Jahren abge- Dingen viel flexibler sein müssen. Die Rolle 
schlossen ist, auch die Studenten sofort in des Lehrers wird ganz anders als heute sein. 
die Forschungsarbeit mit hineinbezogen wer- Das Problem der Weiterbildung des Lehrers 
den sollen. Klagenfurt soll sich selbst, möchte wird sich ganz besonders zeigen, ein Problem, 
ich fast sagen, seine Organisation finden. Es mit dem viele Kollegen keine Freude haben 
ist gut, daß nicht jetzt schon ein eigenes werden. Aber auch die Damen und Herren, 
Organisationsgesetz beschlossen wird. Ich bin die auf dem Gebiete der Erziehung und des 
der Auffassung, daß sich gerade durch die Unterrichts tätig sind, werden sich dieser 
Forschungstätigkeit in diesen drei Jahren viele permanenten Weiterbildung unterziehen müs­
neue Modelle entwickeln werden, die dann! sen; das gilt auch für die Lehrer an den Hoch­
auch auf andere Hochschulen übertragen wer- schulen. Alle zusammen müssen wir ja jeden 
den sollen. Tag neu lernen, neu aufnehmen, um ein be-

Ich verstehe deshalb die Eifersucht der stimmtes Wissen wieder weitergeben zu kön­
anderen Hochschulen überhaupt nicht, ich habe nen. 
kein Verständnis dafür. Natürlich wird Kla- Die Feststellungen, die ich hier getroffen 
genfurt kein isoliertes Dasein führen, das ist habe, machen klar, daß Osterreich die Klagen­
doch selbstverständlich. Die Aufgaben sind furter Hochschule braucht. Wenn sie nicht 
so groß, daß alle an den Hochschulen zur konzipiert wäre, dann, meine ich, müßte sie 
Kooperation mitherangezogen werden müssen, sofort konzipiert werden. Darüber hinaus 
weil nur in gemeinsamer Arbeit viele Pro- - so habe ich bereits ausgeführt - wird 
bleme der Bildungspolitik gelöst werden kön- diese Hochschule auch bei unseren Nachbarn 
nen. Ich glaube deshalb, daß die an den in Ost und Vvest, in Süd und Nord ein großes 
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Echo finden. Ich bin der Auffassung, daß es 
uns gelungen ist, hier eine adäquate Form 
in Konstruktion und Aufbau zu finden, eine 
Form, die den Zeitlinien der Gegenwart ent­
spricht. (Präsident Wall n e r übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Lehrer an dieser Hochschule werden 
die besten sein müssen, die wir bekommen 
können. Ich weiß, daß das noch eine große 
Sorge sein wird. Aber icn glaube, es muß 
uns gelingen - nach vielem Wägen, Prüfen 
und Suchen -, die besten und vor allem 
die aufgeschlossensten zu finden. 

Damit komme ich zur Frage: Warum Klagen­
furt, warum kann man das nicht an eine 
philosophische Fakultät anhängen? Die 
Antwort fällt eigentlich sehr leicht: Weil die 
Erfahrung zeigt, daß dort, wo man mit neuen 
Ideen und neuen Gedanken kommt und sie 
an irgendein altes System anhängt, das Neue 
im Laufe von zwei, drei Jahren wieder ab­
schwimmt und sozusagen in die alten Struk­
turen wieder integriert wird. Das wollen wir 
verhüten. Wir wollen wirklich eine Hoch­
schule bauen, die in der Lage ist, auf sich 
selbst gestellt, neue Formen, neue Strukturen 
zu entwickeln, um auf diese Art und Weise 
auch zur Reform der Hochschule in Osterreich 
beizutragen. Es sollten eigentlich alle Hoch­
schullehrer dankbar sein, daß dieses Projekt 
verwirklicht wird, damit sie auch etwas 
Modellhaftes sehen, wie man auch das Lernen 
lehren soll. Denn das ist ja das Problem un­
serer Schule überhaupt: nicht nur das Lernen, 
sondern auch das Verstehen. - All das soll 
in Klagenfurt nun Wirklichkeit werden. 

Ich denke dar an, daß in dem Gesetz neue 
Möglichkeiten offen sind, zum Beispiel für 
das Kurssystem. Ich habe erst gestern einen 
Bericht aus Stuttgart gelesen, in dem Professor 
von Weizsäcker ein ähnliches Modell vor­
schlägt und entwickelt, wie es bereits in 
unserem Gesetz drinnen ist. Da muß ich 
sagen, daß wir unseren Experten zu danken 
haben, die dieses Kurssystem vorweggenom­
men haben, sodaß wir sozusagen den Primat 
wirklich für uns beanspruchen können. 

Meine Damen und Herrenl Es ist für uns 
alle klar, daß das zentrale Ereignis der Gegen­
wart und der Zukunft die Bildung ist. Wie sich 
dieser Wandel von der Industriegesellschaft 
zur Bildungsgesellschaft vollziehen wird, das 
wird wesentlich von uns abhängen und davon, 
wie wir diese Dinge in Klagenfurt vorbereiten 
werden. Ich meine, hier werden die Weichen 
gestellt, hier sollen die Strukturen geformt 
und Modelle gebildet werden, die dann - das 
ist auch das Einmalige des Klagenfurter Pro· 
jektes - sofort in die Wirklichkeit umgesetzt 
werden sollen. 

Es soll hier die Lehre mit der unmittelbaren 
Anwendung eng verbunden werden. Genau 
das gleiche gilt für die Forschung. Es soll 
nicht Bildungswissenschaft um der Wissen~ 
schaft willen betrieben werden, sondern alles 
das soll in die einzelnen Schultypen umgesetzt 
werden, und die Schulpraktiker sollen heran~ 
gezogen werden und sollen ihre Erfahrungen 
kundtun. Aus dieser Wechselwirkung von 
Forschung und Schulpraxis wird siCh, so glau­
ben wir, das Beste für das österreichisdle 
Schulwesen ergeben. 

Ich möchte, bevor ich zum Schluß komme, 
Nun kommt die Frage: Wir haben aber dem ehemaligen Bundesminister Dr. Pifß· 

dann zuwenig Geld für alle unsere Institute. Percevic danken, der mit viel Anteilnahme, 
Auch diese Frage möchte ich kurz beant- und ich muß sagen - ich habe es bereits 
worten. Die Stadt Klagenfurt und das Land einmal erwähnt - VOm ganzen Herzen dieses 
Kärnten haben zusammen je 77,5 Millionen Projekt der Klagenfurter Hochschule wirklich 
Schilling auf den Tisch gelegt und sind bereit, immer wieder als sein eigenes Projekt ange­
dieses Projekt als in seiner ersten Stufe zu sehen und unterstützt hat. Er hat mir erst 
finanzieren. Das ist eine sehr, sehr große vor wenigen Tagen einen sehr netten Brief 
finanzielle Belastung, aber wir Kärntner sind geschrieben, in dem er sagt, er stehe nach 
der Meinung, daß wir stellvertretend für ganz wie vor zu diesem Projekt so, wie es eigent­
Osterreich dieses Opfer in dem Bewußtsein lieh von ihm initiiert und von seinen Experten 
auf uns nehmen, daß diese Investition, die I entworfen wurde. 
wir hier tätigen, sich einmal bezahlt macht; Ich möchte auch dem 'etziaen Bund _ 

t" l' TI . d' . 11 . ht . ~ t f t I ] ~ es na ur lC. WH SIe vle eIe mcn so or er- minister für Unterricht danken der das Erbe 
ke~nb~r, , a?er. die ~pochale Leist,ung wird übernommen hat und der sicn' tatkräftig für 
wahrsel1e,nlIch In wemgen Jahren sccon merk- unser Bemühen eingesetzt hat. 
bar sein, und dann wird man sagen: Hätten 
wir schon viel, viel früher mit diesem Werk Ich möchte danken dem Land Kärnten und 
begonnen, wir hätten uns viel Fehlentwick- der Stadt Klagenfurt, der Kärntner Hochschul­
lung, viel Geld erspart! Was in den letzten förderung. Einer der Präsidenten sitzt in die­
Jahrzehnten vielleicht nicht immer sinnvoll sem Hause, es ist der Bürgermeister von 
investiert wurde, wird auf diese Art und I Klagenfurt, Ausserwinlder. Die beiden Herren, 
Weise besser genützt. der Landeshauptmann Sima und Bürgermeister 
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Luptowits 
Ausserwinkler, haben dieses Projekt von An- Herrn Abgeordneten Luptowits kann ich aller­
fang an als ihr eigenes angesehen, und mit dings persönlich nicht einstimmen. Uns Frei­
Taten und auch mit barer Münze waren sie heitlichen erschiene es im Interesse der Wei­
bereit, dieses Projekt zu unterstützen. terentwicklung des österreichischen Bildungs-

Idl mömte aber auch den Experten danken. wesens angebrachter, wenn die Hochschule 
Wenn ich die Namen hier sage, so deshalb, Klagenfurt zum heutigen Zeitpunkt bereits in 
weil im glaube, daß die österreimisme Bevöl- ein gesamtösterreichisches Hochschulkonzept 

eingeordnet werden könnte. Die nunmehr am kerung wissen soll, daß wir in unserem Lande 
Ende ihrer Tätigkeit stehende Einparteien­hervorragend befähigte junge Wissenschaftler 
regierung der dsterreichischen Volkspartei und Forscher haben. Es ist der Diplomkauf-

mann Holzer, Professor Dr. Schöler, Dr. Pliem war in den abgelaufenen vier Jahren nicht in 
der Lage, dem österreichischen Bildungswesen und Dr. Posm. Das sind Namen, die, glaube 

ich, in den nächsten Jahrzehnten in der öster- ein Gesamthochschulkonzept zur Verfügung zu 
stellen. Die OVP-Einparteienregierung hat ein 

reichischen Forschung eine bedeutende Rolle allzu gemächliches Tempo eingeschlagen. Sie 
spielen werden. hat die Chance, die ihr der Wähler am 6. März 

Ich mödüe aber auch die Experten des 1966 zugeordnet hat, auf dem Gebiete der 
Unterrichtsministeriums "erwähnen, und ich Bildungspolitik und im besonderen des Hoch­
muß sagen: Die Zusammenarbeit mit den schulwesens nicht genützt. 
Herren des Unterrichtsministeriums war vor-
bildlich. Ich darf' allen Beamten, die daran Lange, ja vielleicht zu lange hat das Land 
beteiligt waren, im Namen des Landes Kärnten Kärnten auf die Verwirklichung seines berech­
und der Stadt Klagenfurt herzlichst danken. tigten Wunsches, eine Hochschule zu erhalten, 
Sie haben wesentlich mit dazu beigetragen, gewartet. Aus dieser Situation heraus vermö­
daß dieses Projekt in ausgewogener Form gen wir Freiheitlichen das Drängen Kärntens 
und zeitgen~dlt zum Abschluß gebracht werden und seiner verantwortlichen Männer nach Er­
konnte. richtung dieser Hochschule sehr wohl zu ver-

stehen. Daher geben wir der in Verhandlung 
Meine Damen und Herren! Die Hocnschule stehenden Regierungsvorlage "unsere Zustim­

für Bildungswissenschaften in Kärnten wird mungo 
heute durch Gesetz gegrundet. "Die Grundlagen 
sind gelegt. Das Werk möge gelingen. Was Erinnern wir uns aber daran, daß auch der 
wir alle dazu beitragen können und sollen, jetzt im Amt befindliche Unterrichtsminister 
werden wir vom Land Kärnten und von der Dr. Mock das Hochschulreformkonzept erst für 
Stadt Klagenfurt weiterhin tun, denn wir 1972 in Aussicht gestellt hat, dann wird damit 

unterstrichen, welche Versäumnisse der Bun­wissen, daß damit für Gesamtösterreich ein 
desregierung auf diesem Gebiet vorliegen. 

neues Tor für die wissenschaftliche Forschung 
auf dem Gebiet der Bildungsforschung und Der Herr Abgeordnete Deutschmann hat mit 
Bildungsplanung aufgetan wurde. Wenn heute Freude und Stolz den Klagenfurter Hochschul­
das Hohe Haus dieses Gesetz beschließt, dann gründungsakt heute begrüßt. Ich will nicht 
nimmt es damit daran Anteil, daß wir die Wasser in den Wein der Freude gießen, 
Hochschule in ihren Entscheidungen, in ihren möchte aber doch mit dem gebotenen Nach­
Aufgaben nicht alleinlassen können, denn sie druck auf den leidvollen Weg verweisen, den 
soll eine Schule des Volkes, eine Schule des das Land Oberösterreich und die Gemeinde 
Staates, eine Stätte der Politik sein, und Linz im gleichen Zusammenhang in gen abge­
deshalb glaube ich, Hohes Haus, sollten wir laufenen Jahren zurücklegen mußten. 
an diesen Fragen immer regeren Anteil neh- Dank und Anerkennung muß heute von 
men. Dieses Gesetz - dessen bin ich gewiß - "allen Fraktionen dieses Hohen Hauses dem 
wird neue Gesetze auslösen, weil die Frage bildungspolitischen Verantwortungsbewußt­
der Bildung in Osterreich und darüber hinaus sein Kärntens gezollt werden, sowohl der Lan­
noch nicht zu Ende ist. Wir stehen erst am desregierung und dem Landtag als auch dem 
Anfang. Ich danke. (Beifall bei der SPO.) Stadtrat und dem Gemeinderat. Kärnten bringt 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet hat ein Kapital von 150 Millionen Schilling ein, 
sich der Herr Abgeordnete Peter. Ich erteile um überhaupt die Voraussetzungen für die 
es ihm. Aufnahme des Lehr- und Forschungsbetriebes 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
sagen vorbehaltlos ja zu einer Hochschule in 
Klagenfurt und werden der in Verhandlung 
stehenden Regierungsvorlage unsereZustim­
mung erteilen. "In den Enthusiasmus des 

zu schaffen. Herr Abgeordneter Deutschmann, 
auch wenn Sie sich heute im besonderen beim 
jetzigen und jüngst zurückgetretenen Unter­
richtsminister bedankt haben und wenn der 
Herr Abgeordnete Luptowits diesen Dank der 
Regierungsbank gegenüber unterstrichen hat, 
wage ich Ihnen vorauszusagen, daß es Ihnen 
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Peter 
genauso ergehen wird wie den Oberösterrei­
ehern. Verschiedene Zusagen, die von den 
jeweils im Amt befindlichen Unterrichtsmini­
stern gegeben wurden, werden dann nicht rea­
lisiert. (Abg. Robert G r a f : Jetzt sind Sie 
unfreundlich/ - Abg. Dr. Mus s i 1: In der 
Politik verjährt alles! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Herr Minister Schleinzer! Ich bin kein Pessi­
mist, sondern Realist und stütze meine reali­
stischen Feststellungen auf jene Erfahrungen, 
die Oberösterreich seit dem Linzer Hochschul­
gründungsakt mit dem Bundesministerium für 
Unterrimt gesammelt hat. Auch das Land 
Oberösterreich und die Gemeinde Linz haben 
seinerzeit mit einem Beitrag von 150 Millio­
nen Sdlilling begonnen. Dann mußten die Lan­
desregierung und die Linzer Gemeindeverwal-· 
tung noch tiefer in die Tasche greifen, um 
das besdllossene Projekt finanziell- realisieren 
zu können. Als dann neue, seinerzeit nieht zur 
Diskussion mit dem Unterrichtsminister ge­
standene Ausfallhaftungen vom Land Ober­
österreich und von der Gemeinde Linz über­
nommen werden mußten, war Minister Doktor 
Drimmel längst nicht mehr im Amt. Ich gebe 
der Erwartung Ausdruck, Herr Minister Dok­
tor Mock, daß Sie zum gegebenen Zeitpunkt 
noch im Amt sein werden, allein deshalb, 
damit wir Sie beim Worte nehmen können, 
bei jenem Wort, das Sie gegenüber dem Lande 
Kärnten verpfändet haben. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. W e i k h art: So kann nur ein 
Liebhaber von euch reden!) Herr Abgeordneter 
Dr. Weikhart - Verzeihung, Herr Weikhart 
(Abg. W e i k h art: Nur nicht daraufgeben!), 
wenn hier auf der Regierungsbank eine hüb­
sche Frau sitzen würde, dann hätte ich für 
Ihre Zwischenrufe Verständnis, aber auf hüb­
sche Männer spreche ich nicht an. (Abg. 
W e I k h art: Die Liebhaber deI OVPf) 

Es wird zum gegebenen Zeitpunkt so sein, 
daß die Vertreter des Landes Kärnten genauso 
wie die des Landes Oberösterreich und der 
Stadt Linz von größter Sorge erfüllt sein wer­
den, wenn der Bundesminister für Unterricht 
oder seine autorisierten Vertreter mit den Zu­
sagen in Verzug sein werden. Die Verpflich­
tungen. die der Bundesminister für Unterricht 
übernommen hat, sind in der Regierungsvor­
lage nicht klar in Ziffern ausgedrückt. So 
kommt es dann zu Dutzenden Wenn und Aber, 
ob diese Lehrkanzel noch besetzt oder nicht 
mehr besetzt werden kann, weil dem Bund 
wiederum das Geld für den erforderlichen 
Sach- und Personalaufwand fehlt. 

Wir haben ja gerade in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1969 hinsichtlich der präliminierten 
Mittel für verschiedene Universitätsverwal­
tungen in Osterreich sehr trübe Erfahrungen 
sammeln müssen. Der Rektor der Universität 

Salzburg hat am 19. November 1969 eine 
Bankrotterklärung abgeben müssen, weil der 
Bund ihn nicht in die Lage versetzt hat, zeit­
und fristgerecht über jene zwei Millionen 
Schilling verfügen und disponieren zu können, 
die ihm ordnungsgemäß zuerkannt worden 
sind. Der in Form einer mündlichen Frage 
interpellierte Bundesminister für Finanzen zog 
sich mit der fadenscheinigen Erklärung aus der 
Affäre, indem er feststellte, daß die Mittel 
deswegen der Universität Salzburg nicht zur 
Verfügung gestellt werden konnten, weil das 
2. und das 3. Budgetüberschreitungsgesetz 
nicht zeitgerecht beschlossen worden wären. 
Seit wann, meine Damen und Herren der Re­
gierungspartei, muß ein ordentlicher Aufwand 
einer österreichischen Universität durch ein 
Budgetüberschreitungsgesetz gedeckt werden? 
Warum stehen diese Mittel nicht auf Grund 
des Ordinariums zur Verfügung? Darauf ist 
uns sowohl der Herr Unterrichtsminister als 
auch der Herr Bundesminister für Finanzen 
seinerzeit die Antwort schuldig geblieben. 
(Abg. Dr. GI u be r: Er hat geantwoItetl) Er 
hat sich mit dem Hinweis auf das 2. und 
3. Budgetüberschreitungsgesetz herausgewun­
den. Ich bitte das im stenographischen Proto­
koll nachzulesen. 

Ich komme nun auf eine Feststellung zurück, 
die der derzeitige Bundesminister für Unter­
richt am 25. November 1969 zur Thematik der 
österreichischen Hochschulen und Universitä­
ten vor dem Katholischen Akademikerverband 
getroffen hat. Ich zitiere wörtlich aus der Rede 
des Herrn Unterrichtsministers Dr. Mode "Die 
Hochschulgesetze der letzten Jahre sind voll 
von brauChbaren Reformideen, die aber bis 
jetzt nur unzureichend in die Praxis umgesetzt 
werden konnten." - Die konkrete Frage lau­
tet daher an Sie, Herr Bundesminister für 
Unterricht: Warum konnten die in den derzeit 
schon bestehenden und gültigen HoChschulge­
setzen brauchbaren Reformideen nur unzurei­
chend und nicht besser in die Tat umgesetzt 
werden? Ist die Hochschulsektion Ihres Hauses 
so schlecht, beziehungsweise ist diese Ihre am 
25. November 1969 geäußerte Meinung in an­
deren Gegebenheiten begründet, oder hat 
Ihnen die Bundesregierung die für die Ver­
wirklichung brauchbarer Reformideen, deren 
Realisierung nach den bestehenden Gesetzen 
möglich wäre, notwendigen Mittel versagt? 
Herr Minister! Sie selbst haben diesen Satz 
geprägt. Wir erwarten daher aus guten Grün­
den von Ihnen eine klare Stellungnahme dazu. 

Es ist bedauerlich, daß wir einen so sChwer­
wiegenden, zugleich bedeutungsvollen und 
darüber hinaus weitreichenden Akt wie den 
der SChaffung einer bildungswissenschaftlichen 
Hochschule in Klagenfurt zu einem Zeitpunkt 
setzen müssen, zu dem die Reformproblematik 

1042 
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Peter 
d~r österr~ichi~che~ Hochschulen nach wie vor llierung, daß ~s si~ ~n der Klagenfurter Hoch­
mcht ausdIskutiert 1St. I schule um em MImkonzept handeln würde, 

Im Lager der Osterreicbischen Volkspartei das vom wissenschaftlichen Standpunkt aus 
ist in den letzten Wochen und Monaten sehr nicht gerechtfertigt wäre. 
stark mit dem Begriff der "Leistungsuniversi-
tät" operiert worden. Es hieß, das Ziel der Aber ich bin bezüglich. dieser Bedenken der 
Leistungsuniversität sei die Steigerung der' Rektorenkonferenz äußerst zurückhaltend und 
"Leistungsfähigkeit" unserer Hochschulen und skeptisch auf Grund jener Erfahrungen, die ich 
Universitäten. Ich habe gestern nachgelesen, im Zusammenhang mit der Errichtung der Lin­
daß dieses Bekenntnis zur demokratischen Lei- zer Hochschule gesammelt habe. Als seiner­
stungsuniversität das bis zur Stunde nicht vor- zeit die ersten Initiativen des Landes über­
gelegte OVP-Hochschulkonzept weitestgehend österreich und der Gemeinde Linz darauf ab­
vorwegnehmen würde. zielten, der oberösterreichischen Landeshaupt-

stadt eine technische Hochschule zu geben, 
Meine Frage richtet sich daher an die ver- scheiterte dieses Projekt am Nein der Rekto­

antwortliehen Abgeordneten der OVP-Frak-
tion: Bekennt sich die Osterreichische Volks- renkonferenz. Eine gewisse Subjektivität und, 

wollte es man ganz kraß und vielleicht über-
partei parteioffiziell zum Prinzip der demo- sp't t d .. ...Ir ch' . N 'd 

1 Z aus rULl\.en, au ein geWIsser el-
kratischen Leistungsuniversität? Wird sie das- komplex könnten hier mitspielen. Daher will 
selbe in ihrem Hochschulkonzept vertreten ich diese negativen Meinungen aus dem Be­
und demnach auch verwirklichen? reich der Rektorenkonferenz nimt überbewer-

Wie hält es die Osterreichische Volkspartei ten, führe sie aber der Vollständigkeit halber 
mit dem von ihr immer wieder verwendeten an. 
Begriff der "ürtsuniversität" mit der Gliede­
rung in eine betriebswirtsdlaftlidle und wis­
senschaftliche Führung sowie mit der Einset­
zung eines Präsidenten auf der Grundlage des 
betriebswirtschaftlichen Managements? Auch 
mit diesem Begriff wurde von Ihnen selbst, 
Herr Unterrichtsminister, in jüngster Zeit ope­
riert. Dazu haben Sie aber dem Parlament 
nodl keine offizielle Erklärung abgegeben. 

Wie stellen Sie sich zu dem vom Vorsitzen­
den der Grazer Hodlschülerschaft zum Aus­
druck. gebrachten Vorschlag nach einer Experi­
mentalhochschule für Graz? Hat es in diesem 
Zusammenhang schon konkrete Verhandlun­
gen zwischen Ihnen und maßgeblichen Reprä­
sentanten der Steiermark beziehungsweise mit 
Vertretern der Grazer Universität gegeben? 

Ganz und gar nicht, Herr Bundesminister 
für Unterricht, gefällt mir, daß die heutige 
Regierungsvorlage zur Errichtung einer bil­
dungswissenschaftlichen Hochschule in Kla­
genfurt sozusagen in den Parlamentskehraus 
am Ende der Legislaturperiode hineingeraten 
ist. Es schaut zu sehr nach überstürzter Ent­
scheidung aus, nachdem die Verabsdliedung 
unter einen unerhörten Zeitdruck geraten ist. 
,Aber dafür ist auch wieder in erster Linie 
das Bundesministerium für Unterricht verant­
wortlich. Aus der Genesis, die uns Herr Lup­
towits dargelegt hat, geht ja eindeutig her­
vor, wie alt das Begehren und das Bemühen 
des Landes Kärnten und der Gemeinde Kla-
genfurt sind. 

Wir stehen mitten in der Diskussion: Mei- Der Bund erweist sich wieder als das, als 
nung steht gegen Meinung, ohne daß die Mei- was er sich auf dem Gebiet der Bildungs­
nungen ausgegoren sind und zu einem end- politik seit Jahren erwiesen hat: als ein 
gültigen Konzept formuliert werden konnten. bewußter oder unbewußter schamloser finan­

zieller Ausbeuter der Länder und der Gemein-
Der Enthusiasmus des Herrn Abgeordneten 

Luptowits für die bildungswissenscbaftliche 
Hochschule in Klagenfurt kann durch nichts 
überboten werden: Ich verstehe die Genug­
tuung, die er heute zum Ausdruck gebracht 
hat, daß nunmehr der erste Schritt für die 
Hohe Schule in Klagenfurt gesetzt wird. Aber 
ich muß der Vollständigkeit halber dem Herrn 
Abgeordneten Luptowits alle jene Bedenken 
in Erinnerung rufen, die von Fachkreisen zu 
diesem Gegenstand geäußert worden sind, vor 
allem die Absage, die verschiedene aka­
demische Senate dem Typus der bildungs­
wissenschaftlichen Hochschule an und für sich 
erteilt haben. 

Darüber hinaus verweise ich auf die aus 
dem akademischen Bereich stammende Formu-

den. Immer wieder ist es er, der vorn Bereich 
der allgemeinbildenden höheren Schulen bis 
hinein in jenen der Hochschulgründungen von 
den Ländern und Gemeinden Zusatzleistungen 
verlangt, für die die Länder und die Gemein­
den kompetenzmäßig nicht zuständig sind. 

Ich habe sehr wohl für jenes Argument 
Verständnis, das der seinerzeitige Unterricbts­
minister Dr. Piffl-Percevic immer wieder dem 
Parlament überantwortet hat und das sicher­
lich Herr Minister Dr. Mock heute wieder­
holen wird: daß man nämlidl auch aus dem 
Bereich der Länder und der Gemeinden zusätz­
liche Leistungen erbringen müsse, wolle man 
auf dem Gebiet der Bildungspolitik entschei­
dende Fortschritte erzielen. 
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Peter 
Zu diesem Argument kann man auch vom sonderen. Aber niemand von uns, Herr Bun­

Standpunkt einer kritischen Opposition aus desminister, ist gefeit, heute mit seinem Ja 
ja sagen, aber es fehlt die konkrete Gegen- zur bildungswissensdlaftlichen HodlsdlUle in 
leistung für das, was auf Länder- und Ge- Klagenfurt eine Fehlentscheidung zu treffen. 
meindeebene zusätzlich erbracht wird. Es fehlt Sollte es uns beschieden sein, zum gegebenen 
- so erlebten wir es in Salzburg und in Zeitpunkt eine Fehlentscheidung konstatieren 
Linz - die Präzisierung der Gegenverpflich- zu müssen, so wäre sie vor allem darin be­
tung auch in dieser Regierungsvorlage. Es gründet, daß die Bundesregierung und im be­
fehlt die konkrete Terminisierung und Kon- sonderen Ihr Ministerium nicht in der Lage 
kretisierung jener Verpflichtungen, die zu war, den Abgeordneten des Hohen Hauses 
Lasten des Bundes gehen. Sie werden sagen, zeitgerecht ein gesamtösterreichisches Hoch­
das alles sei im Gesetz enthalten. Sicher: Sie schulkonzept zu unterbreiten, das einzig und 
verpflichten sich namens des Bundes, den Sach- allein in der Lage gewesen wäre, uns in die 
aufwand und den Personalaufwand zum gege- Lage zu versetzen, die Gesamtsituation der 
benen Zeitpunkt zu übernehmen. Daran ist Universitäten Osterreichs und der HochsdlU­
nicht zu rütteln. len dieses Landes so einzuschätzen, daß die 

Als wir aber in Linz noch diese und jene, richtige bildungspolitische Weichenstellung 
Lehrkanzel benötigten, sagte der jeweils im i für diese Schulgattung möglich wäre. Es wird 
Amt befindliChe Unterrichtsminister nein, weil improvisiert. Das Unterric:htsministerium ent­
das eben nicht vor der Beschlußfassung über schließt sich nicht, mit einer Umsicht, wie sie 
die Regierungsvorlage zwischen dem Linzer hier notwendig wäre, ans Werk zu gehen. Es 
HochsdlUlfonds und dem Bundesministerium wird das Tempo forciert, wie es derzeit in der 
für Unterricht klipp und klar ausgehandelt und Schulreformkommission der Fall ist. und es 
ausgetragen wurde. I besteht die große Gefahr, daß auf Grund des 

Das Austragen dieser schwierigen proble-I Forcier~ns des Tempos übereilte und voreilige 
matik ist heute genausowenig erfolgt wie Entscheidungen getroffen werden. 

seinerzeit bei der Grün~ung der U~iversität I Ich hoffe, daß wir, die wir heute ja zur 
Salzburg und der Sozlal- und wutschafts- bildungswissenschaftlichen HochsChule in Kla~ 
wissenschaftlichen Hochsdmle in Linz. genfurt sagen, ein richtiges Ja setzen, das' 

Das ist ein so gravierender Mangel der durch die weitere Entwicklung bestätigt und 
Regierungsvorlage, daß ich namens der frei- nicht widerlegt wird. Und wir mii,ssen uns im 
heitlichen Abgeordneten mit allem Nachdruck besonderen klar darüber sein, da wir nicht 
darauf verweisen muß. Ich wage Ihnen voraus- nur in die siebziger Jahre eintreten, daß die 
zusagen, daß zum gegebenen Zeitpunkt ein Stellung Osterreichs im Wettbewerb mit ande­
sehr ernster Anlaß zu Meinung5verschieden- ren Völkern weitestgehend vom Stande des 
heiten zwischen Kärnten und der Bundesregie- Bildungswesens abhängig ist und davon be­
rung bestehen wird. Diese Unklarheiten erach- stimmt wird. Der schicksalsschwere Konkur­
ten wir freiheitlichen Abgeordneten als einen renzkampf zwischen totalitärer und freiheit­
eklatanten Mangel dieser Regierungsvorlage. licher Ordnung wird dereinst durch die Quali­
Wenn Sie schon, Herr Bundesminister für tät des Bildungswesens entschieden. Aus die­
Unterricht, die Länder und Gemeinden in sem Grunde sind wir freiheitlichen Abgeord­
einem so ergiebigen Ausmaß in jenen Fällen neten der Meinung, daß die Qualität des öster­
zur Kasse bitten, in denen Länder und Ge- reichischen Bildungswesens von der Pflicht­
meinden nicht kompetent sind, dann müßte schule bis zur Universität so gut sein soll 
sich der Bund konkreter äußern und den Mut und muß, wie es nach unseren Möglichkeiten 
dazu haben, seine Verpflichtungen zu präzi- überhaupt nur sein kann. 
sieren. 

Hier steht das Ja, das wir Abgeordneten 
aller Fraktionen dieses Hohen Hauses zu ge­
währen bereit sind, und dort steht das Nein 
der Rektorenkonferenz. Da steht das Nein 
des Akademischen Senates der Universität 
Innsbruck, und dort stehen die Bedenken des 
übrigen akademischen Bereiches. 

Es kann sein, Herr Bundesminister für 
Unterricht, daß die Volksvertreter heute eine 
richtige Entscheidung bezüglich der bildungs­
wissenschaftlichen Hochschule in Klagenfurt 
treffen. Wir hoffen es im Interesse der öster­
reichischen Bildungspolitik im allgemeinen 
und im Interesse des Landes Kärnten im be-

Ich erinnere am Ende dieser Legislaturperi­
ode noch einmal an die von uns FreiheitliChen 
erhobene Forderung, daß wir die bildungs­
politischen Belange der nächsten Jahre nicht 
allein mit den Budgetmitteln des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden bewältigen kön­
nen, sondern daß wir nach zusätzlichen Mög­
lichkeiten sowohl auf privater Ebene als auch 
auf öffentlicher Ebene Ausschau halten und 
neue und geeignete VvT ege beschritten werden 
müssen; wie etwa steuerliche Erleichterungen 
und Absetzmöglichkeiten für jene Beträge, die 
ein Privater, die eine Rechtspersönlichkeit für 
Belange der Bildung zur Verfügung zu stellen 
bereit ist. 
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Peter 
Genauso sind wir Freiheitlichen nach wie immer, einzurichten, sondern daß man sich 

vor davon überzeugt, Herr Minister, daß wir sehr wohl Gedanken darüber gemacht hat, 
ohne Bildungsanleihe in der vor uns liegenden nach welcher Hochschule ein Bedarf besteht. 
Gesetzgebungsperiode nicht das Auslangen Die Entwicklung auf dem Bildungssektor 
finden werden. Wir haben unsere Vorstellun- in unserer industrialisierten Welt, der Weg 
gen präzisiert und gefordert, innerhalb der von der Industriegesellschaft in die Bildungs­
nächsten Gesetzgebungsperiode eine Bildungs- gesellschaft hinein, die Priorität, die den Fra­
anleihe im Ausmaß von 3 Milliarden Schilling gen der Bildung und Wissenschaft in allen 
in versdliedenen Tranchen auszulegen: 2 Mil- vier Jahren von der Bundesregierung sowohl 
liarden für die Reform und den Ausbau des in politischer als auch in finanzieller Hinsicht 
Hodlsdmlwesens und 1 Milliarde für den des zuerkan t d h tAl' ch I' n wur e, anlegen von s u 1-
allgemeinbildenden höheren Schulwesens. schem und bildungspolitischem Charakter 

Zu allen diesen Vorschlägen hat die OVP- immer mehr in den Mittelpunkt des öffent­
Alleinregierung nein gesagt. In diesen Fragen lichen Interesses gerückt. Dazu hat die Er­
war die OVP-Alleinregierung nicht bereit, in kenntnis beigetragen, daß die Entwicklung 
die Diskussion mit einzutreten. Daher: Unser des Bildungswesens für die gesamtgesell­
freiheitliches Ja zur bildungswissenschaft- schaftliche Entwicklung, im besonderen aber 
lichen Hodlschule in Klagenfurt, aber Nein auch für die wirtschaftliche Entwicklung und 
zur Bildungspolitik der OVP-Alleinregierung. für die politische Stabilität eines demokra­
(Beifall bei deI FPO. - Abg. DI. GI U beI: tischen Staates von außerordentlicher Bedeu-
Das ist aber ein Widerspruch!) tung ist. 

Präsident WaUner: Zum Wort gemeldet hat Ergebnis hievon war eine verstärkte Anteil-
sich der Herr Bundesminister Dr. Mode Ich nahme der Offentlichkeit an bildungspoliti­
erteile es ihm. schen Problemen. Ich erinnere nur an das 

Schulvolksbegehren, ich erinnere an die ver-
Bundesminister für Unterricht Dr. Mock: schiedensten Resolutionen, die immer wieder 

Herr Präsident I Hohes Haus I Darf ich vorweg von Gruppen von Lehrern, Eltern und anderen 
auf den Vorwurf des Herrn Abgeordneten interessierten Staatsbürgern dem Bundesmini­
Peter, hier handle es sich um ein übereiltes ster für Unterricht und anderen kompetenten 
Vorgehen, eingehen. Ich mödlte hier folgen- Instanzen übermittelt werden. Ich erinnere an 
des feststellen. Es war in Gegenwart eines die Einrichtung einer Planungs- und Koordi­
Abgeordneten Ihrer Fraktion, daß ich ersucht nationsgruppe im Bundesministerium für Un­
wurde, das Begutachtungsverfahren für den terricht und an verschiedene andere Ergebnisse 
Gesetzentwurf zur Errichtung einer bildungs- dieses allgemeinen Bildungsbewußtseins. 
wissenschaftlichen HodlsdlUle in Klagenfurt 
abzukürzen. Im Sinne einer eingehenden Be- Eine Bildungsexplosion hat stattgefunden 

- das wurde auch von verschiedenen Vor­handlung dieses so schwierigen Projektes 
habe ich diesen Vorschlag nidlt aufgenommen, rednern unterstrichen. Diese bringt - das 
weil ich eben ein übereiltes Vorgehen ab- soll ruhig gesagt werden - sowohl für Eltern 
gelehnt habe. als auch für Schüler, für den Lehrer, für 

einzelne Gebietskörperschaften, aber auch für 
Hohes Hausl Die Errichtung einer bildungs- den Bund die verschiedensten Probleme und 

wissensdlaftlichen Hodlschule in Klagenfurt Schwierigkeiten. Sie bringt aber auch den 
ist sicherlich nicht irgendein Gesetzesbeschluß, Zwang mit sich, neben einer systematischen 
sondern ein Projekt, das eine ausführliche Entwicklung unseres Bildungswesens auch oft 
Stellungnahme verdient und wo ich mir er- zur Improvisation zu greifen. Mir geht es 
lauben werde, die Aufmerksamkeit des Hohen aber darum, möglichst vielen Osterreichern 
Hauses auf verschiedene Gesichtspunkte zu den Zugang zu den einzelnen Bildungsinsti­
lenken. tutionen zu ermöglichen, und ich nehme daher 

Ich darf daran erinnern, daß am 17. Juni auch diese Situation in Kauf. Das Bildungs-
1966 mit den Stimmen sämtlicher im Hohen streben des einzelnen hat meiner Auffassung 
Hause vertretenen Parteien eine Resolution nach Priorität vor einem schulbaulicben oder 
gefaßt wurde zur Errichtung einer wirtschafts- schulorganisatorisdlen Perfektionismus. 
wissensmaftlichen Hochschule in Klagenfurt. Wenn in der benachbarten Bundesrepublik 
Mein Amtsvorgänger, Minister Dr. Piffl- heute in weiten Bereichen des Hochschul­
Perl:evic. hat diese Frage eingehend geprüft systems ein Numerus clausus besteht, wo es 
und kam auch im Zusammenhang mit der manchem Staatsbürger nicht mehr möglich ist, 
Errimtung der Hochsdlule in Linz zur Auf- die von ihm gewählte Studienrimtung ein­
fassung, daß ein solmes Projekt nicht ver- zuschlagen oder zumindest an deI{l von ihm 
treten werden könne. Das allein schon beweist, gewählten Studienort zu studieren, so kann 
daß es nicht allein darum geht, irgendeine . ich nur sagen, daß Osterreich in diesen Jahren 
HomsdlUle in Kärnten, aus welchen Gründen einen glücklicheren Weg gegangen ist. 
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Bundesminister Dr. Mock 
Es wurde vorhin sehr oft das Wort auf­

geworfen, der Bund beute die anderen Ge­
bietskörperschaften bis zum letzten aus. Ich 
habe nie gezögert, die Mithilfe der Länder 
und der Gemeinden an der Errichtung von 
Gymnasien, von hochschulischen Einrichtungen 
dankbar anzuerkennen. Ich habe auch immer 
wieder festgestellt, daß der Staatsbürger daran 
interessiert ist, die nötigen Bildungseinrich­
tungen zu erhalten, und weniger danach fragt, 
durch welchen Kanal das Geld hiefür zur 
Verfügung gestellt wird. Es ist auf alle Fälle 
sein Steuergeld, wer immer es dafür aus­
gibt. 

Ich möchte auf die Hochschule Klagenfurt 
zurückkommen. Es stellen sich in dieser Phase 
der Bildungsexplosion, der allgemeinen Dis­
kussion über Bildungsprobleme eine Vielzahl 
von Fragen, deren Lösung einfach nicht mehr 
am grünen Tisch gesuc.~t werden kann, son­
dern in einer wissenschaftlichen Auseinander­
setzung mit diesen einzelnen Problemen. Ob 
es darum geht, welches Unterrichtsprogramm 
wir den Schülern anbieten, welche organi­
satorischen Formen die besten sind, wie die 
Aufmerksamkeit, das Leistungsbewußtsein des 
Schülers maximal gesteigert werden kann, 
welche Bedeutung den neuen technischen Mit­
teln im Unterricht zukommt und viele Fragen 
mehr: alles das muß rational untersucht wer­
den, um dann in bestmöglicher Lösung ein­
gesetzt oder in der schulischen oder bildungs­
politischen Gesetzgebung verarbeitet zu wer­
den. Es geht nicht darum - wie des öfteren 
der Vorwurf erhoben wurde -, daß es, wenn 
die Unterlagen von einer Hochschule für Bil­
dungswissenschaften erarbeitet werden, dann 
nur mehr uniforme Lösungen gäbe, sondern 
diese Hochschule ist berufen, auf wissenschaft­
licher Basis Alternativmodelle vorzuschlagen, 
woraus dann jene, die die politische Ver­
antwortung tragen, die bestmögliche Lösung 
herauszusuchen und zu selektieren haben. 

Die Einrichtung bildungswissenschaftlicher 
Institutionen, wie dies auch die Hochschule 
in Klagenfurt ist, wurde übrigens in den mei­
sten Stellungnahmen gutgeheißen oder sogar 
gefordert. Diese Tatsache gehört nachdrücklich 
und klar unterstrichen. Worum die Streit­
frage ging, war die Frage der Einrichtung 
einer bildungs wissenschaftlichen Hochschule 
in Klagenfurt. Dies scheint mir zur Klar­
stellung der Problematik sehr wichtig zu sein, 
und ich möchte das daher besonders hervor­
heben. 

Ich habe es nach meiner Amtsübernahme 
im Juni 1969 abgelehnt, zu dieser zweiten 
Frage eine entscheidende Stellungnahme ab­
zugeben. Ich habe es für notwendig gehalten, 
mich mit den Unterlagen, die unter der Amts-

führung von Bundesminister Piffl-Percevic 
sehr eingehend ausgearbeitet wurden, vorher 
vertraut zu machen. Außerdem wäre es nach 
meiner Meinung sehr unglaubwürdig gewesen, 
wenn ein Minister ein Amt übernimmt und 
8 oder 14 Tage später erklärt, selbstver­
ständlich müsse diese Hochschule errichtet 
werden, dies sei nur die einzig mögliche 
und die beste Lösung. Ich habe daher erst 
im September 1969 hiezu Stellung genommen 
und erklärt, daß dieses Projekt ein wertvoller 
und notwendiger Bestandteil unserer zukünf­
tigen Hochschulstruktur ist. 

Mir war durchaus bewußt, und ich darf 
hier an eine Bemerkung des Herrn Abgeord­
neten Peter anschließen, daß wir mit diesem 
Projekt Neuland betreten. Das bedeutet auch 
ein gewisses Wagnis und ein gewisses Risiko, 
aber wo wäre die Entwicklung auf allen· 
Gebieten, wenn die Menschheit oder einzelne 
verantwortliche Amtsträger es immer wieder 
abgelehnt hätten, ein Risiko, ein \Vagnis 
einzugehen? 

Aber gerade, weil es sich um Neluand 
handelt, habe ich veranlaßt, daß in dem Ge­
setzentwurf jene Bestimmungen verstärkt wer­
den, die uns davor bewahren sollen, einen 
Irrweg in dieser Frage zu gehen, zum Beispiel 
die Bestimmung, daß die Aufbauphase, wonach 
an der Hochschule in Klagenfurt nur post­
universitäres Studium und Forschung betrie­
ben werden soll, mindestens drei Jahre be­
trägt, daß die Ausbauphase angeschlossen 
werden soll nach Maßgabe des Lehr- und 
Forschungsbetriebes, daß die Erklärung des 
Endes der Aufbauphase durch einen bewußten 
Akt des Unterrichtsministers gesetzt werden 
muß. Alles das wird uns veranlassen, nicht 
in einen automatisChen Ausbau hineinz.ugehen, 
in eine Erweiterung ohne unmittelbare Not­
wendigkeit aus dem Interesse der Studenten 
oder aus der Nachfrage naCh Absolventen, 
sondern nur dann diesen Ausbau vorzuneh­
men, wenn der echte Bedarf dafür vorhanden 
ist. 

Hoc~schulen werden meiner Auffassung 
nach einzurichten sein und sind in Zukunft 
einzurichten nach diesen Kriterien und nicht 
nach dem Kriterium irgend welcher histori­
scher, traditioneller, regionalpolitischer oder 
interessenbestimmter Ansprüche. Dies smeint 
mir auch ein sehr wesentlicher Grundsatz 
meiner hochschulpolitischen Vorstellungen zu 
sein, dessen "Fehlen" vorhin vom Herrn Abge­
ordneten Peter beklagt und bedauert wurde. 

Ich möchte außerdem noch erwähnen, daß es 
für die Entscheidung, daß die Hochsdmle in 
Klagenfurt erbaut wird, mehrere maßgeblkbe 
Gründe gibt. Es wurden sehr eingehende stati­
stische Untersuchungen darüber angestellt, 
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Bundesminister Dr. Moek 
daß das Bildungspot~ntial des Landes Kärnten 
beziehungsweise der unmittelbaren Nachbar­
schaft mindestens dem Bildungspotential be­
ziehungsweise den Bildungsreserven anderer 
Bundesländer entspricht, wo bereits Hoch­
schulen bestehen. Der Betrag des Landes Kärn­
ten und der Stadt Klagenfurt in der Höhe 
von 150 Millionen Schilling, der hier in aller 
Form anerkannt werden soll, war nicht das 
entscheidende Moment für die Unterbringung 
der Hochschule, aber ein sehr wichtiges 
Moment in den einzelnen Uberlegungen. Idl. 
möchte dem nur, um alle Argumente aufzu­
zählen, hinzufügen, daß außerdem die Kosten 
der Erbauung der Hochschule natürlich in 
Kärnten pro Einheit billiger sind als zum Bei­
spiel in einem städtischen Ballungsraum. 

Selbstverständlich wurden in der Dis­
kussion, die bisher oft sehr hart und sehr 
scharf geführt wurde, auch Argumente für das 
Projekt ins Treffen geführt, die von einem zu 
engen Interessenstandpunkt gekennzeichnet 
waren. Ich habe mir diese Argumente nicht 
zu eigen gemacht, bin jedom aus den vor­
erwähnten Gründen trotz dieser Argumente 
für eine Beschlußfassung über dieses Hoch­
schulprojekt eingetreten. 

Im übrigen habe ich die sehr harte Aus­
einandersetzung um das Projekt Klagenfurt 
als etwas sehr Positives aufgefaßt. Selbst 
aus sehr kritischen Stellungnahmen haben 
wir im Bundesministerium für Unterricht sehr 
oft wertvolle Anregungen entnehmen können, 
und im würde es eher bedauern, wenn sidl 
um ein solches Projekt niemand gekümmert 
hätte, 

Diese Hochschule Klagenfurt soll Zentralort, 
soll auch Stimulus für eine bildungspolitische 
Entwicklung in Kärnten sein. Ich hoffe und bin 
überzeugt, daß die gesamte Region davon 
profitiert, und dieses Ergebnis wird von mir 
ausdrüddich begrüßt. Letztlich und entschei­
dend ist jedoch diese Institution eine gesamt­
österreidlische HochsdlUle, deren Einzugs­
gebiet und Ausstrahlungsgebiet sich über das 
gesamte Land erstrecken soll und, wie ich 
hoffe, audl über die Grenzen dieses Landes 
hinaus. Ein Ansatzpunkt hiefür ist zweifellos 
schon in dem nachdrücklichen Interesse inter­
nationaler Organisationen, wie der OECD 
in Paris, oder auch des Europarates in Straß­
burg. für dieses Projekt ·zu erkennen, um nur 
internationale Organisation zu nennen. 
Daneben zeigte sich auch ein großes Interesse 
im Besuch von Experten ähnlicher Projekte, 
die in der Bundesrepublik Deutsmland oder 
in anderen europäischen Ländern durchgeführt 
werden. 

Die lokale Initiative in Klagenfurt und in 
ganz Kärnten hat eine Idee unterstützt und 

hat auch zur Lösung des baulichen Bedarfes 
beigetragen. Die Entscheidung ist jedoch aus 
Uberlegungen einer gesamtstaatlichen Bil­
dungspolitik gefallen. Aus diesem Grunde, 
und nur aus diesem Grunde hat die Bundes­
regierung diesen Gesetzentwurf dem Hohen 
Hause übermittelt. 

Was den Ausbau der österreichischen Hoch­
schulen betrifft, so vertrete ich die Auffassung 
- wie ich vorhin schon angedeutet habe -, 
daß er nach objektiven Kriterien erfolgen 
müsse und jedenfalls nicht von irgendwelchen 
persönlichen Referenzen, von der Durch­
schlagskraft irgendweldler Persönlidlkeiten 
und vom Prestigedenken abhängig gemacht 
werden kann, sondern von den Bedürfnissen 
der Gesellschaft, der Wissenschaft, der For­
sebung, der Studenten und der Wirtschaft. 
Aus diesem Grunde wird es sicherlich eine 
unbedingte Notwendigkeit sein, die begonne­
nen Arbeiten an einem österreichischen Hoch­
schulausbauplan auch zu Beginn der kommen­
den Legislaturperiode mit Nachdruck voran­
zutreiben. 

Das sind aber nicht Fragen - und hier 
möchte ich auf den Vorwurf eingehen, daß 
dieser Plan nom nicht vorliegt -, die man 
in einem Jahr, in zwei oder drei Jahren 
lösen kann. Viel kleinere Länder haben zu 
solchen Teilausbauplänen - wie zum Beispiel 
das Land Württemberg - mehr als drei Jahre 
benötigt. Die implizierten Kosten des Steuer­
zahlers und die Verantwortung sind zu groß, 
um hier überhastet vorzugehen. 

Hohes Haus! Abschließend möchte ich fol­
gendes betonen: Ich glaube - und schließe 
an das an, was Herr Abgeordneter Luptowits 
gesagt hat -, daß dieses Projekt nicht nur 
von innerstaatlicher Bedeutung ist, sondern 
von europäischer Bedeutung sein kann, wenn 
es uns gelingt, es mit der gleichen Intensität 
und Seriosität, mit der dieses Problem in Pro 
und Contras diskutiert wurde, in den kommen­
den Jahren auszubauen. Es ist neben anderen 
Aktivitäten und Entscheidungen ein österrei­
chischer Beitrag zum UNESCO-Jahr der Er­
ziehung und Bildung. 

Ich möchte hier noch auf die Bemerkungen 
des Herrn Abgeordneten Peter kurz zu spre­
d1en kommen. Er hat gesagt, daß es noch 
nirgends festgelegt sei, wieviel Ordinariate, 
Institute dieser Hochschule seitens des Bundes 
zur Verfügung gestellt werden. Ich bin der 
Auffassung, daß ein Institut, selbst eine Hoch­
schule und ein gewisses Ausmaß wissen­
schaftlicher Einrichtungen nach dem Bedarf 
einer bestimmten Entwicklungsphase bewilligt, 
bezahlt und eingerichtet werden sollen und 
nicht deswegen, weil sie in irgendeiner gesetz­
lichen Beschlußfassung enthalten sind. 
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Bundesminister Dr. Mock 
Außerdem zeigt die Tatsache, daß von einer 

wissenschaftlichen Institution eine bestimmte 
Anforderung gestellt wird, nicht unbedingt 
von der absoluten Notwendigkeit, daß diese 
Anforderung in vollem Ausmaß und total zu 
befriedigen ist. Ich darf nur daran erinnern, 
wie Sie selbst zu den Äußerungen verschiede­
ner akademischer Gremien, die für uns bezüg­
lich des Klagenfurter Projekts sehr wertvoll 
waren, Stellung bezogen haben. 

Ich bin vorhin schon kurz auf die Frage 
der Hilfe und Unterstützung der Länder und 
Gemeinden an den Bund sowie die des Bundes 
zu den verschiedensten Fragen eingegangen. 
Im erinnere nut an die Kompetenz für Sport­
und KUllstförderung, die weitgehend Aufgabe 
der Länder ist. Hier werden die Länder in 
ihrem Aufgabenbereich unterstützt. Es geht 
um ein Zusammenwirken und einen möglichst 
zweckentsprechenden Einsatz öffentlicl:er Mit­
tel und nicht um das laufende Vorrechnen. 
wer über die einzelnen Mittel zu welchem 
Zwed\:. verfügt und ob hiefür eine mehr oder 
weniger starke Kompetenz irgendwo vor­
handen ist. 

Ich wurde weiters gefragt, wie im zu einer 
Experimentalhochschule in Graz stehe. Unter­
lagen über dieses Projekt sind mir bisher 
noch nicht zugegangen. Ich kann daher auch 
keine Aussage machen. 

I 

Novelle zum Hochschul-Organisationsgesetz 
erwähnt. Dort habe ich auf eine ökonomischere 
Verwaltung, auf den Einsatz von EDV-Anla­
gen für die Inskription und auch für zentrale 
Gebarungsstellen, die ebenfalls mittels EDV­
Anlagen geführt werden sollen, hingewiesen. 

Hier sind durchaus schon Ansatzpunkte, 
teilweise auch Verwirklichungen für eine sol­
che ökonomischere Hochschulverwaltung ge­
geben. 

Hohes Haus! Ich mödlte abschließend zum 
Klagenfurter Hochschulprojekt nochmals sa­
gen, daß ich mir bewußt bin, daß wir Neuland 
beschritten haben. Wir sind damit auch Schritt­
macher für eine Hochschulreform. Die einzel­
nen Elemente sind hier schon vorhin von 
einzelnen Sprechern angeführt worden. 

Wir treffen damit nicht nur eine Entsct.ei­
dung, die die bildungspolitische Konstruktion, 
sozusagen die bildungspolitische Infrastruktur 
unseres Staates entscheidend beeinflußt, son­
dern die auch von großem und entscheidendem 
Gewicht für die gesellschaftspolitische Ent­
wicklung unseres Vaterlandes ist. (Beifall bei 
der tJVP.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort? - Dies ist nicht der Fall. 

Ver- ! Bei der Ab s tim m u n g wird der Gesetz­Was dEm "neuesten Hinweis auf den 
waltungsaufwand der Salzburger Hochschule 
im Monat November anlangt, möchte ich daran 
erinnern. daß das Bundesministerium für 
Unterricht bei der Budgeterstellung nicht eine 
Maximalerstellung ausgearbeitet hat, sondern 
nach dem unbedingt notwendigen Bedarf, der 
auch realisierbar ist, vorgeht. Es war daher 
immer wieder notwendig, je nach Fertigstel­
lung von einzelnen Instituten, nach der Ar­
beitsfähigkeit einzelner Laboratorien, die im 
Laufe eines Jahres realisiert wurden, zusätz­
liche Mittel für den Verwaltungs aufwand 
durch Budgetüberschreitungsgesetze sicherzu­
stellen. (Zwischenruf des Abg. Pet er.) 

entwurf mit den Abänderungen des Aus­
schusses unter Berücksichtigung der vom Be­
richterstatter vorgebrachten Berichtigung in 
z w e i t e rund d r i t t e r Lesung e i n­
s tim mi g zum Be s chI u ß erhoben. 

4. Punkt: Beridlt des Aussdlusses für verstaat­
lidlte Betriebe über den Einsprudl des Bundes­
rates (1485 der Beilagen) gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 22. Oktober 
1969, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1966 über 
die Ausübung der AnteHsrechte des Bundes an 
verstaatlichten Unternehmungen (OIG-Gesetz) 

Im übrigen sind zum gleichen Zeitpunkt, abgeändert und ergänzt wird (OIG-Gesetz-
zu dem es geheißen hat, daß 2 Millionen nicht Novelle 1969) (1489 der Beilagen) 
zur Verfügung stehen, die seit mehreren Mo- .. . . 
naten beantragt waren, auf den Konten der I Prasident Wallner: WIr . gelangen zum 
österreichischen Hochschulen und Universi- 4. Punkt der Tagesordnung: OIG-Gesetz-No-
täten für den wissenschaftlichen Einsatz und velle 1969. 
Verwaltungs aufwand 110 Millionen Sdlilling Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
gelegen. Auch das ist vielleicht von allgemei- Ofenböck.. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
nem Interesse. (Zwischenruf des Abg. Pet er.) berichten. 

NUll komme iCh. auf die Bemerkung zurück, Berichterstatter Oienböm: Herr Präsident! 
daß eine stärkere managementmäßige Verwal- Hohes Haus! Namens des Ausschusses für ver· 
tung der Hochschulen notwendig ist. Ich hätte staatlichte Betriebe berichte ich über den Ein­
dazu noch nicht Stellung genommen. Ich spruch des Bundesrates (1485 der Beilagen) 
glaube, im habe diesen Punkt heute im Zu- gegen den Gesetzesbeschluß des National­
sammenhang mit der Punktation für eine I rates vom 22. Oktober 1969, betreffend ein 
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Ofenböek 
Bundesgesetz. mit dem das Bundesgesetz vom 
16. Dezember 1966 über die Ausübung der 
Anteilsrechte des Bundes an verstaatlichten 
Unternehmungen (OIG-Gesetz) abgeändert 
und ergänzt wird (OIG-Gesetz-Novelle 1969). 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe hat 
diesen Einspruch des Bundesrates in seiner 
Sitzung am 13. Jänner 1970 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Ing. 
Scheibengraf. DDr. Pittermann. Robert Graf. 
Dr. Mussil. Hellwagner. Benya. Troll. Doktor 
Geißler und Ing. Häuser sowie der Bundes­
minister für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig Weiß betei­
ligten, wurde mit Stimmenmehrheit beschlos­
sen, dem Hohen Hause einen Beharrungs­
beschluß zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Aussdmß für verstaatlichte Betriebe den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der ursprüngliche Beschluß des National­
rates vom 22. Oktober 1969. mit welchem dem 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz vom 16. Dezember 1966 über die 
Ausübung der Anteilsrechte des Bundes an 
verstaatlichten Unternehmungen (OIG-Gesetz) 
abgeändert und ergänzt wird (OIG-Gesetz­
Novelle 1969), die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt wurde. wird gemäß Artikel 42 
Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 wie der hol t." 

Für den Fall des Vorliegens von Wortmel­
dungen bin ich ermächtigt, zu beantragen. 
General- und Spezialdebatte in einem durch­
zuführen. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Ein Einwand hiegegen wird nicht er­
hoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok­
tor Kreisky. Ich: erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPO): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der Bundesrat hat die 
GIG-Gesetz-Novelle beeinsprucht. So muß sich 
der Nationalrat neuerdings mit dieser Ge­
setzesmaterie befassen. 

ergehen dieser Betriebe abhängen. Soll im das 
alles am Beispiel der Steiermark, am Beispiel 
Oberösterreichs, am Beispiel Niederösterreichs 
oder am Beispiel Wiens beweisen? Ich glaube 
nicht, daß das notwendig ist, denn jeder kennt 
doch die Verhältnisse, wie sie in Wirklichkeit 
sind. 

Es ist doch so, daß große Teile unserer Re­
publik vor allem diesen Betrieben ihren Wohl­
stand verdanken. Es ist das Verdienst der 
Männer, die sich am Anfang der Zweiten Re­
publik um den Wiederaufbau dieser Betriebe 
und um die Investitionen, die dort notwendig 
sind, bemüht haben. daß diese Betriebe heute 
in der ganzen Welt Ansehen genießen und 
einen guten Ruf haben. 

Wie haben Sie doch, meine Damen und 
Herren von der OVP, seinerzeit über das 
"Königreich Waldbrunner" gespottet. Aber 
was wäre denn die österreichische Exportwirt­
schaft, wie sähe denn die Zahlungsbilanz und 
die Handelsbilanz Osterreichs aus, wenn es 
diese Betriebe nicht gegeben hätte, wenn es 
sie nicht gäbe? Wir können der OVP den Vor­
wurf nicht ersparen, daß Sie aus der verstaat­
lichen Industrie immer ein Politikum gemacht 
haben. Immer war sie Ihnen ein Dorn im 
Auge. 

Herr Professor Dr. Koren hat damals. als er 
noch ein "allgemein anerkannter Fachmann" 
gewesen ist, in seinem Werk mit aller Eindeu­
tigkeit darauf verwiesen, wie sehr Ihnen die 
verstaatlichte Industrie ein Dorn im Auge ist. 

Es ist doch selbstverständlich, daß wir. die 
wir für die Verstaatlichung, für die Nationali­
sierung der Grundstoffindustrie eintreten. aus 
prinzipieller Uberzeugung vor allem Interesse 
daran haben, daß diese Betriebe florieren und 
daß an ihrer Spitze - und anders wäre es 
nicht möglich - nur hervorragende Fachleute 
stehen. 

Sie haben die wenigen Betriebe. die vor 
allem auf Grund der langen sowjetischen Ver­
waltung Schwierigkeiten haben. immer wieder 
zum Anlaß genommen, um generalisierend die 
ganze verstaatlichte Industrie herabzusetzen 
und bei den Osterreichem zu verdächtigen. Sie 
haben ihnen eingeredet. daß sie Millionen an 
Steuergeldern kosten, haben aber die Milliar­
den verschwiegen, die sie gebracht haben. 
Glauben Sie mir, meine Herren. im könnte 
Ihnen Betriebe aus der Privatindustrie nen-

Ich glaube. daß der Bundesrat recht gehabt 
hat. dieses Gesetz zu beeinspruchen. denn die 
verstaatlichte Industrie _ das erkennen wir nen und Ihnen zeigen. wie wenig erf.olgreich 
ja gerade in diesen Tagen mit aller Deutlich- sie geführt werden. wie sehr sie bei den Ban­
keit - hat auch besonderes Interesse vor ken verschuldet sind und wie unsicher die 
allem für die Länder. in denen diese Betriebe Existenz der dort Beschäftigten ist. 
liegen. Die Menschen in diesen Ländern wis- Die verstaatlichten Betriebe der Sdnverin­
sen allzugut, wie sehr ihr wirtschaftliches dustrie passen halt nicht in Ihre wirtschafts­
Schicksal und ihre Prosperität von dem Wohl- politischen Vorstellungen. Aber Ihre wirt-
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Dr. Kreisky 

smaftspolitisc:hen Vorstellungen stehen schon 
lange nicht mehr in Ubereinstimmung mit der 
modemen Entwicklung, mit der Entwicklung 
in den modemen Industriestaaten. 

Statt daß wir versucht hätten, eine gemein­
same Lösung für diese wichtige Frage zu fin­
den, eine gemeinsame Lösung, die Bestand 
hat, haben Sie wenige Monate vor dem Ende 
der Legislaturperiode, obwohl Sie die ganze 
Zeit hindurch erklärt haben, daß Sie an keine 
Änderung oder Novellierung des OIG-Geset­
zes denken, diese Frage aus wahltaktischen 
Gründen aktualisiert und haben wenige Wo­
chen vor dem Ende dieser Legislaturperiode 
diese Materie durchgepeitscht, so wie Sie 
übereilt ohne Vorbereitung jetzt eine Lösung 
für zwei der größten Betriebe der verstaat­
lichten Industrie durchführen wollen, ohne daß 
Sie den Zuständigen, nämlich den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates der OIG, überhaupt die 
Grundlagen zur Verfügung gestellt haben, 
damit sie beurteilen können, ob eine solche 
Lösung zweckmäßig und zielführend ist. 

Der Herr Präsident des Aufsichtsrates Dok­
tor Taus, der zwar bei jeder Gelegenheit hä­
mische und geringschätzige Bemerkungen über 
die Politik und die Politiker macht, hat sich 
hier abermals zum Handlanger Ihrer Politik 
gemacht. 

Sie dürfen sich nicht wundern, daß Tausende 
Menschen über die Art, wie so ernste Fragen 
behandelt werden, zutiefst irritiert sind und 
daß sie sich Sorgen machen, weil sie ganz 
genau wissen, daß das, was hier geschieht, in 
Wirklichkeit noch gar nicht gründlich durchge­
arbeitet ist, und weil sie in Wirklichkeit von 
tiefstem Mißtrauen Ihrer Wirtschaftspolitik 
gegenüber erfüllt sind. 

Ich war in den letzten Tagen im steirisdlen 
Kohlenrevier. Auf meine Frage, wie es jetzt 
in den Bergwerken gehe, haben mir die 
Freunde gesagt: Jetzt, weil es ein trockenes 
Jahr gibt, weil die Wasserkraftwerke nicht 
genügend Strom erzeugen, jetzt wollen sie 
wieder haben, daß wir Sonntagsschichten 
fahren! 

Am selben Abend kam ich nach Wolfsberg 
im Lavanttal, in das Tal, in dem Sie durch 
einen Beschluß der Bundesregierung über 
Nacht einen Bergbaubetrieb geschlossen ha­
ben; Sie haben diesen Betrieb mit all den 
kostbaren Maschinen zugeschüttet. Und am 
nächsten Tag in der Früh haben mir die Inge­
nieure im kalorischen Kraftwerk St. Andrä ge­
sagt, daß sie jetzt die Kohlen aus allen Teilen 
Osterreichs zuführen müssen, während sie bis 
zur Schließung des Bergwerkes im Lavanttal 
wenige Kilometer von dort entfernt produziert 
wurden. 

So sieht die Wirtschaftspolitik dieser Regie­
rung ausl Ich könnte Dutzende Beispiele dafür 
anführen. Ich brauche das aber nicht zu tun, 
weil das die Menschen am eigenen Leib sel­
ber alle zu spüren bekommen haben. 

So möchte ich heute, obwohl ich weiß. daß 
sich in einiger Zeit diese Abstimmungsmaschi­
nerie wieder in Bewegung setzen wird - zum 
Glück das letzte Mal oder beinahe das letzte 
Mal -, an Sie die Aufforderung richten. die 
Entscheidung dieser wichtigen Frage der ver­
staatlichten Industrie dem nächsten National­
rat zu überlassen, der eher als dieser Natio­
nalrat ein Ausdruck der echten, der wirklichen 
Volksmeinung sein wird. 

Hohes Haus! Ich weiß schon, Ihre Absicht 
in diesen letzten Monaten war es immer, so 
viele faits accomplis zu schaffen als möglich. 
Aber ich bin zutiefst davon überzeugt, daß 
dieses politische Kraftmeierturn, mit dem Sie 
sich in den letzten Monaten präsentiert haben, 
bei der Bevölkerung keinen Widerhall finden 
wird. Es wird nur noch mehr den Eindruck 
verstärken, daß Ihre Wirtschaftspolitik ge­
kennzeichnet ist von Planlosigkeit, Ubereilt­
heit und Verantwortungslosigkeit. Wie Sie 
begonnen haben, so hören Sie auf, und weil 
Ihnen die sachlichen Argumente fehlen, neh­
men Sie Zuflucht zu den Kapuzenmännern und 
verdächtigen uns, Wegbereiter des Kommunis­
mus zu sein. (Lebhafte Zustimmung bei der 
SPO.) 

Meine Herrenl Empfinden Sie nicht selber, 
wie bedenklich diese Art ist, politische Pro­
paganda zu betreiben? Da verdächtigen Sie 
uns des Kommunismus, uns, die wir 20 Jahre 
lang mit Ihnen zusammen in den schwersten 
Jahren beim Aufbau dieses Staates zusam­
mengewirkt haben! Wo kämen wir denn hin, 
wenn wir es ähnlich machten, wenn wir Sie, 
die Sie sich seinerzeit - oder zumindest viele 
von Ihnen - Ihre politischen Sporen zwischen 
1934 und 1938 verdient haben, als wir anderen 
zum größten Teil in den Gefängnissen waren, 
wenn wir Sie deshalb heute faschistischer Ten­
denzen zeihen würden? (Abg. K ern: Sie 
haben Klaus mit Goebbels verglichen!) Das 
ist ja gar nicht wahr. Lesen Sie lieber genau, 
was im geschrieben habe. Der Herr Bundes­
kanzler täte auch besser daran, wenn er, be­
vor er redet, .das liest, was ich gesagt habe. 
(Bei/all bei der SPO.) 

Ich sage Ihnen eines: 'Wir müßten uns schä­
men, wenn jetzt die beiden großen Parteien 
wenige Wochen vor den vVahlen in der Weise 
operierten, daß die einen uns als kommuni­
stisch verdächtig erklären und wir Sie even­
tuell als faschistisch verdächtig bezeichnen. 
Wir werden Ihnen auf diesem Wege nicht 
folgen, meine Herren! (Beifall bei. der SPO.) 
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Wie wollen wir denn damit erreichen, daß uns 
die Mensmen den Respekt entgegenbringen, 
den wir dom brauchen, wenn wir im öffent­
lichen Leben wirken wollen? 

Ich möchte Ihnen noch einmal sagen: Wir 
werden uns von Ihnen zu diesen Methoden 
der Greuelphotos, den Methoden, die einer 
vergangenen Zeit angehören, nicht provozie­
ren lassen. Wir werden Ihnen dabei nicht fol­
gen (Abg. K ern: ... Grundstückmaklereif) 
und überlassen getrosten Mutes das Urteil 
über diese Methoden den Männern und 
Frauen unserer Republik, die in wenigen Wo­
chen die Entscheidung darüber treffen werden, 
wie in diesem Staat regiert werden soll. (Leb­
hafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident WaHner: Zum. Worte gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Geißler. Ich er­
teile es ihm. (Zwischenrufe. - Abg. L / baI.' 
Die Kapuzenmänner der OVPI Soron/cs mit 
Kapuze! - Abg. So r 0 ni c s: Herr Libal, 
seien Sie vorsichtig! Sie haben niemanden zu 
apostrophieren! Persönlich werden da - so 
eine Niederträchtigkeit! - Abg. Dr. Kr e i­
s k y: Herr Präsident, haben Sie das gehört?­
Ruf bei der OVP: Was macht denn ihr?) Ich 
bitte um Ruhe. Dr. Geißler hat das Wort. 
(Weitere lebhafte Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Dr. Geißler (OVP): Hohes 

sen Gesetzesbeschluß hat der Bundesrat am 
15. Dezember 1969 Einspruch erhoben. Mit 
diesem Einspruch des Bundesrates und seiner 
Begründung hat sich das Hohe Haus heute 
zu beschäftigen. 

In der Begründung des Bundesrates wird 
darauf hingewiesen, daß die OIG-Gesetz-No­
velle rechtlich unklar formuliert sei. In den 
Ausschußberatungen am 13. Jänner 1910 
konnte der Herr Verkehrsminister aber klar­
stellen, daß auf Grund der OIG-Novelle die 
im § 1 Abs. 1 des OIG-Gesetzes genannte 
Gesellschaft so lange besteht, bis die Umwand­
lung nach Artikel I der Novelle durchgeführt 
und vollzogen ist. Nach diesem Zeitpunkt hört 
die im § 1 Abs. 1 OIG-Gesetz gegründete Treu­
handholding für die verstaatlichten Betriebe 
zu existieren auf. 

Weiters entfällt in logischer Folge durch 
Artikel II der Novelle die treuhändige Aus­
übung der Anteilsrechte des Bundes, wie sie 
nadl § 1 Abs. 1 GIG-Gesetz bisher bestanden 
hat, da ja die Anteilsrechte in das Eiqentum 
der in eine Aktiengesellschaft umgewa~delten 
neuen Gesellschaft übergehen. Ab diesem Zeit­
punkt hat der § 1 Abs. 1 des GIG-Gesetzes 
1966 keinen materiellen Wert mehr. Es erüb­
rigt sich daher, ihn formell aufzuheben, da 
sich ja keinerlei rechtliche Folgen aus dieser 
Gesetzeslage ergeben könnten. 

Haus! Meine Damen und Herren! (Anhaltende Weiters wird in der Begründung des Bun­
erregte Zwischenrufe. - Abg. So r 0 nie S: desrates die Geltung des § 1 Abs. 2 des OIG­
Allgemeine Verdächtigungen!) Gesetzes 1966 in Zweifel gezogen. Dieser Para­

Präsident WaHner (das Glockenzeichen ge­
bend): Ich bitte um Ruhe. Dr. Geißler hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Geißler (nochmals begin­
nend): Meine Damen und Herren! (An­
dauernde Zwischenrule und Unruhe. - Präsi­
dent Wal I n ergibt mehrmals das Glocken­
zeichen.) 

Ich versuche es jetzt zum dritten Mal, meine 
Damen und Herren. Vielleimt haben die Dis­
kussionen in den Bänken nun aufgehört. 

Ich werde mich bemühen, sehr geehrter Herr 
Kollege Kreisky, die so schwierigen Fragen 
der verstaatlichten Industrie nicht in die Tages­
politik hineinzuziehen, sondern sachlich dar­
über zu diskutieren. Ich glaube, diese Betriebe 
sind viel zu wertvoll und stellen ein viel zu 
entsmeidendes Volksvermögen dar, als daß 
man in der Art und Weise, wie Sie es getan 
haben, darüber diskutieren sollte. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Hohes Haus I Der Nationalrat hat in seiner 
Sitzung vom 22. Oktober 1969 die OIG-Gesetz­
Novelle mit Mehrheit beschlossen. Gegen die-

graph lautet: 

"Die Anteilsrechte an den in der Anlage 
angeführten Gesellschaften sind so auszuüben, 
wie es das Wohl dieser Gesellschaften unter 
Berücksichtigung der Interessen der Gesell­
schafter und der Arbeitnehmer dieser Gesell­
schaften sowie der ges·amten Volkswirtsmaft 
erfordert. Insbesondere ist auf die Grundsätze 
der Wirtsmaftlichkeit und das Erfordernis von 
Koordinierungsmaßnahmen Bedacht zu neh­
men; die Forschungstätigkeif in den in der 
Anlage angeführten Gesellschaften ist zu för­
dern." 

Ich möchte daher nun folgendes feststellen: 
Es ist richtig, daß die Organe einer Aktien­
gesellschaft ihre Geschäfte mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes zu führen 
haben. Im § 1 Abs. 4 der Novelle zum OIG­
Gesetz wurde aber neu bestimmt, daß auf die 
Gesellschaft die für Aktiengesellschaften all­
gemein geltenden Bestimmungen anzuwenden 
sind, soweit sich aus diesem Bundesgesetz 
nichts anderes ergibt. Aus dieser neu einge­
fügten Bestimmung geht ganz eindeutig her­
vor, daß das GIG-Gesetz in seiner Fassung 
der Novelle eine lex specialis gegenüber dem 
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Aktiengesetz 1965 ist. Daher hat der Vor­
stand bei der Führung seiner Geschäfte alle 
jene Bestimmungen des GIG-Gesetzes zu be­
achten, die eine Abweichung vom Aktien­
gesetz darstellen. Eine derartige Bestimmung 
ist eindeutig im § 1 Abs. 1 des GIG-Gesetzes 
gegeben und steht daher selbstverständlich 
auch weiterhin in Geltung. 

sdlläge müssen von uns als nicht realisierbar 
und als nicht zeitgemäß abgelehnt werden. 
Eine Neukonstruktion der OIG als Eigen­
tümerholding und damit als Finanzierungs­
instrument für die verstaatlichten Betriebe er­
scheint der Regierungspartei als die echte ziel­
führende Alternative. 

Daher braucht auch die Gründung einer Fi­
Was nun die dritte Begründung des Ein- nanzierungsgesellschaft für die verstaatlichten 

spruches durch die SPG-Mehrheit des Bundes- Betriebe, wie sie von der SPO-Mehrheit des 
rates anlangt, so möchte ich auch hiezu kurz Bundesrates vorgeschlagen wird, nicht weiter 
Stellung nehmen. Hohen Haus! Auf Grund der diskutiert werden, da sie neben der neuen 
Erfahrung mit der nadl dem GIG-Gesetz Aktiengesellsdlaft gänzlich überflüssig wäre. 
1966 geschaffenen Treuhandholding für die I . . . . . 
verstaatlichten Unternehmungen hat sich die ~le SPO-Me?r~e.lt 1m Bundesrat behauptet 
Notwendigkeit ergeben, ein noch besseres w~.l1e.rs, d~ß ~le OIG-Gesetz-Novelle nur die 
Konzept für die Führungsspitze dieser Be- ~o~lIchkeI.t emer Herabsetzung des Aktien­
triebe zu erarbeiten. Es war nach vielen be- l;:apltals emzelner Gesellschaften und allen­
deutsamen Erfolgen der aIG auf Grund ihrer falls eine Erhöhung des Aktienkapitals ande­
derzeitigen Konstruktion als Treuhandholding rer Gesellschaften durch interne Transaktionen 
nicht möglidl gewesen. die Umstrukturierung zulasse. 
und Neuordnung etwa im Stahl- und Eisen- Diese Behauptung ist ebenfalls unzutref­
sektor oder im Maschinenbau echt voranzu- fend, da offenbar übersehen wird, daß der 
bringen. aIG die Dividenden der verstaatlichten Un­

Die Regierungspartei hat daher im Frühjahr 
1969 Konsequenzen gezogen und ein neues 
Konzept vorgelegt. Nach monatelangen Par­
teienverhandlungen hat aber dieser Entwurf 
nicht die Zustimmung der SPO gefunden, ob­
wohl viele positive Stellungnahmen von SPO­
Fachleuten vorlagen. 

So schrieb etwa die AZ im Juni 1969: "Von 
einer echten Holding verspricht man sich auch 
eine Iasmere Lösung der Reorganisation der 
verstaatlichten Eisen- und Stahlindustrie, die 
im Rahmen dieser Holding begonnen werden 
könnte.'· 

In "Arbeit und Wirtsmaft", Heft 2 aus 1969 
wird - idl habe diese Stelle bei früheren 
Reden schon einmal zitiert - gefordert: "Die 
Umwandlung der OIG in eine ·echte Holding­
gesellsdlaft, die die Anteilsredlte des Bundes 
zur Verwaltung übertragen erhält, wäre ein 
Weg, die Funktion der OIG als Koordinator 
innerhalb der Verstaatlichten zu stärken." 

Trotz dieser positiven Feststellungen, die 
eine Stärkung der OIG-Spitze verlangten, ist 
offensichtlidJ. die SPO-Mehrheit im Bundesrat 
auf ganz alte Vorschläge, die aus dem Jahre 
1964 stammen, zurüCkgegangen und will die 
Neuorganisation der verstaatlichten Betriebe 
dadurch herbeiführen, daß - ich zitiere wört­
Udl - "eine Konzernbildung für die verstaat­
limten Unternehmungen erst nadl der bran­
chenweisen Zusammenfassung der dazuge­
hörenden Unternehmungen in Form von Indu­
striegemeinschaften und Holdings durchzu­
führen ist," 

Derartige durch die rasante industrielle 
Entwkklung überholte Vorstellungen und Vor-

ternehmungen zufließen und aus diesen Er­
trägen allenfalls Kapitalerhöhungen, wenn 
auch in geringerem Umfange, jederzeit durch­
geführt werden können. Außerdem möchte ich 
darauf hinweisen, daß auch im Budget 1970 
Millionenbeträge zur Verbesserung der Kapi­
talausstattung einzelner verstaatlichter Be­
triebe zur Verfügung stehen, allenfalls auch 
im Wege einer Kapitalerhöhung bei der GIG. 

Hohes Haus! Wenn ich auch jetzt sidler 
Bekanntes wiederhole, mödlte ich doch bei 
den heutigen Beratungen nochmals ganz kurz 
auf die wichtigsten und entscheidendsten 
Punkte der OIG-Gesetz-Novelle eingehen, die 
von der sozialistischen Fraktion abgelehnt 
wurde: 

1. Die GIG" derzeit eine Treuhandholding, 
wird in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, 
in die der Bund alle seine Anteilsrechte an 
den verstaatlichten Unternehmungen ein­
bringt. Die Schaffung'~einer Eigentümerholding 
ist deshalb eine zielführende Lösung, weil sie 
als echtes Finanzierungs- und Führungsorgan 
jene Kompetenzen erhält, die für die in Zu­
kunft notwendigen Reoganisationsmaßnahmen 
unerläßlich sind. 

Diese neue Aktiengesellschaft, die zur Gänze 
Eigentum des Bundes bleibt, wird - ausge­
stattet mit einem Grundkapital von 3,5 Mil­
liarden und mit offenen und stillen Reserven 
von ungefähr 10 Milliarden - zu den hundert 
größten Industrieunternehmungen der Welt 
zählen. 

2. In der OIG-Gesetz-Novelle wird festge­
legt, daß die Aufsichtsräte der verstaatlichten 
Unternehmungen nicht mehr von den Partei-
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sekretariaten, sondern vom Aufsichtsrat der 
GIG mit Zweidrittelmehrheit bestellt werden. 
Diese Aufsimtsräte bestellen wiederum, wie 
es das Aktiengesetz vorschreibt, die Vor­
standsmitglieder der Gesellschaften mit ein­
facher Mehrheit. 

Alle Proporz bestimmungen, wie sie bislang 
bei Aufsichtsräten und Vorständen gehand­
habt wurden, entfallen daher ab dem 1. Juli 
1970. Diese Gesetzesänderung begründet eine 
neue Ära in der verstaatlichten Industrie und 
stellt den bedeutendsten Schritt zur Entpoliti­
sierung dieser Betriebe dar. 

Immer wieder wird von Seite der Opposi­
tion ein gesetzliches Weisungsrecht für die 
OIG gefordert. Es ist unbestritten, daß nach 
dem Aktiengesetz die Aktionäre, vertreten 
durCh die Hauptversammlung, kein direktes 
Weisungsrecht an den Aufsichtsrat oder an 
den Vorstand besitzen. De facto aber haben 
in allen Konzernen der westlichen Welt die 
größeren Aktionärsgruppen über die von 
ihnen bestellten Aufsichtsräte entscheidenden 
Einfluß auf die wichtigsten Unternehmensziele 
der einzelnen Betriebe. 

In dem morgen zur Debatte stehenden Be­
richt über das Verwaltungsjahr 1968 stellte 
der Rechnungshof fest, daß die von ihm ge­
prüfte verstaatlichte Groß bank an allen für 
ihre Konzernunternehmungen bedeutsamen 
Entscheidungen, wie Personalfragen, Investi­
tionen, Produktion, Finanzierung, Organisa­
tion und so weiter, rnittätig ist. Die Großbank 
nimmt also pragmatisch wesentlichen Einfluß 
auf ihre Konzernunternehmungen, an denen 
sie nur mit 25, 50 oder 75 Prozent beteiligt 
ist. 

Der Rechnungshof weist in diesem Zusam­
menhange weiters sehr zutreffend darauf hin, 
daß die Einflußnahme der Bank jedoch nicht 
größer als unbedingt notwendig sein soll, 
um die unternehmerische Initiative und die 
Verantwortlichkeit der Leitungsorgane der Be­
triebe nicht zu stark zu beeinträchtigen und 
eine Doppelgeleisigkeit in der Verwaltung 
minder wichtiger Angelegenheiten zu ver­
meiden. 

Hohes Haus! Alle weiteren Reorganisations­
maßnahmen im Bereiche der verstaatlichten 
Industrie stehen und fallen jedenfalls ent­
scheidend mit jenen Managern, die an der 
Spitze der OIG und an den verantwortlichen 
Positionen in den einzelnen Betrieben stehen 
werden und die auf gegenseitiges Verständnis 
und Zusammenarbeit angewiesen sind. 

3. Was die Eigentumssicherung in den ver­
staatlichten Unternehmungen anlangt, so hat 

Zweidrittelmehrheit im Hauptaussdmß des 
Nationalrates stärker abzusichern, als dies 
beim Privateigentum der Fall ist. 

Wenn von sozialistischer und kommunisti­
scher Seite derartige Forderungen gestellt 
werden, müssen wir sie entschieden ablehnen, 
da solche Bestrebungen die Grundlagen unse­
rer freien westlichen Gesellschaftsordnung 
wesentlich tangieren. 

Um aber die Eigentumssicherung in der 
verstaatlichten Industrie zu verbessern, nahm 
die OVP in der OIG-Gesetz-Novelle die Be­
stimmung auf, daß der Verkauf und die Ver­
pfändung von Anteilsrechten an den verstaat­
lichten Unternehmungen nur mit Zweidrittel­
mehrheit im Aufsichtsrat der GIG und mit 
einfacher Mehrheit im Hauptausschuß möglich 
ist. 

4. Im Gegensatz zum Vorschlag der SPG­
Bundesratsmehrheit legt die OIG-Gesetz-No­
velle im §.1 Abs. 3 fest, daß Branchenholdings 
innerhalb von vier Jahren nach Bildung der 
starken Konzernspitze zu schaffen sind. 

Selbstverständlich sind auch Fusionen mög­
lich, wie dies in diesen Tagen durch Mehr­
heitsbesChlüsse in der eHG-Führung und durch 
einen Ministerratsbesehluß bei der OMV und 
den OSW erfolgt ist; eine Fusion, die nur das 
Ziel verfolgt, daß beide Großbetriebe in Ober­
österreich und in Niederösterreich weiterhin 
in der Lage sind, konkurrenzfähig zu bleiben, 
so wie in der Vergangenheit zu expandieren 
und damit die Arbeitsplätze in diesen Unter­
nehmungen zu sichern. 

Hohes Haus! Durch Reorganisationsmaß­
nahmen, Rationalisierung, Konzentration, Fu­
sionen, Kooperationen mit ausländischen Kon­
zernen und durch andere Initiativen hat sich 
die verstaatlichte Industrie in den letzten 
vier Jahren im Rahmen unserer Volkswirt­
schaft gut entwickelt. Die Produktivitätssteige­
rung betrug im Jahre 1966 4,2 Prozent, im 
Rezessionsjahr 1967 immerhin noch 3,3 Prozent 
und erhöhte siro im Jahr 1968 auf 7,8 Prozent. 
Im Jahr 1969 kann voraussichtlich mit einer 
fast neunprozentigen Produktivitätssteigerung 
auf Grund der ausgezeichneten Konjunktur­
lage und der sich auswirkenden Maßnahmen 
der OIG gerechnet werden. 

Bedeutsam.e und weitreichende Reorgani­
sationsmaßnahmen und Strukturverbesserun­
gen in diesem wichtigen Teil der österrei­
chischen Industrie müssen aber noch durch­
geführt werden. In der Phase der Hoch­
konjunktur sind derartige Maßnahmen leimter 
zu ergreifen und durchzuführen als· in einer 
schlechten Konjunkturlage. 

es die OVP aus grundsätzlichen Erwägungen Die nam der heute endgültig zu besdllie­
abgelehnt, das verstaatlichte Eigentum durch ßenden OIG-Gesetz-Novelle vorgesehene Um-
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wandlung und Neuordnung in der GIG-Spitze I Vier Jahre aVP-Vorherrschaft und Haupt­
muß daher so rasch als möglich erfolgen, damit I verantwortung in der Dachgesellschaft der ver­
die nom offenen betrieblichen und organi- staatlichten Unternehmungen stehen knapp 
satorisdlen Probleme in der verstaatlichten vor dem Abschluß. Daß die Volkspartei diesen 
Industrie zügig einer Lösung zugeführt wer- Zeitraum als Jahre des Erfolges hinzustellen 
den können und die über 100.000 Arbeitsplätze versudlt, kann nur als Beweis für einen völli­
in diesen Betrieben weiterhin gesichert blei- gen Mangel an Fähigkeit zur Selbstkritik 
ben. - gerade in diesem Punkt, den wir heute 

In diesem Sinne, Hohes Haus, gibt meine 
Fraktion dem Antrag des Berichterstatters 
gerne ihre Zustimmung. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Wallner: Zum Worte gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Probst. Idl 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Probst (SPO): Hohes Haus! 
Die angesehene Londoner Zeitung "Financial 
Times" hat im Herbst des vergangenen Jahres 
über die damals bekanntgewordene Absidlt 
der OVP-Regierung, nämlich das OIG-Gesetz 
zu ändern, geschrieben - ich zitiere aus 
dieser Zeitung-: 

"Aus .Angst vor einem größeren Rückschlag 
hat sidl die OVP auf ein Experiment ein­
gelassen. das sehr leicht zur Zerstörung des 
Arbeitsfr1edens und der politisdlen Stabilität 
in Osterreidl führen könnte." 

Die Zeitung schrieb weiters: 
"Um, wenn auch spät, ihre Entsdllossenheit 

zu einer Wirtsdlaftsreform zu demonstrieren, 
will die Regierung im Parlament eine radikale 
Reform der verstaatlidlten Industrie durdl­
setzen, ohne Rücksidlt auf die Einwendungen 
der sozialistischen Opposition und der Ge­
werkschaften ... 

"Diese Taktik des Spiels mit dem Feuer", 
so meint diese bedeutende englische Zeitung, 
"ist jedodJ. nur ein Nebenprodukt der Ver­
lagerungen innerhalb der Wählerschaft. All­
gemein wird erwartet", so schreibt diese Zei­
tung, "daß es der OVP nicht gelingen wird, 
das Wunder von 1966 zu wiederholen und 
die absolute Mehrheit zu erringen." 

Hohes Hausl Auch im Ausland hat man 
erkannt, daß' die OVP als Mehrheitspartei 
und als Alleinregierung ein gefährliches Spiel, 
ja man kann sagen, ein Pokerspiel mit der 
verstaatlichten Industrie treibt. Dieses Poker­
spiel - es wurde hier schon ausgeführt -
war besonders deutlich bei dem Versuch des 
früheren OVP-Staatssekretärs und gegenwär­
tigen Vorsitzenden des Aufsichtsrates der 
OIG, Dr. Taus, im Dezember vorigen Jahres, 
in einer Aufsidltsratssitzung vom 22. Dezem­
ber, wo er einen Fusionsvorsdllag ohne Ein­
vernehmen mit der Gesdläftsführung der OIG 
vorgelegt hat. Er hat damit zweifelsohne eine 
flagrante Verletzung der Gesdläftsordnung 
der aIa begangen. Ich hoffe, der Herr Bundes­
minister wird dazu Stellung nehmen. 

behandeln - angesehen werden. Anstatt zu 
versuchen, mit uns einen annehmbaren Kom­
promiß auszuhandeln, hat es die avp auf ein 
Kräftemessen im Parlament ankommen lassen, 
und die Art und Weise, wie die OVP-Führung 
dieses exklusive Thema angeht, mußte die 
Gemüter erhitzen und vor allem die Beleg­
schaften in den Betrieben zum Widerstand 
bringen. Ich wäre neugierig, ob die drei Her­
ren Abgeordneten von der OVP, die dem 
Arbeiter- und Angestelltenbund angehören 
und die den Initiativantrag unterfertigt haben, 
etwas dazu zu sagen wissen. 

Die Sozialisten haben sich aus volkswirt­
schaftlichem Verantwortungs bewußtsein, 
Hohes Haus, zu einer Mitwirkung im Bereidl 
der verstaatlichten Industrie audl nadl ihrem 
Eintritt in die Opposition im Jahre 1966 bereit 
erklärt. Das kann uns aber keineswegs hin­
dern, und es hindert uns auch nicht, an der 
industriepolitischen Einstellung der Regie­
rungspartei den verstaatlichten Unternehmun­
gen gegenüber allerschärfste Kritik zu üben. 
Hauptargument für das von der OVP behaup­
tete günstige Wachstum in der verstaatlidlten 
Industrie - auch der Herr Vorredner hat 
davon gesprochen - seien die wadlsenden 
Umsatzzahlen mancher Wirtschaftsbrandlen 
innerhalb der letzten zwei Jahre. Es muß 
aber festgestellt werden, daß der Nachkriegs­
wohlstand und das Wirtschaftswachstum zu 
einem nicht geringen Teil auf die Zusammen­
arbeit der Industrie und der Arbeiterschaft 
und das beinahe völlige Fehlen von Streiks 
zurückzuführen ist. Die OVP kann audl nur 
im geringsten etwas dafür, daß wir uns in 
dem Zeitraum der letzten Jahre in einer Phase 
der Hochkonjunktur befinden. 

Hohes Haus I Betradlten wir den gegen­
wärtigen Zustand von einer anderen Seite 
her: Es ist richtig, daß wir Sozialisten seit eh 
und je die Erhaltung der Arbeitsplätze viel­
fach in den Vordergrund unserer wirtschaft­
lichen Uberlegungen gestellt haben. Wenn uns 
das vorgeworfen wird, so betrachten wir das 
nicht als einen Vorwurf, sondern eher als 
unsere größte Aufgabe; aber man hat damit 
erreicht, daß der Wirtschaftssektor der ver­
staatlichten Unternehmungen in Osterreich 
jahrelang in Mißkredit zu bringen versucht 
worden ist. 

Nun kann man aber audl nicht bestreiten, 
daß es zu den ökonomischen Binsenwahrheiten 
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gehört, wachsende Unternehmungen nicht nur 
an den Umsätzen und an dem Produktionsaus­
stoß zu messen, sondern auch an der Zahl der 
Beschäftigten. 

Wie sieht nun die Entwicklung der Be­
schäftigtenzahlen nach vier Jahren UVP-Vor­
herrschaft in den verstaatlichten Unterneh­
mungen aus? Ich gestatte mir, einige Zahlen 
anzuführen. Die wichtigen Unternehmungen; 
die auch im Ausland den besten Ruf genießen 
und die das Rückgrat unserer Volkswirtschaft 
darstellen, sind leider nicht in dem Sinn ge­
wachsen, daß sie mehr Beschäftigten Arbeits­
plätze geboten hätten. Nur auf dem Sektor 
01 und Chemie ist die Zahl der Arbeits­
plätze unwesentlich von rund 14.100 Ende 
1965 auf 15.600 Ende Oktober 1969 gestiegen. 
Alle anderen Branchen haben schwere Ver­
luste aufzuweisen. Bei Eisen und Stahl ist 
die Zahl der Beschäftigten im gleichen Zeit­
raum von 61.600 auf 49.400 gesunken. Bei 
Kohle von 9800 auf 6900. In der Elektro­
industrie kann man ruhig von einer liquidie­
rung der Schwachstromseite sprechen, die 
Beschäftigtenzahl ist insgesamt von 18.100 auf 
7600 zurückgegangen. 

Fassen wir diese Zahlen zusammen, müssen 
wir leider feststellen, daß in den vier Jahren 
der OVP-Vorherrschaft die Zahl der Beschäf­
tigten in der verstaatlidlten Industrie in 
Osterreidl von 123.000 auf 103.000 gesunken 
ist. Das heißt, der Belegschaftsstand hat sich 
um zirka 11 Prozent in diesem Zeitraum ver­
ringert. Bei aller Bedeutung von Rationalisie­
rung und Konzentrationsvorhaben kann daher 
keineswegs behauptet werden, daß eine so 
rapid sinkende Beschäftigtenzahl ein Ruhmes­
blatt der Wirtschaftspolitik der OVP-Allein­
regierung ist. In den Augen der Volkspartei, 
der Mehrheitspartei in diesem Hause, scheint 
die verstaatlichte Industrie am gesündesten 
zu sein, je weniger sie bedeutet. In dieser 
Hinsicht könnte daher der Alleingang der 
Regierung und der UVP-Mehrheit bei der 
NoveIlierung des OIG-Gesetzes vielleicht die 
Grundlagen des Arbeitsfriedens in Osterreich 
erschüttern und eine nicht gewollte Radikali­
sierung herbeiführen. Wir sehen, daß aber 
auch in der Privatindustrie in Osterreich wach­
sende Zweifel bestehen, ob es klug ist, die 
Arbeiter- und Angestelltenschaft in den ver­
staatlichten Unternehmungen so herauszu-
fordern. 

Es hat im Herbst des vergangenen Jahres 
keine wirtschaftlichen Gründe gegeben, eine 
überstürzte Reform der Eigentumsredlte in 
der Staatsindustrie herbeizuführen. Sie haben 
dazu die Initiative ergriffen. Trotzdem be­
hauptet der ehemalige Staatssekretär und 
derzeitige Aufsichtsratsvorsitzende der OIG, 

Dr. Taus, von Zeit zu Zeit immer wieder 
- auch das wurde hier schon ausgespro­
chen -, daß in den vier Jahren seiner Tätig­
keit mehr geschehen ist als in der Zeit vor­
her. Wir haben mit wachsendem Erstaunen 
feststellen müssen, daß Herr Staatssekretär 
Dr. Taus seit Beginn seiner Tätigkeit in der 
verstaatlichten Industrie viele Probleme als 
sogenannte kleine Fische bezeichnet und un­
bekümmert derartige Äußerungen von sich 
gegeben hat. Leider wurden sie unkontrolliert 
und bedenkenlos von der OVP-Presse nach­
gedruckt, wohl in der Absicht - so glauben 
wir wenigstens -, ihn jetzt oder später für 
ein allfälliges Scheitern der Reformbestrebun­
gen verantwortlich zu machen. Die Verant­
wortung für das Scheitern und für d~e Zu­
kunft der verstaatlichten Industrie wird aber 
die gesamte Bundesregierung und die OVP 
zu tragen haben. 

Ein bezeichnendes Licht - auch das mödlte 
ich noch einmal anführen - auf diese Vor­
gangsweise wirft der fast in Putschform durch­
geführte Fusionsbeschluß in der OIG hinsicht­
lich der Fusion von OMV und OSW. Sdlon 
allein der Zeitpunkt zur Initiative war sdllecht 
gewählt. Wenn eine Bundesregierung vier 
Jahre lang außer großen Worten so gut wie 
nichts für die verstaatlichten Unternehmungen 
tut und erst wenige Wochen vor der nädlsten 
Nationalratswahl eine Aktivität entfaltet, die 
selbst über die Einhaltung gesetzlidler Be­
stimmungen hinweggeht, so wird jeder poli­
tisch halbwegs Informierte mit Recht ver­
muten und auch zu Recht feststellen, daß es 
sich dabei um ein Wahlmanöver der OVP 
handelt. So auch im Falle des betreffenden 
Fusionsbeschlusses. 

Hohes Haus' Meine Damen und Herren! 
Ein paar Worte zu diesem Problem. Die 
juristischen Spitzfindigkeiten und noch mehr 
die unverständliche Eile der OVP beim Durch­
drücken dieses wichtigen Gesetzes. das wir 
jetzt behandeln und das die Bundesratsmehr­
heit zurückgeschickt hat, muß die Arbeiter­
und Angestelltenschaft in den verstaatlichten 
Betrieben praktisch am Vorabend der Neu­
wahlen mißtrauisch machen. Sie von der OVP 
haben sicherlich damit gerechnet, daß Sie 
einen Wahlschlager bekommen werden, indem 
sich die Arbeiter- und Angestelltenschaft 
etwa zu Warnstreiks entschließen könnte. Die 
Betriebsräte der Unternehmungen und die 
Gewerkschaften sind aber klüger als Sie. Sie 
werden das nicht tun, wenn sie dazu nicht 
absolut durch Ihre Entscheidungen provoziert 
werden. Sie von der Mehrheit dieses Hauses, 
Sie von der OVP haben durch diese politischen 
und pysdlologischen Mißgriffe zweifel~ohne 
weiter an Popularität verloren. 
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Die Anteilnahme am Schicksal der verstaat-lliche Bedenken bestehen. Sie kennen sie, audl 

lichten Unternehmungen in Osterreich als der zuständige Ressortminister kennt sie. leb 
einem wesentlichen Teil unserer Volkswirt- darf wiederholen, daß sich diese verfassungs­
schaft allein hätte dem Entwurf der OIG- rechtlichen Bedenken aus der Tatsache er-
Gesetz-Novelle niemals schon viele Monate 
vor seiner Behandlung im Nationalrat diese 
Publizität verschaffen können, wenn nicht auch 
diese OIG-Gesetz-Novelle ebenso wie vorher 
fast alle legislativen Maßnahmen über ver­
staatlichte Unternehmungen eben aus dem 
Bereich der sachlichen und fachlichen Argu­
mente in das Spannungsfeld politischer Aus­
einandersetzungen geraten wäre. Wir haben 
schon in Debatten vorher öfters festgestellt, 
daß die Ubertragung der Anteilsrechte aus 
dem Eigentum der Republik Osterreich in das 
Eigentum der OIG und deren Umwandlung 
in eine Eigentümerholding für die Stärkung 
der OIG und ihren Einfluß auf die ihr unter­
stellten verstaatlichten Unternehmungen ohne 
jede- Bedeutung sind. Das reden Sie von der 
OVP sich nur selber ein, und das versuchen 
Sie der Offentlichkeit einzureden. Denn die 
OIG war auch in ihrer bisherigen oder in 
ihrer jetzigen Rechtsstellung als Treuhänder­
holding zu genau denselben Maßnahmen be­
rechtigt oder nicht berechtigt, zu denen sie 
jetzt, wenn Sie diesen Beschluß fassen, als 
Eigentümerholding berechtigt oder nicht be­
rechtigt werden solL Das ergibt sich aus der 
einfachen Tatsache, daß für das Maß des Ein­
flusses der OIG auf die ihr unterstellten ver­
staatlichten Unternehmungen ausschließlich 
die geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
maßgebend sind. Die OIG, meine Damen und 
Herren, konnte auch bisher als Vertreterin 
der Alleingesellschafterin Republik Osterreich 
bei den verstaatlichten Gesellschaften bereits 
nach der bisher geltenden Rechtslage den 
Gesellsch.aftsorganen ohne jede Beschränkung 
bindende Weisungen erteilen, die notwendig 
gewesen wären und die notwendig sind. Man 
hätte sich nur auf Ihrer Seite, auf der OVP­
Seite, zur Kooperation entschließen müssen 
und nicht zum Diktat, zu Mehrheitsbeschlüssen 
und zur Dirimierung. Durch die Ubertragung 
der Anteilsrechte aus dem Eigentum der 
Republik Osterreich in das Eigentum der OIG 
wurde nur eine Scheinlösung gewählt, die 
nicht zur Verwirklichung des auch mit der 
OIG-Gesetz-Novelle angestrebten Zieles der 
durchgreifenden Verstärkung der rechtlichen 
Stellung und Einflußmöglichkeit der aIG 
gegenüber den ihr unterstellten Unterneh­
mungen geeignet wäre. Das ist von Ihnen 
ein großer Trugschluß ! 

Wir haben in der manchmal mit Bitternis 
geführten Diskussion oft genug auch die poli­
tischen Aspekte aufgezeigt, damit sie nicht 
übersehen werden, wonach schwerste von uns 
angeführte und ausgeführte verfassungsrecht-

geben, daß über Bundesvermögen nach Arti­
kel 42 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsge­
setzes aus dem Jahre 1929 nur durch ein 
Bundesgesetz verfügt werden kann und weil 
die Anteilsrechte bei ihrer Ubertragung in 
das formale Eigentum in der OIG mittelbares 
Bundesvermögen bleiben. 

Hohes Haus! Wir Sozialisten stehen nadl 
wie vor auf dem Standpunkt, daß über die 
der OIG gehörenden Anteilsrechte in den 
verstaatlichten Unternehmungen nic..~t nur mit 
einer Zweidrittelmehrheit des Aufsichtsrates 
verfügt werden kann, sondern daß eine solme 
Bestimmung in Ergänzung durch ein Bundes­
gesetz als Verfügung über das Bundesver­
mögen notwendig wäre. 

Meine Damen und Herrenl Sie haben durch 
diese OIG-Gesetz-Novelle die Möglichkeiten 
der Einflußnahme auf die verstaatlichten 
Unternehmungen nicht erweitert und nicht 
verbessert, und das ist auch der Grund, wes­
halb wir dieses Gesetz weder als eine echte 
noch als eine letzte Lösung ansehen, sondern 
daß wir sie als völlig ungenügend ansehen. 

Ihre Vorgansweise bei dieser OIG-Novelle, 
wonach Sie keine Kooperation mit uns gesucht 
haben, sowie Ihre Vorgangsweise bei der 
Fusion von OMV und OSW zeigt die typische 
Art, in der Sie von der OVP als der Mehr­
heitspartei hier Industriepolitik in Osterreidl 
machen wollen. Die sozialistischen Vorschläge 
des Jahres 1964 - erinnern wir uns daran -
stützten sich auf detaillierte und präzise 
Untersuchungen. Ihre Gesetznovelle und Ihr 
Fusionsvorsdllag sind durch keine Unter­
suchungen der Voraussetzungen, Auswirkun­
gen und Folgen gedeckt. 

Die vier Jahre Ihrer Einflußnahme, das ist 
die der OVP-Regierung, des zuständigen 
Ressortministers, des Vorsitzenden des Auf­
sichtsrates und des Geschäftsführers in der 
aIG, der ein Dirimierungsrecht besitzt 
- alles Herren Ihrer Partei und nach Ihren 
Vorschlägen dort eingesetzt -, werden uns 
als eine Zeit in Erinnerung bleiben, in der 
die Unternehmungen, meine Damen und Her­
ren, durch verunglückte gesetzliche Regelun­
gen, durch Veröffentlichung geheimer Gut­
achten, durch Ausgabe nicht stichhältiger 
Fusionsparolen, durch Liquidierung ganzer 
Wirtschaftszweige und durch vermehrten Ein­
fluß und weiters über den so gelästerten 
Proporz gekennzeichnet und in Unruhe ver­
setzt wurden. 

Auch der zuständige Herr Ressortminister 
für Verkehr und verstaatlidlte Untemehmun-
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gen hat Zusagen in der Offentlichkeit ge­
madtt gegenüber der Belegschaft und gegen­
über regionalen Landesregierungen, die er 
nicht eingehalten hat. 

Ich darf noch einmal feststellen, Hohes 
Haus: Der Beschluß der Regierung von 
gestern, Dienstag, entspricht dem alten Ge­
setz, das heißt dem geltenden OIG-Gesetz. 
Sie wollen aber, wenn Sie das heute be­
schließen, meine Damen und Herren von der 
OVP, ein rückwirkendes GIG-Gesetz mit 
Datum 1. Jänner. Beschließen Sie das, dann 
hat die Regierung kein Redtt, eine solche Ent­
scheidung im Jänner zu treffen! 

Und was ist nun? Tritt das Gesetz mit 
1. Jänner 1970 in Kraft,' dann ist doch der 
Beschluß der Bundesregierung vom 20. Jänner 
rechtswidrig, nicht remtswirksam. Soll der 
Beschluß der Regierung durchgeführt, das 
heißt anerkannt werden,· kann das nur mit 
dem geltenden GIG-Gesetz verantwortet wer­
den. Hier ist ein Widerspruch! 

Aber Sie setzen sich anscheinend darüber 
hinweg, und ich frage daher den Herrn Bun­
desminister: Was gilt jetzt? Wie erklären Sie 
sidl diesen Widersprudl? Ein rückwirkendes 
Gesetz mit einem Beschluß, der nachher ge­
faßt worden ist, obwohl das GIG-Gesetz noch 
in Kraft ist, weil die verfassungsmäßige Ver­
absd1iedung erst heute gesdlieht. (Präsident 
Dipl.-Ing. Wal d b run n e r übernimmt den 
Vorsitz.) 

Hohes Haus! Die gesamtwirtsdlaftliche Be­
deutung der der OIG unterstellten 19 ver­
staatIidlten Unternehmungen mit rund 
103.000 Beschäftigten, einem jährlichen Um­
satz von rund 30 Milliarden Schilling und 
einem Vermögen von rund 9 Milliarden Schil­
ling und damit auch die große Wichtigkeit 
der oft geforderten und vielbesprochenen 
Neuordnung der verstaatlichten Unternehmun­
gen und der zu ihrer Durchführung notwen­
digen legislativen Maßnahmen ist in den 
letzten Jahren wohl ausnahmslos von uns 
erkannt und anerkannt worden. So hat die 
aIG schon bisher die ihr nadl der geltenden 
Redltslage zur Verfügung stehenden Möglich­
keiten der Einflußnahme auf die ihr unter­
stellten Unternehmungen aus welchen Grün­
den immer nidtt genützt. Die OIG hat das 
nidlt getan. Dazu ist sie nach der OIG­
Gesetz-Novelle nicht mehr und nicht weniger 
in der Lage als vor der Novelle. Die 
Leidtragenden dieser Politik der halben 
Lösungen werden audl in Hinkunft, wie schon 
in den seit dem 1. Verstaatlidlungsgesetz 
1946 vergangenen 23 Jahren, die österreichi­
sc:hen verstaatlichten Unternehmungen und die 
österreidlische Wirtschaft sein. 

Hohes Haus! Uns aber bleibt die Hoffnung 
und, wie idt sagen will, audt die Gewißheit. 
daß nach dem 1. März in Osterreich eine 
andere Wirtschaftspolitik und damit auch eine 
andere für die verstaatlichte Industrie einge­
schlagen werden wird. (Bei/all bei der SPtJ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeord­
neter Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren I Wir Freiheitlichen 
haben die OIG-Gesetz-Novelle 1966 abgelehnt 
und diese Ablehnung im Oktober des ver­
gangenen Jahres in diesem Hohen Hause aus­
führlich begründet. Wir haben damals unsere 
Bedenken nadtdrücklich gegen die Lex Wit­
halm geltend gemacht und zum Ausdruck ge­
bracht, daß es sich hier um ein Prestige- und 
Justament-Gesetz handelt, das die Oster­
reichische Volkspartei kraft ihrer absoluten 
Mehrheit durchgedrückt hat. 

Wir bezweifelten bereits zum damaligen 
Zeitpunkt, daß die von der Osterreichischen 
Volkspartei fixierten und beschlossenen ge­
setzlichen Grundlagen für die Neuordnung der 
verstaatlichten Unternehmungen ausreichend 
sein werden. 

Wir haben im Oktober des vergangenen 
Jahres auch nachdrücklich darauf verwiesen, 
daß es sich nicht um eine ausgereifte Gesetzes­
problematik handelt und daß die Diskussion 
über die OIG-Gesetz-Novelle sehr oberflächlidl 
im zuständigen Ausschuß geführt wurde. weil 
Vizekanzler Dr. Withalm die Beratungen unter 
Zeitdruck setzte und die Absicht hatte, die 
Beschlußfassung darüber zu erzwingen, was 
ihm im weiteren Verlauf der Verhandlungen 
auch gelungen ist. 

Wir Freiheitlichen haben die Beiziehung 
von Experten zu den Ausschußberatungen ver­
langt. sind aber mit diesem Vorschlag auf den 
Widerstand der beiden anderen Fraktionen 
gestoßen. Begründet wurde dies vor allem 
von der Osterreichischen Volkspartei damit. 
daß sie Gelegenheit gehabt habe. mit ihren 
Experten die Situation zu erörtern, und es 
daher nidtt für notwendig erachtete. den Aus­
schußberatungen Fachleute zuzuziehen. 

Wir Freiheitlichen haben damals in diesem 
Hohen Hause einen Antrag auf Rückver­
weisung der OIG-Gesetz-Novelle 1969 an den 
zuständigen Ausschuß gestellt, der seinerzeit 
auch die Zustimmung der sozialistischen Frak­
tion gefunden hat. Die Osterreichische Volks­
partei allerdings hat diesem Rückverweisungs­
antrag die Zustimmung versagt. 

Wir erleben heute zum zweitenmal, wie die 
Regierungspartei eine Entscheidung, sicherlich 
eine auf weite Sicht gesehen notwendige Ent-

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 175. Sitzung - 21. Jänner 1970 14937 

Peter 
scheidung, unausgereift und unter Zeitdruck' Führungsorgane der verstaatlichten Unter­
herbeiführt. nehmungen bis zur Stunde als nicht zielführend 

Uber die Notwendigkeit der Konzentration erwiesen haben. Im Gegensatz zur Auffassung 
der verstaatlichten Unternehmungen Oster- der Osterreichischen Volkspartei sind wir 
reims und über die Notwendigkeit der Zu- Freiheitlichen der Meinung, daß es auch bei 
sammenarbeit besteht zwischen allen drei im der jetzt von der Regierungsmehrheit gewähl­
Hohen Hause vertretenen Fraktionen Uber- ten Führungsform der OIG noch eine Reihe 
einstimmung. Wie aber diese Formen der von Unklarheiten gibt. Wir sind der Meinung, 
Koordination und der Kon-zentration aussehen daß es der Regierungsmehrheit nicht möglich 
und in die Tat umgesetzt werden, zu welchen war, die notwendige Klarheit zu schaffen. Wir 
Formen man sich entschließt, das bedarf nach bezweifeln daher, daß die heute neuerdings 
Ansicht von uns Freiheitlichen einer wesent- zu bestätigende OIG-Gesetz-Novelle 1969 die 
lieh gründlicheren Beratung, als sie im Falle Aufgaben erfüllen wird, die ihr die Regie­
der Fusionierung Stickstoffwerke _ OMV rungsmehrheit zuordnet. 
möglim war. Ich glaube, daß man bei einem Die aIG-Gesetz-Novelle 1969 wird nach 
sorgfältigeren Zu-Werk-Gehen, das nicht unter unserer Auffassung diese Aufgabe auch des­
Zeitdruck gestanden wäre, zu einer Uberein- wegen nicht erfüllen können, weil die Kompe­
stimmung zwischen allen Beteiligten hätte ge- tenzen der Führungseinrichtungen der OIG 
langen können. So wird auch dieser Entschei- nicht klar genug präzisiert worden sind und 
dung die Punze Dr. Withalms aufgedrückt, und weil die Unklarheit und Zwielichtigkeit be­
so erweist sich die OIG-Gesetz-Novelle 1969, reits am Beginn der neuen Führungsform eine 
die wir bereits abgelehnt haben und die nun-, jener Fehlerquellen ist, die auch in der Ver­
mehr durch einen Beharrungsbeschluß der I gangenheit von negativer Bedeutung gewesen 
Regierungsmehrheit neuerdings fixiert werden sind. Sosehr die asterreichische Volkspartei 
soll, als nid:J.t zielführend. I beteuert, daß nunmehr mit der OIG-Gesetz-

Die verstaatlichten Unternehmungen stehen Novelle 1969 ein entscheidender Schritt zur 
in einem schicksalsschweren Existenzkampf, Entpolitisierung der ve~s.taatlichten U.~terneh­
von dessen erfolgreicher Bewältigung nicht mungen und zur Beselhgu~g des ~uhrung~­
zuletzt die Sicherheit und Aufred.lterhaltung p~oporzes getan worden seI, bezwe~feln WlT 

der Arbeitsplätze abhängen wird. Wir Frei- ?Iese. Auffassung und rufen noch emm~l das 
heitlichen vertreten im Gegensatz zu einer m En~nerung, was Horst Knapp. den Schopfern 
Auffassung, die aus dem Lager der Regie- der OIG-Gesetz-Novelle 1969 1m Herbst des 
rungspartei kommt, eine darüber hinaus- vergangenen Jahres ins Stammbuch ge-
gehende Meinung. Wir FreiheitIimen meinen, 
daß es nicht nur bei der Sicherung der jetzt 
bestehenden Arbeitsplätze in den verstaat­
lichten Unternehmungen bleiben darf, sondern 
daß darüber hinaus in den bestehenden Be­
trieben zusätzliche Arbeitsplätze errichtet und 
geschaffen werden müssen. Lange hat man 
sich gegen die Zusammenarbeit der Oster­
reichismen Stickstoffwerke und der Badischen 
Anilin- und Sodafabriken zur Wehr gesetzt. 
Seit dem Wirksamwerden dieser Zusammen­

schrieben hat: 

"Das Fazit ist erschütternd. Noch ehe sie 
ernstlich begonnen wurde, können wir über 
die OIG-Reform das Kreuz machen. Das Krebs­
übel, an dem die aIG und an dessen 
Metastasen alle verstaatlichten Unternehmen 
laborieren, wird sie nicht heilen, nämlich daß 
nach der teuflischen Gleichung: OVP und 
SPO = der Staat!, die verstaatlichten Betriebe 
bis zum heutigen Tag eine Parteiindustrie sind 
und auch mit Hilfe der OIG-Gesetz-Novelle 

arbeit gereichte das nicht nur den Stickstoff- aus dieser Situation nicht herausgeführt wer­
werken an und für sich zum Nutzen, sondern den können." 
erwies es sich vor allem als Vorteil für die 
in den Stick.stoffwerken beschäftigten Arbeit­
nehmer. Es zeichnet sich die Koordination und 
Konzentration verstaatlichter Unternehmun­
gen nicht nur zwingend ab, sie läßt sich auch 
lösen, 

Dber die Art und Weise der Durchführung 
müssen wir Freiheitlichen allerdings Bedenken 
anmelden. Wir werden morgen bei der Dis­
kussion des Rechnungshofberichtes Gelegen­
heit haben, uns mit verschiedenen kranken 
Teilen der verstaatlichten Unternehmungen 
eingehend auseinanderzusetzen und darüber 
hinaus den Beweis zu führen, daß sich die 
Kompetenzen der Führungseinrichtungen und 

Klar war stets die Haltung der sozialisti­
schen Fraktion zum Proporz in der Führungs­
zusammensetzung. Die sozialistische Fraktion 
ist von ihrer Haltung niemals abgewichen. 
Dr. Withalm sagt jetzt "Entpolitisierung", 
meint aber de facto nach wie vor den Proporz. 
Dr. Withalm hat nicht den Mut, die Dinge in 
den verstaatlichten Unternehmungen beim 
Namen zu nennen. Dr. Withalm verhält sich 
in der Frage der OIG-Gesetz-Novelle 1969 
und der darin verankerten Führungsform ge­
nauso, wie er sich in diesem Wahlkampf ver­
hält. Er sagt: Die OVP bekommt die absolute 
Majorität. Es gibt nichts anderes. Eine andere 
Situation tritt nicht ein, daher geben wir keine 

1043 
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Peter 
Erklärung ab! - Dr. Withalm legt die Karten Dieser Beschluß wurde übrigens von den Vor­
nicht auf den Tisch, nicht in der Wahlwerbung, ständen beider Unternehmungen bereits im 
aber auch nicht dahingehend, wie es in den Jahre 1966 gefaßt. Es ist also keineswegs neu 
verstaatlichten Unternehmungen Osterreichs und überraschend, daß nunmehr die Fusion 
nach Wirksamwerden der OIG-Gesetz-Novelle I dieser beiden Unternehmungen vorgenommen 
1969 weitergehen soll. wird. Ich glaube daher, der Zusammenschluß 

Zu dieser OVP-Politik der Unklarheit, zu 
dieser OVP-Regierungspolitik der Zwielichtig­
keit, zu diesem Spiel der OVP mit gezinkten 
politischen Karten sagen wir Freiheitlichen 
nein! (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungEm Dr. Weiß. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig 
Weiß: Hohes Hausl Meine Damen und Herrenl 
Es ist in der Debatte über das OIG-Gesetz 
die Frage der Fusion zwischen den Oster­
reichischen Stickstoffwerken und der Oster­
reichischen Mineralölverwaltung angeschnit­
ten worden. Gestatten Sie, daß ich dazu 
einiges sage. 

Ich sehe die Dinge von einem rein wirt­
schaftlichen Standpunkt und nicht von einem 
formalistischen Standpunkt aus. Die öster­
reichische Wirtschaft ist auf das engste mit 
der Wirtschaft der Nachbarstaaten verknüpft, 
wie überhaupt mit der Wirtschaft der übrigen 
europäischen Staaten. Osterreich ist keine 
glückliche Insel, deren Wirtschaft sich unab­
hängig von der Wirtschaft der anderen euro­
päischen Länder entwickeln kann. 

Uberall in Europa gehen heute Fusionen 
vor sich. Sie brauchen sich nur den Wirt­
schaftsteil der internationalen Zeitungen an­
zusehen, und Sie werden jeden Tag davon 
lesen, daß wieder Fusionen von großen Be­
trieben stattgefunden haben; noch dazu sind 
das Fusionen von Betrieben, die verschiedenen 
Eigentümern gehören. 

Wenn also Osterreich wirtschaftlich be­
stehen will, wenn Osterreich sich entwickeln 
will, bleibt nichts anderes übrig, als daß sich 
auch die österreichischen Betriebe zusammen­
schließen. Und wer könnte sich besser zu­
sammenschließen als zwei Betriebe, wovon 
der eine die Rohstoffbasis für die Produktion 
des anderen Betriebes darstellt! Wer soll sich 
besser zusammenschließen als zwei Betriebe, 
die demselben Eigentümer gehören? Und 
wann soll man Fusionen vornehmen: in der 
Zeit der wirtschaftlichen Rezession oder in 
einer Zeit der wirtschaftlichen Blüte, wie wir 
sie derzeit wirklich erleben? 

Ich glaube daher, daß der Beschluß, daß die 
beiden großen Unternehmungen der chemi­
schen Industrie fusioniert werden, richtig ist. 

dieser beiden Unternehmen soll nicht ver­
zögert werden. Die Zukunft Osterreidls soll 
nicht dadurch aufgehalten werden. daß wir 
jetzt aus rein formalen Gründen erst durch 
Monate wieder verhandeln, bis wir vjeBeicht 
eine andere Lösung finden. 

Ich bin der Meinung, was man mir bisher 
an Argumenten vorgetragen hat, sind prak­
tisch niemals Argumente gewesen. Es waren 
rein formale Dinge, die vorgetragen worden 
sind. Es sind keine konkreten Vorsdlläge ge­
macht worden. Ich muß mich aber auf das ent­
sdliedenste dagegen wehren, daß die Betriebs­
räte heute erklären, ich hätte meine Zusagen 
nicht eingehalten. Ich wüßte nicht, weldle Zu­
sagen ich nicht eingehalten habe. Es ist keine 
Rede davon, daß ich erklärt habe, ich trete für 
eine Holding ein. Ich habe keinen Zweifel 
daran gelassen, daß ich strikte für eine 
Fusion von Unternehmungen bin. Im übrigen 
entspricht das nach meiner Meinung der wirt­
schaftlichen Vernunft, und hier treffe im mich 
einmal ausnahmsweise mit dem sozialistisdlen 
Wirtschaftsprogramm, in dem ebenfalls die 
Fusion der beiden Unternehmungen als die 
vernünftigste Lösung auf dem Chemiesektor 
dargestellt wird. (Abg. Dr. Pi t tel man n: 
Eine Holding!) 

Meine Damen und Herren I Ich habe also 
stark den Eindruck - nachdem sachliche Argu­
mente nicht vorgebracht wurden -, daß es 
sich hier weitgehend um rein persönlid:le Ar­
gumente handelt oder vielleicht um einen nicht 
ganz richtig verstandenen Lokalpatriotismus. 
Ich bin also nach wie vor der Meinung, die 
wirtschaftliche Vernunft zwingt zu einer 
Fusion. Der Fusionsbeschluß ist innerhalb der 
Regierung gefaßt worden. 

Wenn der Herr Abgeordnete Probst daran 
Zweifel hat, ob dieser Fusionsbesdlluß gültig 
ist oder nicht gültig ist, kann idl nur sagen: 
Herr Abgeordneter, die Novelle zum OIG-Ge­
setz ist noch nicht gültig I Sie ist erst in dem 
Zeitpunkt gültig, in dem sie im Bundesgesetz­
blatt verlautbart wird. Ob dann nach dieser 
Verlautbarung die OIG einen neuen Beschluß 
im Aufsichtsrat mit einfacher Mehrheit zu 
fassen hat oder nicht oder ob dieser Beschluß 
gültig ist, das, meine Damen und Herren, ist 
eine Sache, die die Juristen entscheiden 
mögen. Tatsache ist, daß die weiteren Ver­
handlungen über die Fusion auf Grund des 
Beschlusses der Bundesregierung nunmehr 
ohne Verzögerung fortgesetzt werden können. 
(Beifall bei der avp.) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum! Gesetz, aber auch nicht nach dem alten zu, 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete solange nicht die Aktiengesellschaften OS\"1 
Dr. Pittermann. Ich erteile es ihm. und GMV den Verschmelzungsvertrag, der 

zwischen ihnen vereinbart wurde, in den 
Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO): Hohes Hauptversammlungen beschlossen haben. 

Haus! Der Herr Bundesminister hat zuvor ge-
sagt, er halte sich an wirtschaftliche Notwen- Es ist allerdings möglich oder, sagen wir, 
digkeiten und nicht an formalistische. Aber I nicht ausgeschlossen, daß ein solcher Ver­
auf die Einhaltung der Gesetze haben Sie schmelzungsvertrag dann erst nach den Be­
einen Eid abgelegt, Herr Minister, ganz ab- schlüssen der Hauptversammlung beschlossen 
gesehen davon, daß die Nichteinhaltung von wird, aber jedenfalls Gegenstand des Vor­
bindenden gesetzlichen Vorschriften auf dem trages des Vorstandes der GIG an den Auf­
Gebiete des Wirtschaftsrechtes natürlich einer sichtsrat sein muß. Der Kommentar zum 
Anfechtung dieser Beschlüsse beim Handels- Aktiengesetz Losert-Schiemer-Stadler sagt da­
gericht und den darüber liegenden Instanzen zu ausdrücklich: 
Tür und Tor öffnet! 

Ich beginne also jetzt zuerst einmal, weil 
das eigentlich der Tenor Ihrer Ausführungen 
war, mit der Problematik des Fusions­
beschlusses. Es ist klargestellt worden - und 
ich glaube, daß es nach den Verhandlungen 
im Verstaatlichungsaussdmß auch den Mit­
gliedern der avp klar wurde -, daß es in­
folge der Rückwirkungsklausel der GIG­
Gesetz-Novelle, wie sie dem Antrag Withalm 
und Genossen oder Withalm und Kollegen 
zugrunde liegt, nicht möglich ist, nach dem 
1. Jänner gültige Beschlüsse auf Grund 
des GIG-Gesetzes in der alten Fassung zu 
treffen. Ich wundere mich darüber, daß die 
Juristen des Verfassungsdienstes die Bundes­
regierung nicht darauf aufmerksam gemacht 
haben. Ich weiß ja, daß bei den Verhand­
lungen im Verstaatlichungsausschuß Kenner 
des Wirtschaftsrechtes auch zu der Ansicht 
gekommen sind, dieser Beschluß des Aufsichts­
rates der OIG müsse nach Verlautbarung der 
Novelle wiederholt werden. 

Aber, Herr Bundesminister, es ist noch 
etwas anderes gesetzwidrig. Das Aktiengesetz 
gilt auch nach der Novelle für die aIG. Das 
Aktiengesetz schreibt - durch die GIG­
Gesetz-Novelle unverändert - für Fusionen 
bestimmte Wege vor. Es muß also zwischen 
dem übernehmenden und dem übergebenden 
Unternehmen ein Verschmelzungsvertrag zu­
standekommen. Dieser Verschmelzungsvertrag 
muß in den Hauptversammlungen der beiden 
Unternehmen beschlossen werden. Sie 
werden derzeit durch die Geschäftsführung 
oder den späteren Vorstand der aIG gebildet, 
und erst dann, wenn es so weit ist, kann sich 
der Aufsichtsrat nach den Bestimmungen des 
Aktiengesetzes überhaupt mit dieser Fusion 
beschäftigen. Was bisher geschehen ist, Herr 
Minister - Präsident Taus hat das ja irgend­
wie verschleiert zugegeben -, war nichts 
anderes als eine Willenserklärung des Auf­
sichtsrates der aIG, einem solchen Fusions­
beschluß zuzustimmen, aber eine rechtliche 
Bindung kommt dem Beschluß des Aufsichts­
rates der GIG überhaupt nicht nach dem neuen 

"Die Beschlüsse (der Hauptversammlungen 
über die Verschmelzung) müssen alle wesent­
lichen Punkte der sachlichen Regelung des 
Verscbmelzungsvertrages umfassen, daher 
dann, wenn sie vor dem Verschmelzungsver­
trag gefaßt werden" - was das Gesetz nicht 
ausschließt -, "nicht bloß dessen Rahmen ab­
stecken, sondern die inhaltliche Regelung in 
allen wesentlichen Punkten selbst vorwegneh­
men." (Abg. Ben y a: Das gilt in einem Remts­
staat!) Das liegt ja derzeit nicht vor, und der 
Kommentar sagt sogar: "Zweckmäßiger wer­
den daher diese Beschlüsse erst nach dem Ver­
schmelzungsvertrag gefaßt, der ohne beschluß­
mäßige Deckung wirkungslos ist." 

Sie haben also derzeit weder einen Haupt­
versammlungsbeschluß der beiden Unterneh­
mungen, noch haben Sie - egal ob jetzt vor 
dem Hauptversammlungsbeschluß bereits ein 
formeller Versdlmelzungsvertrag vorliegt 
oder in den Hauptversammlungsbeschlüssen 
der Stickstoffwerke und der GMV die wesent­
lichen Details dann bereits festgelegt sind -
einen Verschmelzungsvertrag vorliegen. Ohne 
Verschmelzungs vertrag kann der Vorstand der 
GIG, wenn er sich ans Aktiengesetz hält, 
nicht zum Aufsichtsrat gehen, und ohne einen 
solchen Verschmelzungsvertrag kann der Auf­
sichtsrat der aIG keinen im Sinne des Aktien­
gesetzes bindenden Beschluß fassen. 

Was bisher geschehen ist, aber auch das 
- ich übergehe jetzt das Uberkreuzen durdl 
die Rückwirkung -, was nach dem 1. Jänner 
geschehen ist, Herr Minister, ist rechtlich uner­
heblich; das sind Willenserklärungen. Wenn 
Sie es als Mehrheitspartei des Hauses für 
zweckmäßig halten, solche Willenserklä­
rungen politischer Art abzugeben, dann ist 
das natürlich Ihre Sache. 

Ich komme jetzt auch auf das Problem 
Holding zu sprechen, das hier erwähnt wurde. 
Es ist mir aus meiner langjährigen Praxis 
gerade auf diesem Gebiet bekannt, daß natür­
lich bei Zusammenschlüssen sozusagen land­
schaftlich, regional immer wieder Mißtrauen 
geäußert wird, und zwar keineswegs nur aus 
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oppositionellen Kreisen. keineswegs nur von 
Angehörigen unserer Partei. sondern genauso 
von Angehörigen Ihrer Partei. Warum? Weil 
man sich heute in Oberösterreich folgendes 
sagt: Die übernehmende Gesellschaft, die 
OMV, ist die wirtschaftlich stärkere. Sie be­
stimmt natürlich die neue Gesellschaft. Sie 
wird dort nach dem vorliegenden Konzept, 
das nodl keineswegs ein gültiger Verschmel­
zungsvertrag ist, die Mehrheit haben und be­
stimmen. 

'Nie sichere idl nun die Rechte der Minder­
heit? Das Aktiengesetz bietet zwar einen ge­
wissen Minderheitssdmtz, aber in diesen 
speziellen Fragen kann der Minderheitsschutz 
ja nur darin liegen, daß vorher ein genau 
fixierter Verschmelzungsvertrag ausgehandelt 
wurde. 

Aber auch wenn das der Fall ist, wird beim 
Schwämeren immer das Mißtrauen zurück­
bleiben: Dem Stärkeren wird geholfen, mir 
nidlt! - Daher ist ja der Vorschlag, es zuerst 
mit einer Holding zu probieren, die ja keines­
wegs eine spätere Fusion ausschließt, meines 
Erachtens der psychologisch günstigere, weil 
man in der Holding langsam zusammen­
wachsen kann und weil man in der Holding 
die Besdläftigten, aber, Hohes Haus, auch die 
betroffenen Vorstandsmitglieder überzeugen 
kann, daß letzten Endes im gegebenen Fall 
eine Fusion einen wirtschaftlidl besseren 
Effekt haben würde. 

Also wozu diesen Umweg vermeiden, der 
eine echte wirtschaftliche Lösung für später 
durchaus nidlt versd11ießt, sie in Aussicht 
stellt, aber diese spätere wirtschaftliche 
Lösung nicht mit psychologischen Vorbehalten 
oder Ressentiments belastet? 

Ich kann nicht verstehen, wie ein Begriff, 
der aus dem Aktiengesetz kommt, wie also 
die Bildung einer Holding auf einmal Gegen­
stand einer politischen Auseinandersetzung 
werden kann; leider ist er es geworden. 

Aber es ist ja nom immer Zeit - meine 
Damen und Herren, ich sage Ihnen nochmals: 
die bis jetzt gefaßten Beschlüsse sind Willens­
kundgebungen, haben aber keinerlei bindende 
Rechtskraft; dies muß erst hergestellt wer­
den -, sich das zu überlegen, auch wenn Sie 
das heute in dieser Form beschließen. Diese 
Form der Novelle schließt ja Holdinggesell­
schaften nicht aus. 

kh möchte jetzt ein paar Bemerkungen zu 
den Ausführungen eines Vorredners, des 
Herrn Dr. Geißler, machen. Herr Dr. Geißler! 
Sie haben in einer Rede zum Budget - ich 
habe mim damals nicht zum Wort gemeldet­
unter anderem erklärt, es sei üblich, daß man 
in der Wirtschaft Konzerne so bildet, wie es 
im gegenständlichen Fall versucht wurde. -

Ublich in der Wirtschaft ist, daß Konzerne nicht 
in Verwaltungsbüros gebildet werden, wie die 
OIG jetzt eines ist, sondern sie werden viel­
mehr in Verhandlungen zwischen den Unter­
nehmungen gebildet. Das ist ja zwischen OMV 
und OSW begonnen worden. Wenn man 
diesen Weg unter Aufwendung von Geduld 
fortgesetzt hätte, wären wahrscheinlich viele 
Störungen und Mißverständnisse vermieden 
worden. 

Ich will jetzt auf andere Dinge, wie etwa auf 
die Unverletzlichkeit des Eigentums, nicht ein­
gehen; das ist im Staatsgrundgesetz enthalten, 
allerdings nur für das private Eigentum. Das 
öffentliche Eigentum ist heute in Osterreich 
ebenso vogelfrei wie die Rechte der öffent­
lieh Bediensteten. Es ist nämlich nadl der 
ständigen Rechtsauslegung so, daß die Unver­
letzlichkeit des Eigentums auch Rechte umfaßt, 
aber nicht die Rechte von öffentlich Bedien­
steten. Man wird sich in Gewerkschaftskreisen 
einmal mit dieser Frage beschäftigen müssen! 

Nun, Herr Kollege Geißler, zu Ihrem Ein­
wand im Zusammenhang mit der Finanzie­
rungsbank. Ich darf Ihnen sagen: Das ist 
keineswegs irgendwie Ausfluß marxistischen 
Gedankengutes, sondern das ist ein System, 
zu dem man sich in der Wirtschaft der Ver­
einigten Staaten seit dem großen Wirtschafts­
zusammenbruch im Jahre 1929 bekannt hat. 
Es geht dabei darum, daß man die Industrie­
bank von der Finanzbank trennt. Warum? 
Weil der Leiter einer Industriebank, wenn er 
zugleich auch über die Einlagen verfügen 
kann, natürlich versuchen wird, die treu­
händig gegebenen Einlagen, Spargelder zu 
verwenden, um in Not geratene Industrie­
unternehmen damit wieder zu sanieren. 

In der amerikanischen Wirtschaft ist im all­
gemeinen der Eigentümer einer Finanzbank 
nicht derselbe wie der einer Industriebank; 
bei uns ist das noch zusätzlich derselbe. 

Die Bedenken. die wir haben, sind die, daß 
natürlich der Vorstand der OIG nach der 
neuen Fassung der Vorstand des wahrschein­
lich kapitalstärksten österreichischen Unter­
nehmens ist und über eine ganze Reihe von an­
geschlossenen Gesellschaften verfügt. Natür­
lich werden sich im wirtschaftlichen Auf und 
Ab da oder dort gewisse Schwierigkeiten ein­
stellen, wobei man dann, wenn man das 
Kapital der Gesellschaft zugleich denen allein 
überläßt, die dann allenfalls für Schäden an 
den ihnen anvertrauten Unternehmungen haft­
bar gemacht werden können, eine Zwangs­
lage herbeiführt, die man am besten von vorn­
herein vermeidet. Denn wenn ich als Vorstand 
eines Unternehmens zu einem Kreditinstitut 
um einen Kredit gehe, dann wird der Vorstand 
des Kreditinstitutes meine Kreditfähigkeit 
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überprüfen. Wenn aber der Vorstand des I möglich, den Vertrag wenigstens auf der Basis 
Kreditinstitutes mit dem Vorstand des Unter- 50 zu 50 zu errichten. Weil man im anderen 
nehmens identisch ist, das um Kredit ansucht, Fall, in der Elektroindustrie, nicht mit der 
kann man sich denken, daß die Uberprüfung gleichen Zähigkeit dieses österreichische An­
der Kreditwürdigkeit nicht nach den gleichen liegen - es ist kein parteipolitisches An­
strengen Gesichtspunkten vorgenommen wird, liegen - vertreten hat, kam dann dieser 
wie wenn es sich um zwei getrennte Unter- andere Vertrag zustande, wonach in der neuen 
nehmungen handeln würde. Das ist der Grund. Gesellschaft das österreichische Kapital in der 

Wenn Sie sich in der Wirtschaft der Ver- Minderheit ist; das war der Grund. Als aber 
einigten Staaten umsehen, werden Sie finden, dann die Frage stand, ob man bei Parität 
daß diese Trennung zwischen Industriebank gegen die Zurverfügungstellung der modernen 
und Finanzbank mit ganz großer Konsequenz chemischen Entwicklung für dieses Unter­
im Interesse der Eigentümer der bei den nehmen abschließen kann, hat man siCh zu 
Finanzbanken gesammelten Kapitalien durch- diesem Vertrag entschlossen, und er war in 
geführt wird. Das also zur Auseinander- dieser Situation auch nur mehr in dieser Form 
setzung in dieser Frage. möglich. 

Herr Abgeordneter Geißler I Sie haben ge- L:tzten Endes möchte ich aber auch noch 
meint - Sie waren hier vorsichtig; ich sage zwei Bemerkungen zum ~esetz machen. Hoh~s 
das ausdrücklich - es sind auch in diesem Haus! Ich glaube, daß hier manches durch die 
Budget einige Millionen an Kapitalauf- 'Flüchtigkei,~ und a~ch au~ der ~instellung 
stockungen vorgesehen. Herr Bundesministerl heraus "Dos beschh,eßen ~lf, wa~ die .anderen 
Sie werden mir ja bestätigen: Es ist mehr als sagen, ~eht uns mx an! , ~assl~rt 1st, was 
eine halbe Milliarde Schilling verlangt war- Ihnen emmal große Schwlengkelten machen 
den, und ungefähr ein Viertel davon ist im kann. 
Budget zugeteilt worden! Sie haben zum Beispiel beschließen wollen 

Wir haben uns nie der Ansicht verschlossen, - ich sage das mit der Einschränkung 
daß insbesondere für eine echte Struktur- "wollen" und werde dann gleich begründen, 
änderung der Produktion in den verstaat­
lichten Unternehmungen zusätzliches Kapital 
notwendig ist, das man nicht allein in einem 
Jahr aus dem Budget wird nehmen können. 

warum -, daß die OrG in eine echte Eigen-
tümerholding umgewandelt wird, und haben 
dem Vorstand der OIG mit einfacher Mehr­
heit im § 7 Abs. 1 Vollmachten zur Umwand­
lung, Verschmelzung und Fusionierung ge-

Aber wenn man sich als Eigentümer jetzt geben, ohne daß wie bisher die Bundesregie­
darauf beschränkt, nur so viel zuzuschießen, rung dabei ein Einspruchsrecht hat. 
was man zur Kapitalaufstockung bei der ELIN . 
und bei dem einen oder anderen Unternehmen Hoh~~ Hau,s! Eme so perfekte Staa~swirt-
durch Ministerratsbeschlüsse zugesagt hat, ~chaft ~b:r emen s? bedeutenden ZW~lg der 
dann ist das ja keine hinreichende Kapital- i o~t,errelchlschen WIrtschaft haben w~r u~s 
grundlage für eine Umstrukturierung der ver-I ~lcnt vorzuschlagen getra,:t. Denn faktlsch 1st 
staatlichten Unternehmungen. I Jetzt. das, was d?rt geschl~ht, nur mehr vom 

AufSichtsrat bezIehungswelse vom Vorstand 
Herr Abgeordneter Peter! Ich möchte auch der aIG abhängig, ohne daß regionale Ein­

Ihnen sagen: Nie wurde etwa von mir der wände mit Aussicht auf Erfolg erhoben 
Zusammenarbeit zwischen den Stickstoff- werden können und vor allem auch ohne daß 
werken und der BASF bei der Danubia ein 
Hindernis in den Weg gelegt, genauso wenig 
wie vorher etwa der Zusammenarbeit zwi­
smen der Danubia und Montecatini. 

Das, worum es gegangen ist, war der Pro­
zentsatz, genau dieselbe Frage, die wir dann 
bei den Verhandlungen mit Siemens hatten. 
Ich stehe auf dem Standpunkt, daß man, wenn 
man gemeinsame Gesellschaften in Osterreich 
errichtet, dafür sorgen soll, daß die Mehrheit 
des Kapitals österreichisch bleibt, daß man 
aber, was die Besetzung des Vorstandes be­
trifft, durchaus mit den Gesellschaften, mit 
denen man solche gemeinsame Unterneh­
mungen bildet, Syndikatsverträge abschließen 
kann. Und nur, weil so lange um dieses 
eine Prozent verhandelt wurde, war es dann 

die Hauptversammlungen und Vorstände der 
Unternehmungen dagegen irgendeinen Ein­
spruch erheben können. Formell kann es zwar 
verzögert werden, aber letzten Endes nützt 
das nichts. 

Nun komme ich aber zum Ärgsten, was 
Ihnen passiert ist, und jetzt beantworte ich 
selbst die Frage, die ich an den Herrn Minister 
im Verstaatlichungsausschuß gestellt habe. Ich 
habe Sie dort gefragt, Herr Bundesminister: 
Wie lautet der § 1 Abs. 1? Daraufhin haben 
Sie uns die Auskunft gegeben: In der Form 
ist er unbrauchbar, eine Wiederverlautbarung 
kann nicht stattfinden, es müßte ein neuer 
Beschluß des Nationalrates gefaßt werden. -
Sie haben völlig recht, Sie haben allerdings 
nicht gesagt, warum das nach Ihrer MeinWlg 
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adel nach Meinung Ihrer Berater nicht mög­
lieh ist. Ich will versuchen, es den Abgeord­
neten des Hohen Hauses jetzt klarzumachen. 

In der GIG-Novelle hat man ausdrücklich 
festgelegt - ich muß mir das jetzt heraus­
suchen, denn alles habe idl doch nicht im 
Kopf -, daß der § 1 des GIG-Gesetzes abge­
ändert wird. Zuerst hat man in dieser Novelle 
erklärt, man bildet die aIG zu einer Eigen­
tümerholding um, und dann hat man im 
zweiten Absatz erklärt, daß der § 1 eine neue 
Fassung erhält - das waren gewisse Dinge, 
die durch die Umwandlung überflüssig ge­
worden sind -, aber man hat den § 1 Abs. 1 
in den ersten Sätzen so gelassen, wie er ist. 

Hohes Haus! Der § 1 Abs. 1 des aIG­
Gesetzes beginnt auch nach Annahme Ihrer 
Novelle mit den Worten: "Zur treuhändigen 
Ausübung der Anteilsrechte des Bundes an 
den in der Anlage angeführten Gesell­
schaften ... " - Später sagen Sie dann, diese 
Gesellschaft wird in eine Eigentümerholding 
umgewandelt. 

Das ist die Quadratur des Zirkels: Ent­
weder habe ich ein Treuhandverhältnis 
- dann handle ich im Auftrag und im Namen 
eines anderen -, oder ich bin bevollmäch­
tigt, unter eigener Verantwortung zu handeln. 
Jetzt haben Sie ein Gesetz - ich verstehe 
Ihre Bedenken, Herr Minister -, in dessen 
§ 1 es heißt: Eine Gesellschaft wird zur treu­
händigen Verwaltung gegründet, und die ist 
gleidlzeitig Eigentümerholding. Ich glaube 
nicht, daß dieses Gesetz für Sie sehr prak­
tikabel sein wird, auch wenn ich den Aus­
gang der Wahlen hier gar nicht zur Dis­
kussion stelle. Idl glaube das aus einem 
anderen Grund nicht. 

Was haben wir denn seit 1949 praktiziert? 
Wir haben im Zuge des Neuaufbaues der 
österreichisrnen Wirtschaft im Rahmen der 
großen Koalition zwei große Strukturverände­
rungen vorgenommen. Wir haben im Bereich 
der Industrie und der Finanzwirtschaft ge­
meinsam 1946 eine sehr weitgehende Ver­
staatlichung durchgeführt und im Bereich der 
Landwirtschaft praktisch die Privatwirtschaft 
zumindest von der Großverteilung . der land­
wirtsmaftlichen Produkte ausgeschaltet und 
sie den Genossenschaften übergeben. Das hat 
eine für die österreichische Demokratie sehr 
vorteilhafte, aber auch sehr wesentliche Struk­
turveränderung der österreichischen Gesell­
sduift gegenüber anderen demokratischen Ge­
sellsrnaften ergeben. 

Und wir haben dabei auch immer folgendes 
praktiziert: Wir haben natürlich in der Frage, 
wie die Verteilung in der Landwirtschaft 
organisiert sein soll, welche Bedingungen da­
für den Verteilern auferlegt werden sollen, 

wie die Konsumenten mitzureden haben, 
wel€he Strukturpläne in der Landwirtschaft 
eingeführt werden, andere Ansichten gehabt 
als Sie, und wir haben sie vertreten. Aber wir 
haben uns schließlich und endlich, vor die 
Wahl gestellt, ob man die Fortführung dieser 
Wirtschaftspolitik ermöglicht, letzten Endes 
gesagt: Die in der Landwirtschaft Tätigen 
stehen politisch zu einem sehr großen Teil 
im Lager unserer damaligen - ich darf das 
so sagen - Regierungspartner. Wir können 
als Minderheit nicht verlangen, daß sich die 
Mehrheit bis zum letzten Buchstaben unseren 
Vorstellungen fügt. In der verstaatlichten 
Industrie ist es ähnlich: Wenn Sie, die Resul­
tate der Betriebsratswahlen vergleichen, so 
werden Sie finden, daß dort ein großer Teil 
der Beschäftigten politisch in unserem Lager 
steht. 

Wir haben immer wieder verhandelt und 
versucht, entgegenstehende Meinungen in dem 
einen oder anderen Bereich auf einen gemein­
samen Nenner zu bringen. Wir haben bisher 
auch noch in der Zeit der Alleinregierung seit 
1966 immer wieder einen Weg gefunden, zu­
letzt sogar im Jahre 1968. Sie haben aber 
jetzt mit dem Alleingang einer Änderung des 
GIG-Gesetzes, von dem ich glaube, Ihnen dar­
gelegt zu haben, daß er rechtlich bis zum 
äußersten brüchig ist, diesen bewährten Weg 
verlassen. Ich sage das gerade an Ihre Adresse, 
Herr Landwirtschaftsminister : Ja können Sie 
denn verlangen, meine Herren, daß der eine 
als Minderheit in dem Gebiet, wo er es ist, 
die Wünsche des anderen für die Organi­
sation respektiert, wenn der andere auf dem 
Gebiet, wo er die Minderheit ist, sagt: Das 
geht mich nichts an, ich entscheide nach 
meinem Dafürhalten I Schließlich ist es 
spätestens bis zum 30. Juni dieses Jahres not­
wendig, in Verhandlungen über eine Ver­
längerung der Marktordnungsgesetze einzu­
treten, und wir werden natürlich jetzt anders 
auftreten. (Rufe bei der avp: Aha!) Ja 
glauben Sie denn, wir werden uns als Minder­
heit vergewaltigen lassen und dort, wo Sie 
uns brauchen, werden wir das tun, was Sie 
wollen? Da irren Sie sich gründlich, meine 
Herren! (Lebhafter Beifall bei der SPO.) Wir 
sind zu jeder Verständigung bereit und 
haben das bewiesen. Aber mit Diktaten 
werden Sie bei uns nichts ausrichten I (Neuer­
licher Beifall bei den Sozialisten.) Daher wer­
den wir, meine Herren, wie immer dann die 
Regierung gebildet sein wird, spätestens im 
Juni wieder am Verhandlungstisch sitzen, und 
es werden wieder dieselben Verhandlungs­
gegenstände am Verhandlungstisch liegen, 
wie es seit langem der Fall war. 

Ich hoffe, daß Sie nach den abschließenden 
Würdigungen der neuen aIG-Novelle bis da-
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hin, in der kurzen Zeit, die noch ist, nicht Einspruch erhoben hat, gemäß § 61 Abs. 4 Ge­
Taten setzen im Bereich der verstaatlichten schäftsordnungsgesetz erforderliche Anwesen­
Industrie, die das in der Vergangenheit immer heit der Hälfte der Mitglieder fest. 
wieder erreichte Zustandekommen bei beiden 
Materien ernstlich gefährden. Unsere Absicht 
ist es nicht, aber erwarten Sie nicht von uns, 
daß wir Vergewaltigungen hinnehmen und als 
Dank dafür in anderen Dingen unsere Zustim­
mung geben, wo man uns braumt. Schließ­
lieh und endlich brauchen die einzelnen Teile 
des österreichischen Volkes und der öster­
reichischen Wirtschaft ein gemeinsames Ver­
ständnis. Aber dieses gemeinsame Verständnis 
kann eben nur gemeinsam geübt werden, nicht 
aber einseitig. 

Ich hoffe, daß dieser Appell, auch wenn 
er kurz vor politischen Wahlen abgegeben 
wurde, dom eine ernste Beachtung auch in 
Ihren Reihen findet. Denn wenn auch am 
1. März Wahlen stattfinden: Gsterreich und 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Ausschusses für verstaatlichte Be­
triebe zustimmen, den ursprünglichen Be­
schluß des Nationalrates vom 22. Oktober 
1969, mit welchem dem Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Bundesgesetz vom 
16. Dezember 1966 über die Ausübung der An­
teilsrechte des Bundes an verstaatlichten Un­
ternehmungen (GIG-Gesetz) abgeändert und 
ergänzt wird (GIG-Gesetz-Novelle 1969), die 
Zustimmung erteilt wurde, gemäß Art. 42 
Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz zu wieder­
holen, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Damit ist der Antrag des 
Ausschusses für verstaatlichte Betriebe, den 
ursprünglichen Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 22. Oktober 1969 zu wieder-

das österreichische Volk müssen auch nach holen, an gen 0 m m e n. 
dem 1. März weiterleben. (Beifall bei der 
SPO.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichter­
statter verzichtet auf ein Schlußwort. 

Daher kommen wir nun zur Ab s ti m­
mungo 

Ich stelle die zur Wiederholung eines Ge­
setzesbesdllusses, gegen den der Bundesrat 

Ich unterbreche die Sitzung bis morgen, 
Donnerstag, den 22. Jänner, 9 Uhr. 

Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen 
wird in der Erledigung der für die heutige 
Sitzung des Nationalrates ausgegebenen Ta­
gesordnung fortgefahren werden. 

Die Sitzung ist u n t erb r 0 ehe n. 

Die Sitzung wird um 16 Uhr 45 Minuten 
unterbrochen und am Donnerstag, den 22. Jän­
ner 1970, um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 22. Jänner 1970 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

5. Punkt: Beridlt des RedmungshofaussdlUsses 
betreffend den Tätigkeltsberidlt des Redl­
nungshofes (1400 der Beilagen) über das Ver-

waltungsjahr 1968 (1493 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung: Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes über das Verwaltungsjahr 1968. 

Beridlterstatter ist der Abgeordnete Erich 
Hofstetter. Ich bitte um den Bericht. 

Beridl.terstatter Erich Hofstetter: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Gemäß Artikel 126 d des 
Bundes-Verfassungsgesetzes hat der Rech­
nungsh'lf dem Nationalrat über seine Tätig­
keit jährlich bis zur ersten Sitzung der Herbst­
tagung Bericht zu erstatten. 

umfaßt die bis Oktober 1969 berichtsreif vor­
gelegenen Ergebnisse der im Jahre 1968 
durchgeführten Prüfungen. Mit aufgenommen 
sind allfällige Nachträge zu früheren Berich­
ten beziehungsweise restliche Prüfungsergeb­
nisse aus dem Jahre 1967. 

Der Tätigkeitsbericht 1968 erstreckt si<h in 
der Hoheitsverwaltung auf die Verwaltungs­
bereiche des Bundeskanzleramtes sowie der 
Bundesministerien für Inneres, Unterricht, so­
ziale Verwaltung, Auswärtige Angelegenhei­
ten, Justiz, Landesverteidigung, Finanzen, 
Land- und Forstwirtschaft und Verkehr und 
verstaatlichte Unternehmungen. 

In einem eigenen Abschnitt befaßt sich der 
Tätigkeitsbericht mit den Prüfungsergebnissen 
auf dem Gebiete der Kapitalbeteiligungen des 
Bundes. Dabei wird ein Uberblick über die all­
gemeine Entwicklung der verstaatlichten In­
dustrie gegeben. 

Der vorliegende Bericht schließt unmittel- Keinen Niederschlag finden im Tätigkeits-
bar an den Tätigkeitsbericht des Rechnungs- bericht Einschauergebnisse, soweit hierüber 
hofes über das Verwaltungsjahr 1967 an. Er den zuständigen Landtagen zu berichten war. 
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Neben seiner Prüfungs tätigkeit hatte der 

Rechnungshof im Berichtsjahr noch eine Reihe 
anderer Aufgaben zu erfüllen. So wurde der 
Bundesrechnungsabschluß 1967 nach Prüfung 
der von den anweisenden Stellen vorgelegten 
Teilrechnungsabschlüsse verfaßt und dem Na­
tionalrat am 21. Oktober 1968 vorgelegt. 

Darüber hinaus war der Rechnungshof bei 
der Uberwachung der Abweichungen der Ge­
barung vom Bundesvoranschlag tätig und 
wirkte des öfteren bei organisatorischen Maß­
nahmen auf dem Gebiete des Rechnungs­
wesens sowie bei der Erstellung von Dienst­
vorschriften beratend mit. 

Berichtet wird auch über die Tätigkeit des 
beim Rechnungshof eingerichteten Sekretaria­
tes der Internationalen Organisation der 
Obersten Rechnungskontrollbehörden. 

Zusammenfassend weist der Rechnungshof 
darauf hin, daß sich der Tätigkeitsbericht auf 
eine Auswahl beschränken mußte, die nur 
wesentliche Mängel und Wahrnehmungen be­
rücksichtigen konnte. Den vom Rechnungshof 
gemachten Anregungen wurde zum überwie­
genden Teil Rechnung getragen beziehungs­
weise die Durchführung von Empfehlungen 
eingeleitet. 

Zur Vorberatung von Teilberichten über die 
Kapitalbeteiligungen des Bundes wurde vom 
Rechnungshofausschuß in seiner Sitzung vom 
11. November 1969 ein elfgliedriger Unteraus­
schuß eingesetzt, dem die Abgeordneten 
Brauneis, Dr. Geißler, Haberl, Erich Hofstet­
ter, Konir, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Machunze, 
Scherrer, Ing. Spindele~ger, Dr. Tull und Zeil­
linger angehörten. 

Dieser Unterausschuß befaßte sich in seinen 
Sitzungen vom 28. November 1969, 13. Jänner 
und 14. Jänner 1970 mit den Einschauberichten 
über die Vereinigte Osterreichische Eisen- und 
Stahlwerke AG., Creditanstalt-Bankverein, 
Osterreichische Mineralölverwaltung AG. so­
wie die Trauzl Werke AG. und Hofherr­
Schrantz AG. 

Den Beratungen im Unterausschuß wurden 
im Sinne des § 32 Geschäftsordnung die Vor­
standsdirektoren und Aufsichtsratsvorsitzen­
den der geprüften Unternehmungen beigezo­
gen; für Teilberichte zusätzlich die Geschäfts­
führung und der Aufsichtsratsvorsitzende der 
Osterreichischen Industrieverwaltungs-Gesell­
schaft m. b. H. 

Ferner nahmen an den Beratungen im Un­
terausschuß, die im Sinne des § 26 Abs. 1 
Geschäftsordnung vertraulich geführt wurden, 
auch der Präsident des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch, der Vizepräsident des Redmungs­
hofes Dr. Marschall sowie die Bundesminister 
Dipl.-Ing. Dr. Weiß und Dr. Koren teil. 

In der Sitzung vom 14. Jänner 1970 wurde 
der Bericht des Unterausschusses erstattet und 
der Tätigkeitsbericht 1968 vom Rechnungshof­
ausschuß erneut in Verhandlung gezogen. An 
der sehr eingehenden Debatte beteiligten sidt 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Machunze, Zeillinger, Landmann, KroUendor­
fer, Dr. Tull, Dr. Stella Klein-Löw, DDr. Pitter­
mann, Ing. Scheibengraf, Konir, Brauneis, 
Jungwirth, Dr. Bassetti, Scherrer, Ing. Spindel­
egger, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Kostelecky und 
Weikhart. . 

Die Bundesminister Soronics, Dr. Mo<k, 
Dr. Prader, Dr. Koren und Dipl.-Ing. Dr. Weiß, 
Staatssekretär Bürkle sowie der Präsident des 
Rechnungshofes Dr. Kandutsch nahmen zu den 
aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Der Rechnungshofausschuß beschloß ein­
stimmig, dem Hohen, Hause die Kenntnis­
nahme des vorgelegten Tätigkeitsberichtes zu 
empfehlen. Auf Grund dieses Beschlusses stelle 
ich den An t rag, der Nationalrat wolle den 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes über das 
Verwaltungsjahr 1968 (1400 der Beilagen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Ich ersuche gleichzeitig, General- und Spe­
zialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatterbean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. - Ein Einwand wird nicht er­
hoben. Wir gehen somit in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Machunze. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Machunze (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren I Zweimal 
im Jahr hat sich der Nationalrat mit Vorlagen 
zu befassen, die ihm vom Rechnungshof vor­
gelegt werden. Da ist zunächst einmal der 
Rechnungsabschluß des Bundes, zum anderen 
der Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes. 
Heute steht der Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes über das Verwalt.ungsjahr 
1968 zur Debatte. 

Bei der Erstellung dieses Berichtes steht 
der Rechnungshof zwischen zwei Fronten. Auf 
der einen Seite stehen die zu Prüfenden bezie­
hungsweise Geprüften, auf der anderen Seite 
steht der Auftraggeber des Rechnungshofes, 
nämlich das Parlament. 

Dabei ergibt sich die Tatsache, daß positive 
Feststellungen wenn überhaupt, so nur am 
Rande vermerkt werden. Ich möchte gleich 
einleitend feststellen, daß es doch sehr viel 
Positives geben muß, was der Redmungshof 
während seiner Prüfungstätigkeit feststellt, 
denn sonst wäre dieser Tätigkeitsberic:ht sidter 
viel umfangreicher, als dies der Fall ist. Man 
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darf also sagen, es wird nicht angeführt, was 
nicht zu beanstanden ist. 

Erscheint der Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes, wird er von den Massenmedien 
stark beachtet. Nicht selten wird hinter die 
eine oder die andere Fassung etwas hinein­
gedeutet, was weder sachlich richtig noch vom 
Rechnungshof festgestellt worden ist. 

Wie reagieren die Abgeordneten, wenn 
der Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes vor­
gelegt wird? Die Reaktion hängt davon ab, auf 
welcher Seite der entsprechende Abgeordnete 
steht. Vor allem aber sucht man politisdlen 
Sprengstoff. Ich möchte feststellen, daß im 
vorliegenden Bericht wenig politischer Spreng­
stoff enthalten ist. Diese Feststellung kann 
sicher als erfreulich gelten. 

Dr. Kreisky einmal erklärt, er warne die OVP­
Regierung vor Maßnahmen gegen Beamte, die 
politisch zu den Sozialisten gehören. Hätte 
nun der Innenminister dem Verlangen des 
Rechnungshofes im konkreten Fall entspro­
chen, würden Sie wahrsmeinlich heute eine 
Anklage gegen Innenminister Soronics er­
heben. 

Man könnte es auch anders sagen: Soronks 
folgt nicht dem Beispiel, das man in Bonn 
gesetzt hat, wo Sie sieh ja einen Smützen­
helfer für den Wahlkampf ausgeborgt haben, 
den Herrn Minister Ehmke. Wie sein Auf­
treten in Wien angekommen ist, meine Damen 
und Herren, möchte ich Ihnen an einem ein­
zigen Zitat aus einem ganz neutralen Blatt, 
aus der "Neuen Zürcher Zeitung" vom 16. Jän­
ner ... (Abg. W e j k h art: Herr Kollege, 

Und nun, Hohes Haus, möchte ich doch zu steht das im Rechnungshofbericht?) Herr 
einigen Punkten, die der Rechnungshof in Kollege Weikhartf Ich sage nur, der Rech­
seinem Einschaubericht feststellt, einige Be- nungshof verlangt vom Innenminister eine 
merkungen machen. Hier wird dargestellt, wie Maßnahmen, die sich gegen einen sozialisti­
die Entwicklung im Polizei- und Gendarmerie- schen Beamten rimten würde, und der Innen­
massafonds ist, ein Thema, mit dem wir uns minister hat diese Maßnahme nicht gesetzt. 
fast bei jedem Tätigkeitsbericht des Rech- Würde er aber das Beispiel des Herrn Ehmke 
nungshofes zu beschäftigen haben. Diesmal nachahmen, dann wäre diese Maßnahme ge­
stellt der Redmungshof aber fest, daß er in setzt worden und Sie würden heute als An­
Bayern Erfahrungen gesammelt h~t. Ich neh~e I kläger gegen d~n Innen,minist~r auftreten. Das 
also an, daß der Rechnungshof eme Kommls- ist der UnterschIed I (BeIfall bel der OVP.) 
sion nach Bayern geschickt hat und sich dort H St t k t'" Ich 'ß 'eht b S' err aa sse re ar. wel III ,OIe 
m
h 

it hd,~n, gleichDen BFragden ~n. tort f~ndI Stelle die "Neue Zürcher Zeitung" gelesen haben. 
esc aftIgt~. er un e.smlllls er ur nneres (Abg. W e i k h art: Sie scheinen nicht zu 

sagte zu dIesem Punkt 1m Ausschuß, er habe. . 'Deutschland bei einer 
d B · h "b d' E t '~'l ,WIssen, WIe es In 

an ere enc te ~ er Ie. n WILl\. ung In, Regierungsablöse wirklich ist! Genauso wie 
Bayern. Es erhebt SIch also dIe Frage, ob etwa, A 'k ') Ich "eht Ih nur agen 

h d I ... . K .. in men a. mo e nen S , 
auc as nnenmlmstenum eIne ommisslOn d' N Z" eh Z't .. "b d n . '. was Ie" eue ur er er ung u er e 
nach Bayern geschIcKt hat, um an Ort und H Eh k ch 'bt Eh k R d (Abg .. "b" f Ich" errn m e s rel. m es e e . . . . 
Stelle dIe DInge zu u erpru en. ware nun D G b 'W " den S'e sagen wpnn ' U eh . r. ru er. as wur 1 1-

der Memung: Wenn man nte~~u ungen 1m es bei uns wie in Amerika wäre?! _ Abg. 
Ausland anstellt, sollte man uberlegen, ob W . k h t B . . t . ht I Abg , ".. e 1 a r: el uns IS es nie so, - . 
nicht der Rech~ungshof ~Illt der zu ub~rp.ru- Dr. G r u b e r: Ach so!) Gott sei Dank ist 
fenden Stelle eme gememssame KommISSIon 'cht . d' B h d . . es 111 so, WIe es le onner nac em 
in das Ausland schIckt, um dort. ge~eInsame Mamtantritt des Herrn Bundeskanzlers Brandt 
Erfahrungen zu sammeln, um VIelleIcht auch I kt" t h b f (B 'f 11 b . d rtVP) D t . . d . pra IZler a en. el a el er v . or 
an Ort und Stelle Memungsverschle enhelten t t B t "b N ht f d' St ß 
abzuklären. se ,z man eam ~ u er a~ au .Ie . ra e, 

I bel uns Gott seI Dank meht, weIl Wlf als 
Ein anderes. Der Rechnungshof drängt in; Demokraten auch die Gesinnung eines 

einer bestimmten Personalfrage. Der Minister, ,. anderen Beamten anerkennen und respektie­
der für die Ressortführung verantwortlich ist, ren. (Erneuter Beifall bei der OVP. - Abg. 
sagt, die Durchführung dessen, was der ReCh-I' \lVe i k h art: 'Weil die Gewerkschaft auch 
nungshof verlangt, sei aus sachlichen Gründen stark genug istl) Also kümmern sich in Bonn 
noch nicht möglich. Bei dem Beamten, um die Gewerkschaften nicht um die Beamten? 
den es sieh handelt, geht es um einen Soziali - i Das ist sehr interessant. (Abg. \V e i k h art: 
steno Hätte der Innenminister dem Verlangen i Das weiß ich nicht! Was geht das mich an, 
des Rechnungshofes sofort entsprochen, würde li was in Bonn ist? Wir sind in 'Wien!) Aber, 
vermutlich von der linken Seite dieses Hauses Herr Staatssekretär Weikhart, Sie haben ja 
die Sache so dargestellt worden sein, als, den Herrn Ehmke als Wahlhelfer nach Oster­
würde es sich um die Verfolgung eines anders- reich geholt! (Abg. E be r h a r d: Was war 
gesinnten Beamten handeln. mit Strauß?) Wir haben nicht den Herrn 

Meine Damen und Herrenl Von dieser Stelle Kiesinger, Sie haben den Ehmke geholt. (Abg. 
aus hat im Jahre 1966 der Minister a. D. W e i k h art: Verzeihen Sie, verwechseln Sie 
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mich nicht mit irgend jemand anderen!) Ihre 
Partei, Herr Abgeordneter Weikhart, hat den 
Bundesminister Ehmke als Wahlhelfer nach 
Osterreich geholt. Das können Sie doch nicht 
bestreiten. (Abg. E b e r h a r d: Und was war 
mit dem Strauß? - Abg. Dr. G ru b er: 
"Irgend jemand" ist der Kreisky! - Abg. 
W e i k ha r t: Aber nur nicht ichl) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Vielleicht beruhi­
gen wir uns wieder etwas! (Anhaltende 
Zwischenrufe.) Ruhe auf allen Selten! 

Abgeordneter Machunze (fortsetzend): 
Meine Damen und Herren I Damit kein Ver­
dacht entsteht, ich würde den Herrn Staats­
sekretär Weikhart meinen: Die Sozialistische 
Partei hat den Herrn Minister Ehmke als 
Wahlhelfer nach Osterreidl geholt, und über 
sein Auftreten in Osterreich schreibt die 
"Neue Zürdler Zeitung" vom 16. Jänner: 

"Ehmkes Rede dürfte einige, allerdings 
bürgerliche Zuhörer zum Widerspruch gereizt 
haben. Schon der Vorwurf der ,interessen­
verstrickten Konzeptlosigkeit', den er nicht 
nur an die Adresse der deutsrnen Konserva­
tiven richtete, wirkte aufreizend, noch mehr 
aber sein wortreich verschwommenes Plädoyer 
für die Stärkung der staatlichen Macht, die 
der Abgesandte Willy Brandts zur Verwirk­
limung der von der Sozialdemokratie beab­
sichtigten Reformen für notwendig erachtet. 
Wie läßt sich dieses Postulat mit der Versiche­
rung vereinen, daß die Sozialdemokratie 
einem pragmatischen Sozialismus das Wort 
redet?" - Das sind nirnt meine Feststellungen, 
das ist die Feststellung der "Neuen Zürcher 
Zeitung". 

Aber die Sozialistische Partei Osterreichs 
hat noch einen anderen Wahlhelfer nach 

alles geholt?) Nicht im Wahlkampf, Kollege 
Libal! Wir verzichten auf Kurt Georg Kiesin­
ger, wir verzichten auf Franz Josef Strauß, 
die uns sicher einiges erzählen könnten, wie 
sie drüben die rot-blaue Koalition ... (Abg. 
W e i k h art: Sie können doch jetzt nicht 
den Kiesinger nehmen, der in Opposition ist! 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Vielleicht kommen 
wir wieder zum Rechnungshofbericht! Es soll 
jeder vor der eigenen Türe kehren. Am Wort 
ist der Redner. 

Abgeordneter Machunze (fortsetzend): Herr 
Präsident, ich komme gerne dem Wunsch nach 
und werde mich. daher mit einer zweiten Fest­
stellung des Rechnungshofes zum Kapitel 
Inneres beschäftigen, nämlich mit der Frage 
der Polizei in Rust. 

Grundsätzlich, möchte ich sagen, stimme ich 
den Feststellungen des Rechnungshofes abso­
lut zu: daß man überlegen soll, wo eine 
Konzentration zweckmäßig und sachlich richtig 
ist. Aber in dieser Frage geht es um ein 
Problem, das nicht etwa in der Zeit von 1966 
bis 1970 entstanden ist, sondern es geht um 
ein Problem, das jahrzehntelang existent ist. 
Ich bin der Meinung, daß man die Frage, 
ob Polizei oder Gendarmerie in Rust tätig 
sein soll, nicht vom Schreibtisch aus, vom 
grünen Tisch aus lösen kann, sondern nur 
im Einvernehmen mit den Betroffenen; Das ist 
im konkreten Fall der Landeshauptmann, der 
Bürgermeister. Man muß also eine lJberein­
stimmung mit den betroffenen Gebietskörper­
schaften suchen, und der Herr Innenminister 
hat im Rechnungshofausschuß ausdrücklich 
festgestellt, daß es bisher nicht möglich war, 
dieses Einvernehmen herzustellen. 

Osterreich geholt, nämlich den Poeten Günter Ein nächster Punkt, mit dem ich mich be­
Grass. Er hat einen Roman geschrieben "Wer fassen möchte, ist die Frage der Landesver­
niemals aus dem Bledmapf fraß". (Abg. Doktor teidigung. Hier stellt der Rechnungshof wieder 
B rod a: Das ist ein Irrtum! Der ist von Vergleiche mit der Bundesrepublik Deutsch­
Fallada!) Am so? Die "Blechtrommel" hat land an. Ich habe aber den Eindruck, man 
er aber gesduieben, Herr Minister Brodal übersieht nur, daß dort die Dienstzeit achtzehn 
Ich weiß nicht, welche Trommel der Herr Monate, in Osterreich aber neun Monate be­
Günter Grass in Osterreich rühren wird. Wir trägt. Wenn nun die Kasernen nur die halbe 
von der Osterreichischen Volkspartei verzich- Zeit belegt sind, ist genügend Raum vor­
ten jedenfalls auf einen solchen Blechtrommler handen und besteht die Möglichkeit der Aus­
im Wahlkampf, weil wir der Meinung sind, bildung für die doppelte Anzahl von Wehr­
wir werden ihn mit österreichischen Argu-I pflichtigen. 
menten allein bestreiten. (Beifall bei der avp. In einer anderen Frage meinte der Herr 
- Abg. Dr. B rod a: Tun Sie nur nicht die Präsident, er gebe zu, daß dem Rechnungshof 
deutschen Dichter amalgamieren!) Herr Mini- nicht genügend Fachleute für die Beurteilung 
ster Broda! Die "Blechtrommel" schrieb Günter einer bestimmten Sache, die im Landesver­
Grass. Ich wünsche Ihnen, daß er gut trommelt teidigungsministerium spielt, zur Verfügung 
in Osterreich. Wir von der Volkspartei ver- stehen. Es handelt sich also um eine Spezial­
zidl.ten auf einen solchen Trommler. (Abg. frage, die man sicher genau überlegen, über­
Li baI: Wen hat sich denn Herr Klaus schon denken und überprüfen kann. Ich wäre nun 
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der Meinung, daß der Rechnungshof über­
legen müßte, ob es nicht denkbar wäre, daß 
er solme Spezialfragen vorher mit dem ge­
prüften Ministerium bis zum Ende diskutieren 
könnte, damit man dann, wenn der Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes in das Haus oder 
in den Ausschuß kommt, tatsächlich feststellen 
kann, hier ist eine eingehende Diskussion er­
folgt. 

Ein nächster Punkt: Beim Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung ergab sich, daß 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Rechnungshof und dem Sozialministerium be­
züglich der Dienstposten im Zentralen Arbeits­
inspektorat bestehen. Hier sagt das Ministe­
rium, es sei nicht in der Lage, den Anregungen 
des Redlnungshofes, nämlich die Dienstposten 
zu verringern, zu entsprechen. Das kann im 
sehr gut verstehen, denn Jahr für Jahr kommt 
der Tätigkeitsbericht der Arbeitsinspektorate 
in das Hohe Haus. Würden dort die Dienst­
posten verringert, würden vermutlich die 
Gewerkschafter dagegen Einspruch erheben. 
Denn wir hören, wenn wir den Tätigkeits­
bericht der Arbeitsinspektorate behandeln, 
immer wieder, daß zuwenig geprüft, zuwenig 
untersucht werde. 

Dazu eine Anregung: Vielleicht könnte man 
das Prufungssystem überhaupt einmal gründ­
lich überdenken. Es gibt sicher sehr viele 
Klein- und Mittelbetriebe, die vom Arbeits­
inspek.torat laufend überprüft werden und bei 
denen es überhaupt keine oder nur gering­
fügige Beanstandungen gibt. Vielleicht könn­
ten bei solmen Betrieben die Prüfungsinter­
valle verlängert werden. Aber aum das sollen 
und müssen die Fachleute beurteilen; darüber 
können wir als Abgeordnete uns kein Urteil 
bilden. 

Und nun, Hohes Haus, möchte ich als 
Wiener Abgeordneter zu einer Frage Stellung 
nehmen, die von diesem Pult aus mehrmal:i 
hodlgespielt wurde und bei der vor allem der 
Herr Abgeordnete Zeillinger es immer so dar­
gestellt hat, als würde es sich um einen 
Korruptionsfall zugunsten dieser oder jener 
Organisation handeln. Im meine, ich möchte 
jetzt einiges zur Frage Kärntnertortheater 
sagen und einige samlime Bemerkungen 
machen. 

Zunächst eine Tatsame, die auch im Rech­
nungshofaussmuß festgestellt wurde: Es fehlt 
derzeit nom ein Theatergesetz. 

Zweitens: Die Bundestheater hatten und 
haben bestimmte Objekte gemietet. Sie hatten 
das Theater an der Wien gemietet, solange 
die Oper nom nicht instandgesetzt war. Die 
Bundestheater haben heute noch gemietet die 
Volksoper, und zwar von der Gemeinde Wien. 

Das folgende steht nun nicht im Bericht des 
Rechnungshofes, aber der Herr Präsident hat 
es im Ausschuß ganz konkret festgestellt: 
Die Initiative für das Kärntnertortheater ging 
nicht von einer Studentenverbindung aus, die 
ihr Objekt loswerden wollte. Die Initiative 
ging auch nicht vom damaligen Leiter der 
Bundestheaterverwaltung aus, sondern die 
Initiative in der Frage Kärntnertortheater ging 
vom Direktor des Burgtheaters aus. Das hat 
der Herr Präsident des Rechnungshofes ein­
deutig im Ausschuß festgestellt. Im möchte 
also noch einmal feststellen: Nimt der frühere 
Leiter der Bundestheaterverwaltung (Abg. 
Z ei 11 i n ger: Der Arme!), nicht die verant­
wortlichen Eigentümer des Theaters am 
Kärntnertor wurden initiativ, sondern die 
Direktion des Burgtheaters, ganz konkret der 
Herr Professor Haeusserman. Diese Feststel­
lungen machte der Herr Präsident des Rem­
nungshofes. 

Am Kärntnertortheater sollte eine moderne 
Kleinbühne geschaffen werden. Und warum, 
meine Damen und Herren - auch das erfuhren 
wir erst im Rechnungshofausschuß -, kam 
es denn nicht dazu, daß im Kärntnertortheater 
tatsächlich Aufführungen stattfanden? Warum 
denn? - Nicht, weil technische Mängel fest­
gestellt wurden, sondern weil der Betriebsrat 
des Burgtheaters sich gegen die Aufführungen 
im Kärntnertortheater stellte. Also: Initiative 
- der Direktor des Burgtheatersj verhindert, 
daß im Kärntnertortheater gespielt werden 
konnte, hat es der Betriebsrat des Burg­
theaters. Das sind Tatsachen. 

Meine Damen und Herren! Hätte der da­
malige Leiter der Bundestheaterverwaltung zu 
dem Plan des Herrn Professors Haeusserman 
nein gesagt - was wäre denn dann in der 
Presse losgegangen? - Heftigste Angriffe 
gegen die Bundestheaterverwaltung, weil man 
gesagt hätte: Die Bundestheaterverwaltung 
hat für moderne Kunst, für modernes Theater 
überhaupt kein Verständnis I Also der dama­
lige Leiter der Bundestheaterverwaltung hat 
versucht, der Initiative, die vom Burgtheater 
ausging, zu entsprechen. 

Meine Damen und Herren! Ich verteidige 
überhaupt nicht, was nicht zu verteidigen ist, 
was nicht zu vertreten ist. Aber ich wehre 
midI mit aller Leidenschaft dagegen, daß man 
jemandem von vornherein die ehrliche Absicht 
und den guten Glauben abspricht. (Abg. 
Z ei 11 i n ger: Wer ist der "jemand"?) Und 
wenn es etwa heute in der Debatte wieder 
so klingen sollte, als sei hier Korruption von 
dieser oder jener Seite ausgegangen, dann 
möchte ich doch bitten, den Herrn Präsidenten 
des Remnungshofes, der zu dieser Frage im 
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Rechnungshofausschuß sehr klar und sehr 
deutlich Stellung genommen hat, nicht etwa 
zu verdächtigen, er habe den Abgeordneten 
im Einschaubericht nicht die ganze Wahrheit 
gesagt. 

Der Herr Berichterstatter hat darauf hinge­
wiesen, daß für bestimmte Fragen ein Unter­
ausschuß eingesetzt wurde. Ich möchte aus­
drücklich feststellen, daß in dem Unteraus­
schuß sehr gute Arbeit geleistet wurde, daß 
die Diskussion nützlich und wertvoll war. 
Es kam aber im Unterausschuß auch etwas 
zum Ausdruck, das die Abgeordneten bedenk­
lich stimmen muß: Manche Schwäche in man­
chem Betrieb wurde aufgedeckt, aber es zeigte 
sich bei der Diskussion auch, daß gewisse 
politische Erwägungen für verschiedene Be­
triebe mit erheblichen Nachteilen verbunden 
waren. 

Meine Damen und Herren! Ich stehe nicht 
an, dem Rechnungshof und seinen Beamten 
für die umfangreiche Tätigkeit ein Wort des 
Dankes zu sagen. (Beifall bei der OVP.) Ich 
stehe aber auch nicht an, jenen Stellen, die 
geprüft wurden und die auf Grund dieser 
Prüfung die entsprechenden Maßnahmen ge­
setzt haben und die den Anregungen des 
Rechnungshofes nachgekommen sind, ebenfalls 
ein Wort des Dankes zu sagen. (Abg. Z e i}-
1 i n ger: Zum Beispiel rha/hammer!) 

über 32 Milliarden Schilling betragen hat; 
davon sind 10,9 Milliarden in den Export 
gegangen. Die Steuerleistung dieser Industrie 
betrug im Jahr 1967 3,8 Milliarden Schilling; 
Investitionen wurden im selben Zeitraum, im 
Jahr 1968, für 2368 Millionen SChilling ge­
tätigt. 

Wenn man jetzt betrachtet, wie diese Mittel 
aufgebracht wurden, kann man wieder fest­
stellen, daß die Unternehmen sich wirklich 
angestrengt haben, diese Investitionen zu 
tätigen. 94 Prozent - das sind 2,2 Milliarden 
Schilling - wurden aus eigenem aufgebracht. 
Der Staat hat dazu nur 46 Millionen Schilling 
gegeben, und an ERP-Krediten, SAK-Krediten 
wurden 104 Milliarden Schilling gegeben. 

Sie sehen, daß die Leistungen, die im Jahr 
1968 erbracht worden sind, auch so erbracht 
wurden, daß man den in der verstaatlichten 
Industrie Beschäftigten wirklich den -Dank 
dafür aussprechen kann, daß sie die schwierige 
wirtschaftliche Situation so gemeistert haben. 

Der Tätigkeitsbericht befaßt sich dann aber 
insbesondere mit der VOEST, der OMV, 
Hofherr-Schrantz und den Trauzl-Werken. Aus 
dem Tätigkeitsbericht herausgerissen, haben 
dann verschiedene Zeitungen eine gigantische 
Kampagne gegen diese Betriebe losgelassen. 
Es ist mir unverständlich, daß man aus dem 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes solche 

Meine Damen und Herren! Eine positive! Dinge herauslesen konnte, die dann in der 
Zusammenarbeit zwischen Parlament, Rech-I Presse ihren Niederschlag gefunden haben. 
nungshof und Geprüften wird für alle von Hier liegt es entweder am Nichtverstehen oder 
Vorteil sein: für das Parlament, für den an einer bösen Absicht, der verstaatlichten 
Rechnungshof, aber auch tür die verschiede- Industrie etwas zu unterschieben, was nicht 
nen Stellen des Bundes. Wir werden dem vorhanden war. Auch der Rechnungshof und 
Antrag des Berichterstatters zustimmen. (Bei- sein Präsident, die wir befragt haben, ob ein 
lall bei der OVP.) berechtigter Anlaß vorgelegen ist, solche 

Pressartikel zu lancieren, haben sich von 
Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Abge- diesen Artikeln distanziert und waren der 

ordnete Brauneis. Ich erteile es ihm. Meinung, daß man aus dem Tätigkeitsbericht 

Abgeordneter Brauneis (SPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Hausl Der Rechnungshof befaßt 
sich in seinem Bericht auch mit der verstaat­
lichten Industrie. Er hat in dankenswerter 
Weise nicht nur den Einschaubericht über ei-

solche Argumente nicht herauslesen konnte. 

Wie sehen diese Artikel aus? Gestatten 
Sie, daß ich Ihnen nur einige wenige bekannt­
gebe. Die "Kronenzeitung" schreibt: "Wir be­
zahlen, aber andere entscheidenI", "VOEST: 
Pro-Kopf-Leistung in Walzwerken sank um 
15 Prozent", "Der Rechnungshof deckt riesige 
Schlampereien auf". 

Andere Zeitungen schreiben: "Rechnungshof 
bemängelt Fehlleistungen bei Investitionen", 
"Rechnungshof dedd SPO-Sünden auf", "Urteil 
gegen Ära Pittermann". "Die Presse" sdJ.reibt: 
"Teure Konzeptlosigkeit der VOEST", und so 
weiter und so weiter. 

nige Unternehmen, sondern auch zusammen­
fassend über mehrere Jahre einen Gesamtüber­
blick über diese Industrie gegeben. Dieser Ge­
samtüberblick zeigt, daß trotz allergrößter 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten, die sich in 
den vergangenen Jahren in der Welt ergeben 
haben, die Beschäftigten der verstaatlichten 
Industrie sich durch besonderen Fleiß und be­
sonderes Können ausgezeichnet haben und 
Leistungen vollbracht haben, die man eigent­
lich nicht erwarten konnte. Gestatten Sie, daß ich zu diesen Artikeln 

So darf ich Ihnen mitteilen, daß der Umsatz doch einiges bekanntgebe. Selbstverständlich 
der verstaatlichten Industrie im Jahr 1968 gibt es in so großen Unternehmen Dinge, die 
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man vermeiden könnte, aber es gibt auch 11 VOEST erzeugte davon 2,2 Millionen. Die 
Probleme. die sich aus der Materie ergeben, Steigerung, die sich im Weltmaßstab ergeben 
die man nicht vorhersehen kann und eben hat, wurde also von Osterreich, aber audl von 
als unabwendbare Probleme bezeichnen muß. der VOEST sehr gut mitgemacht. 

Die Osterreichische Mineralölverwaltung Wir konnten auch in den Krisenzeiten der 
- Sie kennen ja die ganze Situation dieses, Stahlindustrie unsere Betriebe doch verhältnis­
Betriebes, nachdem wir diesen Betrieb über-I mäßig besser beschäftigen als andere, weil 
nommen haben, die großen personellen und wir uns darauf ausgerichtet haben, Qualitäts­
wirtschaftlichen Schwierigkeiten - hat in dem arbeit zu leisten. Wir sind nicht nur auf dem 
Zeitraum, den der Rechnungshof überprüft hat, Hüttensektor, sondern auch in der Verarbei­
eine sehr große Leistung vollbracht. Ich darf tung einen Weg gegangen, der sich inter­
Ihnen sagen, daß die OMV in den Jahren national sehen lassen kann. 
von 1959 bis 1968 an den Staat Steuern in 
der Höhe von 16 Milliarden 450 Millionen 
Schilling abgeführt hat. Das ist eine Leistung, 
die als enorm zu bezeichnen ist. An Dividen­
denzahlungen hat dasselbe Unternehmen im 
selben Zeitraum 600 Millionen Schilling abge­
führt. Die Rohölförderung betrug fast 23 Mil­
lionen Tonnen, die Erdgasförderung über 
16 Milliarden Kubikmeter. Raffinerieverarbei­
tungen erfolgten in der Höhe von fast 32 Mil­
lionen Tonnen. Dieses Unternehmen hat 
Investitionen in der Höhe von 7 Milliarden 
Schilling vorgenommen und Finanzanlagen in 
der Höhe von fast einer Milliarde Schilling 
durchgeführt. Die Investitionen, die derzeit 
in Bau oder in Planung sind, machen wieder 
fast eine Milliarde Schilling aus. Und in der 
Presse findet dieser Betrieb, wenn man be­
trachtet, was in ihm geleistet wird, einen sehr 
negativen Niederschlag. Ebenso ist es bei der 
VOEST: Diese "teure Konzeptlosigkeit", diese 
Planlosigkeit, dieses Sinken der Produktivität. 

Wäre man einigermaßen guten Willens ge­
wesen, hätte man sich sehr rasch erkundigen 
und hätte man überprüfen können, wieso es 
zu vielen solcher Umstellungen und Umände­
rungen der Investitionen gekommen ist. Sie 
wissen ganz genau, daß sich nach 1960 auf 
dem Stahlmarkt eine sehr große Wandlung 
ergeben hat. Diese 'Wandlung wurde aber von 
der VOEST sehr rasch aufgefangen. Ich glaube, 
es ist unserer Stahlindustrie auch bei bestem 
Willen niCht möglich, den Giganten in Europa 
und in der 'Nelt Konkurrenz zu machen. Wir 
können nirnt mit Massenprodukten auf den 
Markt gehen, sondern wir müssen uns 
spezialisieren, das heißt, wir müssen Quali­
tätsprodukte erzeugen. 

Ich habe vom Vorstand der OMV, bei der 
die VOEST eine Chemieanlage gebaut hat, 
die Mitteilung bekommen, daß man die OMV 
gewarnt hat, diesen Auftrag der VOEST zu 
übergeben, weil man im Inland und im Aus­
land der Meinung war, daß dieser Betrieb 
diese Anlagen nicht rechtzeitig und gut wird 
fertigstelIen können. Der OMV-Vostand hat 
mir mitgeteilt, daß die Anlage nicht nur auf 
den Tag genau ihrer Bestimmung übergeben 
wurde, sondern auch vom ersten Tag an voll 
produziert hat. Eine Leistung, von der der 
Vorstand der OMV und jetzt auch unsere 
ausländischen Konkurrenten feststellen muß-
ten, daß es einmalig in Osterreich und in 
Europa war, daß man eine so große Anlage 
auf den Tag genau fertigstelIen konnte und 
mit ihr vom ersten Tag an voll produzieren 
konnte. 

Diese Erfolgsmeldung haben wir aber nicht 
nur von der OMV, wir haben sie darüber 
hinaus aus der ganzen Welt erhalten, wo wir 
uns mit dem Industrieanlagenbau beschäftig­
ten und unser "zweites Bein", das wir notwen­
dig haben, eben erfolgreich betreiben. 

Wenn Sie alle diese Argumente betrachten, 
dann müssen Sie doch feststellen, daß die 
österreichische Presse wieder böswillig an der 
verstaatlichten Industrie Kritik geübt hat. 
Ich darf sagen, daß diese Böswilligkeit einen 
sehr großen Schaden nicht nur für die ver­
staatlichte Industrie bedeutet, sondern auch 
für die andere Wirtschaft in Osterreich; denn 
die Zusammenarbeit gerade auf dem Industrie­
anlagenbau ist zwischen der verstaatlichten 
und der privaten Wirtschaft sehr weit ge­
diehen, sind doch die verstaatlichten Betriebe 

Wenn wir aber trotzdem die Stahlentwick- gezwungen, viele private Betriebe bei der 
lung der Welt betrachten, so können wir fest- Verkraftung dieser Aufträge mit einzubauen. 
stellen, daß sich in der Zeit von 1950 bis 19681 Auf Grund solcher Zeitungsartikel können 
die Stahlproduktion der Welt verdreifacht hat. sich Rückschläge ergeben. Wenn man von 
Wie sieht das in Osterreich aus? In Oster- Konzeptlosigkeit schreibt, wenn man sagt, die 
reim wurden im Jahre 1950 etwa 900.000 Ton- Produktion sei abgesunken und Schlampereien 
nen Stahl erzeugt, die VOEST erzeugte davon in diesen Betrieben seien vorhanden, werden 
etwa 200.000 Tonnen. 1968 betrug die Erzeu- sich Kunden scheuen, diesen Betrieben Auf­
gung in Osterreim 3,3 Millionen Tonnen, die träge zu geben. 
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Wenn die österreichische Presse den näch­

sten Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes be­
kommt, soll sie sich besser, aus Loyalität zur 
österreichischen Wirtschaft, bevor sie diese 
Artikel schreibt, mit dem Rechnungshof oder 
mit diesen Betrieben in Verbindung setzen, 
um ein objektives Urteil über die verstaat­
lichte Industrie abgeben zu können. Ich 
glaube, im Namen meiner Fraktion sagen zu 
können, daß wir den Bericht zur Kenntnis 
nehmen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter ZeilIinger (FPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Haus I Meine Damen und Her­
ren! Wenn man den Bericht unseres obersten 
Kontrollorgans für das Verwaltungsjahr 1968 
über die Tätigkeit dieser Regierung liest, dann 
versteht man vollkommen den Widerstand, 
den die Regierungspartei ursprünglich einer 
Behandlung dieses Berichtes hier in diesem 
Hause entgegengesetzt hat, und versteht, daß 
die Opposition schwer ringen mußte, um heute 
überhaupt zu einer Behandlung dieses Berich­
tes zu kommen. 

Denn so, wie Sie, meine Damen und Her­
ren von der OVP, es darstellen, daß der Rech­
nungshof schuld ist, weil er untersucht, weil 
er Mißstände in diesem Staat hier mitteilt und 
Sie lauter fromme Lämmlein sind und alles, 
was im Bericht steht, etwa eine Rechtfertigung 
der Regierung wäre, das stimmt nicht. 

Nein, im GegenteilI Da drinnen steht klipp 
und klar, daß diese Regierung auch im Jahre 
1968 nicht das gehalten hat, was sie verspro­
chen hat. Dafür aber haben wir gestern ge­
hört, daß Sie in den letzten vier Jahren 
120 Millionen Schilling für Regierungspropa­
ganda ausgegeben haben. Aber was Sie nicht 
hineinschreiben, das muß unbedankt der Rech­
nungshof in seinen Bericht hineinschreiben. 
Das ist nämlich mit ein Grund, warum die 
Opposition der Regierung vorwirft, sie gäbe 
Steuergelder für Propaganda aus und ver­
schweige die andere Hälfte, ob es nun die 
Standpunkte der Opposition sind oder die ob­
jektiven Feststellungen des Rechnungshofes. 

Hier drinnen wird der Regierungspartei 
amtlich bescheinigt: Diese Regierung und die 
Regierungspartei haben versagt I Sie haben 
das, was Sie im Jahre 1966 versprochen haben, 
zumindest einschließlich bis zum Jahre 1968 
in keinem Punkte eingelöst, und wenn Sie die 
weiteren Jahre ansehen, dann werden Sie zu 
demselben Ergebnis kommen, nämlich daß Sie 
Ihre Versprechungen auch in weiterer Folge 
nicht eingelöst haben. Da können Sie noch 
so viele Hunderte Millionen Schilling Steuer­
geider für alle Regierungsbroschüren aus­
gebenl 

Ich werde einmal den Rechnungshof einla­
den - das wäre sehr interessant -, dem Ho:. 
hen Hause zu berichten, wozu diese Volks­
partei ihre Mehrheit mißbraucht hat, was sie 
auf der einen Seite an neuen Steuern dem 
Staatsbürger zumutet und was die Volkspar­
tei auf der anderen Seite Jahr für Jahr für 
Parteizwecke und für Regierungspropaganda 
an Steuergeldern ausgibt. 

Ich mörote zum Beispiel nur den Fall Kärnt­
nertortheater, Kollege Machunze, herausgrei­
fen, weil Sie heute hier den Kärntnertorthea­
ter-Skandal derartig verharmlost haben und 
sagten, darüber brauroten wir uns gar nicht 
unterhalten. Wir haben heute gehört, der 
Alleinsrouldige sei der Haeusserman. Nein, 
neinl Vielleirot wird sogar jetzt noch der 
Rechnungshofpräsident sdluld sein. (Abg. M a­
c h u n z e: Er hat es uns mitgeteiltJ) Herr 
Kollege Machunze J Ihre Parteifreunde haben 
der CV -Verbindung ein monatliches Einkom­
men von 37.000 S durd! einen skandalösen, 
korrupten Vertrag zukommen lassen. Das hat 
der Rechnungshof festgestellt I (NeuerlJcher 
Zwischenruf des Abg. Mac h u n z e.) 

Herr Kollege I Daß ein Haeusserman den 
Wunsch hat, in Osterreidl ein weiteres Thea­
ter zu bauen - das ist durChaus verständ­
lich I Das ist aber noCh kein Grund, daß Ihre 
CV-Verbindung hier dauernd dunkle' Ge­
schäfte macht. Und Sie gehen dann da her 
und verteidigen das. Sie ermutigen doch an­
dere Thalhammers in anderen Ministerien, 
ebensolche Geschäfte zu machen. Das ist näm­
lich Vorschubleistung für die Korruption in 
diesem Staate, meine Damen und Herren! 

Deswegen wollten wir noch vor der Wahl 
diesen Rechnungshofbericht hier behandeln. 
Die Offentlichkeit soll ja nicht nur die halbe 
Wahrheit erfahren, die Sie ihr mittels sünd­
teurer Propaganda in das Haus schicken. son­
dern auch jene andere Hälfte, die von Amts . 
wegen, von einem Kontrollorgan hier fest­
gestellt wird. 

Herr Kollege Machunze ! Korrupt ist und 
beanständet wird nicht der Wunsch des Burg­
'theaterdirektors Haeusserman nach weiteren 
Bühnen, korrupt ist und beanständet wird der 
Vertrag, den Herr Thalhammer mit der CV­
Verbindung abgeschlossen hat, der zehn Jahre 
unkündbar ist und wofür 37.000 S monatlich 
aus Steuergeldern bezahlt werden müssen. 
Das ist Korruption! 

Das Bedauerliche ist - das ist der Erfolg 
der Herren Klaus und Withalm -; Sie kön­
nen gar nicht mehr unterscheiden zwischen 
den korrekten Bestrebungen eines Haeusser­
man und der Korruption. Sie haben über­
haupt den Uberblick verloren, was nom an-
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ständig ist und was nicht mehr anständig ist, 
wenn Sie die Verhaltensweise eines Thal­
hammer verteidigen, von dem sich eigentlich, 
wenn schon nicht mit Worten, so doch de facto 
sogar der Minister distanziert hat, denn er hat 
ihn nach Hause geschickt. Ich möchte sagen: 
Das war immerhin ein beachtenswerter Erfolg 
des Berichtes beziehungsweise der an und für 
sich sachlichen Diskussion. 

Wenn Sie aber jetzt hergehen und die Thal­
hammers und Konsorten ermutigen, dann blei­
ben diese Leute weiterhin in der Regierung, 
und es werden von der nächsten Regierung 
in jedem Ministerium solche CV-Unterstüt­
zungsverträge abgeschlossen werden. Da be­
ginnt, Herr Kollege Machunze, die Korrup­
tion! 

Ich hatte gar nicht die Absicht, heute dar­
über zu sprechen. Aber ich muß es leider. Ich 
werde, Herr Kollege Machunze, zitieren, was 
hier beachtlich ist. Sie müssen die Stellung­
nahme des Herrn Bundesministers lesen. Ich 
werde, Ihrer Einladung folgend, Ihnen, der 
Offentlichkeit und dem Hohen Hause noch 
einmal in Erinnerung rufen, was der Bundes­
minister für Unterricht zur Verteidigung die­
ser Vorgangsweise und zur Rechtfertigung 
dem Rechnungshof mitgeteilt hat. Das ist näm­
lich auCh ein sehr gravierender Punkt in 
dieser Angelegenheit. 

Aber zurück zu dem eigentlich "schwarzen 
Faden", der sich durch den ganzen Rechnungs­
hotbericht zieht. Man stellt doch bei jedem 
Kapitel - Sie können aufschlagen, wel­
Ches Kapitel Sie wollen - fest, daß von dem, 
was versprochen wurde, nichts gehalten wor­
den ist. Was haben Sie an Verwaltungsrefor­
men, was haben Sie an Sparsamkeit verspro­
chen? Wenn Sie nun den Bericht durchlesen, 
stellen Sie fest: Ein eindeutiges Debakel, ein 
Versagen der Regierungl Es ist ganz gleich, 
welChes Kapitel Sie herausnehmen: ob es 
das Finanzressort ist, ob es das Unterrichts­
ressort ist, ob es die Landesverteidigung ist, 
ob es das Bundeskanzleramt ist, hier ist ein 
"schwarzer Faden", der sich durch den ganzen 
Bericht zieht und wo wir überall das gleiche 
feststellen können. 

Es ist vielleicht ganz interessant, eine Ge­
genüberstellung zu machen. In diesem Staat 
haben vor einigen Jahrzehnten noch 4 Prozent 
des Sozialprodukts genügt, um die Staatsaus­
gaben zu finanzieren. 4 Prozent! Heuer sind 
es bereits zwischen 40 und 45 Prozent des 
Sozialprodukts, die für Erfüllung der Staats­
aufgaben aufgehen. Und diese Entwicklung 
schreitet weiter. Es ist eine Entwicklung, die 
wir in allen Staaten haben; wir können über­
all dieses Ansteigen feststellen, wir wollen 

gar nicht sagen, daß in anderen Staaten Po­
sitionen, die etwa noch vor 20 oder 30 Jahren 
möglich waren, bis heute gehalten werden 
konnten. Aber diese Verwaltungsaufblähung 
steigt doch sprunghaft weiter an. 

Wir hören, daß die österreichischen Gebiets­
körperschaften im Jahre 1968, also in dem 
Jahr, auf das sich der Bericht bezieht, 145 Mil­
liarden Schilling ausgegeben haben - das 
sind die Budgets der Gebietskörperschaften, 
also des Bundes, der Länder und der Gemein­
den -, und das bei einem Sozialprodukt von 
290 Milliarden Schilling. Das heißt also: 
45 Prozent dieser Mittel sind nach Ansicht der 
Freiheitlichen nicht zweckmäßig oder nur zum 
Teil zweckmäßig und nur zum Teil ökono­
misch verwendet worden. 

Da muß man sich doCh einmal zusammen­
setzen und sachlich darüber beraten. Man darf 
keinesfalls mit Propagandaschriften die Offent­
lichkeit irreführen, man darf ni<:ht Wahlaus­
sagen machen. Der Herr Finanzminister ... 
(Redner wendet sich zur Regierungsbank.) 0 
je, er ist schon wieder weg. Sdlade, daß der 
Herr Finanzminister nicht da ist. Ich hätte ihm 
sonst gerne etwas gesagt, was auch im Beridlt 
drinnensteht. 

Der Herr Finanzminster hat vier Jahre hin­
durch Steuern erhöht. Er geht aber jetzt plötz­
lich mit einem Sonny-Boy-Lächeln hinaus -:­
das Jugendbildnis auf den Plakaten stammt 
etwa aus der Zeit, wo die Ausgaben der öster­
reichischen Gebietskörperschaften nodl bei 
4% lagen - und verspricht für den 2. März 
das Rückgängigmadlen aller jener Maßnah­
men, die er vier Jahre hindurch durchgesetzt 
hat. Er verspricht wieder Steuersenkungen. 
Man müßte sich doch angesichts des Berichtes 
und der jetzigen Situation darüber unterhal­
ten, womit er das finanzieren will. Heuer, 
meine Damen und Herren, im Wahljahr, er­
warten Sie ein Defizit im Staatshaushalt von 
10 Milliarden Schilling! Die Fachleute sagen 
Ihnen doch auf den Kopf zu: Wenn nichts Ent­
sa."'1eidendes geschieht, haben wir nächstes 
Jahr ein Defizit im Staatshaushalt von 15 Mil­
liarden Schilling! 

Durch Propaganda, durch Rundfunk- und 
Fernsehwerbung wird der Eindruck erweckt: 
Es ist ohnehin alles in Ordnung, es braucht 
nichts zu geschehen! 145 Milliarden Schilling 
werden von den österreichismen Gebietskör­
perschaften ausgegeben, 40 bis 45 Prozent 
unseres Sozialprodukts gehen bereits für die 
Erfüllung der Aufgaben dieses Staates draufl 

Natürlich kommt dann Ihr Versprechen: Wir 
werden sparsamer wirtschaften! Das fällt in 
der Offentlichkeit, bei der Bevölkerung auf 
fruchtbaren Boden. Nun schauen wir uns aber 
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die Wirklichkeit an. Wir lesen, um beim 
Thema Personal stände zu bleiben, im Rech­
nungshofbericht beispielsweise über das Ver­
teidigungsministerium, daß nach dem Dienst­
postenplan einschließlidl der bewilligten zu­
geteilten Beamten rund - ich runde jetzt so­
gar etwas auf - 1100 Personen beschäftigt 
sein sollen. Also man hat dem Verteidigungs­
ministerium 1100 Beamte - ich. mache Sie auf­
merksam, das ist fast schon soviel, wie früher 
drei oder vier Ministerien Beamte hatten, aber 
das ist ja Wurscht - zur Führung unserer 
Landesverteidigung bewilligt. Der Rech.n.ungs­
hof kommt nun hin, schaut nach und stellt fest: 
1600 Beamte sitzen dar Wie die wunderbare 
Brotvermehrung hat der Herr Prader in sei­
nem Ministerium die wunderbare Beamten­
vermehrung durchgeführt. 

Ich erinnere Sie an den Brief jenes jungen 
Offiziers, der gesChrieben hat, daß einem, 
wenn man im Ministerium eine Türe auf­
macht, ein "Bündel Offiziere oder Beamte" 
entgegenfällt. Das bestätigt doch der Rech­
nungshof! Versprochen haben Sie eine Ver­
waltungsreform, versprochen haben Sie die 
Verbilligung der Verwaltung. - Wie aber ist 
die Wirklichkeit? Obwohl dieses Parlament 
darum kämpft, ob man Dr. Prader diese An­
zahl von Beamten geben soll - da sind doch 
Beratungen gewesen, ob es 970 oder 
990 Posten sein sollen, und er hatte dann 
letzten Endes insgesamt 1100 Beamte -, er­
klärt der Minister - und hier beginnt 
die Durchlöcherung des Budgetrechtes und 
der Budgethoheit dieses Parlaments 
Ihr könnt mich doch alle gern haben, 
ich setze 1600 Leute dorthin I Das muß dann 
der Staatsbürger bezahlen, der Staats­
bürger, den Sie dann wieder mit Propaganda­
broschüren wie "Erfolg für Osterreich" be­
teilen. 

Einer der größten Erfolge des Herrn Prader 
war, daß es ihm vier Jahre hindurch gelungen 
ist, dieses sein Handwerk weiterzubetreiben. 
Er beschäftigt in seinem Verteidigungsmini­
sterium 1600 Beamte staU 1100. Im Bundes­
kanzleramt - ich weiß nicht, Herr Rechnungs­
hofpräsident, ist es mit Blindheit geschlagen 
oder trägt es eine "schwarze Binde" vor den 
Augen - hat man so irgendeine "Einsparungs­
kommission" . Die hat überhaupt nichts be­
merkt, die hat davon überhaupt nichts ge­
sehen. Die hat überhaupt nicht festgestellt, daß 
dort einfach um Hunderte Beamte der Dienst­
postenplan, der Dienststand überzogen wird! 

Das ist die Wirklichkeit. Verstehen Sie nun, 
warum wir sagen: Das hier drucken Sie um 
Millionen und geben es aus - diese Zeitungen 
als Regierungspropaganda, etwa "für alle", 
120 Millionen! -, um der Bevölkerung die 

Unwahrheit zu sagen. Die Wahrheit, den 
Rechnungshofbericht, den verschweigen Sie. 

Der Herr Bundeskanzler hat gestern die 
Menschenrechtskommission zitiert. Es war 
eine sehr angenehme Erinnerung. Aber es 
heißt nicht: die Information der Offentlich­
keit, meine Damen und Herren von der Regie­
rungspartei, sondern es heißt: die objektive 
Information I Zur objektiven Information ge­
hört nicht nur einerseits die Meinung der 
Regierung, sondern es gehört auch die der 
Opposition dazu, und es gehört andererseits 
auch die Wahrheit dazu. Aber für die Wahr­
heit haben Sie nicht die 120 Millionen ausge­
geben, sondern Sie haben die Millionen aus­
gegeben, um die Bevölkerung vor dem 1. März 
irrezuführen. 

Der Rechnungshofbericht ist jetzt eine kleine 
Erinnerung zur Wahrheit. Da steht drinnen: 
Diese Regierungspartei hat das Budgetrecht 
des Parlaments - das steht nicht wörtlich so 
drinnen, aber das können Sie herauslesen -
insofern mißachtet, als sie zwar beraten hat, 
ob man dem Prader ins Ministerium 
1100 Beamte setzen kann, aber dazu geschwie­
gen hat, daß sich der Prader in Wirklichkeit 
statt 1100 Beamten 1600 Beamte ins Mini­
sterium hineingenommen hat. Dafür müssen 
natürlich von der Offentlichkeit Hunderte und 
Hunderte Millionen bezahlt werden. 

Das ist der Inhalt dieses Rechnungshof­
berichtes. Das ist die Anklage. Darum wollten 
wir vor den Wahlen darüber sprechen, weil 
hier - das können Sie in allen Kapiteln und 
in allen Ministerien feststellen - eindeutig 
widerlegt wurde, daß das, was Sie 1966 ver­
sprochen haben, eingehalten worden ist. Bis 
zum heutigen Tage wurde es nicht einge­
halten. 

Um beim Verteidigungsministerium zu 
bleiben, darf ich einige Punkte herausgreifen. 
Ich wollte das gar nicht, aber Kollege 
Machunze hat, ich möchte sagen, mit Recht und 
erfreulicherweise die DetaildebaUe über den 
Rechnungshofbericht verlangt. Ich möchte 
nicht, daß in der Offentlichkeit der Eindruck 
entsteht, wie er es etwa gesagt hat: Der 
Rechnungshof ist ja etwas Liebes und Braves 
und Nettes, aber es sind zuwenig Beamte, und 
sie können daher ihre Aufgaben nicht lösen, 
sie kommen zu lauter falschen Ergebnissen. -
Die wenigen Beamten haben immerhin fest­
gestellt, daß im Ministerium um 500 Beamte 
zuviel sitzen, die vom Parlament gar nicht 
bewilligt worden sind, und daß der Herr 
Prader macht, was er will. 

Wenn Sie im RechnungshofberiCht weiter­
lesen, dann stellen Sie fest, daß der "Matrose" 
Prader genauso versagt hat wie der 
"Dragoner" Prader. Sie lesen dort, daß der 
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Zeillinger 
Wunsch des Herrn Ministers, sich auch die diese Zeilen liest. - Dringlich hat er es im 
Donau zu erobern und Patrouillenboote an- Jahre 1964 gemachtl 
zuschaffen, in keiner Weise durch Fachgut- Im Jahre 1968 ist dann der Rechnungshof 
achten gedeckt ist. Dieser Wunsch hat dazu bei der Uberprüfung gewesen und hat fest­
geführt, daß man ursprünglich drei Boote gestellt, daß die meisten dieser Kessel im 
kaufen wollte. Das Ergebnis ist, daß im Bericht Freien lagern, daß die Kessel noch nicht ein­
Fachgutachten zitiert werden, in denen zu gebaut sind und daß sie bereits Rostschäden 
lesen steht, daß dieses Patrouillenboot nichts aufweisen, daß man überhaupt keinen dieser 
anderes als eine Zielscheibe für einen poten- Kessel gebraucht hat. Sie liegen jetzt dort. 
tiellen Gegner ist und daß dann, wenn Hom- Meine Damen und Herren I "Erfolg für Oster­
wasser und starke Strömung herrschen, die reich", denn Prader ist es doch gelungen, 
Geschwindigkeit dieses Patrouillenbootes einer OVP-freundlichen Firma ein großes 
praktisch Null ist. Geschäft zuzuschanzen. Der OVP ist es ge-

Das heißt mit anderen Worten: Es sind lungen, von dieser Firma wahrscheinlich eine 
wieder einmal Millionen ausgegeben worden, große Wahlspende zu bekommen: "Erfolg für 
zwecklos für Versuche ausgegeben worden, Osterreich'" Das wird allerdings erst im 
zuerst sollten es drei Boote sein, und statt zweiten Band drinnen stehen, und der wird 
drei Booten sollten es dann zwei sein, und ich nach der Wahl erscheinen. Es ist leider nicht 

zu erwarten, daß Sie das noch vor dem 1. März glaube, es ist überhaupt nur mehr ein Boot. Es 
ist erfreulich, daß es nicht mehr sind. Es ist herausgeben. 
eine einzige Pleite, ein Debakel, es wird Geld Aber, meine Damen und Herren, da sind 
hinausgeschmissen! Wenn Sie den Herrn die Millionen I Sie können irgend etwas auf­
Klaus sehen - er ist ja selten in diesem schlagen. Wenn Sie wollen, schlagen wir das 
Hohen Hause, aber für den Fall, daß er ein- nächste auf. Dorthin sind diese Millionen ge­
mal herkommt, darf ich Sie daran erinnern _: wandert. 
Er möchte noch rasch vor dem 1. Mä~ Ich habe zuvor gesagt, daß der "Matrose" 
einen zweiten Teil herausgeben. Das kann Prader genauso gescheitert ist wie der 
er machen. Er möge das hineinschreiben, was "Dragoner" Prader. Ich lade Sie ein - ich 
er und seine willfährigen Beamten übersehen will Sie jetzt gar nicht damit aufhalten -: 
haben, wohin, in welche dunklen Kanäle die Lesen Sie den Absatz 42, 24. (Abg. Ha r t 1: 
Millionen gewandert sind. Dort sollen die Und mit dieser Partei wollen Sie in Koalition 
Bilder hineinkommen, die Herrn Prader mit gehen/) 
dem Matrosengwandl zeigen und mit seinem Herr Kollege HartIl Ich darf jetzt einmal 
Patrouillenboot, und darunter soll das Fach- etwas klarstellen. Ich habe volles Verständnis, 
gutachten stehen: Zielscheibe für einen Gegner seitdem ich weiß (Abg. Ha r t 1: Das ist ein 
und Geschwindigkeit gleich Null! (Zwischen- Jammer/ - Heiterkeit), seitdem ich gehört 
rut bel der OVP.) Meine Damen und Herrenl habe, daß Sie die Wiener OVP offenbar nicht 
Das steht drinnen, und zwar nicht nur als mehr in das nächste Parlament entsenden will, 
Meinung des Rechnungshofes. sondern als daß Sie die Politik nicht mehr verstehen. Aber 
Meinung der Fachleute, um nur ein Beispiel die Zeitung lesen, das sollten Sie können. Von 
herauszunehmen. Wollen, eine Koalition einzugehen, kann 

Oder Sie schreiben hier, daß diese Regie- überhaupt keine Rede seinl Herr Kollege 
rung immer so erfolgreich war. Kollege Ma- HartI! (Zwischenrufe bei der tJVP.) Wir haben 
chunze hat offenbar zu sehr in der Broschüre die Bereitschaft erklärt, damit ihr euch nicht 
seiner Regierungspartei gelesen. Ich schlage immer ausreden müßt, daß ihr eine Koalition 
jetzt eine Stelle auf, ohne mich darauf vor- mit den Roten machen müßt. Deshalb hat die 
zubereiten: da ist 42, 22 angestrichen. Da lesen Freiheitliche Partei die Bereitschaft erklärt, 
wir etwa, daß im Jahre 1964 das Verteidi-' um euch diese Schmach zu ersparen (Heiter­
gungsministerium 21 Tankanlagen mit Kesseln keil), also die Bereitschaft erklärt, mit der 
von 25.000 beziehungsweise 50.000 Liter be- Volkspartei eine Regierungskoalition einzu­
stellt hat. Das war im Jahre 1964 so dringlich, gehen. Herr Kollege I Von Wollen, von Drän­
daß man es freihändig und ohne Einholung gen oder von Umarmen kann überhaupt keine 
von Vergleidlsanboten bestellt hat. In die Rede sein. (Neuerlicher Zwisdzenrui bei der 
Sprache der freiheitlichen Opposition über- tJVP.) Nur wenn das wahr ist. Ich habe noch 
setzt bedeutet das aber: Der Prader hat ge- eines der letzten Exemplare bekommen kurz 
sagt, machen wir die Sache dringlich, schreiben vor dem Einstampfen - es ist tragisch, daß 
wir das nidlt aus, und geben wir den Auftrag Sie ihre Propaganda größtenteils einstampfen 
jener Firma, von der wir dann wieder bei müssen. 
der nächsten Wahl eine Wahlspende bekom- Ich habe also das Rot-Blau-Buch noch bekom­
menl Das kann der Rechnungshof nicht hin- men, diese Dokumentationen. Was interessant 
einschreiben, das denkt sich aber jeder, der ist - das ist eigentlich das scbwerstwiegende 

1044 
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Zeillillger 
Dokument -, es ist eine Unterredung, unter 
der steht: Probst mit Dr. van Tonge!. Probst 
hat schon die Aktentasche offen. Man spürt 
also den Skandal. (Zwischenrufe bei der avp.) 
Das ist ein Pech, meine Herren, denn der 
Pisa hat ja gesagt, man greift dauernd da­
neben. Aber das ist der Scheuch! Darf ich Sie 
aufmerksam machen, Herr Kollege Hartl: 
Diese Broschüre ist offenbar von Leuten Ihres 
Niveaus gemacht, aber das ist in Wirklichkeit 
der Scheuch. Das ist gar nicht der Tonge!. 
Genauso wie dieser Irrtum passiert ist, so ist 
auch die ganze Broschüre eine große Täu­
schung, wenn Sie sie von Abis Z durchlesen. 
Für den Fall, daß Sie das nächstemal eine 
Werbezeitung aussenden, sind wir Freiheit­
lichen bereit, Ihnen ein Foto aus dem Parla­
ment aus dem letzten Jahrzehnt zu geben, 
damit Sie keines mehr wiedergeben, auf dem 
noch der Withalm in einer der hinteren 
Reihen sitzt und auf dem noch der Hurdes 
und der Altkanzler Raab zu sehen sind; alle 
sitzen sie noch hier. Triumph der Mehrheit 
in diesem Hause! Aber da habt ihr noch keine 
Mehrheit gehabt, in der Zeit wart ihr noch in 
Koalition mit den Roten, aus der dieses Bild 
stammt. (Abg. S t ein er: An unseren Rock­
zipf wollen Sie sich anhängen!) Herr Kollege! 
Wenn ich Ihren Rockzipf anschaue, so wäre 
es für mich das Furchtbarste, wenn ich mich 
an den anhängen müßte! Sie sollen nicht 
immer und nicht dauernd sagen: Wir sind zwar 
so stark, wir haben die Mehrheit im Staat, 
aber wir zittern andauernd vor den Roten! 

Damit wir euch das Zittern nehmen (Heiter­
keit), haben wir Freiheitlichen gesagt, wir 
wollen die Sache einmal ganz klarstellen: Mit 
unserer Hilfe wird (Redner zeigt zu den 
Sozialisten) von dieser Fraktion in der näch­
sten Gesetzgebungsperiode niemand Minister 
werden. Das ist das erste. Und zweitens: Wir 
sind, damit Sie keine Ausrede haben, bereit, 
da Sie die absolute Mehrheit verlieren werden, 
mit euch eine Regierungskoalition einzugehen. 
Aber um es klarzustellen, meine Herren: Auch 
wenn wir - und das ist jenes, was der Kol­
lege HartI nicht versteht - eine solche Regie­
rungskoalition eingehen müßten, Herr Kol­
lege Hartl, werden wir die Korruption, die 
ihr begeht, niemals gutheißen! Die werden 
wir immer bekämpfen! (Abg. H art l: 
"Niedermüller" ! Millionen einstecken unter 
falschen Namen! Das ist Korruption! Das ist 
Betrug!) Herr Kollege! Sie können doch nicht 
glauben, daß wir deswegen, weil wir uns be­
reit erklärt haben, Ihnen allenfalls die Angst 
zu nehmen ... (Der Prä s i den t gibt das 
Glockenzeichen.) Ich weiß nicht, ob der Herr 
Präsident schon das Wort "Betrug" zum An­
laß nimmt, den Ordnungsruf zu geben, aber 
im darf aufmerksam machen. 

Präsident: Ich weiß nicht, auf wen sidl das 
Wort "Betrug" bezogen hat. (Abg. Z e il­
Ii n ger: Auf mich!) 

Wenn es auf den Redner bezogen war, dann 
müßte ich den Ordnungsruf erteilen. Anson­
sten würde ich wieder die Rückkehr zum 
Rechnungshofbericht empfehlen. (Heiterkeit.) 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend): Es 
war der einzige im Hause, der den Finger auf 
mich gerichtet und das Wort "Betrug" ausge­
sprochen auf mich bezogen hat. 

Herr Kollege Hartl' Ich nehme zur Kenntnis, 
Sie haben mit dem "Betrug" und mit dem 
Fingerzeig nicht mim gemeint (der Redner 
wendet sich zur Regierungsbank um) - aber 
der Finanzminister sitzt ja gar nidlt dar 
(Neuerliche Heiterkeit.) Ich habe geglaubt, den 
Koren haben Sie gemeint! Dann hätte ich es 
verstanden. Ich hätte mich ein bisserl gebückt, 
damit Sie auf den Koren zeigen können. Also 
Sie haben das doch nicht gemeint. (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. H art J.) Herr 
Kollege Hartl, wenn Sie noch so viele "Tore" 
schießen, werden Sie vielleicht in Wien doch 
nom aufgestellt. Sie müssen sich aber 
tummeln, heute ist die letzte Chance, die 
letzte Möglichkeit, in Wien von der OVP 
noch aufgestellt zu werden! 

Ich möchte der Einladung des Herrn Präsi­
denten - es tut mir leid, ich bin nicht gerne 
abgewichen -, zum Rechnungshofbericht zu­
rückzukehren ... (Abg. Mac h u n z e schickt 
sich' an, den Saal zu verlassen.) Herr Kollege 
Machunze, darf ich Sie einladen herinnen zu 
bleiben, ich möchte Ihnen noch antworten I 
Mögen Sie hinausgehen und mögen Sie hier 
noch in letzter Sekunde versucht haben, etwas 
Gift zu versprühen, das ist sicher auch nicht 
auf mich gemünzt gewesen I Im bin mir jetzt 
vollkommen im klaren, ihr könnt sagen, was 
ihr wollt, das ist alles nicht auf mich gemünzt, 
auch der "Niedermüller" ist nicht auf mich 
gemünzt! Ich hätte mich gerne auch noch sach­
lich mit Ihrer Rede beschäftigt. (Abg. M a­
c h u n z e: Mit einem "Niedermüller" setze 
ich mich nicht auseinander!) 

Herr Kollege, darf im Ihnen gleich sagen, 
Sie brauchen sich mit mir nicht zusammen­
zusetzen, aber auseinandersetzen würde ich 
mich jederzeit gerne mit Ihnen, vor allem 
dann, wenn Sie hier im Parlament die Un­
wahrheit sagen und dann hinausgehen' Das 
ist nämlich jene Art von "Demokratie", die 
wir Freiheitlichen ablehnen. Darf ich gleich 
sagen: An diesen grundsätzlichen Feststel­
lungen wird sich, egal wie die Wahlen am 
1. März ausgehen und wie die künftige Zu­
sammenarbeit in diesem Hause sein wird, bei 
der Freiheitlichen Partei bestimmt nichts 
ändern. 
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Zeillinger 
Aber, der Einladung des Herrn Präsidenten 

folgend, zurück zum Rechnungshofbericht, so­
lange bis der nächste von mir mißverstandene 
Fingerzeig oder die nächste von mir mißver­
standene Beleidigung in der Richtung des Red­
nerpultes kommen. 

Wenn Sie sich 42, 24 ansehen, hat der 
"Matrose" Prader auch den Versuch gemacht, 
ein "Dragoner" Prader zu werden. Er hat eine 
Reitergruppe aufgestellt. Auch das stellt der 
Rechnungshof in seinem Bericht fest. Nehmen 
Sie das alles zusammen, dann verstehen Sie 
vollkommen, daß der Herr Generalsekretär 
und Herr Vizekanzler der Regierungspartei 
vorgestern oder vor drei Tagen im Fernsehen 
nach einer Beratung Ihrer Partei die Bestäti­
gung der Notwendigkeit einer Reform der 
Landesverteidigung bejaht hat. Der Reporter 
des Fernsehens hat den Herrn Vizekanzler 
vollkommen richtig gefragt: Das ist doch das, 
was die Freiheitlichen seit vier Jahren prak­
tisch im Parlament verlangenl Was uns in 
dieser Frage vom Herrn Vizekanzler trennt, 
ist nur, daß wir gesagt haben: Eine solche 
Reform halten wir mit Pr ader kaum für mög­
lich; weil der Herr Vizekanzler gemeint hat: 
natürlich eine solche Reform mit Prader, der 
dabei ein entscheidendes Wort mitzureden hat. 

Aber, meine Herren von der Regierungs­
partei, jene, die annehmen, man brauche in 
der Landesverteidigung keine Reform, sind 
noch einige Jahre zurück. Ihre eigene Partei 
ist heute, wie wir aus dem Munde des Vize­
kanzlers gehört haben, immerhin so weit, daß 
sie bereit ist, sich auf Grund der vom Rech­
nungshof aufgezeigten Kritik zu ändern und 
gemeinsam mit uns Freiheitlichen für eine 
Reform im Bereich der Landesverteidigung 
einzutreten. 

Schlagen Sie bitte die Seiten auf, die das 
Unterrichtsministerium betreffen. Dazu möchte 
ich an das auseinandergehende Haus den 
Appell richten, sich nach der Rückkehr nach 
dem 1. März daran zu erinnern, daß wir das 
Rechnungshofgesetz wiederholt als novellie­
rungsbedürftig bezeichnet haben, weil die 
Kontrollmöglichkeit auf gewissen Gebieten 
beschränkt ist. Der Rechnungshof kann bei­
spielsweise bei jenen Geldern, die der Oster­
reichischen Hochschülerschaft gegeben wer­
den, nicht die Gesamtgebarung, die Gesamt­
ausgaben überprüfen, sondern nur die wid­
mungsgemäße Verwendung der dorthin ge­
gebenen Gelder. 

"'\Tenn Sie nun den Bericht durchschauen, 
dann werden Sie feststellen, daß sich inner­
halb von kurzer Zeit auf Grund dieser man­
gel den Kontrolle drei Korruptionsfälle ereig­
net haben. Es war ein schwerer Fall in der 
Mensa der Universität Wien mit einer 

Betrugssumme von etwa 4 Millionen Sdlilling. 
Ferner wurde eine Betrugssumme von etwa 
100.000 S festgestellt bei einem Referenten 
für Auslandsreisen, und es ist jetzt als dritter 
Fall der eines Sekretärs der Hochs<hülersdIaft 
angezogen worden, weil die Kontrolle fehlt. 

Aus dem Bericht ist erkennbar: schlampige 
Buchhaltung, desolate Buchhaltung und keine 
Gebarungskontrolle! Auch darüber ist ge­
sprochen worden. Es gibt eine Gebarungs­
stelle. Aber diese Gebarungsstelle - und 
das teilt uns der Rechnungshof mit - übt 
seit Jahren ihre Tätigkeit nicht aus. Die 
Folgen davon sind, ich möchte fast sagen, 
daß junge Menschen der Versuchung unter~ 
liegen, über das Gesetz straucheln. Aber in 
Wirklichkeit müssen sich aridere fragen, ob 
sie nicht deshalb die Verantwortung tragen, 
weil sie die Voraussetzungen dafür gesmaffen 
haben. 

Wenn wir eine Gebarungsstelle. mit je 
einem Vertreter des Ministeriums, der 
Quästur und einem Vertreter der Professoren 
haben und diese Gebarungsstelle jahrelang 
nicht zusammentritt, um zu prüfen, der Redt­
nungshof das aber nicht prüfen darf, so ent­
stehen dann manchmal jene Zwischenfälle, 
wo praktisch erst der Staatsanwalt und das 
Strafgericht die Endstation sind. Das ist kein 
Vorwurf etwa an die Regierungspartei, aber 
sehr wohl ein Appell an das kommende Haus, 
sich einmal mit dieser Frage, wie der Rech­
nungshof wiederholt diesem Hohen Hause 
vorgeschlagen hat, eingehender zu befassen. 

Und nun - Herr Kollege Machunze ist 
leider nicht hier - darf ich aus dem Rech­
nungshofbericht jene Stellen in Erinnerung 
rufen, die der Herr Kollege offenbar ver­
gessen hat, die wir aber sehr ausführlidI im 
Ausschuß besprochen haben und die zeigen 
- das muß ich zur Rechtfertigung des Finanz­
ministeriums sagen '-, daß das Finanzministe­
rium - Herr Kollege Machunze hat vergessen, 
das zu sagen - das Unterrichtsministerium 
vor dem Abschluß gewarnt hat, sicb nirnt 
einverstanden erklärt hat. 

Nun beginnt die erste Ungesetzlidlkeit, nun 
beginnt das Gefährliche, indem man gesagt 
hat, das Finanzministerium habe dunh sein 
Schweigen - das steht drinnen - zum Aus­
druck gebracht, daß es möglicherweise seine 
ablehnende Haltung ändern wird, und gestützt 
auf diese vage Annahme hat dann entgegen 
dem Einspruch des Finanzministeriums Thal­
hammer diesen Vertrag abgeschlossen. Er hat 
trotz einer Bemerkung des Unterrichtsmini': 
sters, der handschriftlich dazugesdIrieben hat, 
daß er nicht informiert war, trotz mangelnder 
Information, trotz mangelnder Zustimmung 
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1...eillinger 

seines Ministers, trotz mangelnder Zustim­
mung des Finanzministers, entgegen der Stel­
lungnahme des Finanzministeriums unter der 
Annahme, daß sie, weil sie sich einige Monate 
nicht geäußert haben - das muß ich an­
nehmen -, ihre Meinung ändern werden, 
diesen hömst dubiosen Vertrag abgeschlossen. 

Das Bedenkliche daran, das heute erst akut 
geworden ist, verteidigt Kollege Machunzel 
Er verteidigt diese Entwicklung, obwohl wir 
im Redmungshofbericht den Brief des Unter­
ridltsministers an den Rechnungshofpräsiden­
ten haben, in dem er schreibt: Dem Leiter 
einer österreichischen Dienststelle so 
smreibt der Unterrichtsminister - stehe es 
weder ruf- noch charaktermäßig an, aus 
einem klar erkennbaren Irrtum des Vertrags­
partners Vorteile zu ziehen. - Man hat dann 
nachtr'äglidl der CV-Verbindung ohne jeden 
Zwang noch eine zusätzliche Verbesserung 
des Vertrages zugebilligt, indem man eine 
Versüherungssumme freiwillig und ohne 
Zwang übernommen hat. Als der Rechnungs­
hof das beanstandete, sagte der Minister, daß 
e~ einern österreichisdlen Beamten weder ruf­
nodldlaraktermäßig anstehe, aus einem klar 
ersichtUdlen Irrtum des Vertragspartners Vor­
teile zu ziehen. Der Vertragspartner im Irrtum 
war die CV-Verbindung, die aus diesem Ver­
trag einen Vorteil über den anderen gezogen 
hat. 

Im Redmungshofbericht heißt es weiter: 
"Solange das Bundesministerium für Finanzen 
keine sduiftliche Ablehnung erteilte, durfte 
der Leiter der Bundestheaterverwaltung an­
nehmen, daß das Bundesministerium für 
Finanzen" - das ist die Stellungnahme des 
Unterrimtsministers - "seine Ansicht noch 
wandeln oder umstoßen werde. Uberdies 
schreibe" - und darum zitiere ich - "das 
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz ... " 
(Abg. Dr. von Ton g e J: Bei einer solchen 
Argumentation könnte man allerhand heraus­
lesen!) 

Ich darf also weiter sagen: Das ist ja das 
Bedenkliche. Im halte dem Herrn Unterrichts­
minister, der das unterschrieben hat, zugute, 
daß er wahrscheinlich das, was ihm die 
Beamten hingelegt haben, ohne es lange 
durchzulesen, untersduieben hat. Er ist jung, 
er ist unerfahren, aber Sie sehen die Gefahr; 
denn wenn er das akzeptiert, wenn der Stand­
punkt Mach.unze sich nun durchsetzt und das 
gebilligt wird, dann kann das jeder öster­
reidlische Beamte machen. Wenn das, was 
hier von einem Beamten getan wird, wovon 
die einen ursprünglich gesagt haben, es war 
ein Irrtum, und die anderen gemeint haben, 
es war ein Fehler, hier mit dieser Begründung 

als gerechtfertigt und richtig befunden wird, 
dann ist die Ehre der österreichischen Beamten­
schaft damit untergraben. 

Und nun schreibt der Unterrichtsminister an 
den Rechnungshofpräsidenten: "Uberdies 
schreibe das Allgemeine Verwaltungsverfah­
rensgesetz (AVG.) vor, daß über Anträge ohne 
unnötigen Aufschub zu entscheiden sei." Das 
heißt, weil das Finanzministerium nein gesagt 
hat und nicht in kurzer Zeit seinen Stand­
punkt geändert hat, haben der Thalhammer 
und seine Freunde im Unterrichtsministerium 
unter Berufung auf das A VG. gesagt: Das 
AVG. schreibt vor, daß wir sehr rasch ent­
scheiden müssen! 

Ich lade Sie, meine Herren von der Regie­
rungspartei, ein, einmal gerade in diesem 
Ministerium und auch in anderen nachzu­
schauen, wie viele Monate, aber auch Jahre 
oft Akten liegenbleiben und eine Entschei­
dung nicht gefällt wird. Zufälligerweise bei 
dem Vertrag, der die CV-Verbindung so be­
günstigt hat, zieht man das A VG. heran mit 
der Begründung, man müsse rasch entscheiden 
und das Finanzministerium habe zwar n!,!in 
gesagt, aber da es sich nicht ein zweites Mal 
geäußert habe, sei anzunehmen, daß es seine 
Meinung ändern werde. 

Meine Damen und Herren! Wir haben im 
Ausschuß schon einmal gesagt: Das ruft doch 
nach dem Staatsanwalt I Ich verstehe an und 
für sim gar nicht, daß das Justizministerium. 
dem ja die Protokolle zugeleitet werden, bis 
zum heutigen Tage nicht von Amts wegen 
eine strafrechtliche Untersuchung durchgeführt 
hat. Das wäre an und für sich seine Pflicht; 
denn es liegt hier ein Offizialdelikt vor, und 
da ist es die Pflicht der Staatsanwaltschaft, 
eine Untersuchung einzuleiten. Denn daß das 
unklar ist und daß das Deckungsversuche sind, 
die uns hier der Rechnungshof mitgeteilt hat, 
ist doch selbstverständlich I 

Und da kommt Kollege Machunze und sagt: 
Es ist alles in Ordnung. Das ist nur eine 
Initiative des Burgtheaterdirektors Haeusser­
manl - Er zieht damit einen Mann hinein, zu 
dessen Rettung ich hier sagen möchte - über 
seine sonstige Tätigkeit will ich hier kein Wort 
sprechen -, daß er mit dieser Sache, außer 
daß er den Wunsch nach einer Probebühne 
gehabt hat, überhaupt nichts zu tun hat. Aber 
das rechtfertigt doch nicht alle Handlungen, 
die nachher damit in Zusammenhang stehen. 

Das Unterriffitsministeriurn hat den Versuch 
gemacht, eine Schuld des Finanzministeriums 
festzustellen. Ich darf Ihnen den betreffenden 
Absatz deswegen vorlesen, weil das die man­
gelnde Kollegialität der beiden Minister zeigt. 
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Zeillinger 
Es wäre mir nie eingefallen, im Ausschuß 
abgegebene mündliche Erklärungen zu zitie­
ren. Aber ich darf das zitieren, was der 
Finanzminister gesagt hat: 

"Da das Bundesministerium für Unterricht 
dem Bundesministerium für Finanzen eine 
Mitschuld am Abschluß des Pachtvertrages 
gab, hat der Rechnungshof das Bundesmini­
sterium für Finanzen um Stellungnahme hiezu 
ersucht. Das Bundesministerium für Finanzen 
führte hiezu aus, es habe in der Angelegen­
heit der Pachtung des Kärntnertortheaters 
laufend mündlichen Kontakt mit der Bundes­
theaterverwaltung gehalten." 

"Laufend" heißt es hier. Verstehen Sie das? 
- Man sagt, die hätten sich solange nicht 
gerührt. Es heißt weiter, "es seien viele 
Dienstbesprechungen abgehalten worden und 
das Bundesministerium für Finanzen habe die 
Bundestheaterverwaltung nie in Zweifel über 
seine ablehnende Haltung gelassen." 

Der Unterrichtsminister hat erklärt, man 
habe mit Recht an der Haltung des Finanz­
ministers gezweifelt. Eine Stunde später hat 
der Finanzminister auf eine mündliche Frage 
erklärt: Nein, das, was der Rechnungshof fest­
gestellt hat - das erklärte der Finanzminister 
ausdrücklich -, ist richtig! 

Damit hat - das möchte ich hier wieder 
sagen - der wahrscheinlich von seinen 
Beamten falsch informierte Unterrichtsminister 
dem Hause eine falsche Auskunft gegeben. 
Es kann entweder nur das wahr sein, was 
der Rechnungshof sagt und was der Finanz­
minister bestätigt, oder das, was der Unter­
richtsminister sagt. 

Hier gibt es doch eine Fülle von auf·· 
klärungsbedürftigen Vorfällen, und hinter all 
dem steht heute der Versuch des Kollegen 
Machunze, namens der Regierungspartei diese 
vorn Rechnungshof als im höchsten Grade 
bedenklich bezeichneten und, wie wir Frei­
heitlichen sagen, nach dem Staatsanwalt 
schreienden Umstände unter Hinweis auf das 
A VG. und die Beamtenehre plötzlich zu sanie­
ren und als in rechtlicher Hinsicht in Ordnung 
befindlich darzustellen. 

Ich erkläre hier noch einmal öffentlich: Der 
Herr Justizminister, der die betreffenden Pro­
tokolle bekommt, ist verpflichtet, durch die 
Staatsanwaltschaft überprüfen zu lassen, ob 
strafrechtliche Tatbestände vorliegen oder 
nicht. 

Wir haben etliche Male nach einer straf­
rechtlichen Untersuchung gerufen, müssen 
aber feststellen, daß bis zum heutigen Tage 
lediglich eine Versetzung des Leiters der 
Bundestheaterverwaltung vorliegt. Wir Frei-

heitlichen waren bereit, diese mutige Tat des 
Herrn Unterrichtsministers anzuerkennen, 
aber der Unterrichtsminister hat in einem Aus­
schuß des Hauses dann erklärt, daß die Ver­
setzung Thalhammers mit dem Vorfall Kärnt­
nertortheater in keinerlei Zusammenhang 
stehe. 

Sie sehen also, daß es im Zusammenhang 
mit der Pachtung des Kärntnertortheaters nicht 
nur aufklärungsbedürftige Umstände gibt, 
sondern daß hier auch der Versuch zurüdc­
zuweisen ist, nachträglich durch eine Erklärung 
des Kollegen Machunze all das, was entweder 
schon die Grenze des Strafbaren übersduitten. 
hat oder zumindest an die Grenze des Straf­
baren heranreicht und was - im möChte 
das ausdrücklich feststellen - im \V1dersprudl 
zum sonstigen Verhalten der österreidlis<hen 
Beamtenschaft steht, plötzlich zu rechtfertigen 
und als in Ordnung befindlich hinzustellen. 

Weil ich gerade den Herrn Innenminister 
hier sehe, darf ich die Gelegenheit ergreifen, 
auch aus dem Bereiche des Innenministeriums 
jene Punkte kurz in Erinnerung zu rufen, 
die der Rechnungshofbericht feststeHt und 
worüber zum Teil heute schon gesprochen 
worden ist. Ich verweise etwa auf die Massa­
fonds. In diesem Zusammenhang steHt der 
Rechnungshof fest, daß man zur Erfüllung 
einer Aufgabe, die in Bayern von etwa 90 Leu­
ten gelöst wird, in Osterreich 230 Leute 
benötigt. Im Ausschuß wurde dann festge­
stellt, daß das Innenministerium eine Gruppe 
von Beamten hinausbeordert hat, die zu einer 
gegenteiligen oder genau entgegengesetzten 
Feststellung gekommen seien. 

Herr Innenminister I Ich erinnere 1l'üch, daß 
seit vielen, vielen Jahren jährlich immer 
wieder die Gebarung des Massafonds und 
des Unterstützungsinstitutes hier im Hause 
besprochen wird, daß schon von Ihren Vor­
gängern immer wieder eine Lösung, etwa eine 
gesetzliche Deckung, in Aussicht gestellt wird, 
daß das aber immer wieder auf die lange 
Bank geschoben wird. Das gehört ebenfalls 
zu jenen Punkten, die dringend - dringend!­
einer Lösung bedürfen. 

Ich möchte ganz offen sagen: Wie immer 
es in Bayern aussieht - Bayern ist ein gutes 
Stück größer als Osterreich -: 230 Beamte 
sind für diese Aufgabe auf jeden Fall zuviel! 

Wenn dieses Haus für die Aufgabe der 
Lösung der gesamten Landesverteidigung in 
Osterreich 900 Mann bewilligt, dann können 
wir unmöglich allein beim Innenministerium 
230 Mann für den Bereich der Massafonds 
einsetzen. 
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Zeillinger 
Einen weiteren Punkt, der danebengeglückt 

ist, möchte ich nur kurz erwähnen. Er ist 
danebengeglückt, obwohl bereits die nega­
tiven Beurteilungen des gesamten Auslandes 
vorlagen. Ich meine hiemit die Einführung 
der Politessen, also der weiblichen Polizisten, 
in Wien. Ich habe in Erinnerung: Der Herr 
Präsident hat einmal gesagt, die Bezeichnung 
Politessen sei entsetzlich. Der Versuch der 
Einführung der Politessen ist in vVien genauso 
gescheitert wie in anderen Städten. Heute 
stehen wir vor der Tatsame, daß wir uns 
dieses Experiment an und für sich hätten er­
sparen können. Das wird, wie ich glaube, den 
Herrn Innenminister in seinem Entschluß 
bestätigen. dieses Experiment niCht fortzu­
setzen, sondern hier lieber einen Schaden, der 
nicht allzu groß ist, in Kauf zu nehmen. 

Für die weiblichen Polizei uniformen wird 
sich si<herlich eine Verwendung finden: Viel­
leicht können wir einen Teil unserer Polizisten 
mit SdlOttenröcken den Dienst versehen las­
sen, oder vielleicht könnte man, da jetzt 
Fasdling ist, Herr Minister, diese Uniformen 
für Gschnasfeste leihweise zur Verfügung 
stellen. (Abg. Ha r t I: Da müßte man den 
Zeillinger dazu nehmen!) Im Zweifelsfalle 
könnte man, Herr Kollege Hartl, Gottfried 
von Einem beauftragen, eine komisdle Oper 
über diesen Vorfall zu schreiben. (Abg. 
Ha r t I: Ihnen würde es sehr gut passen, 
mit einem Schottenröcker] zu gehen! - Heiter­
keit.) Ich bin nicht bei der Polizei. Ich wurde 
nicht würdig befunden, bei der Polizei tätig 
sein zu dürfen. Aber, Herr Kollege, weil Sie 
diese Geschichten mit den Politessen so ver­
teidigen, möchte ich Sie fragen: War das viel­
leicht auch Ihre Idee? - Ich weiß es nicht. 
Das wäre ja die einzige Idee gewesen, die 
Sie bei der Polizei je gehabt hätten. (Abg. 
So r 0 ni c s: Da kann er wirklich nichts da­
türl - Abg. Ha r t 1: Das hat Herr Polizei­
präsident Holaubek gemacht! Hätte er es nicht 
gemacht, dann hätte man gesagt: Versuchen 
hätten wir es können!) Ach, das hat Holaubek 
gemacht. Herr Kollege, ich darf aber daran 
erinnern, . daß die Gutachten, die diesen Ver­
such als bedenklich bezeichneten, schon 
wesentlich früher vorlagen. 

Nun noch ein Wort zum Kapitel Finanz­
ministerium ; das ist der Punkt 57 in diesem 
Beridlt. Ich darf feststellen, daß der Finanz­
minister, der dem österreichischen Steuer­
zahler immer wieder neue Steuerlasten aufge­
lastet hat und der jetzt plötzlich großzügig 
vor der Wahl die Senkung von Steuern ver­
spricht, auf gewissen Gebieten sehr großzügig 
war. 

Ich darf daran erinnern, daß allein der er­
lassene Zollbetrag - im glaube, das steht 

auf Seite 106 - mehr als 999 Millionen, also 
rund 1 Millarde, ausmacht. 

Nun gibt es zweifellos eine ganze Reihe 
von Fällen, in denen der Zoll mit Recht er­
lassen wird. Allerdings soll man auch weiter­
lesen: Man hat bei einer einzigen diplomati­
sdlen Vertretung, ich glaube, es war die 
amerikanische Botschaft in Wien, festgestellt, 
daß dort bei Tabak - ich. nenne als erstes 
den Tabak deswegen, weil das ein Monopol 
in Osterreich ist und weil man damit beson­
ders heikel umgeht -, Wein, kosmetischen 
Artikeln und so weiter Zollbefreiungen von 
15 Millionen Schilling "mißbrauch!", möchte 
ich in diesem Fall sagen, worden sind. Das 
wurde abgestellt. Zweifellos handelt es sich 
um einen Mißbrauch, der durch die entspre­
chende ausländische Botschaft mit verursacht 
und mit gedeckt worden ist. Ich glaube schon, 
daß auch der Herr Finanzminister dieses 
Kapitel des Rechnungshofberichtes allein des­
wegen noch eingehend lesen sollte, weil auch 
er im "Erfolg für Osterreich" genau auf all 
das vergessen hat, was hier kritisch vermerkt 
worden ist. 

Zu den Einschauteilen über die einzelnen 
verstaatlichten Betriebe wird für die freiheit~ 
lichen Abgeordneten Kollege Peter sprechen. 

Ich möchte nur kurz eine Feststellung zur 
OMV, zur Osterreichischen Mineralölverwal­
tung, treffen. Die Osterreichische Mineralöl­
verwaltung, eine Gesellschaft, die - ich 
möchte das gleich feststellen - eine der 
Säulen unserer Staatswirtschaft ist, hat sich 
trotz schlechter Behandlung durch den Unter­
nehmer absolut erfreulich entwickelt. Die 
OMV hat aus dem Staatsvertrag heraus eine 
ganze Reihe von Auflagen zu erfüllen gehabt, 
so, als ob 'die OMV etwa einen Krieg ver­
loren hätte. Es ist klar, daß diese Belastungen 
den Erfolg dieses Unternehmens verzögert 
oder verringert haben. 

Wir dürfen nicht vergessen - das haben 
wir gerade in den Beratungen des Ausschusses 
festgestellt -, daß die Verzögerungen der 
Unternehmerentscheidungen sehr oft der 
Mineralölverwaltung zum Schaden gereichten. 
Immer wieder klagen die Direktoren der ver­
staatlichten Betriebe über verschiedene man­
gelnde Entscheidungen. Das ist deshalb inter­
essant, weil wir gestern erst den GIG-Bericht 
gehabt haben und weil an und für sich ja 
die Stellungnahmen der Direktoren sehr oft 
eine Anklage gegen die Führung der Ver­
staatlichten beziehungsweise jetzt gegen die 
OIG darstellen. Man sagt immer wieder, daß 
man - von privatwirtschaftlichen Grundsätzen 
aus gesehen - die Entscheidung viel zu lange 
verzögert. Darf ich etwa daran erinnern, daß 
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die OMV bei der Milchpreisstützung mit 
300 Millionen Schilling herhalten mußte. Das 
sind alles Belastungen, die man der OMV 
auferlegt hat. 

Zehn Jahre kämpfte die OMV vergebens 
um eine Vertriebsorganisation, obwohl - ich 
bin kein Fachmann, aber die Famgutachten, 
die ich las, sagen das - gesagt wurde, in 
einer eigenen Vertriebsorganisation liege das 
Geschäft. Zehn Jahre also wurde durdl die 
Führung der verstaatlichten Betriebe eine 
eigene Vertriebsorganisation verhindert. 

Wenn ich also kurz erinnern darf: Wir 
haben die Diskussion über das Kärntnertor­
theater sofort abgebrochen, als wir eine 
mutige Entscheidung des Ministers sahen, und 
haben sie erst dann wieder fortgesetzt, als 
wir gesehen haben, daß der Minister erklärt. 
das stehe in gar keinem Zusammenhang; und 
wir werden die Diskussion natürlidl fort­
setzen, wenn wir sehen, daß der Kollege 
Madmnze alles das verteidigt. Ich lade Sie 
ein, das zu lesen, damit Sie das Ungeheuer­
liche verstehen, was Machunze heute hier 
verteidigt hat. 

Dann kommt bei der OMV etwas dazu, was Es ersd1eint uns nicht bedenklich, daß sich 
wir immer wieder bei der verstaatlidlten I unerfreuliche Vorfälle ereignen, daß es 
Industrie feststellen: es fehlt die Koordination. I Gesetzesübertretungen gibt, daß mand1.mal 
Man konkurrenziert sich gegenseitig und ist auch der Kleine seine Macht irgendwo miß­
dann gezwungen, unter den Gestehungskosten braucht - bedenklich erscheint uns die Tat­
zu verkaufen. Auch hier müssen wir dem sache, daß es nicht abgestellt wird, daß es 
Red1.nungshofberidlt dankbar sein, weil er uns gutgeheißen wird, daß es weitergeschleppt 
gerade auf diesem Gebiet einiges aufdeckt. wird und daß andere ermutigt werden. Das 
Ich erinnere etwa an die Diskussion über ersc..~eint uns wirklich bedenklich! Und es er­
den Bau der Zentralwerkstätte in Gerasdorf. scheint uns immer wieder sehr bedenklich, 
wo auf der anderen Seite wieder die Firma daß man hinausgeht und den Bericht zu ent­
Trauzl dadurd1 schwer betroffen wurde, daß werten versumt, indem man den Rechnungs­
die OMV genauso in jenes Geschäft einge- hof angreift beziehungsweise ihn schlecht­
stiegen ist, das für sie eines der Haupt- macht und sagt: Die haben zuwenig Fachleute, 
geschäfte war. Das ist ein ähnlicher Fall wie die verstehen nicht ihr Handwerk! 
etwa der Behälterbau, der bei Simmering· 
Graz-Pauker eine der Hauptarbeiten war, wo 
aber dann plötzlich durch die Konkurrenzie­
rung mit anderen verstaatlichten Unterneh­
mungen natürlich eine schwere Sd1ädigung 
eingetreten ist. 

Hier können wir also - unabhängig von 
der gestrigen Debatte - der Leitung der OIG 
einen Vorwurf nicht ersparen. Gerade das 
haben die Hearings gezeigt, und das wird 
durch die weiteren Ausführungen des Kolle­
gen Peter bestätigt werden, daß die aIG 
- man mag zu ihrer Konstruktion, zur Idee, 
stehen, wie man will - auf jeden Fall höchst 
notwendig und raschest auf verschiedenen 
Gebieten, vor allem bei der Koordinierung 
und bei der Vermeidung der Konkurrenzie­
rung in der verstaatlichten Industrie, einzu­
greifen hat. 

Meine Damen und Herren! Dieser Tätig­
keitsbericht, den wir als letzten Punkt dieser 
Leigslaturperiode behandeln, wirft ein ein­
deutiges Bild auf die Tätigkeit der Regierung. 
Ich. bin überzeugt, daß bei jeder anderen 
Regierung ein Tätigkeitsbericht in diesem Um­
fang eine strenge Kontrolle auslöst. Wir Frei­
heitlichen haben immer wieder erklärt, daß 
wir das Verschulden gar nicht so sehr darin 
sehen, daß sich immer wieder Vorfälle ereig­
nen, sondern in den Versuchen, es nad1her zu 
ledltfertigen. 

Wir Freiheitlichen möchten bei dieser Ge­
legenheit dem Rechnungshof, den Beamten 
und allen Beteiligten, die für den Bericht arbei­
ten, danken, und wir hoffen, daß sich der 
Rechnungshof auch in Zukunft nicht von 
irgendeiner Kritik hier im Hause beeindrucken 
und entmutigen läßt. Wir Freiheitlichen sehen 
im Rechnungshof das wichtigste Kontrollorgan 
in diesem Staate. Wir werden nicht nur dem 
Bericht heute unsere Zustimmung geben, son­
der ihn audl in Zukunft unterstützen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist 
der Abgeordnete Scherrer. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Scherrer (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich habe mir vom Herrn 
Abgeordneten Zeillinger erwartet, daß er den 
Rechnungshofbericht als Aufhänger benützen 
wird, um Kritik an der Tätigkeit der Regie­
rung zu üben. Er hat dabei aber vergessen, 
daß sich dieser Bericht fast ausschließlich mit 
Tätigkeiten beschäftigt, die vor dem Jahre 
1966 liegen, also mit der derzeitigen monOCQ­
loren Regierung nur hinsichtlich der Uber­
prüfung des Rechnungsabschlusses für das 
Jahr 1967 etwas zu tun haben. 

Wenn er dabei feststellt - und er hat das 
selbst getan -, daß der Bundesminister für 
Landesverteidigung bereits im Jahre 1964 
Aufträge im beschränkten Verfahren vergeben 
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hätte, nur um zu Wahlspenden zu kommen, 
dann kann es sich nur um den Wahlkampf 
des Jahres 1966 gehandelt haben, also wieder­
um um eine Zeit, in der noch nicht die mono­
eolore Regierung tätig war, sondern noch 
immer die Koalition bestanden hatte. 

Ich möchte zu dem so leidigen Thema Kärnt­
nertortheater eine Feststellung treffen. Meine 
persönliche Meinung ist die - ich konnte das 
als Nicht jurist nicht überprüfen -, daß, falls 
hier tatsächlich strafbare Tatbestände gesetzt 
wurden, niCht, wie der Herr Abgeordnete Zeil­
linger meint, der Minister hier hätte Anklage 
oder Strafanzeige erstatten müssen, sondern 
ich bin der Meinung: Wenn der Herr Präsident 
des ReChnungshofes in dieser Sache einen 
strafbaren Tatbestand erblickt hat - ihm ste-
hen siCherlich genügend Juristen zur Beurtei­
lung dieser Frage zur Verfügung -, der Rech­
nungshofpräsident selbst hätte Strafanzeige 
erstatten müssen, aber niCht der Ressortmini-
ster, in diesem Fall der Finanzminister, weil 
das Bundesministerium für Unterricht nicht 
den Intentionen des Finanzministeriums ent­
sprochen hätte. 

Diese Feststellungen möchte ich hier nur 
ganz kurz zu den Ausführungen des Abgeord· 
neten Zeillinger getroffen haben, weil ich ja 
selbst erwartet hätte, daß er sich mit anderen 
Problemen mehr beschäftigt, die uns tagelang 
in den Hearings im Unter ausschuß beschäftigt 
haben. 

Darüber hinaus stellt der Redmungshof im 
Kapitel 63/1 bis 5 wiederum die FinanzsdlUl­
den des Bundes fest. Hier sagt der Redmungs­
hof: Die Inlandssmulden sind nach Neukredi­
ten von 3051 Millionen und Tilgungen von 
2459 Millionen netto um 591 Millionen ge­
stiegen, und zwar von 27.378 Millionen auf 
27.970 Millionen Schilling. 

An Auslandsschulden ist nach Neuaufnah­
men von 5,2 Milliarden Schilling und Tilgun­
gen von nur 613 Millionen SChilling die Ver­
sChuldung um netto 4,6 Milliarden, daher von 
7,2 Milliarden auf 11,8 Milliarden Sdlilling, 
gestiegen. Die nichtfälligen FinanzsChulden 
des Bundes haben siCh daher 1968 von 34,5 Mil­
liarden auf 39,8 Milliarden Schilling erhöht. 

Laut Kapitel 63,13 betragen die fälligen 
Finanzschulden Ende des Jahres 1968 nur 
108,8 Millionen SChilling und haben sidl. 
gegenüber 1967 nur um 16 Millionen Sdlil­
ling erhöht. 

Die Staatsschulden betragen daher Ende 
1968 5660 S je Kopf der Bevölkerung oder 
46,2 Prozent der Summe der Bundesausgaben 
des Berichtsjahres. 

Laut Kapitel 65,2 betragen die Bundeshaf­
tungen Ende 1968 35,6 Milliarden, mithin 
5037 S je Kopf der Bevölkerung oder 41,3 Pro­
zent der Bundesausgaben des Jahres 1968. 

Der Anteil der InlandssChulden an den Ge­
samtverpflichtungen des Bundes ist seit 1960 
von 89,6 Prozent auf 71,5 Prozent zurudigegan-

Ich selbst möchte mich heute nur mit zwei gen, gemessen am Bruttonationalprodukt von 
prinzipiellen Fragen beschäftigen, und zwar 12,4 Prozent auf 9,8 Prozent. 
wie immer begreiflicherweise mit den Fest­
stellungen des Rechnungshofes zu dem Rech­
nungsergebnis des Jahres 1967, das in diesem 
Prüfungsbericht behandelt wird, und daraus 
nur einige mir wichtig erscheinende Fest­
stellungen abermals treffen. 

Ende 1968 betrug daher die Gesamtversdml­
dung des österreichisChen Staates gemessen 
am Bruttonationalprodukt 13,5 Prozent. Diese 
betrug zur gleichen Zeit in England 93,6 Pro­
zent, in den Vereinigten Staaten 53,8 Prozent 
und sinkt herab bis zu Dänemark, . das als 

Der Rechnungshof stellt im Kapitel 59 fest, erstes Land einen etwas niedrigeren Satz an 
daß die Abgabenrückstände Ende 1968 Verschuldung als Osterreich hat, gefolgt von 
3194,6 Millionen Schilling gegenüber der Bundesrepublik Deutschland und der 
3283,9 Millionen im Vorjahr betragen hätten, Schweiz. 
obwohl sich die Einnahmen des Bundes an Im letzten Jahrzehnt stieg die Verschuldung 
öffentlichen Abgaben von 61,9 Milliarden auf des Staates durchschnittlich um 10,8 Prozent, 
66,8 Milliarden, also um 4,9 Milliarden, erhöht während zur gleidlen Zeit das Bruttonational­
haben. produkt jährliCh um durchsChnittlich 8,4 Pro-

Trotz dieser großen Erhöhung der Abgaben zent gestiegen ist. Von 1960 bis 1969 stieg 
im laufenden Jahr 1968 war es möglich, die daher die SChuldenlast des Bundes von 
Abgabenrückstände vorangegangener Jahre 22,3 Milliarden auf 43,4 Milliarden Schilling, 
noch zu senken. Ich glaube, wir können daraus aber das Bruttonationalprodukt im gleichen 
einen Schluß ziehen, nämlich den, daß die Zeitraum von 161,3 Milliarden auf 321 Mil­
wirtschaftliche Entwicklung des Jahres 1968 liarden Schilling. Da die Staatsschuld Ende 
dann doch so gewesen ist, daß auch die Ab- dieses Jahres -' Ende 19701 - auf Grund des 
gabensC'huldner ihre Schulden aus vorange- Bundesvoranschlages 47,5 Milliarden Schilling 
gangenen Jahren wenigstens teilweise ab- betragen wird, beträgt sie 13,7 Prozent des 
statten. Ich schließe daraus auf einen sehr er-I Bruttonationalproduktes, bleibt also gleich 
folgreichen Verlauf des Wirtsmaftsjahres 1968. hoch wie vor zehn Jah,ren. 

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 175. Sitztmg - 22. Jänner 1970 14961 

Scherrer 

Ich möchte aber, wie schon einmal, nach­
drücklich darauf hinweisen, daß die Netto­
verschuldung iInmer nur einen Teil der Inve­
stitionen gedeckt hat und so auch 1970 die 
Verschuldung zwar um 4 Milliarden steigen 
wird, die Investitionen des Bundes aber mit 
18 Milliarden Schilling ausgewiesen sind. 

Hohes Hausl Damit möchte ich dieses Kapi­
tel der Bundesfinanzen abs<.hließen und mich 
nun jenem Problem zuwenden, dem ja der 
ReChnungshof auch in diesem Bericht seine 
besondere Aufmerksamkeit widmete, nämlich 
der verstaatlichten Industrie. 

Der Rechnungshof stellt fest, daß 1967 von 
20 verstaatli<.hten Unternehmungen 12 mit Ge­
winn und 8 mit Verlust bilanzierten, wobei 
die Gewinne insgesamt 128 Millionen und die 
Verluste 212 Millionen betragen haben, und 
daher erstmalig im Jahre 1967 das saldierte 
Nettoergebnis der verstaatlichten Betriebe 
negativ war. Dadurch sanken auch die Divi­
dendenleistungen um 41 Millionen Schilling 
auf insgesamt nur 95 Millionen Schilling, 
wovon wiederum allein die OMV 65 Millio-
nen und die Stickstoffwerke 23 Millionen, mit­
hin zusammen 88 Millionen von 95 Millionen 
Schilling bezahlt haben. 

daher eine Wertsmöpfung von 180.200 S je 
Arbeitnehmer gegenüber 168.300 S im J ahle 
1967. 

Ich möchte daher gerade in bezug auf die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Probst, die er hier gestern hinsichtlich des 
sinkenden Beschäftigtenstandes der verstaat­
lichten Wirtschaft gemacht hat, nachdrücklich 
feststellen, daß der Bes<.häftigtenstand wohl 
sinkt, aber auf der anderen Seite die Produk­
tivität der Unternehmungen und die Wert­
schöpfung je Arbeitnehmer so wie Gott sei 
Dank in allen Betrieben der österreichischen 
Wirtschaft gestiegen ist. 

Der Rechnungshofausschuß bemüht sich nun 
seit Jahren, durch Einsetzung eines Unter­
ausschusses, dem immer dieselben Abgeord­
neten angehörten, in vielstündigen Ausspra­
chen mit den Vorständen der verstaatlichten 
Unternehmungen die Ursachen dieser negati­
ven Entwicklung in einer Reihe von Betrieben 
festzustellen. Das gesdlah auch auf Grund des 
vorliegenden Berichtes über das Verwaltungs­
jahr 1968 bei besonders wichtigen Unterneh­
mungen des Industrie- und des Bankensektors. 

Lassen Sie mich nun einige Feststellungen 
auf Grund meiner mehrjährigen Erfahrungen 

Schon im gleichen Jahr sanken aber auch als Mitglied dieses Unterausschusses treffen 
die Steuerleistungen dieser Betriebe auf den und dazu meine Meinung sagen: Zu den PTÜ­
bisherigen Tiefstand von 3990 Millionen im fungsberichten selbst ist zu sagen, daß diese 
Jahre 1966 auf 3875 Millionen im Jahre 1967, I trotz vorheriger Abstimmung mit den Geprüf­
also um 115 Millionen Schilling. Alle Steuer- te~ oft a~lein sch~n aus. Textierungsschwierig­
leistungen bis auf die Mineralölsteuer sind I ~elten, dIe nun emmal m der Natur der Same 
gesunken, die - wie wir wissen - mit lIegen, zu sehr unangenehmen Folgeerschei-
2091 Millionen auf den Verbraucher überwälzt I nungen, in.~besond~re für gepr?fte l!nterneh­
und von der OMV eingehoben und abgeführt mungen, fuhren konnen, da SIch dIe Presse 
wird. meist sehr eingehend mit diesen Berichten 

- und der Herr Abgeordnete Brauneis hat 
Lediglich die Vermögensteuer dieser Be- bereits sehr nachdrücklich darauf hingewie­

triebe wies eine Steigerung von 3 Millionen sen - befaßt und dadurch Rufschädigungen 
auf 203 Millionen Schilling aus. für Unternehmungen entstehen, die womöglich 

Die Steuerleistung betrug daher insgesamt I bereits ein neuer Vorstand dieser Untemeh-
12,2 Prozent des erzielten Bruttoumsatzes von mungen zu tragen hat. 
31,7 Milliarden Schilling, wovon allerdings D HP···d t d R h h f h t . d . ... er err ras I en es e~ nungs 0 es a 
WIe er 6,8 Prozent auf dIe Mmeralolsteuer, b ff b d ß ·h Ib ·eh 
d·· ··ch....h b t t h b dia er 0 en zuge ge en, a es 1 m se st m t Ie Ja - wle 1 s,-uon e on a e - von en' . 
V b 

- . h b d b hl . d angenehm 1st, wenn solche Presseverlautba-er rauchern elnge 0 en un eza t Wlr .... . 
t1 l

' ' rungen uber Prufungsergebmsse gemadlt 
en . a len. 

Der Beschäftigtenstand in der verstaatlich­
ten Industrie ging ebenfalls von 11 0.163 im 
Jahre 1967 auf 106.619 zurück, und die ver­
staatlichte Wirtschaft beschäftigte damit 
16,8 Prozent der Arbeitnehmer der Industrie 
Osterreichs. 

werden, und hat uns Abgeordnete selbst auf-
gefordert, uns zu bemül).en, gemeinsam eine 
Lösung für Möglichkeiten der Veröffent­
lichung dieser Prüfungsberichte herbeizufüh­
ren und damit Rufschädigungen vermeidbar zu 
machen. 

Natürlich steht auch der Offentlichkeit nur 
Am gesamten Produktionswert der äster- der Bericht des Prüfenden, nicht aber die Stel­

reichischen Industrie war die verstaatlichte lungnahme der Geprüften zur Verfügung; letz­
Industrie mit 21,S Prozent beteiligt. Der Um- tere steht aber geradezu oft konträr zum Prü­
satz betrug 1968 32,8 Milliarden und ergibt i ferbericht. Es ist also absolut nicht so, daß die 
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Geprüften bereit' sind, den Feststellungen des 
Prüfers immer zuzustimmen, da in kaufmän­
nischen, insbesondere aber in tedmischen Fra­
gen die Meinungen eben geteilt sein können. 

Wenn wir aber in den Massenkommunika­
tionsmitteln - wie dies zum Beispiel beim 
Bericht des Rechnungshofes bezüglich der 
VOEST geschehen ist - nach Erscheinen des 
Berichtes Schlagzeilen wie "Der Rechnungshof 
greift VOEST an", "So wurden Millionen ver­
pulvert" lesen können - der Herr Abgeord­
nete Brauneis hat ja noch eine Reihe von 
weiteren solchen Textierungen gebracht -, 
dann ist dies begreiflicherweise für ein so 
stark exportorientiertes Unternehmen schäd­
lich, ganz abgesehen davon, daß dies dem 
persönlichen Ansehen der leitenden Organe 
abträglich sein muß. 

Anderseits bin ich aber persönlich der Mei­
nung, daß diese in einem Prüfungsbericht auf­
gezeigten Fehler und Mängel ja auch Füh­
rungsversager und daher die einzige Sanktion 
sind, die den Geprüften geradezu zwingen, es 
in Hinkunft besser zu machen, wenn er auf 
sein Ansehen Wert legt. Leider muß ja der 
Redmungshof weniger bei der verstaatlichten 
Industrie, sondern bei sonstigen öffentlichen 
Stellen immer wieder bei Folgeprüfungen fest­
stellen, daß seine Anregungen überhaupt nicht 
befolgt wurden. 

Idl bin daher der Meinung, daß der Rech­
nungshof seine bisherige Berichterstattung 
wird beibehalten müssen, da sie meistens lei­
der das einzige Instrument darstellt, den Ge­
prüften zur Besserung zu zwingen. Ich glaube, 
daß die positiven Seiten einer solchen Bericht­
erstattung die da und dort damit verbun­
denen Nachteile weit überwiegen. 

Zweitens: Der Erfolg eines Unternehmens 
wird langfristig entscheidend von der Quali­
fikation seiner Führungskräfte beeinflußt. Die 
Einflüsse des technisch-wirtschaftlichen Fort­
schrittes auf Änderungen im Markt- und Be­
triebs geschehen erfordern von den Führungs­
kräften die Kenntnisse und Fähigkeiten des 
sogenannten Managements. Diese Forderun­
gen werden in allen Bereichen der Wirtschaft 
gestellt, denn nur so kann die ständige An­
passung des Unternehmens an die Änderun­
gen im Markt und in der Umwelt sichergestellt 
werden. 

Planung, Organisation, Zielsetzung und Kon­
trolle immer zu beherrschen, und er muß 
auch den Mut besitzen, durch Heranziehung 
geeigneter Mitarbeiter sich selbst anpassungs­
fähig zu erhalten und die Gruppen- sprich. 
Zusammenarbeit im Betrieb zu fördern. 

Diese Voraussetzungen treffen aber leider 
bei vielen Vorständen unserer Betriebe nicht 
zu. Dort, wo sie zutreffen, sind die Betriebs­
erfolge auch auf Dauer sichergestellt. Wir 
haben in einzelnen Vorständen überragende 
Persönlichkeiten. Dies zeigt sich bei der Aus­
sprache mit den Vorständen leider besonders 
dann, wenn nur dieser eine Funktionär allein 
immer wieder unsere Fragen beantwortet -
doch mangelt hier das Teamwork, die Zusam­
menarbeit. Hingegen erleben wir es auch, daß 
alle Funktionäre- sprich Direktoren - die 
ihrem Ressort zustehenden Fragen prompt und 
einwandfrei beantworten. In diesen Unterneh­
mungen brauchen wir aber auch wirklich keine 
Sorgen zu haben. 

Damit komme ich aber auch zu der meiner 
Ansicht nach vorliegenden Ursache der vielen 
Versager der Unternehmens führung in so vie­
len Betrieben, nämlich auf das bisherige Feh­
len eines Eigentümervertreters, der bereit war, 
vielen gutgemeinten und wirtschaftlich fun­
dierten Vorschlägen der Betriebsdirektoren 
das notwendige Gehör zu schenken und deren 
Verwirklichung selbst unter Hintansetzung 
politischer Programme zu fördern. Immer wie­
der mußten wir uns sagen lassen, daß schon 
bei der IBV und später bei der Sektion IV 
Vorschläge auf Abschluß von Lizenzverträgen. 
Kooperationen oder gar Teilhaberschaften 
überhaupt kein Gehör fanden und man in der 
Folge solche Vorschläge gar nicht mehr unter­
breitete, da deren Verwirklichung sowieso aus­
sichtslos war. Ja selbst Verschmelzungsvor­
schläge innerhalb der verstaatlichten Betriebe, 
die von den Vorständen schon beschlossen 
waren, fanden keine Zustimmung. Dadurch 
sind nie wiedergutzumachende Fehler gesche­
hen, die nun der neuen Unternehmer- bezie­
hungsweise Eigentümervertretung, den Orga­
nen der OIG, noch manche Sorgen bereiten 
werden. 

Es war daher höchst an der Zeit, in der OIG 
jenes Instrument zu schaffen, das wir brau­
chen, um unsere verstaatlichten Betriebe in 
die Lage zu versetzen, ein erfolgreiches Mana-

Wir sind heute praktisch überall zur Abkehr gement in den Betrieben sicherzustellen. Die 
von übernommenen Formen der Unterneh- gesetzlichen Voraussetzungen wurden gestern 
mensführung gezwungen. Das, was wir in un- wenigstens zum Teil geschaffen, wir alle haben 
seren Schulen gelernt haben, ist heute meist nur den einen Wunsch: daß damit den Be­
schon in wenigen Jahren überholt und veral- trieben unseres Staates nun die Möglichkei­
tet. Ein Manager muß daher neben seinen Füh- ten gegeben werden, eine erfolgversprechende 
rungseigenschaften die Fähigkeit besitzen,. Zukunft derselben im Interesse aller Betriebs-
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angehörigen, aber selbstverständlich auch im 
Interesse des Besitzers, sicherzustellen. 

Was aber den Rechnungshof und seine Be­
ridlterstattung anlangt, wird es Aufgabe des 
neu zu wählenden Parlaments und des Rech­
nungshofes selbst sein, Anpassungsformen an 
die hektische Dynamik der heutigen Zeit zu 
finden. Meine Fraktion wird solche Bestre­
bungen sicherlich auch in Zukunft jederzeit 
unterstützen, da wir wissen, wie wichtig die 
Aufgaben des Redmungshofes für einen ge­
ordneten Wirtschaftsablauf sind. In diesem 
Sinne sei auch meinerseits dem Rechnungshof 
und seinen Beamten für diesen Bericht Dank 
gesagt und die Hoffnung ausgesprochen, daß 
er wenigstens da und dort auch sichtbare 
Erfolge zeitigt. 

Meine Fraktion wird daher diesem Bericht 
die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Dr. Tull. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. TuU (SPO): Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Es war 
geradezu eine zwingende Notwendigkeit, daß 
sich der Rechnungshofunteraussrnuß bei der 
Behandlung der OMV auch mit der Frage 
der damals noch bevorstehenden Fusionierung 
der OMV und der Osterreichischen Stickstoff­
werke sehr eingehend beschäftigt hat. 

Ohne nun Details dieser Beratungen, die 
ja vertraulich waren, hier aufzuzeigen und 
ohne auf die rechtlidle Seite dieser Ange­
legenheit, mit der sich gestern unser Klub­
obmann Abgeordneter Dr. Pittermann sehr 
eingehend befaßt hat, einzugehen, möchte ich 

fahren, daß die Herren der OMV beispiels­
weise - sie haben uns das offen gesagt -
über all die Verhandlungen und Absichten 
lediglich aus der Presse Kenntnis erhalten 
haben. Das, was die Zeitungen geschrieben 
haben, haben auch sie gewußt - aber mehr 
nicht. 

Ich glaube, es ist daher berechtigt, wenn 
der Kommentator des "Kurier" in der gestri­
gen Ausgabe folgendes in diesem Zusammen­
hang feststellt: "Nun kommt es zur Fusion. 
Das Pferd wird allerdings vom Schwanz her 
aufgezäumt. Uberall anders ist es nämlich 
üblich, daß sich die zu fusionierenden Unter­
nehmungen bereits vor dem Zusammenschluß 
völlig einig darüber sind, was sie nach der 
Fusion tun oder lassen werden." 

Herr Abgeordneter Scherrer hat sich in 
seinen Ausführungen veranlaßt gesehen, dar­
auf hinzuweisen, daß nur wenige verstaat­
lichte Unternehmungen im Jahre 1967 Divi­
denden ausgeschüttet haben. Er hat sich be­
müht, einen sehr sachlichen Eindruck zu 
hinterlassen. Es stimmt: Im Jahre 1967 haben 
nur wenige verstaatlichte Unternehmungen 
Dividenden ausgeschüttet. Aber Herr Abge­
ordneter Scherrer hätte nicht nur die halbe, 
sondern die ganze Wahrheit sagen müssen: 
Die verstaatlichten Betriebe, zum Beispiel 
auch die VOEST, haben im Jahr 1967 des­
wegen keine Dividende ausgeschüttet, weil 
sie von der gesetzlichen Möglichkeit, Sonder­
abschreibungen vorzunehmen, Gebrauch ge­
macht haben. Das war ihr gutes Recht. Man 
hat sich diese Angelegenheit im Vorstand ein­
gehend und gründlich überlegt, ehe man zu 
einer solchen Maßnahme gekommen ist. 

dom eines hier aufzeigen, was meines Erach- Der Herr Abgeordnete Scherrer hat audl 
tens gerade im Hinblick auf die Bedeutung darüber gesprochen, daß zum Beispiel zur 
dieses Beschlusses, diese beiden großen Zeit der IBV, die ja letzten Endes eine 
Werke zu verschmelzen, für die Offentlichkeit 

Schöpfung des Altbundeskanzlers Raab ge-
von einer gewissen Bedeutung ist. wesen ist, nicht alles funktioniert hat, daß 

Es ist sdlon ridltig, was Herr Bundesmini- es dort Reibereien hinsichtlich der Zusammen­
ster Dr. Weiß - ich bin froh, daß er jetzt arbeitsmöglichkeiten, der Kooperationsmög­
gerade hier ist - gestern anläßlich der Ver- lichkeiten gegeben hätte und so weiter. Er 
abschiedung der OIG-Gesetz-Novelle im zU-I hat allerdings eines nicht gesagt, daß es vor 
sammenhang mit der OMV und mit den Oster- allem deswegen zu Schwierigkeiten bei der 
reidlischen Stickstoffwerken gesagt hat. Be- Koordination, bei der Kooperation gekom­
reits im Jahre 1966 haben sich die Vorstände men ist, weil die Osterreichische Volkspartei 
beider Unternehmungen sehr eingehend mit vielfach Männer in die Schlüsselstellungen der 
den Möglidlkeiten und Aussichten einer IBV beziehungsweise der einzelnen Aufsichts­
Kooperation beschäftigt. Aber das entschei- räte der verstaatlichten Unternehmungen ge­
dende haben wir in dem Hearing von den bracht hat, die vielleidlt nicht in Gewissens­
Mitgliedern des Vorstandes der OMV zu hören konflikte, aber in echte Interessenskollisionen 
bekommen: Seit diesem Zeitpunkt hat weder gekommen sind. Denn letzten Endes: Wenn 
der Vorstand der Stickstoffwerke noch der jemand in der verstaatlichten Wirtschaft ein 
OMV die Angelegenheit weiterverfolgt, noch maßgebliches Wort zu sprechen hat und gleich­
war er in der Lage, entspredlende Vorbe- zeitig in einer Person, aus der Privatwirt­
reitungsmaßnahmen in Erwägung zu ziehen schaft kommend, gewisse private Interessen 
und in die Tat umzusetzen. Wir haben er- zu vertreten hat, dann wird er natürlich viel-
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fach gezwungen sein, die klassische Frage zu' Zustimmung zur Verpamtung des Kärntner­
steIlen: Wer ist jetzt stärker, ich oder ich? törtheaters zu geben. Trotzdem ist die Ver­

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, die Osterreichische Volkspartei 
hat durch die Entsendung dieser Leute in die 
Schlüsselpositionen der verstaatlichten Wirt­
schaft keinen guten Dienst erwiesen. Man muß 
daher wirklich die Frage stellen, ob sie es 
damals ernst gemeint hat oder ob der Zweck 
dieser Entsendung nicht darin gelegen war, 
den verstaatlichten Unternehmungen künstlich 
Schwierigkeiten zu bereiten, um im gegebenen 
Zeitpunkt dann darauf aufmerksam machen 
zu können, daß in der verstaatlichten Wirt­
sdlaft das eine oder andere nicht stimme, und 
damit die verstaatlichte Industrie, die ver­
staatlichte Wirtschaft im ganzen in der affe nt­
lidlkeit kompromittieren zu können. 

Es gab, meine Damen und Herren, in der 
Vergangenheit keinen Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes und keinen Bundesrechnungs­
abschluß, bei deren Behandlung kein Anlaß 
bestanden hätte, das Bundesministerium für 
Unterricht und dessen Tätigkeit zu bemängeln 
und zum Teil sehr heftig zu kritisieren. Da 
gab es einmal Selbstherrlidlkeiten im Zu­
sammenhang mit Dberschreitungen von finanz­
gesetzlichen Ansätzen ohne entsprechende ge­
setzliche Deckung, ohne gesetzliche Fundie­
rungen. Da gab es hartnäckige Mißachtungen 
klarer gesetzlicher Bestimmungen und Vor­
schriften. Da wurde festgestellt, daß die Kon­
trolle über die Verwendung verschiedener 
Gelder, versdüedener Subventionsmittel nicht 
ausreichte oder überhaupt nicht vorhanden 
war. Da mußten wir immer wieder in den 
letzten Jahren, besonders seit 1966, an Hand 
unzähliger eindeutiger Fälle und Beweise auf­
zeigen, wie ungerecht die Verteilung der Sub­
ventionen ist, wie sehr man hier parteiisch 
vorgeht und gewisse, der OVP nahestehende 
Einrichtungen bevorzugt. Aber darüber hinaus 
mußten wir auch Klage führen über die Ver­
geudung, über die Verschwendung öffentlicher 
Mittel mangels genügend ausgereifter und 
durchdachter Projekte. 

Einen breiten Raum im Tätigkeitsbericht, 
den wir heute behandeln, nimmt beim Kapitel 
Unterricht das Kärntnertortheater ein. Darüber 
ist bisher schon sehr viel gesprochen worden. 
Idl will mich nicht mehr mit den Details aus­
einandersetzen, aber ich sehe mich doch ver­
anlaßt, eines in Erinnerung zu bringen: der 
Herr Bundesminister für Unterricht ist es ge­
wesen, der im Rechnungshofausschuß zuge­
geben hat, daß Fehler geschehen sind. Es sind 
große Fehler geschehen. Man hat die klare 
Haltung des Finanzministeriums - in diesem 
Falle müssen wir diese Haltung anerkennen 
und gutheißen - mißachtet. Das Bundesmini­
sterium für Finanzen war nicht bereit, seine 

pachtung erfolgt. Nun stellt der Rechnungshof 
fest, daß dem Bund durch die Mißachtung 
aller Empfehlungen und guten Ratsdlläge ein 
Schaden in der Höhe von über 4,5 Millionen 
Schilling entstanden ist. 

Und nun die Gretchenfrage. Mit dem ver­
niedlichenden Hinweis allein, es seien Fehler 
geschehen und man würde aus den Fehlern 
lernen, kann man sich doch nicht begnügen. 
Ist man denn nicht bereit, den Schuldigen 
zur Verantwortung zu ziehen? Wer hat Fehler 
begangen? Um weldle Fehler handelt es sidl 
dabei? Warum ist man nidlt bereit, in dieser 
so diffizilen Angelegenheit, die wirklich einen 
Faßgeruch hat, die Karten auf den Tisch zu 
legen und die Wahrheit einzugestehen? 
Warum ist man nicht bereit, zumindest ein 
Disziplinarverfahren gegen den Schuldigen in 
die Wege zu leiten? Wenn man schon be­
hauptet, daß kein Anlaß zu einer Strafanzeige 
vorhanden sei, so hätte man meines Erach­
tens doch unter allen Umständen disziplinäre 
Maßnahmen setzen müssen. Nichts ist ge­
sdlehen. Es ist deswegen nichts geschehen. 
weil auch diesmal eine der aVP nahestehende 
Einrichtung daraus Nutzen gezogen hat und 
bevorzugt worden ist. (Präsident Dipl.-Ing. 
Wal d b run n e r übernimmt den Vorsitz.} 

Meine Damen und Herren! Es muß aber 
in diesem Zusammenhang audl noch versdlie­
denes andere aus dem Ressort des Bundes­
ministeriums für Unterricht aufgezeigt wer­
den. Die Zustände bei den Gebarungsstellen 
in der Wirtsdlaftsgestion der Hochschüler­
schaft müssen als absolut unbefriedigend und 
unhaltbar bezeichnet werden. An diesen per­
manenten Unzukömmlichkeiten - und es han­
delt sich dabei geradezu um einen Dauer­
zustand - trägt meines Erachtens die Unter­
richtsverwaltung ein gerüttelt Maß an Ver­
antwortung beziehungsweise an Schuld. Der 
Vorwurf, den wir in diesem Zusammenhang 
der Unterrichtsverwaltung zu machen haben, 
ist, daß hier schwere Versäumnisse vorliegen. 

Sicher hat der Herr Unterrichtsminister 
recht, wenn er wie im Redmungshofansschuß 
darauf hinweist, daß es sich dabei um junge 
Menschen handelt, die unerfahren seien, denen 
Fehler unterlaufen können, die vielleidlt nicht 
über genügend Zeit verfügen, um die kompli­
zierten Bestimmungen der Buchhaltung, der 
Verrechnung und so weiter zur Gänze zu 
beachten. 

Aber ich glaube, das Bundesministerium für 
Unterricht hätte die Aufgabe gehabt, die 
StudentensChaft davon zu überzeug~n, daß 
auch ihre Gestion einer Kontrolle zu unter­
ziehen ist, soweit es sich dabei um die Ver­
wendung öff.entlicher Mittel handelt. Die 
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Gebarungskontrollen stellen nun einmal einen. Jahr Vorhänge anschaffen muß. Damit sind 
essentiellen, einen unabdingbaren Bestandteil! die Sonnenschutzgitter eigentlich nicht mehr 
eines jeden Rechtsstaates dar. 1

1 in Verwendung. 

Alles für die Hochschulen I Wir sind der Es ist eine bewußte Mißachtung einer ein-
Meinung, daß man die Studentenschaft wei-. wandfreien gesetzlichen Bestimmung, und 
testgehend fördern und unterstützen muß, daß zwar des Gesetzes über die erste Freigabe 
man ihr jede Hilfe angedeihen lassen muß. der Ausgabenbeträge im Eventualbudget 1968, 
Aber eines ist klar: Wenn das Staatsober- wenn das Unterrichtsministerium großzügig 
haupt, wenn der Herr Bundespräsident hin- einem privaten Verein trotz eindeutiger mah­
sichtlidl der ihm zur Verfügung stehenden nender Einwände und Bedenken des 
Mittel geprüft wird, dann muß dieser Grund- Rechnungshofes 2 Millionen Schilling als Sub­
satz letzten Endes audl auf die Homschüler- vention gibt. Ein solmes Vorgehen muß, ge­
schaft angewendet werden können. linde gesagt, als aufreizend bezeichnet wer­

Geradezu provokant und skandalös ist 
unseres Erachtens das Verhalten des Vorstan­
des des Institutes für Grundbau und Boden­
mechanik an der Technischen Hochschule. 
Diesem Institut ist ein sogenanntes Erdbau­
laboratorium angeschlossen. Der Rechnungs­
hof stellt fest, daß die Gestion dieses 
Laboratoriums, dessen finanzieller Umfang 
wesentlich größer ist als der des ganzen 
Institutes, keinen Niederschlag in der Bundes­
verrechnung findet. Das bedeutet, in die Um­
gangssprache übersetzt: Keine Gebarungs­
übersidlt, keine einwandfreien rechtlichen 
Grundlagen. Ja nicht einmal die abgeschlos­
senen Dienstverträge mit den dOrt Beschäftig­
ten sind rechtlich einwandfrei. 

Wenn der Vorstand auf die Forderung des 
Rechnungshofes, diese Gebarung zu über­
prüfen, die Zustände dort einer Kontrolle zu 
unterziehen beziehungsweise alles zu sanieren 
und auf einwandfreie rechtliche Grundlagen zu 
stellen, so reagiert, daß er erklärt, in diesem 
Falle sei er eher bereit, das Institut aufzu­
lassen, dann muß man das schlicht und ein­
fach als eine Nötigung, wenn nicht sogar als 
eine Erpressung bezeichnen. 

Ich habe gesagt, daß in der Unterrichtsver­
waltung öffentliche Mittel vergeudet werden. 
Während die Studenten auf die Straße ziehen 
müssen, um zu demonstrieren und aufzu­
zeigen, wie unzulänglidl die Einridltungen in 
Laboratorien und Instituten sind, während 
Professoren, wie zum Beispiel die der natur­
wissenschaftlichen Fakultät, Hilferufe an die 
Offentlichkeit richten müssen, weil sie zu­
wenig Geld haben, um ihre Aufgaben erfüllen. 
zu können, schafft man seitens der Unter­
richtsverwaltung Hunderte von Rechenmaschi­
nen für Mittelschulen an, die nicht angefordert 
worden sind beziehungsweise die nicht zu 
verwenden sind, weil sie ungeeignet sind und 
daher fünf oder sechs Jahre verpackt in Lager­
räumen herumliegen. Das ist unverständlidl. 

Es ist unverantwortlich, meine Damen und 

den. Ich glaube, es wäre interessant zu er­
fahren, was der Herr Bundesminister für 
Finanzen zu einer so eklatanten Gesetzesmiß­
amtung zu sagen hat. 

Anläßlich des Studiums des Einschauberich­
tes, und zwar jenes Teiles, der sich mit der 
Landesverteidigung beschäftigt, ist dem auf­
merksamen Leser noch einmal zu Bewußtsein 
gekommen, wie verheerend und wie smlecht 
sim das Fehlen eines entsprechend gut durch­
dachten Verteidigungskonzeptes für Oster­
reich auswirkt. 

Der Herr Vizekanzler und Generalsekretär 
Dr. Withalm ist vor einigen Tagen unter die 
Kritiker des Bundesheeres gezogen. Er hat 
erklärt, es müsse dort verschiedenes, was sich 
an Mängeln eingeschlichen hat - er dachte 
vor allem an den Leerlauf -, behoben wer­
<fen. Wir möchten ihm nur eines sagen: Es 
geht nicht nur um den Leerlauf - dagegen 
hätten wir Sozialisten schon lange ein 
probates Mittel, nämlich die Verkürzung der 
Präsenzzeit von neun auf sechs Monate -, 
es geht vielmehr um etwas anderes, nämlich 
um die personelle Dberbesetzung, um den 
überdimensionierten Umfang in der Verteidi­
gung beziehungsweise im Bundesministerium 
für Landesverteidigung. Hier ist eine sehr 
klaffende Diskrepanz zwischen dem Effektiv­
stand des Bundesheeres und den im Dienst­
postenplan vom Nationalrat genehmigten 
Dienstposten festzustellen. 

Der Rechnungshof zeigt zum Beispiel auf, 
daß wesentlich mehr Kaderpersonal vorhan­
den ist, als nach dem Organisationsplan 1968 
vorgesehen war. Im Bundesministerium für 
Landesverteidigung gibt es trotz Gruber, des­
sen Aufgabe eine Verwaltungsvereinfachung 
war, dessen Aufgabe es gewesen ist, Ein­
sparungsmöglichkeiten zu suchen, zur Zeit der 
Einschau 1550 Beschäftigte, während es nur 
1190 Dienstposten gegeben hat. Man hat fast 
den Eindruck, daß dort parteipolitische 
Freunde und Günstlinge gestapelt werden. 

Herren, wenn man Sonnenschutzgitter an Der Rechnungshof hat sehr wertvolle An­
Sdlulen montiert, ohne sie auf ihre Eignung regungen gemacht. Unseres Erachtens sollten 
zu überprüfen, sodaß man. nach einem halben. diese Vorschläge nicht in den Wind geschlagen 
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Dr. Tull 
und nicht einfach vergessen werden. Er hat I In der größten Kaserne Osterreichs, in der 
zum Beispiel gesagt, man möge sich über- Schwarzenbergkaserne in Salzburg, mußte der 
legen, ob man die Zahl der Gruppenkomman­
den nicht von drei auf zwei und die Zahl 
der Brigadekommanden nicht von sieben auf 
sechs reduzieren könnte. Es müßte doch mög­
lich sein, auch bei den Luftstreitkräften neue 
organisatorische Grundlagen zu legen und 
eine Neuordnung dahin gehend durchzuführen, 
daß es in Hinkunft nur mehr zwei Briga­
den gibt. 

Der Rechnungshof hat aber auch eine 
Groteske aufgezeigt. Anläßlich der Erstellung 
des Luftraumverteidigungssystems im Jahre 
1966 wurde eine ausländische Firma mit der 
Erstellung von zwei Varianten für die Luft­
raumverteidigung beauftragt. Die Firma hat 
diesen Auftrag ordnungsgemäß durchgeführt. 
Die Auswertung dieser Arbeiten dauerte aber 
- ich zitiere den Rechnungshof - lange Zeit, 
weil es sprachliche Schwierigkeiten gegeben 
hätte, weil es im Verteidigungsministerium 
offenbar zuwenig Leute gibt, die die Fremd­
sprachen so einwandfrei beherrschen, daß sie 
diese Exponate rechtzeitig hätten übersetzen 
können. 

Es ist bedauerlich, meine Damen und Herren 
- und das soll nicht nur im Rechnungshof­
ausschuß, sondern auch hier in aller Offent­
lichkeit aufgezeigt werden -, daß jede Kritik 
an der Landesverteidigung, vor allem an der 
Verwaltung dieser Landesverteidigung ge­
radezu als Sakrileg hingestellt wird, als böser 
Eingriff in die militärischen Prärogativen, wie 
es der Rechnungshofpräsident im AussdlUß 
festgestellt hat. 

Ich glaube, die Anregung, die dort gemacht 
worden ist, nämlich nach den Wahlen am 
1. März einmal einen Unterausschuß des 
Rechnungshofausschusses einzusetzen, der sich 

Rechnungshof die Löschgeräte bemängeln. 
Es gibt zuwenig Brandschutzpersonal, und 
nur ein Drittel der dort liegenden Lösch­
geräte ist einsatzbereit. Im Panzerbataillon 7 
gibt es Schützenpanzer; man hat es jedoch 
unterlasseri, entsprechende Werkzeuge zur 
Reparatur dieser Schützenpanzer anzuschaffen. 
Für den Transport von Munition auf LKWs 
im Panzerbataillon ., gibt es laut Feststellung 
des Redm'ungshofes zuwenig Feuer}ösch­
geräte. 

Eines erfüllt uns aber, meine Damen und 
Herren, mit Genugtuung: die Zusage Dr. Pra­
ders, sich mit dem Problem der Tauglidlkeit, 
des Tauglichkeitsgrades unserer Jungmänner 
zu beschäftigen. Es gibt nämlich zu denken, 
meine Damen und Herren, wenn von den 
Stellungspflichtigen in Osterreich 83 Prozent 
als tauglim mit der Waffe festgestellt wer­
den, während in Deutschland dieser Prozent­
satz nur 43 ausmacht. Man wird daher über­
legen müssen ... (Abg. HaI t 1: Das ist Schuld 
deI OVP-Regierung?) Nein, im beschuldige 
sie nicht, aber ich sage, es ist hoch an der 
Zeit, daß man sich auch einmal mit diesem 
Problem beschäftigt, damit es nicht mehr vor­
kommen kann, daß ein Jungmann eingezogen 
wird, von dem bekannt ist, daß er einen 
schweren Herzfehler hat; bei der Musterung 
wurde dieser Herzfehler nidlt festgestellt, ob­
wohl der Jungmann den Arzt aufmerksam 
gemacht hat. Der Jungmann ist zwei Wornen 
in der Kaserne gewesen; nach dem ersten 
Einsatz, nam der ersten Ubung mußte er 
schwer angeschlagen in ein Krankenhaus ein­
geliefert werden. So etwas, glaube ich, ist 
nicht geeignet, das Ansehen und das Ver­
trauen in das österreichische Bundesheer zu 
erhöhen. 

mit den Fragen und Problemen der Landes- Meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
verteidigung eingehender beschäftigen soll, daß Herr Dr. Prader zugesagt hat, daß man 
der vor allem die personellen Probleme, die sich in Hinkunft mit diesem Problem beschäf­
organisatorischen Fragen durchleuchten möge, tigen wird, um hier einen vernünftigen Maß­
dieser Vorschlag verdient, beachtet und auf- stab anlegen zu können. 
gegriffen zu werden. I 

Wir haben aber auch dem Herrn Bundes-
Die Renommier- und Experimentiersucht I minister für Finanzen einen schweren Vor­

unseres gegenwärtigen Ministers Dr. Prader halt zu machen. Es wurde aufgezeigt, daß 
findet ihren Niederschlag in den kostspieli- der Reservefonds nach dem Arbeitslosenver­
gen Spielereien einer Donauflottille und einer sicherungsgesetz einen buchmäßigen Stand per 
Kavallerie, Experimente, über die heute be- 31. 12. 1968 von 1300 Millionen Schilling aus­
reits gesprochen worden ist. Es mutet wie ein gewiesen hat, während sich auf dem Post­
Schildbürgerstreich an, meine Damen und scheckkonto nur 573 Millionen befanden. 
Herren, wenn man beispielsweise Prüfstände 
für Triebwerke der Düsenflugzeuge von Hör­
sching anschafft, diese aber dann nicht aufge­
stellt werden, sondern jahrelang liegenbleiben, 
weil die Mittel zur Aufstellung dieser Prüf­
stände nicht vorhanden sind. 

Wir fordern daher den Bundesminister für 
Finanzen in aller Offentlichkeit auf, dafür zu 
sorgen, daß diese zweckgebundenen Gelder 
der Arbeiter dorthin kommen, wohin sie ge­
hören: auf dieses Postscheckkonto. 

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 175. Sitzung - 22. Jänner 1970 14961 

Dr. Tull 
Sie haben, meine Damen und Herren der 

avp - und das sei abschließend festge­
stellt -, in einer Zeit des Wirtschafts auf­
schwunges, nicht ausgelöst durch die öster­
reichische Wirtschaftspolitik Ihrer Regierung, 
sondern im Sog des Aufschwungs, der aus 
Deutschland gekommen ist, in Zeiten einer 
beginnenden Hochkonjunktur Milliarden an 
Staatsschulden gemacht und sie der künftigen 
Regierung überlassen. Sie haben auf die 
Mittel der Sozialversicherungsinstitute gegrif­
fen, und Sie haben, wie sich jetzt herausge­
stellt hat, auch Arbeitslosengelder heranzie­
hen müssen, um die Löcher im Budget zu 
stopfen, die Sie gemacht haben, die Sie ver­
schuldet haben. 

Meine Damen und Herrenl Wenn wir diesen 
Tätigkeitsbericht zur Kenntnis nehmen, so 
heißt das nicht - das sei noch einmal ge­
sagt -, daß wir damit dieser Regierung, die 
bald abtreten und, wie wir alle hoffen, durch 
eine neue, durch eine bessere ersetzt werden 
wird, das Absolutorium erteilen können. Die 
Absolution kann dieser Regierung nicht er­
teilt werden. 

Wir danken den Bediensteten des Rech­
nungshofes, dem Rechnungshof als Einrichtung 
für seine mühevolle und so wertvolle Arbeit 
im Dienste des österreichischen Nationalrates 
und des österreichischen Volkes. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Ulbrich. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ulbridl (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Werte Damen und Herren! 
Die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Machunze haben mich bewogen, hier an das 
Pult zu treten, nachdem man hier im Haus das 
Märchen vom sogenannten Beamtenschreck im 
Falle eines sozialistischen Wahlerfolges öffent­
lich kundtat. Man beruft sich dabei auf Aus­
führungen des bundesdeutschen Ministers 
Ehmke, man fordert den Vorsitzenden der 
Sozialistischen Partei Dr. Kreisky zu einer 
Erklärung auf, und man macht eine Aussen­
dung des OVP-Pressedienstes dahingehend, 
daß man schreibt, diese Erklärung sei nur von 
einem SPO-Zentralsekretär beantwortet wor­
den. Wir möchten feststellen, daß dieser soge­
nannte SPO-Zentralsekretär letzten Endes ein 
Abgeordneter des österreichischen Volkes ist, 
dessen Erklärungen in der Offentlichkeit aner­
kannt wurden, meines Erachtens aber auch von 
der Osterreichischen Volkspartei mit ent­
sprechender Anerkennung zu würdigen wären. 

Im "Volksblatt" tut es mit seiner Erklärung 
der Herr Dr. Gasperschitz unter dem Titel 
"Beamte sind beunruhigt'·. Es heißt hier: 

"Unter der Beamtenschaft herrscht wegen 
der Erklärung des offiziellen Wahlhelfers der 
SPO aus der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Beamtenentlasser Minister Ehmke, wonach es 
nach einem Regierungswechsel notwendig sei, 
auch langgediente und integre Beamte aus 
ihren Positionen zu entfernen, große Besorg­
nis. Wie Bundesrat Dr. Gasperschitz, Vorsit­
zender der Gewerkschaft Offentlicher Dienst, 
gestern in einem Interview erklärte, müsse 
die österreichische Beamtenschaft aus der For­
derung nach ,Zwangspensionierung' schließen, 
,daß eine SPO-Regierung nach dem 1. März, 
getreu dem bundesdeutschen Beispiel, Beamte 
dann und dort versetzen oder gar feuern 
würde, wo auch nur der leise Verdacht be­
stehen könnte, daß diese Beamten den bedin­
gungslosen Glauben an den Sozialismus nicht 
teilen'. Daß eine solche Angst nicht unbegrün­
det ist, beweise nicht zuletzt die von Olah 
geübte Praxis." 

Und ich möchte hier anschließen. Wer war 
es denn, der dem Innenminister Olah wäh­
rend seiner Funktionstätigkeit als erster ent­
gegengetreten ist: der Herr Dr. Gasperschitz 
oder die im Verhandlungs ausschuß der vier 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes zu­
sammengefaßten Gewerkschaften? - Es war 
Bundesrat Seidl. (Abg. S tau d i n gel: Kol­
lege UlbrichJ Das stimmt nicht! Wir haben 
dem Olah im Parlament bereits gesagt, was 
wir ihm zu sagen hatten, da haben Sie ihn 
noch eisern vertreten!) Ich möchte hier noch 
einmal erklären: Was hier im Parlament vor 
sich gegangen ist, kann ich nicht wissen, ich 
war nicht hier. (Abg. S tau d i n ger: 0 ja!) 
Ich war nicht hjerl Ich kann also nur die Be­
hauptungen aufstellen, von wo aus wir unsere 
Stellungnahmen bezogen haben. Wir haben 
dem Herrn Minister Olah klar und deutlich 
erklärt, daß die Gesetze der Dienstpragmatik, 
des Dienst- und Besoldungsrechtes von ihm 
zu achten sind, und es ist auch bestätigt, daß 
der damalige Minister Olah sämtliche Verfü­
gungen zurücknehmen mußte, weil sie im 
Widerspruch zum österreichischen Beamten­
recht standen. 

Ich möchte aber weitergehen. Wer hat den 
Status des politischen Beamten in Deutschland 
kreiert: die Sozialdemokratisdle Partei 
Deutschlands oder Ihre sogenannte Bruder­
organisation CDU!CSU? Die Beschlüsse um 
dieses Gesetz faßte letzten Endes die politi­
sche Mehrheit in Bann. Wer regierte damals? 
Das war die CDU/CSU. Dort wurde nach deut­
schem Beamtenrecht der sogenannte politisdle 
Beamte geschaffen. 

Im deutschen Beamtenrecht heißt es wört­
lich: "Der Beamte, der solch ein Amt beklei-
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det, muß mit den grundsätzlichen und politi­
smen Ansichten und Zielen der Regierung 
übereinstimmen." Wenn er also nicht überein­
stimmt, wird er aus diesen Funktionen ent­
fernt. Aber nicht erst jetzt, sondern schon 
früher ist einer, der Sozialist war, in diese 
Position überhaupt nicht hineingeführt wor­
den, sondern er ist von vornherein von der 
Möglichkeit, eine derartige amtliche Stelle zu 
bekleiden, ausges_dlaltet gewesen. 

Idl habe hier die "Presse" vom 16. 1., die 
klar und deutlich unter dem Titel "Diener des 
Staates" einige Erklärungen und Aufklärun­
gen gibt. Da heißt es unter anderem: 

"Am anderen Ende des Registers finden sich 
die USA, wo es zum politischen Brauchtum 
gehört, so gründlich wie nirgendwo anders 
,auszukehren', wenn eine neue Administration 
einzieht: deswegen, weil dort die Posten in 
Regierungsstellen und Behörden, soweit es 
sich nicht um gewählte Funktionäre handelt, 
durchwegs politisdl vergeben werden" 
- gleich dem in Deutschland gegenwärtig gel­
tenden Recht. - "Nixon wollte, als er seine 
Regierung antrat, nicht weniger als zehntau­
send Regierungsposten neu besetzen und hat 
aus diesem Anlaß sogar eine Befragungs­
aktion durchgeführt, um Anwärter genannt zu 
bekommen. 

In der Bundesrepublik wieder gibt es die 
Institution des politischen Beamten - ein Be­
griff, der hierzulande nicht existiert und der 
die rechtliche Voraussetzung für die vielzi­
tierte ,Aktion Stahlbesen' gab." 

Und jetzt stellen wir fest: Derartige gesetz­
lidle Bestimmungen gibt es in Osterreich nicht. 
Im glaube, unter Ihnen sitzt eine Anzahl 
von Frauen und Herren, die die Dienstprag­
matik des öffentlichen Dienstes, die die ein­
sdllägigen Bestimmungen des Gehaltsgeset­
zes, des Vertragsbedienstetengesetzes und alle 
anderen Regelungen kennen, die in diesem 
Hause hier beschlossen wurden. Nirgends fin­
den Sie in irgendeiner Weise eine rechtliche 
Norm, die eine politische Partei, wenn sie 
zu Wahlerfolgen käme, berechtigen könnte, 
solche Aktionen zu setzen. 

Und nun kommen Ihre "Kapuzenmänner", 
Herr Dr. Klecatsky, Herr Soronics und Herr 
Gasperschitz, und ich bin erstaunt, daß ein 
Mann wie der Justizminister und Universi­
tätsprofessor Klecatsky die Bestimmungen des 
öffentlichen Beamtenrechtes nidlt besser er­
klären kann als dahingehend: Wenn die 
Roten gewinnen, dann sduneißen sie die Be­
amten hinaus! 

danken anderer bestehen. Wir wenden sie 
nicht an. Und ich darf fragen - ich kann den 
Minister Weiß als Zeugen anführen -, ob 
irgendwo im Verkehrsministerium vor seiner 
Zeit, als er nodl als Abgeordneter hier war, 
und später, während seiner Zeit als Minister, 
durch unsere Gewerkschaft, durch unsere 
Fraktion jemals versudlt wurde, eine Pression 
gegen einen Beamten anzuwenden. 

\ 
Ich darf Ihnen noch etwas sagen: Einer 

Ihrer Herren, der sich in einer sehr unange­
nehmen Situation befindet, kann sicher sein, 
daß er sidl, wenn er den Schutz Ihrer Partei 
und seiner Parteifreunde nicht erhält, dem 
Schutz unserer Organisation anvertrauen 
kann. Wir werden nicht zulassen, daß aus 
einer politischen Entscheidung heraus, die in 
Ihren Reihen gefallen ist, ein Beamter der 
Osterreichischen Bundesbahnen benachteiligt 
wird. Das sage ich Ihnen jetzt momentan. 

Und nun erlaube ich mir, im Namen des 
Klubs der sozialistischen Abgeordneten und 
im Namen des Parteivorsitzenden Dr. Kreisky 
eine Erklärung abzugeben: 

Ich gebe in aller Form im Namen der Sozia­
listischen Partei Osterreichs und des Klubs der 
sozialistischen Abgeordneten die Erklärung ab, 
daß allen öffentlich Bediensteten und Beamten 
im Falle eines sozialistischen Wahlsieges alle 
ihre Rechte gewahrt bleiben und ihre Existenz 
gesichert bleibt und ihnen aus politisdlen 
Gründen keinerlei dienst- und besoldungs­
rechtliche Nachteile erwachsen werden. (Abg. 
S tau d i n ger: Ist Kreisky nicht im Haus? -
Abg. G rat z: Kreisky ist dort, WO jetzt Ihre 
Minister sindl) Wir Sozialisten stehen treu 
zur österreichischen Bundesverfassung und zu 
den einschlägigen dienst- und besoldungs­
rechtlichen Bestimmungen. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. S tau d i n ger. - Abg. 
Dr. Pi t te r man n: Vielleicht ist er bei 
Klaus, Herr Staudinger!) 

Ich bitte Sie, diese Erklärung so entgegen­
zunehmen, wie sie gemeint ist. Sie ist offen 
und ehrlich ausgesprochen. (Abg. Pro b s t: 
Kreisky ist dort, wo der Präsident Maleta ist! 
- Herr Dr. Withalm, Sie wissen genau, wo 
er istl - Abg. Dr. W i t ha 1 m: Nein, das 
weiß ich nicht!) Wir haben es nicht notwendig, 
in einer derartigen Form, wie Sie es tun, Wahl­
propaganda unter die Beamten der Republik 
Osterreich zu tragen. Danke. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Leitner. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Lettner (OVP): 
Im darf dazu sagen: Diese Methode ist Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehr­

bestimmt eine derer, die vielleicht in den Ge- ter Herr Präsident! Hohes Haus I Zur Vertei-
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digungsrede des Herrn Kollegen Ulbrich I muß. Ich darf hier feststellen, daß der Rem­
möchte idl nur folgendes feststellen. (Abg. nungshof mit dem vorliegenden Bericht einen 
G rat z: Er hat nicht verteidigt! Er hat Sie wertvollen Beitrag zur Verwaltungsvereinfa­
angeklagt für Ihre "Kapuzen"-Propaganda! - chung und zur permanenten Verwaltungs­
Zustimmung bei der SPO.) Zur Verteidigungs- reform leistet. 
rede des Herrn Kollegen Ulbrich möchte im 
folgendes feststellen: Wir sind einig darüber, 
daß das österreichische Beamtenrecht den poli­
tischen Beamten nicht kennt. Und jetzt frage 
im, ob das der Herr Dr. Kreisky nicht gewußt 
hat, als er von hier aus erklärte, daß er bereit 
ist, stundenlang Listen zu verlesen mit den 
Namen der Beamten, die die OVP benachtei­
ligen würde. Wir können heute nach Ablauf 
der Legislaturperiode feststellen (Abg. 
G rat Z: Die Drohung hatte gewirkt, Herr Kol­
legel), daß er überhaupt keine einzige Sekunde 
dazu verwenden mußte, weil es eben keine 
Benadlteiligungen gegeben hat. (Abg. S e k a­
ni n a: Vorbeugende Wirkung!) 

Ich kann mich als Abgeordneter sehr gut 
erinnern, daß der Herr Innenminister Glah 
in diesem Hause von der linken Seite sehr 
heftig akklamiert und beklatscht wurde, als 
er seine Maßnahmen, seine Beamten-, Polizei­
und Gendarmerieversetzungen hier vertei­
digt hat. Das wurde von der Sozialistischen 
Partei sehr begrüßt. 

Dann möchte ich sagen: Es mutet merk­
würdig an, wenn die Sozialistische Partei ein 
deutsdtes 'Regierungsmitglied, und zwar 
gerade das Regierungsmitglied, das draußen 
die "Aktion Stahlbesen" durchführt, zur Wahl­
hilfe nach Osterreich bringt. (Abg. Se k a­
n i n a: Da werden wir Sie nicht tragen, Kol­
lege Leitner!) Bitte, es ist auch nicht notwen­
dig, daß Sie uns fragen; aber daß wir dann 
hier etwas festzustellen haben, glaube im, 
dürfte Sie dann nicht so nervös machen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Und jetzt zum vorliegenden Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes für das Verwal­
tungsjahr 1968. Es gibt hier so wie alle Jahre 
eine Reihe von Feststellungen über die 
meisten Verwaltungsbereiche des Bundes, und 
es werden sicher kleinere und größere Sünden 
aufgezeigt. Es gibt auch einige Ubersichten 
über die Entwicklung des Sozialversicherungs­
wesens, der verstaatlichten Industrie. 

Es ist sicher nidlt möglich, hier in kurzer 
Zeit auf die 238 Seiten dieses Tätigkeits­
berichtes einzugehen. Es ist aber festzustellen, 
daß die geprüften Stellen die Kritik des Rech­
nungshofes ernst nehmen und die gemachten 
Anregungen, so scheint es nach dem Bericht, 
vielfach sehr genau prüfen - mit der notwen­
digen Aufgeschlossenheit für eine sparsame 
Verwaltung, eine Verwaltung, die der moder­
nen Entwiddung ständig angepaßt werden 

Es ist von meinem Vorredner hier gesagt 
worden, daß auf dem Gebiet der Verwal­
tungsvereinfachung in der abgelaufenen Le­
gislaturperiode nichts erreicht wurde. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben 
1956 244.500 Dienstposten gehabt. Diese Zahl 
ist bis 1966 auf 276.900 gestiegen. Es gab 
in diesen Jahren durchschnittlich eine Erhö­
hung um 3000 Dienstposten pro Jahr. Gegen­
über dem Dienstpostenplan 1966 wurde im 
Plan 1967 eine Verringerung festgestellt: da 
gab es nur noch 1480 Dienstposten mehr. Die 
Hauptursache für diese Vermehrung lag da­
mals in der Unterrichtsverwaltung, denn wir 
wissen ja, daß wir zuwenig Lehrkräfte haben 
und daß wir mehr Lehrkräfte zur Unterridltung 
unserer Schüler brauchen. Diese Lehrkräfte 
sind im Dienstpostenplan ja enthalten. Im 
Dienstpostenplan 1968 wurden die Ziffern des 
vorjährigen Dienstpostenplanes dann bereits 
um 620 Posten unterschritten. Damit war die 
einprozentige Reduzierung der Dienstposten 
beinahe erreicht. 

Ich habe von hier· aus einmal gesagt, es 
wäre richtig, in der Verwaltungsreform so vor­
zugehen, daß ,man die zirka 3 Prozent aus­
scheidenden Beamten pro Jahr nicht voll er­
setzt, sondern daß man eben 1 Prozent ein­
spart. Und das ist der Regierung gelungen. 
Ich glaube, das ist ein einmaliger Erfolg, der 
sich auch international sehen lassen kann. Es 
wird sehr viel gesprochen und geschrieben, 
daß die Mobilität der Arbeitskräfte gehoben 
werden muß, daß Arbeitskräfte in produkti­
vere Bereiche übergeführt werden müssen. Ich 
glaube, das gilt auch für die Verwaltung des 
Bundes und der Bundesbetriebe, die ständig 
der technischen Entwicklung anzupassen sind. 

Der Bericht des Rechnungshofes zeigt aber 
sehr deutlich, wie schwierig die praktische 
Durchführung solcher Forderungen ist. Das ist 
nicht von ungefähr so, denn eine Personal­
umschichtung bedeutet für den einzelnen 
Beamten oder Bediensteten oft eine Härte. 
Zumindest bringt sie eine gewisse Unruhe. 
Er hat liebgewordene Aufgaben und Gewohn­
heiten aufzugeben, und es ist ein Unbehagen 
in psychischer, oft auch in körperlicher Hin­
sicht festzustellen. Ich glaube, wir haben ein 
menschliches Verständnis für ein solmes Ver­
halten aufzubringen. Das darf aber doch die 
notwendige Weiterentwicklung nicht blockie­
ren. Hier gilt es, gemeinsam - Parlament, Re­
gierung und Rechnungshof - einen Ausweg 

1045 
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zu suchen und allenfalls positive Anreize für: wissenschaftlichen Kräfte zu stark mit anderen 
eine erhöhte Mobilität zu geben. Denn es ist Aufgaben belastet sind. Einzelne Dienstposten. 
ja so, daß man nicht nur von einem Beruf zu vor allem auch Halbtagsbesdläftigte, könnten 
einem anderen kommen muß. Man soll, glaube eingespart werden. Es sollte größere Verwal­
ich, bessere Aufstiegsmöglichkeiten geben, es tungseinheiten g~ben und ein gesdmltes Per­
sind Berufe mit mehr Ansehen zu schaffen, und sonal. 
es ist auch die Beweglichkeit im gleichen Be­
ruf, in der gleichen Dienststelle zu fördern 
durch die Aufgabe der permanenten Bildung, 
durch die Zusammenarbeit der Dienstgeber 
und der Personalvertretung beziehungsweise 
der Gewerkschaften. 

Ich glaube, es ist notwendig, daß wir in 
Zukunft Klarheit über das Verredmungs­
wesen schaffen, damit auch die heute hier 
schon erwähnten Schwierigkeiten bezügli<h 
der Verrechnung von Gutachten, Unter· 
suchungsgebühren und Spenden endlich ge-

Im Bericht finden natürlich vor allem nega- regelt werden. Es wird aber dann so sein, daß 
live Beispiele Aufnahme. Es ist die Bedeutung die zentrale Verrechnungsstelle Verständnis 
aber sehr klar herausgestellt, wenn der Rech- für diese betriebsähnlichen Notwendigkeiten 
nungshof in seinem Punkt 1 des Berichtes auf auf den Universitäten haben muß. Die Kame­
die elektronischen Datenverarbeitungsanlagen ralistik ist hier siCher niCht zielführend. Wenn 
zu sprechen kommt und feststellt, daß in sei- es eine Spende gibt, dann hat die eben in 
nem Einschaubereich bereits 145 solche An- mehreren Jahren vielleicht aufgebraudl.t zu 
lagen festzustellen sind und daß diese Anla- werden und nicht auf einmal. Hier braurot es 
gen in einem Jahr um 33 vermehrt wurden. also eine notwendige Zusammenarbeit und ein 
Im Bereich des Bundes gibt es 87 elektronische Verständnis füreinander, dann wird es audl. 
Datenverarbeitungsanlagen, davon 28 im Be- eine befriedigende Klärung der Nebentätig­
reidl der Verwaltung, 8 in sonstigen Betrieben keit der Hochschullehrer und des wissensdlaft­
und 50 in wirtsChaftlichen Unternehmen. lichen Personals geben, insbesondere. audl 

Daraus ergeben sich für uns alle und auch durch die Gutachtertätigkeit. 
für den Rechnungshof große neue Aufgaben. 
Es ist sehr erfreulich, daß auf Grund des 
Ministerratsbeschlusses vom 22. Februar 1968 
ein Koordinationskomitee für den Einsatz elek­
tronischer Datenverarbeitungsanlagen be­
schlossen wurde, in dem der Rechnungshof 
mitarbeitet. Denn ich glaube, wir müssen hier 
etwas feststellen und etwas beachten. Eine 
Koordination der Bundesstellen mit den an­
deren Gebietskörperschaften ist notwendig. 
Sidlerlich findet hier eine Konzentration statt, 
und die ist notwendig. Aber diese Konzen­
tration darf zu keiner Aushöhlung der verfas­
sungsmäßigen Gewaltentrennung führen. Es 
darf zu keinem Zentralismus kommen. Es muß 
sich eine Zusammenarbeit unter Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips ergeben, und es sind 
hier neue Möglichkeiten zu suchen. Ich darf 
feststellen, daß auch der Europarat auf diesem 
Gebiet eine sehr wertvolle Arbeit geleistet 
hat. 

Der Rechnungshofbericht zeigt aber auch, 
daß viele Dienststellen die neue technische 
Entwicklung noch nicht zur Kenntnis genom­
men haben. Das gilt auch für das Rechnungs­
wesen an den Hochschulinstituten. In diesem 

Es wurde von hier aus auch schon festge­
stellt, daß die Frage der UberpIÜfung der 
Hochschülerschaftsgebarung geregelt werden 
muß. Ich bin nicht der Meinung des Herrn 
Kollegen Zeillinger, daß dann die Korruptions­
fälle hätten vermieden werden können, weil 
ja auch der Rechnungshof das nur im nach­
hinein feststellen kann und wahrscheinlidl. ein 
solcher Fall vorher stattfindet. Aber sicherlich 
ist diese Frage sehr gründlidl zu überlegen. 
Ich möchte sagen, daß wir der Hochschüler­
schaft aber grundsätzlich doch die gleiche Be­
handlung zugestehen müssen und zugestehen 
sollen wie anderen Körperschaften öffentlichen 
Rechtes. Es ist ja hier gesagt worden, die 
öffentlichen Mittel, die die Hochschülerschaft 
bekommt, sind die Subventionen, die vom 
Rechnungshof ja zu überprüfen sind. Aber das 
allein gibt kein richtiges Bild und genügt nicht. 
Vielleicht wäre es ein Ausweg, wenn die 
Hochschülerschaft ein eigenes Ersuchen stellen 
würde und von sich aus hier tätig wäre. Auf 
alle Fälle ist eine Änderung des Rechnungs­
wesens notwendig, um stabile Verhältnisse 
zu erreichen. Es ist in der Natur der Sache, 
daß in der Studentenschaft ein sehr starker 

Bericht wird festgestellt, daß ein Teil dieser Wechsel vor sich geht. Gleich wird man nicht 
Institute, zum Beispiel bei der geprüften Tech- Funktionär, und wenn man es ist, hat man 
nischen Hochschule, an die zentrale Verrech- dann vielleicht in Kürze Prüfungssorgen, 
nung über die Quästur nicht angeschlossen macht das Studium fertig und scheidet dann 
sind. Ein solcher Anschluß brächte eine Ent- wieder aus. Daher ist gerade hier die Notwen­
lastung von wissenschaftlichen Bediensteten, digkeit eines stabilen Rechnungswesens drin­
die ja immer wieder gefordert wird, weil diese gend gegeben. 
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Es muß aber auch festgestellt werden, daß der PfÜfungstätigkeit bei anderen Betrieben 

der Rechnungshof aufdeckt, daß auch in Be- zu ermöglichen. Auch hier wird vorgeschlagen. 
trieben des verstaatlichten Bereiches nicht Arbeitsinspektorate zusammenzulegen und 
immer das notwendige Verständnis für den Personal einzusparen. 
technischen Fortschritt gegeben ist. Er stellt 
zum Beispiel im Punkt 77,4 fest, daß die 
Radio-Austria AG. ein veraltetes Abrech-
nungssystem hat, das organisatorische Män-

Im gesamten Bericht steht erfreulidlerweise 
sehr oft die Anmerkung: "Den Anregungen 
des Rechnungshofes wird Rechnung getragen", 
oder: "Die Anregung wird durchgeführt", 

gel aufweist und unwirtschaftlich ist, daß sich oder: "Der Anlaß zur Beanständigung wird 
der Betriebsrat gegen die Einführung des Loch- abgestellt". Ich zweifle nicht, daß diese Be­
kar:~nsystems ausgesprochen ha~, die Ratio- merkungen stimmen. Ich hoffe aber, daß sie 
nahslerungsmaßnahmen daher. mcht durchge- kein Anlaß zu einem gewissen Untertänig­
führt wurden, weil es zu kemem Personal- keitsdenken der geprüften Stellen sind. Im 
abbau kommen sollte. ! habe hie und da den Eindruck, daß man sagt: 

Ich glaube, solche Erscheinungen sind; Ja, der Rechnungshof soll recht haben. dann 
Symptome, die wir beachten und gegen die I habe ich wieder meine Ruhe! 
wir auftreten müssen, denn der Rechnungshof; I b" " _ 
stellt dann fest daß dieser Betrieb eine stei _ eh glau e, elDe solche Emstellung ware 
gende Verschuldung aufweist und die alljähr-I schlecht. Die Einsch~utätigkeit des R~un9s-
l 'ch BIt k h . t eh f i hofes soll Anlaß emer eroten Ausemander-
I en e as ungen aum me r zu erwlI s a -I t . h d Redm h f d d t . d se zung ZWISC en em ungs 0 un er 
en sm . geprüften Stelle sein, damit der beste Weg 

Im Rechnungshofbericht wird auch die I und die zweckmäßigste Verwaltung gefunden 
Frage der Diensteinteilung der Bundespolizei-I werden können. 
direktion wieder behandelt. Wir finden das I 
im Rechnungshofberieht beinahe alle Jahre, Ich bin a~ch der ~einung. daß ~er Rech­
und ich glaube es hat der Präsident heute! nungshof mcht nm eine strenge Elnhaltung 
oder bei der leizten Sitzung des Ausschusses 1

1 
der Vorschriften und Erlä~e ü?erprufen soll, 

't R cht f t t I1t d ß 'eh d' M"hl d sondern daß er audl - VIelleicht Dom ver-ml e es ges e , a SI le u en er "' k "' f 1 . 
Ä d . d V lt ft h I star t - pru en sol. wo solche Vorsmnften n erung m er erwa ung 0 se rangsam d h G t d d An! d 
in Bewegung setzen. i 0 er auc ese ~e en ,mo ernen. or e­I rungen der Welterentwlcklung rucht mehr 

Es wurde im Reronungshofbericht festge-I Reehnung tragen. 
stellt, daß in Wien auf einen Wachebeamten H" . t" d' Be "dlt d I .. d 
269 Einwohner entfallen und in Mündlen auf I " ler IS miesem n as nva 1 en-

, Sch t 1"' t 435 E" hn d d ß emstellungsgesetz genannt, das auf Grund emen u zpo IZIS en lnwo er un a . Ub '" . 
d · St 11 d" "ft h b h' k" emer erprufung m Vorarlberg m Frage 

le e en, le gepru a en, ler eIne est llt . dDR chn h f d f be ' h . I'ch A ff 'eh k g e WIr. er e ungs 0 ar e n 
em elt leu assung eITel en onnten. nicht das wirklichkeitsfremde Denken: Vor-

Es ist aber dann mit Freude festgestellt schrift ist eben Vorschrift', fördern. Ein sol­
worden, und es war eine erfreuliche Mittei- ches Denken ist oft einfach für Verwaltungs­
lung des Herrn Innenministers, daß sich die stellen. Es trifft aber den einzelnen Staats­
Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes bereit bürger in seinem guten Rechtsempfinden und 
erklärt hat, zu verhandeln und den ausge- widerspricht oft den praktischen Erfordernis­
arbeiteten Entwurf für eine bessere Dienst- sen. 
einteilung zu diskutieren, mit dem Ergebnis Es gibt sicher Punkte im Rechnungshof­
-: . und wir hoffen, daß hier endlich eine bericht, über die man gewiß diskutieren kann. 
Elmgung nach ~en V?rstellungen d:s Rec~- Ich möchte einen solchen Punkt bezeichnen: 
~~ng~hofes ~rrelcht wud -:" Mehr Sl{:h~~h"elt Die Wandertage. Es gibt einen Erlaß des 
fu.r dIe. Be~olkeru~,g un.d el~e zwe~kmaßIge I' Bundesministeriums für Unterricht, wo das 
Dienstemtellung fur dIe SlcherheItswache- Bundesministerium zwar dem Rechnungshof 
beamten. zustimmt, aber ich glaube, es ist ein Unter-

Ich verweise auch auf die Einsparungsmög-! schied, ob eine Schule. im städtischen Bereidl 
lichkeiten beim Arbeitsinspektorat für Wien. Wandertage macht; die Schüler solcher An­
Auch hier ist der zähe Widerstand der zu-I stalten sollen hinausgehen und im ländlichen 
ständigen Ämter festzustellen. Aber ich i Bereich wandern, sie sollen das Land, die 
glaube, wir können die Anregungen des I Landwirtschaft und die Natur kennenlernen. 
Rechnungshofes voll unterstützen, wo gesagt Wenn aber Kinder einer ländlichen Schule 
wird, kleine Betriebe, wo jahrelang keine einmal in eine Stadt fahren, um den städti­
wesentlichen Beanstandungen festgestellt w.ur- schen Lebensraum und dort die Kulturstätten 
den, in größeren Intervallen zu überprüfen, kennenzulernen, dann, glaube ich, ist das audl 
um andererseits dadurch eine Intensivierung i in Ordnung und ist nicht zu kritisieren. 
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Einen ähnlichen Punkt gibt es im Kapitel 69, ! Betriebe expandieren, sodaß die Arbeitskräfte, 

wo über die Beiträge der Weideberechtigten die infolge von Rationalisierungen frei werden 
zu KultursdlUtzmaßnahmen gesprochen wird. und eingespart werden müßten, im neuen 
Das betrifft Bundesforstverwaltungen in Tirol. Produktionsbereich Verwendung finden kön­
Die Empfehlungen des Redmungsshofes nen. 
stützen sich auf Entsd1eidungen des kaiser­
li eh-köni glichen Verwal tungsgerich tshofes, 
auf eine Zeit also, wo Arbeitskräfte sehr 
billig waren, wo die Vveiderechte wirtschaft­
lich eine große Bedeutung hatten und der 
Wald eine wirtschaftlich kleinere Bedeutung 
hatte. 

Wir haben aber auch festgestellt, daß die 
Konzentration vor den verstaatlichten Betrie­
ben nicht halt macht und daß Fusionierungen 
und Beteiligungen rechtzeitig vorgenommen 
werden müssen. Mit der Philosophie: Es darf 
sich nichts ändern, es muß aber etwas ge-

i schehen!, sind diese Betriebe nicht zu führen, 
Die Bundesforste bestreiten - ich glaube I wie sich im Unterausschuß sehr deutlidl ge­

mit Recht - die Durchführung dieser Emp- zeigt hat. 
fehlungen, weil sie sehr viele schwierige 
Streitfragen aufwerfen würden, weil dadurch 
die notwendige Trennung von Wald und 
Weide erschwert werden könnte und die 
Servitutenregulierungsfrage neuerlich stark 
belastet würde. Dadurch würde aber auch die 
Verwaltung mit unfruchtbaren Streitigkeiten 
zwiscb.en Bundesforsten und Berechtigten 
stark belastet werden, und das alles nur um 
einen Betrag in der Höhe von zirka 5000 S. 

Ich bin also der Meinung, daß diese Ein­
schautätigkeit eine ernte Diskussion zwischen 
dem Rechnungshof und den geprüften Stellen 
sowie zwismen den Beamten des Rechnungs­
hofes, die kontrollieren, und den Beamten der 
geprüftEm Stelle bringen soll. 

Es wurde heute hier schon gesagt, daß der 
vorliegende Bericht einen breiten Raum den 
verstaatlidlten Betrieben, den Kapitalbeteili­
gungen des Bundes gibt. 

Anläßhdt des Tätigkeitsberichtes für das 
Jahr 1962 wurde für diese Bereiche - Kapital­
beteiligung des Bundes - die Einsetzung 
eines Unteraussmusses beschlossen. Ich 
glaube, diese Einrichtung hat sich sehr be­
währt und soll in Zukunft beibehalten wer­
den. Die Vorstandsdirektoren, der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates kommen als Sachverstän­
dige in den UnteraussdlUß, und es ergibt sich 
eine emte Diskussion zwischen dem Rech­
nungshof, den Regierungsmitgliedern, dem 
Parlament und den Vorständen dieser Be­
triebe. 

Ich glaube, daß diese Hearings dazu bei­
getragen haben, doch einige "Heilige Kühe" 
auf der sozialistischen Seite abzuschlachten. 
Die Debatte gestern und auch heute hat zwar 
den Eindruck gemacht, daß die Kälber dieser 
"Heiligen Kühe" sehr rasch heranwachsen 
und wieder fruchtbare Weide finden. Die Tat­
sachen sind aber gute Lehrmeister. Wir haben 
gerade beim Hearing in diesem Jahr festge­
stellt, daß Arbeitsplätze auf Dauer nur in 
iolchen Betrieben gesichert sind, die konkur­
renzfähig produzieren, daß Arbeitsplätze auf 
die Dauer nur dann gesidl.ert sind, wenn diese 

Der Einsmauzeitraum in diesen Betrieben 
beträgt oft mehr als zehn Jahre. In der VOEST 
umfaßt er den Zeitraum seit 1957, bei Hofherr­
Schrantz seit Beginn der österreichischen Ver­
waltung. Das hat sicher den Nachteil, daß die 
Berichte nicht mehr aktuell sind und daß in 
der Regel neue Vorstandsdirektoren vorhan­
den sind. Das hat aber auf der anderen Seite 
den Vorteil, daß getroffene oder auch nicht 
getroffene Entscheidungen für die Entwicklung 
der Betriebsbeurteilung sehr offenkundig sind 
und daß Fehler der Betriebsleitung oder auch 
des Eigentümers Staat gut beurteilt werden 
können. 

Es ist hier auch schon gesagt worden, daß 
die Hearings wegen der Betriebsgeheimnisse 
vertraulich sind. Es ist daher schwer, darüber 
zu sprechen. Ich möchte nur einige grundsätz­
liche Bemerkungen machen und mich auf das 
beschränken, was aus dem vorliegenden Be­
riebt sehr deutlich hervorgeht. 

Es gibt verstaatlichte Betriebe, die sehr gut 
wirtschaften und die sehr gut fundiert sind, 
die expandieren. Es gibt aber auch Betriebe, 
die genau das Gegenteil von dem sind: die 
kein riChtiges Produktionsprogramm haben, 
die veraltet sind. 

Ein "guter" Betrieb ist die Osterreichische 
Mineralölverwaltung. Der Bericht zeigt, daß 
der Betrieb in diesem Zeitraum eine sehr 
dynamische Entwicklungsphase mitgemacht 
hat: vom USIA-Betrieb bis zum angesehenen 
österreichischen Großunternehmen auf dem 
Erdöl- und Erdgassektor und auf dem Gebiete 
der Erdölchemie. Wir sind stolz auf diese 
Entwicklung! 

Der Rechnungshof stellt aber fest: Es fielen 
wichtige Unternehmerentscheidungen, um 
deren Genehmigung durch die zuständigen 
Gremien des Eigentümers lange Zeit gerun­
gen werden mußte. Der Generaldirektor hat 
festgestellt: Hätte es keinen Beschluß zum 
Neubau einer modernen Raffinerie in Schwe­
chat gegeben und wäre es nicht gelungen, 
mit den Vorstellungen des Vorstandes durch-
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zudringen, die vier alten, kleinen Raffinerien I Der Kapitaleinsatz des Bundes betrug bei 
stillzulegen, dann gäbe es heute keine aktive diesen beiden Betrieben 257 Millionen Sdlil­
Mineralölverwaltungsgesellsehaft, sondern es /. ling in dieser Periode, und heute hab-en diese 
gäbe einen kranken Betrieb der Verstaatlich- beiden Betriebe 450 Beschäftigte. Der Ein.satz 
ten mehr. I ~~r also. ~180.000 S pro Ar~its~latz .. D~s ist 

Ich I b . h d . t i Keme KnhK, sondern das Ist eme nüc~,erne g au e, WIr erse en araus, WIe no - I ... • 
wendig es ist, Maßnahmen rechtzeitig zu tref-I Feststellung. Man konnte emen solchen ~m-
f d d eh d · cht 't' t ff satz allenfalls noch vertreten, wenn dIese 
en, enn ur lese re zel Ig ge ro ene i Ab' 1" h . <h .. b d 

Maßnahme war es möglich, daß dieser Betrieb l. r eltsp a~ze eute gesl ert waren, a er em 
zwischen 1959 und 1967 5,9 Milliarden sehil-Ilst leIder meht so. 
ling investieren konnte, daß er 530 Millionen Die Firma Hofherr-S<hrantz hat sidlerlich 
Schilling an Dividenden ausschütten konnte I einen guten Namen auf dem Landmaschinen­
und daß er sein Eigenkapital aus den Erträg- i sektor und vor 1938 auch auf dem Gebiet der 
nissen beadltlich vergrößern konnte und jetzt! Tabakmasehinenerzeugung gehabt. Gerade der 
insgesamt Eigenmittel von 2,9 Milliarden! Landmasehinensektor hat große Verluste er­
Schilling zu Buch stehen. Das hat auch die: litten, hat Programme entwickelt, die ohne 
Möglichkeit gegeben, die Verringerung der I Erfolg geblieben sind. Eine rechtzeitige 
Arbeitskräfte vor allem nach sozialen und I Fusionierung oder eine rechtzeitige Herein­
nicht so sehr nach betriebswirtschaftlichen nahme eines gesunden Betriebes ist nicht ge­
Kriterien durdlzuführen. 1958 waren 10.600 i nehmigt worden. 

1. Jänner 1970 sind es 6800 Arbeitskräfte bei D!ese Kranken Betnebe bn~gen auch em 
Arbeitskräfte im Betrieb vorhanden und am I· . 1 •• . 

Binem viel größeren Produktionsvolumen. Es gennges Steueraufko~men. Es l~t heute sdlO.n 
wurde auch festgestellt, daß eine Expansion I' g~sagt wor~en, daß dIe verstaathchte Industne 
weiterhin notwendig ist, um diese Arbeits-, ~1~ ~~a~tlIdles Ste~eraufkomm~;n brmgt. l?a~ 
kräfte zu beschäftigen. Ohne eine soldie IS. ncnhg. We~n WH aber au.s ale~em Bencht 
Expansion im Produktionsprogramm, im Pro- herausl~sen konnen, d~ß dIe ~orper8chaft­
duktionsvolumen wäre das nicht möglich. steuer 1m gesamten zWIschen 19\..·0 und 1967 

um 43 Prozent gestiegen ist - ich brauche 
Das Gegenstück dazu ist sicherlich der die absoluten Zahlen nicht zu sagen, um kurz 

Betrieb Trauzl und Hofherr-Schrantz. Ich bin zu bleiben; ich habe sie hier --, daß davon 
der Meinung, daß die Arbeitskräfte in diesen 
Betrieben genauso fleißig sind, daß sie genau 
das gleiche Können aufweisen; natürlich wird 
der Arbeiter mutlos, wenn er immer in einem 
defizitären Betrieb ist, wo er keine Zukunfts­
hoffnung sieht. Es muß daher von hier aJS 
festgestellt werden, daß der Bericht über diese 
Betriebe wohl übersdlrieben werden könnte 
mit "Drama der verpaßten Gelegenheiten und 
der falschen Beschlüsse". 

Heute sind diese beiden Unternehmen 
fusioniert, und trotz der Fusionierung oder 
gerade deshalb wird für sie ein Partner ge­
sucht, der ein Produktionsprogramm mit­
bringt. Hoffen wir, daß es in einem anderen 
verstaatlidlten Betrieb gefunden werden kann. 

1958/59 bestand eine reale Möglichkeit für 
den Betrieb Hofherr-Schrantz, einen bedeuten­
den ausländisdlen Partner zu finden, der sich 
darüber hinaus mit nur 40 Prozent Beteiligung 
zufriedengegebell hätte. Es wurde im Rech­
nungshofbericht auch festgestellt, daß die 
Unternehmungsleitung hiezu keine Zustim­
mung der zuständigen Instanzen, also des 
Staates und der hiefür verantwortlichen 
Organe, erhielt. Die Folgen können heute 
nüchtern festgestellt werden. Wir haben in 
Osterreich um eine international anerkannte 
Spezialmaschinenfabrik weniger. Die gibt es 
nicht bei uns, sondern irgendwo anders. 

der Anteil der verstaatlichten Industrie aber 
um 33 Prozent gesunken ist und daß das Ver­
hältnis 1968 noch ungünstiger wurde, dann ist 
das bezeichnend: daß wir eben rechtzeitig 
Maßnahmen zu treffen haben und daß die 
OIG viel Arbeit vorfindet. 

Das gleiche gilt für die Gewerbesteuer. Das 
g'3samte Aufkommen ist um 85 Prozent gestie­
gen, das in der verstaatlichten Industrie aber 
um 15,7 Prozent zurückgegangen. 

Die Umsatzsteuer ist naturgemäß insg-esamt 
im gesamten und im BereiCh der verstaatlich­
ten Industrie gestiegen, aber im gesamten 
Bereich um 77,6 Prozent und im BereiCh der 
Verstaatlichten nur um 10 Prozent. Hoffen 
wir, daß die positive Entwicklung, die sich 
jetzt zeigt, die durch wirtschaftlich richtige 
Maßnahmen der OVP-Regierung eingeleitet 
wurde, die Arbeitsplätze in Zukunft sühem 
kann und daß wir gesunde, expansionsfähige 
Betriebe haben. 

Nun noch kurz ein vVort zur VOEST. Der 
Bericht des Rechnungshofes über das Verwal­
tungsjahr 1957 hat im Parlament ja sehr hohe 
Wellen geschlagen, was die VOEST betraf. 
Die Bundesregierung wurde damals aufgefor­
dert, die im VOEST-Bericht noch nidlt klar­
gestellten Punkte zu untersuchen und darüber 
ehestens dem Parlament einen Bericht zu er­
statten. Wir wissen, daß es zu einem soldIen 
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Bericht nicht gekommen ist, weil die Koali­
tionsregierung einen soldlen Bericht nicht vor­
legen konnte. Der Bericht ist am Einspruch des 
zuständigen Ministers gescheitert. Es war 
daher der vorliegende Rechnungshofbericht 
von Interesse, weil er aufzeigt, welche Ent­
widdung der Betrieb seither genommen hat 
und wie die Ära Hitzinger überwunden 
wurde, ob es möglidt war, die damals offen­
gebliebenen Fragen der Provisionsverträge zu 
lösen und zu klären. Dazu eine grundsätzliche 
Feststellung. Die Betriebsleitung hat im 
Hearing einen sehr guten Eindruck hinter­
lassen, und ich glaube, wir können sagen, 
daß die Beschlüsse so getroffen wurden, wie 
sie rhhtig waren, und daß man von einem ge­
wissen "Aufräumen" der alten Ära sprechen 
kann ... 

Im Februar 1961 erfolgte mit dem Abgang 
des Herrn Generaldirektors Hitzinger die not­
wendige Umsteuerung des Betriebes. Der 
Redmungshof stellt das im Punkt 6 dieses 
Absatzes fest, daß der Betrieb von der Expan­
sionsphase zur Rationalisierung kommen 
mußte, und ich glaube, es war damals höchste 
Zeit. Von Interesse ist auch, daß es erst seit 
1967 ein Long-term-Programm, ein schrift­
liches Unternehmenskonzept, gibt. Wir können 
auch feststellen, daß der Betrieb ab 1966 - es 
ist heute auch schon von Sprechern der 
SoziaÜstischen Partei gesagt worden - ver­
stärkt Eingang in die Finalindustrie findet, 
und zwar hauptsächlich durch angeschlossene 
Betriebe. Ich möchte von hier aus auch nicht 
auf die aufgezeigten sogenannten Fehlinve­
stitionen zu sprechen kommen, die der Rech­
nungshof im Punkt 42 als verlorenen Auf­
wand in nicht genau erfaßter Höhe bezeichnet, 
und zwar als verlorenen Aufwand auf Grund 
des alten Konzeptes, das die VOEST hatte. 

1961 erfolgte also die Ums teuerung. Ich 
möchte vor allem auf zwei Punkte zu sprechen 
kommen, die im Hearing nicht geklärt werden 
konnten, die aber der VOEST doch beachtliche 
Verluste gebracht haben. Das eine ist der 
Punkt 116, der sogenannte Erz-Vertrag. Der 
alte Generaldirektor hat kurz vor seinem Aus­
scheiden einen Vertrag, der noch eine fünf­
jährige Laufzeit hatte, um weitere fünf Jahre 
verlängert. Es mutet merkwürdig an, wenn ich 
einen Vertrag, der sowieso noch fünf Jahre 
läuft, vor meinem Ausscheiden um weitere 
fünf Jahre verlängere, denn so rasch wäre es 
auch, glaube ich, nicht vertretbar. 1960 war 
aber dieses Erz· schon sehr teuer. Da der 
Vertrag vor allem an Lohnkosten gebunden 
war, war doch wohl abzusehen, daß das Erz 
noch teurer werden würde. Die neue Unter­
nehmensleitung hat 1965 wegen hoher Ein­
bußen die vorzeitige Vertragslösung vorge­
schlagen; der Vertrag hätte noch 150 Millionen 

Schilling Einbußen gebracht. Die Vertrags­
lösung konnte erst 1967 durchgesetzt werden, 
und es wurde eine Abstandssumme von 
45 Millionen Schilling gezahlt. Der alte Ver­
trag ist aber 1965 normal . ausgelaufen, also 
gerade zu dem Zeitpunkt, wo die neue Unter­
nehmungsleitung beantragt hat, diesen Ver­
trag zu stornieren. Hätte man ihn also nicht 
vorzeitig verlängert, hätte der VOEST Beacht­
liches erspart werden können. 

Der zweite Punkt sind die Verträge um die 
Kohlenlieferungen aus den USA. Die VOEST 
will mit Recht - das hat ja das heurige 
Jahr gezeigt - eine breitgestreute Bezugs­
möglichkeit für ihre Kohle. Es wird in dem 
Bericht aber festgestellt, daß im Jahre 1960 
die amerikanischen Provenienzen um 25 Pro­
zent teurer waren als die billigsten anderen 
Sorten. Im Jahr 1963 wird aber amerikanische 
Kohle sogar an die Wiener Gaswerke ver­
kauft, weil es nicht möglich war, sie im 
eigenen Betrieb zu verwenden. Im gleichen 
Jahr wird ein fünf jähriger Liefervertrag mit 
der bisherigen Lieferfirma geschlossen. Diese 
Lieferfirma erhält die Meistbegünstigungs­
klausel bei Offertverg,Ieichen eingeräumt, das 
heißt also, sie hat praktisch ein ausschließ­
liches Lieferrecht. Ich weiß schon, und das 
wurde auch im Hearing festgestellt, daß die 
VOEST nicht an die O-Normen gebunden ist. 
Aber es ist hier doch eine große Bevorzugung 
der Firma Speague und deren Agenten für 
Europa, der Frau Grünwald, festzustellen. 

Es ist nun von Interesse, daß gerade der 
letzte Name auch 1957 eine große Rolle ge­
spielt hat und im damaligen Ausschuß in 
dieser Frage keine Klärung herbeigeführt 
werden konnte. Und jetzt scheint diese Firma 
wieder auf, und ohne Storno des Vertrages 
hätte es Mehrkosten von 52,3 Millionen Schil­
ling gegeben. Die VOEST hat dann erreicht, 
daß der Vertrag vorzeitig. gekündigt werden 
konnte, und dafür 4,5 Millionen Schilling 
Stornogebühren bezahlt. Es ist allerdings nicht 
ganz klar geworden, wieso eine Kündigung 
notwendig war, wenn auf der anderen Seite 
eine Meistbegünstigungsklausel vorliegt. Ich 
möchte aber feststellen, daß die Betriebs­
führung hier klare Verhältnisse geschaffen 
hat, und ich hoffe, daß das auch in Zukunft 
der Fall ist, damit dieses alte Mißtrauen end­
gültig der Vergangenheit angehört. 

Der vorliegende Bericht gibt den Abge­
ordneten und der Offentlichkeit einen tiefen 
Einblick in die Mängel der Verwaltung, in 
die Fehler und Versäumnisse vieler staat­
licher Stellen und Betriebe. Er bringt die 
Betriebsstrukturen und ihre Erfordernisse den 
Abgeordneten ins Bewußtsein. Ich glaube, es 
gilt hier schon der Spruch, daß mit dem 
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Reden die Leute zusammenkommen, vor allem 
dann, wenn die Menschen vernünftig sind. 

So ist der Bericht ein Beitrag zur Lösung 
offener Probleme in der Verwaltung und im 
Bereich der verstaatlichten Industrie, ein Bei­
trag zur Abstellung größerer und kleinerer 
MängeL und Fehler und ein Schritt zu einer 
zwed<.mäßigeren und modernen Verwaltung; 
er unterstützt 50 aum die Regierungsarbeit. 

Ich möchte auch so wie meine Vorredner 
dem Herrn Präsidenten und dem Herrn Vize­
präsidenten sowie den Beamten des Rech­

Requiems für diesen Betrieb. Er weist nach, 
daß die Verantwortlichen mit geschlossenen 
Augen, man könnte sagen zielstrebig, Jahre 
hindurch konsequent den Weg ins wirtschaft­
liche Debakel beschritten haben, daß keine 
~erantwort1iche Institution dieses Staates im 
abgelaufenen Jahrzehnt die Notwendigkeit 
,einsah, hier einzugreifen und Ordnung zu 
machen. Die Verantwortlichen - das läßt sich 
schlüssig beweisen - haben Jahre hindurch 
wider besseres Wissen genau das Gegenteil 
getan. 

nungshofes Dank sagen für ihre Arbeit. Wenn Das Parlament ist seit dem Jahre 1960 
heute das Parlament seine Arbeit in der mehrmals nachdrücklich mit dem Fall Hofherr­
XI. Gesetzgebungsperiode mit der Behandlung Schrantz beschäftigt gewesen, ohne daß die 
des Tätigkeitsberichtes schließt, so glaube ich, Bundesregierung Konsequenzen gezogen hätte. 
daß dies ein Zeichen dafür ist, daß dem In vielfacher Hinsicht bestand die Rechtferti­
Parlament die Arbeit des Rechnungshofes ein gung darin, daß es um die Erhaltung der Ar­
echtes Anliegen ist, weil dadurch das Bestre- beitsplätze ginge, daß es sich darüber hinaus 
ben von Regierung und Parlament um eine um einen früheren USIA-Betrieb handle, daß 
einfadle, saubere Verwaltung und um eine man deswegen besondere Nachsicht walten 
gute wirtschaftliche Führung unserer Betriebe lassen müsse und daß dies eben zu berücksich­
unterstützt wird und somit ein Schritt nach tigen sei. Man war aber nicht in der Lage, das 
vorne getan werden kann. Ich hoffe, daß diese, gesteckte Ziel, die Arbeitsplätze durch Ge­
Beri<hte diese Aufgabe auch in Zukunft so währleistung der wirtschaftlichen Rentabilität 
wie der vorliegende Bericht erfüllen werden. zu sichern, zu erreichen, im Gegenteil, die 
(Beifall bei der GVP.) Zahl der Arbeitsplätze ist inzwischen halbiert 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Peter. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herrenl Der Bericht des 
Redmungshofes vermittelt den Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses überaus interessante 
Einblicke in verschiedene Mißstände der 
öffentlichen Verwaltung. Er zeigt darüber hin­
aus aber auch auf, daß der Staat dort, wo ihm 
der Gesetzgeber wirtsdlaftliche Aufgaben 
überantwortet hat, bei der Bewältigung dieser 
wirtschaftlichen Aufgaben leider nicht immer 
erfolgreidl ist. Der in Behandlung stehende 
Redmungshofbericht ist ein eindrucksvolles 
Dokument dafür, daß der Staat wirtschaftliche 
Aufgaben in vielfacher Hinsicht bei weitem 
nicht so erfolgreidl löst wie die Privatinitia­
tive. 

Herr Abgeordneter Leitner hat bereits ein 
sehr unrühmliches Kapitel im Buch der ver­
staatlidlten Unternehmungen asterreichs auf­
geschlagen, nämlich Hofherr-Schrantz. Von 
Hofherr-Sduantz und Trauzl bis zu der der­
zeitigen prekären Situation der AUA spannt 
sich jener unerfreuliche Bogen, der unter­
mauert. daß der Staat mit den ihm übertrage­
nen wirtschaftlichen Aufgaben in vielfadler 
Hinsicht nicht zurechtkommt. 

Horst Knapp überschrieb in den "Finanz­
-naduichten" jenes Kapitel, das Hofherr­
Schrantz zugeordnet ist, mit dem Begriff eines 

worden. 1965 gab es zu diesem Thema eine 
intensive Diskussion, in die auch Horst Knapp 
eingegriffen hat. Damals schon wurde der 
Offentlichkeit vor Augen geführt, daß ledig­
lich ein Weitervegetieren möglich sei, daß 
aber keine wirtschaftliche Gesundung erreicht 
wird, wenn die Verhältnisse in diesem Betrieb 
nicht grundsätzlich geändert werden. 

Ich selbst hatte Gelegenheit, bei der Budget­
debatte im Jahre 1966 dieses Kapitel zu be­
handeln, und ich habe damals eine sehr inten­
sive Auseinandersetzung mit dem Herrn Ab­
geordneten Staribacher, der eben hinausgeht 
(Abg. Dr. S ta r i b ach er: Nein, nein!), vom 
Zaun gebrochen. Es gab dann nach dieser Dis­
kussion noch verschiedene Meinungsäußerun­
gen zu diesem Gegenstand. Ich möchte das 
schon Gesagte heute nicht wiederholen, son­
dern mich der Prägnanz wegen mit einigen 
ganz wenigen, aber unwiderlegbaren Tat­
sachen beschäftigen. 

Der für den Mißerfolg in erster Linie ver­
antwortliche "Superdirektor" - es ist ja in 
den Jahren 1958/59 zum Einmannvorstand 
übergegangen worden - hat sogar nodl eine 
Belohnung in klingender Münze erfahren. Der 
Mißerfolg des Jahres 1961 und der Mißerfolg 
des Jahres 1962 haben die Verantwortlichen 
nicht veranlaßt, den dafür zuständigen Vor­
standsdirektor zur Rechenschaft zu ziehen, 
haben die Verantwortlichen nicht veranIaßt, 
die personellen Konsequenzen aus dem Miß-
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erfolg zu ziehen, sondern der Mißerfolg des; 'unserer Zentral stelle für die verstaatlichte In­
Jahres 1961 und der des Jahres 1962 haben im dustrie. Die Profitgier einzelner Personen und 
Jahre 1964 eine finanzielle Anerkennung, und die Fehlbesetzung mit Herrn Dipl.-Ing. Bau­
zwar eine einstimmige Anerkennung durch disch haben dazu geführt, daß dieser Betrieb 
den Aufsichtsrat, gefunden. mit größten Aufstiegsmöglichkeiten in einer 

Ich zitiere aus dem Protokoll der Aufsichts- Zeit der stärksten Mechanisierung der Land­
ratssitzung vom 14. Februar 1964: "Dr. Mant- wirtschaft praktisch zu einem untergeordneten 
ler und Dipl.-Ing. Schad1inger beantragten, Handelsbetrieb abgesunken ist. Es ist ein 
dem Vorstandsdirektor Dipl.-Ing. Baudisch für wirtschaftliches Trauerspiel", fährt der Mini­
das Geschäftsjahr 1961 eine Remuneration im sterialrat in seinem Schreiben vom 14. Okto­
Ausmaß von drei Monatsbezügen auf der ber weiter fort, "und ein Armutszeugnis für 
Basis des Dezembergehaltes 1961 zu gewähren. alle asterreicher, weil wir offenbar nicht im­
Dieser Antrag wird vom Aufsichtsrat einstim- stande waren, die vorhandenen wirtschaft­
mig genehmigt." lichen Möglichkeiten zu nutzen und au,s Hof­

herr-Schrantz wieder einen tragenden Betrieb 
der Landmaschinenindustrie zu machen." Die Pleite war 1961. Man hat, meine Damen 

und Herren, 1962 und 1963 gewußt, wie es bei 
Hofherr-Schrantz aussieht. 1964 wurden für 
den wirtschaftlichen Mißerfolg dem Vorstands­
direktor drei Monatsgehälter bewilligt! 

Man hatte es damals sehr eilig. Der Auf­
sichtsratssitzung vom 14. Februar 1964 folgte 
die Sitzung vom 10. März 1964. Es heißt wie­
der in dem Protokoll: "Dr. Mantler beantragte, 
dem Vorstandsdirektor Dipl.-Ing. Wolfgang 
Baudisch für das Geschäftsjahr 1962 eine Re­
muneration im Ausmaß von drei Monatsbe­
zügen auf der Basis des Dezembergehaltes 
1962 zu gewähren. Dieser Antrag wird vom 
Aufsichtsrat einstimmig genehmigt." 

Das ist jene Mißwirtschaft, die man Jahre 
hindurch gekannt hat, über die Jahre hindurch 
in der Offentlichkeit diskutiert wurde und aus 
der man keine Konsequenzen gezogen hat. 
(Abg. Dr. S ta r i b ach er: Herr Kollege 
Peierl Sie sind wieder einseitig informiert! So 
wie im Jahre 19661) Wenn man Tatsachen auf­
zeigt, ist man einseitig informiert, Herr Abge­
ordneter Staribacher. Aber die sechs zusätz­
lichen Monatsbezüge des Herrn Vorstands­
direktors können Sie nicht wegdiskutieren, 
die stehen mit zu Buch! 

Nach all diesen Pleiten ist am 30. Jänner 
1963 der Beschluß gefaßt worden, diesen 
Direktor neuerdings zu bestätigen. Es tut mir 
leid, daß die Antragsteller die Sozialisten ge­
wesen sind. Diese Vertragsverlängerung ging 
ausschließlich auf eine Initiative der Soziali­
sten zurück. 

Das also sind einige jener Vorwürfe, die wir 
Ihnen, ob Sie in der OVP oder in der SPO 
sitzen, zu machen haben. 

Ich zitiere die Meinung eines sehr hohen 
Beamten eines Ministeriums zu diesem Gegen­
stand mit dem Datum vom 14. Oktober 1969: 

"Ihre Schilderung des Werdeganges dieses 

Ich glaube, in einem irrt der Herr Ministe­
rialrat: daß es ein Armutszeugnis für alle 
Osterreicher sei. Ja, es ist ein Armutszeugnis, 
aber ein Armutszeugnis für die Verantwort­
lichen der verstaatlichten Unternehmungen. 
Ursache für die Mißstände ist die schwarz­
rote Proporzgrundlage. Nach wie vor ist das 
eine nicht wegzudiskutierende Anklage gegen 
die schwarz-rote parteipolitische Proporzwirt­
schaft in den verstaatlichten Unternehmungen. 
(Abg. Dr. Pi t t er man n: Farbwechsel ange­
zeigt: schwarz-blau!) Herr Dr. Pittermann, Sie 
werden dafür sorgen, daß die schwarz-rote 
Koalition der bei den alten Parteien am 
1. März 1970 ihre Auferstehung feiert. 

Meine Damen und Herren I Der Bericht des 
Rechnungshofes aus dem Jahre 1966 madlt mit 
aller Eindringlichkeit auf diese ungelöste Pro­
blematik aufmerksam. Beim Studium des 
Rechnungshofberichtes 1969 kommt man dar­
auf, daß im Falle Hofherr-Schrantz aus den Er­
fahrungen des Jahres 1960 keine Nutzanwen­
dungen gezogen worden sind. Der Dank an 
den Präsidenten des Rechnungshofes und 
seine Beamten ist zuwenig. Der Dank gebührt 
dem Herrn Präsidenten Kandutsch und den 
Herren seines Hauses dafür, daß sie uns- in die 
Lage versetzen, diese Situation nicht Dur zu 
erkennen, sondern sie auch einsd1ätzen zu 
können. Wenn aber aus solchen Erkenntnissen 
und Erfahrungen des höchsten Kontrollorgans 
der Republik keine Nutzanwendungen gezo­
gen werden, dann ist das eine Mißachtung der 
Tätigkeit der Beamten des Red1nungshofes. 
(Zustimmung bei der FPO.) Wozu kontrolliert 
der Rechnungshof, wozu prüft der Rechnungs­
hof, wozu danken wir den Beamten des Rech­
nungshofes, wenn wir diese Arbeit nicht auch 
durch entsprechende Konsequenzen anerken­
nen? 

einst in Europa bekannten Betriebes vom letz- Das ist der Vorwurf, den ich namens der 
ten Krieg bis zur gegenwärtigen Fusion ist freiheitlichen Fraktion an die beiden anderen 
eine fundierte Anklage gegen die Zustände in Fraktionen zu riChten habe. 

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GF. - 175. Sitzung - 22. Jänner 1970 14977 

Peter 
Angesichts der fortgeschrittenen Zeit er­

spare ich es mir, auf eine Reihe anderer Dinge 
der verstaatlichten Unternehmungen einzuge­
hen. Ich halte es aber für notwendig, noch ein 
Problem aufzugreifen: es betrifft den Flugver­
kehr und unsere nationale Luftfahrtgesell­
smaft. Hier geht man genauso vor, wie man 
zum Beispiel im Fall Hofherr-Schrantz vorge­
gangen ist. Die Verantwortlichen der Bundes­
regierung mamen den gleichen Fehler. Sie 
stecken den Kopf in den Sand. Die zwei zu­
ständigen Ressortminister, nämlich Herr Mini­
ster Weiß und Herr Minister Koren, weichen 
auf jede konkrete Anfrage seit Monaten aus. 
Sie winden sich, sie sind aber nicht in der 
Lage, klar und offen zu sagen, wie die AUA 
saniert werden soll und was von der Bundes­
regierung beabsichtigt ist, um die AUA in die 
Lage zu versetzen, ihre Aufgabe zu erfüllen. 

Der Rechnungshof hat uns in dem vorlie­
genden Bericht mit allem Nachdruck zur Kennt­
nis gebracht, wie Fehlplanungen bei der Er­
richtung österreichischer Flughäfen begangen 
werden. Er hat uns in Erinnerung gerufen, 
daß nach den Fehlplanungen Innsbruck-Kra­
nebitten, Salzburg-Maxglan und Klagenfurt­
Annabichl eine weitere in Linz-Hörsching er­
folgen soll. Ich habe während der Budget­
debatte versucht, die beiden zuständigen Res­
sortminister zu einer Stellungnahme zu be­
wegen, ob sie geneigt sind, dem Linzer Unfug 
weiterhin tatenlos zuzusehen, oder ob sie, da 
der Bund den größten< Kapitalanteil für die 
Flughafen Linz-Betriebsges. m. b. H. beisteu­
ert, entschlossen sind, der sich dort anbah­
nenden Hochstapelei ein Ende zu setzen. Ich 
bin mir bewußt, daß in Linz-Hörsching Dinge 
in die Wege geleitet wurden, die nach den 
Erhebungen und Prüfungen des Rechnungs­
hofes unter gar keinen Umstanden aufrecht­
erhalten werden können. 

Flughafen Linz-Betriebsges. m. b. H. ihren 
Berechnungen zugrunde legt, nämlich Steige­
rung in den nächsten fünf Jahren auf 1 Mil­
lion Passagiere pro Jahr, richtig, realistisch 
ist. Ich frage mich, wo diese eine Million 
Fluggäste aus dem Raum Linz herkommen soll. 
Es können ja nicht lauter ausländische Passa­
giere sein, mit denen wir zu rechnen haben. 
Es muß bei den Beredmungen doch auch zwei­
felsohne ein starker Inländeranteil mit be­
rücksichtigt werden. Woher kommt also diese 
Ziffer? Solange man mit solchen Ziffern ope­
riert, hätte meines Erachtens der Bund, der, 
wie ich glaube, mit 60 Prozent am Kapital be­
teiligt ist, die Pflicht, zum Projekt Linz-Hör­
sching nein zu sagen. Aber der Herr Minister 
Weiß konnte sich nicht entschließen, dem Haus 
gegenüber eine klare Stellungnahme zu be­
ziehen. 

Wiederum dasselbe Problem. Der Rech­
nungshof führt uns durch seine Arbeit unmiß­
verständlich vor Augen, was hier mit dem 
Kapital des Bundes für ein Unfug getrieben 
wird. Aber der zuständige Ressortminister ist 
nicht geneigt, daraus entsdllossen die Konse­
quenzen zu ziehen. Ich bin der Meinung, daß 
die an der Spitze der Flughafen Linz-Betriebs­
ges. m. b. H. stehenden Persönlichkeiten un­
verzüglich abberufen gehören, wenn sie die 
zitierte Auffassung, die uns der Rechnungshof 
zur Kenntnis gebracht hat, aufrechterhalten. 
Aber man gibt einige unverbindliche Erklä­
rungen von seiten des Ministers ab, in Wirk­
lichkeit geschieht nichts. Das Kapital des Bun·· 
des wird sinnlos und verantwortungslos ver­
pulvert, und wenn die Misere da ist, dann 
gibt es große Diskussionen in der Offentlich~ 
keit, daß zum Beispiel, wie in Graz, 100 Mil­
lionen Schilling nicht richtig investiert wor­
den sind. 

Das interessiert die OVP-Alleinregierung 
Ich erinnere noch einmal daran, daß das nicht, denn sie zieht keine Konsequenzen aus 

Fluggast-Aufkommen in den letzten beiden den Mitteilungen des Rechnungshofes. Für die­
Jahren. in Linz-Hörsching 15.000 un~ 18.000 I sen Teil des Rechnungshofberichtes trägt die 
Passaglere betragen hat. Nun geht dIe Flug-, OVP-Alleinregierung die alleinige Verantwor­
hafen Linz-Betriebsges. m. b. H. bei der Pla-I tung. 
nung nicht von der Annahme aus, daß sich I. .... 
das Fluggast-Aufkommen in den nä.chsten fünf I Damit kommen WIr zu Jenem leidvollen Ka~ 
Jahren in Linz-Hörsching, so wie international pitel unserer nationalen Flu~ges.eIls.chaft: der 
erwartet, vervierfachen oder verfünffache!l AUA, das uns ebenso nndldruckhch In Ennne­
wird, sondern die verantwortlichen Beamten rung ruft, daß die Verpolitisierung eines mo­
- und es sind vorwiegend Beamte - der dernen Verkehrsträgers bereits von der Grün~ 
Flughaften Linz-Betriebsges. m. b. H. rechnen dung weg eine der Ursac~en dafür ist, daß er 
in den nächsten fünf Jahren mit einer Ver- sich nicht so erfolgreich entwickeln konnte, 
fünfzigfachung des Fluggast-Aufkommens in I wie es notwendig gewesen wäre. Seit der 
Linz-Hörsching von etwa 15.000, 18.000 Passa- Gründung sind 1,6 Milliarden öffentliche Mit­
gieren pro Jahr auf rund 1 Million Passa- tel ausgegeben worden, ohne daß die AUA in 
giere pro Jahr. Ich frage den Herrn Verkehrs- der Lage war, ihr wirtschaftliches Ziel zu er­
minister Weiß mit allem Nachdruck, ob er reichen. In diesem Zusammenhang muß man 
selbst daran glaubt, daß die Ziffern, die die an den GIÜndungsakt der AUA erinnern, dem 

175. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 96

www.parlament.gv.at



14978 Nationalrat XI. GP. - 175. Sitzung - 22. Jänner 1970 

Peter 
ein Parteienübereinkommen der Osterreichi­
schen Volkspartei und der Sozialistischen Par­
tei Osterreichs vom 21. September 1957 zu­
grunde liegt, das seinerzeit von den Herren 
Raab und Bock für die OVP und von den 
Herren Waldbrunner und Helmer von der SPO 
unterzeichnet worden ist. Beide Parteien fi­
xierten im Parteienübereinkommen vom 
21. September 1957 die Verankerung des Pro­
porzes. Und sie schlossen im Rahmen dieses 
Parteienübereinkommens von 1957 einen 
Generaldirektor aus, damit das proporzmäßige 
Kräfteverhältnis der beiden Partner nicht ge­
stört wird. 

Am Anfang, an der Wiege der AUA stand 
schon die parteipolitische Fehlentscheidung, 
die sich über die Lex AUA des Jahres 1962 
fortgesetzt hat bis zur heutigen Situation. Herr 
Finanzminister Dr. Koren redet seit mehr als 
einem Jahr von einem AUA-Rekonstruktions­
gesetz. Er hat es aber unterlassen, dem Parla­
ment dieses AUA-Rekonstruktionskonzept, 
soweit er überhaupt über ein solches verfügt, 
zur Kenntnis zu bringen. Wir hatten gestern 
Gelegenheit, mit den Betriebsräten der AUA 
einen Gedankenaustausdl über die ange­
spannte Situation zu pflegen. Es stellte sich 
heraus, daß sie nunmehr vor die Situation 
gestellt sind, mit einer Reihe schwerwiegender 
Kündigungen in den nädlsten Tagen rechnen 
zu müssen. Interessant ist, daß man bei den 
beabsichtigten Kündigungen zuerst beim tech­
nisdlen Personal Hand anzulegen beginnt, vor 
allem beim Werftpersonal, und daß nunmehr 
geringfügige Reparaturen im Ausland vorge·· 
nommen werden müssen, wenn das stimmt, 
was uns die Betriebsräte zur Kenntnis 
gebracht haben. 

Es wäre auch überaus interessant, von der 
Bundesregierung zu erfahren, wie sie sich zu 
den Absidlten der AUA-Direktion stellt. Sind 
diese Kündigungen geredltfertigt? Anschei­
nend sdlOn, sonst würden sie vom Vorstand 
des Unternehmens nicht ins Auge gefaßt wor­
den sein. Aber man kann nicht mehr als ein 
J ahI vom Erneuerungskonzept reden, ohne 
sich als Bundesregierung dazu zu entschließen, 
dieses Konzept dem Nationalrat zur Kenntnis 
zu bringen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
die beiden AUA-Vorstanddirektoren den Auf-
trag des Ministers, ein Rekonstruktionskon­

Unzulänglichkeiten ergänzt oder geändert 
werden muß. 

Jetzt ist eine Situation eingetreten, die zu 
einer ausgesprochenen Spannung zwischen Be­
legschaft und Unternehmensleitung geführt 
hat. Der AUA-Konflikt wird jetzt auf dem 
Rücken der betroffenen Arbeitnehmer und des 
Vorstandes ausgetragen, die dafür verantwort­
liche und zuständige Bundesregierung aber 
schweigt! 

Meine Damen und Herren von der Regie­
rungsmehrheit, die Sie wieder die absolute 
Mehrheit anstreben: So einfach, so billig kön­
nen Sie es nicht machen, daß Sie sich auf der 
Regierungsbank in Schweigen hüllen und daß 
der gesamte AUA-Konflikt auf dem Rücken 
aller Betroffenen ausgetragen wird. 

Herr Finanzminister Koren! Haben Sie doch 
den Mut, zu sagen, wie es mit der AUA 
weitergehen soll! Herr Verkehrsminister 
Weiß! Haben Sie doch den Mut, zu sagen, wie 
es mit der AUA weitergehen soll! Aber da 
ist man mit 85 Mandaten erhaben genug, eine 
solche Situation mit Schweigen zu bewältigen. 

Hierin also liegen die großen Versäumnisse 
der OVP-Alleinregierung. Jener OVP, die 
jetzt mit einem Steuermittelaufwand sonder­
gleichen der Offentlichkeit propagandistisch 
weismachen will, was sie von ihrer Regie­
rungserklärung alles erfüllt hat. Aber das, 
was die OVP bezüglich der Erfüllung sdlUldig 
geblieben ist, vergißt sie in ihrem Rechen­
schaftsbericht. Davon steht in den Withalm­
Pisa-Broschüren, die auf Kosten des Steuer­
zahlers gedruckt werden, kein Wort, kein 
Satz. Herr Dr. Withalml Das ist das Spiel mit 
gezinkten OVP-Karten, das wir Freiheitlichen 
Ihnen zum Vorwurf machen. Und dieses Spiel 
mit gezinkten OVP-Karten paßt nicht in eine 
offene Politik. 

Klarheit herrscht bei den Sozialisten über 
eine große Koalition mit der OVP. Klarheit 
herrscht bei den Freiheitlichen über den wei­
teren Weg Osterreichs ohne SPO-Minister. 
Unklarheit herrscht bei der Osterreichischen 
Volkspartei, weil Dr. Withalm nicht den Mut 
hat, Farbe zu bekennen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Gorbach. Ich erteile es ihm. 

zept vorzulegen, nicht in die Tat umgesetzt Abgeordneter Dr. Gorbach (OVP): Herr 
hätten. Wenn aber dieses Konzept vorliegt, Präsident! Hohes Haus! Ich sage nichts Unbe­
dann hätte man es erstens von seiten der Re- kanntes, wenn ich formuliere, daß es eines der 
gierung dem Parlament zur Kenntnis bringen vornehmsten Rechte des Parlaments war und 
müssen, hätte meines Erachtens aber auch dat- ist, das Budget zu beschließen, das heißt, der 
über hinaus Stellung dazu beziehen müssen, Regierung die zur Verwaltung des Staates 
ob man es als ausreichend und zielführend notwendigen finanziellen Mittel zur Verfü­
eradltet oder ob es auf Grund irgendweldler gung zu stellen. 
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Dr. Gorbaclt 
Dieses Budgetrecht besteht noch immer, 

wenngleich im Parlament der Smwerpunkt 
jetzt mehr und mehr auf der Diskussion des 
von der Bundesregierung vorgelegten Budget­
entwurfes liegt, der, wie das Beispiel der 
Zweiten Republik zeigt, fast immer in unver­
änderter Form von der Regierungspartei be­
ziehungsweise den Regierungsparteien be­
schlossen wird. 

Eine direkte Konsequenz des Budgetrechtes 
ist aber das Recht auf die Kontrolle. Diese 
parlamentarische Kontrolltätigkeit über die 
Regierung, somit die Verwaltung, zählt zu den 
wesentlichsten formalen Absicherungen unse­
res demokratischen Systems. 

Zur Kontrolle bedientsidl das Hohe Haus 
des Rechnungshofes. Er ist unabhängig und 
in Ausübung seiner Funktion einzig und allein 
dem Nationalrat verantwortlich. 

Eine gesetzgebende Körperschaft muß die 
beruhigende Gewißheit haben, über ein Kon­
trollorgan zu verfügen, das genaue Unter­
suchungen über die Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit der Verwaltung anstellt, das, 
wenn notwendig, ber'edltigte Kritik an der 
öffentliChen Finanzgebarung übt und Mängel 
in der Bürokratie aufzeigt. Ein Parlament muß 
von seinem Kontrollrecht Gebrauch machen, 
ein Redmungshof hingegen die ihm zukom­
menden Aufgaben leidensdIaftslos und nüch­
tern erfüllen. 

Die Offentlichkeit hat, wie das heute wieder 
mehrmals zum Ausdruck gebracht worden ist, 
ein Recht auf eine saubere, wirtschaftliche und 
vernünftige Verwaltung. Sie hat aber auch das 
Recht. von Mißständen, Fehlern und Skanda­
len zu erfahren. Das alles gehört mit zu einem 
demokratischen Staat, der die Informations­
unterdrückung und das Meinungsmonopol 
totalitärer Gemeinwesen notwendigerweise 
ablehnen muß. 

Wir Abgeordneten müssen daher, selbst 
wenn es unangenehm sein sollte, jede Kritik 
des Prüfungsberichtes des Rechnungshofes 
ernsthaft zur Kenntnis nehmen und in unsere 
Uberlegungen miteinbeziehen, dies wohl mit 
dem Vorsatze, dafür zu sorgen, daß aufge­
zeigte Ubelstände nicht nur zur Kenntnis ge­
nommen, sondern auf schnellstem Wege be­
reinigt werden. Ich möchte das mit besonderer 
Akzentuierung gesagt haben. 

Um es nochmals zu sagen: Aufgabe des 
Redlnungshofes ist es, Kritik zu üben, Nega­
tiva aufzuzeigen und Mängel aufzudecken. Das 
ist keine angenehme Sache, weder für das 
Prufungsorgan und sdlOn gar nicht für die 
Betroffenen. Als letzter Redner möchte auch 
ich heute nicht anstehen, festzustellen, daß 
der Rechnungshof in der abgelaufenen Legis-

laturperiode trotz drückenden Personalman­
gels seiner Aufgabe gerecht geworden ist, was 
ich hiemit dankbarst vermerke. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Jährlich einmal ist dem Nationalrat nadl. 
Artikel 126 d des Bundes-Verfassungsgesetzes 
über die Tätigkeit des Rechnungshofes Be­
richt zu erstatten. Diesmal liegen die Prüfungs­
ergebnisse des Jahres 1968 vor. Sie wurden 
zunächst in einzelnen Kapiteln in einem Unter­
ausschuß vorberaten und am 14. Jänner die­
ses Jahres vom Rechnungshofausschuß ein­
stimmig zur Kenntnis genommen. Das ist er­
freulich. Es erscheint mir nicht unbedeutsam, 
daß am Ende dieser auslaufenden Legislatur­
periode die einstimmige Verabschiedung eines 
Rechnungshofberichtes steht. 

Wenn ich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, heute in diesem Hohen Hause zum 
letzten Mi:tl das Wort ergriffen habe, so mögen 
Sie mir nunmehr erlauben, weniger von der 
hohen Politik zu reden, sondern eine persön­
liche Verabschiedung zu sagen. 

Der frühere amerikanische Außenminister 
J ames Byrnes hat von sich, nachdem er dieses 
Amt zurückgelegt hatte, einmal gesagt, die 
zwei schönsten Augenblicke im Leben eines 
Politikers seien der, in dem er mit einem 
höchsten Amt betraut werde, und jener, in 
dem er diese Bürde wieder loswerde. 

Ich selbst möchte mir diese Meinung nur 
mit Vorbehalt zur Richtschnur meiner Worte 
nehmen. Mein Bestreben in der Politik war 
es, im Sinne meiner Uberzeugung an den 
öffentlichen Angelegenheiten mitzuwirken. 
Dieses Streben führte mich im Laufe der Jahre 
über Erfolge, Rückschläge, Ehrungen, Demüti­
gungen, Stunden der Freude und Jahre des 
Leides. 

Als ich am 11. April 1961 das Amt des 
Bundeskanzlers übernahm, war ich kein Jun­
ger, sondern einer, der bereits auf ein langes 
Leben zurückblicken konnte. Ich ging nicht 
mit der Absicht an meine Arbeit, alles neu 
zu machen, sondern um das Gute zu bewahren 
und zu mehren, den Bau fortzusetzen, an dem 
seit 1945 von den verantwortlichen Frauen 
und Männern dieses Hohen Hauses und der 
jeweiligen Regierungen Stein auf Stein ge­
fügt und aus dem ein Haus geworden war, 
in dem unser österreichisches Volk seinen 
Frieden gefunden hatte und sein Leben in 
Freiheit gestalten konnte. 

Vom ersten Augenblick an, als ich im 
November 1945 als gewählter Abgeordneter 
dieses Haus betrat, fühlte ich, so wie Sie wohl 
alle, den Druck der Verantwortung, die das 
Vertrauen des Volkes jedem auferlegt. Aber 
meine Empfindungen waren weit von jenem 
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Dr. Gorbach 
Glüc:ksgefühl entfernt, das einer Stunde eigen 
ist, die es verdient, mit Recht zu den schön­
sten Stunden des Lebens gezählt zu werden. 

Seit damals sind nun fast 25 Jahre ins Land 
gezogen. Wenn ich auf das blicke, wie es 
damals war, und auf das, wie es heute ist, 
so sehe ich keinen Anlaß zum Triumph, aber 
auch keinen Grund zur Niedergeschlagenheit. 

Wir konnten an unserem Osterreich weiter­
bauen, den Frieden im Lande und die Freiheit 
bewahren, die Vollbeschäftigung erhalten, 
manche Fortschritte auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiete erreichen. Manche Probleme 
konnten wir nicht lösen, manchmal waren die 
Schwierigkeiten oder die Meinungsverschie­
denheiten stärker als wir. 

Deshalb konnte ich auch die Verstümme­
lungen, die man mir in Krieg und politismer 
Verfolgung an Leib und Seele zugefügt hat 
oder zufügen wollte, nicht mit Haß und nicht 
mit fraktioneller Einseitigkeit quittieren, son­
dern - getragen von den christlichen Idealen 
meiner Jugend - nur dem gemeinsamen 
Dienst an Osterreich das Wort reden. Nach 
rechts hin, als midi. viele meiner Freunde nicht 
verstanden haben, und nach links hin auch 
dann, wenn der Ruf nach links zur Zusammen­
arbeit zu Unrecht mit einer Verbeugung vor 
links verwechselt wurde. 

Soll unser Bekenntnis zur Demokratie zur 
Tat werden und die Demokratie sichern, dann 
müssen wir aus all den schweren Erlebnissen, 
die vergangene Jahrzehnte über uns bramten, 
erkennen, daß das Sprichwort seine Bedeutung 
hat: Die Diktatur kann der Gewalt nicht ent-

Ich bedaure dies, würde aber nicht die 
Wahrheit sagen, wollte ich behaupten, daß 
es mich allzusehr überrascht oder beunruhigt. behren, die Demokratie der Liebe nicht. 

Nichts ~uf der Welt .. ist vollkom~en, und I So verstanden haben wir, die wir in einigen 
auch Plane und Vorsatze lassen sIch selten i Wochen aus dem Nationalrat ausscheiden 
vollkommen verwirklichen, zumal nicht auf I weiterzudienen ' 
einem so unebenen Boden wie dem der Politik. . 

. .... Ich sehe es als meine PfliCht an, auCh als 
BlIcken WH In dIe GeschIchte der mensch- einfacher Fußsoldat im Dienste unseres Vater-

lichen Gesellschaft zu~ü~, so fin?en wi7 nicht landes für diesen Staat und für meine poli­
s~lten das Wort bestatIgt, daß Jene, dI~ den tische Uberzeugung weiterzuarbeiten und 
HImmel a~f Erden verspr~~hen und erzvnngen jener politischen Gemeinschaft die Treue zu 
wollten, dIe Welt zur Holle gemacht haben. i halten, der ich mich verbunden fühle. 

Ich kann und will diese Erfahrungen meines 
Lebens nicht vergessen. Vor allem nicht die 
menschliche Not, die, im Dienste der Durch­
setzung totaler politischer Ziele, politische 
Verfolgung und Unterdrückung über Land und 
Leute brachte. 

Ich kann die Lehren, die mir zuteil wurden, 
nur an meine jüngeren Freunde weitergeben. 

Glauben Sie es mir: Nicht politischer Fana­
tismus, nicht Sieg um jeden Preis sind gute 
Wegweiser der politischen Arbeit, sondern der 
Wille, gemeinsam zu gehen und zu wirken, 
auch. über Parteigrenzen und Grenzen der 
Weltanschauung hinweg, auch dann, wenn es 
nur über das einander Entgegenkommen auf 
halbem Weg geschehen kann. Besser in Frie­
den die Hälfte für jeden als im Kampf ums 
Ganze für alle nichts. Das darf bei Gott nicht 
Verzicht auf die eigenen Grundsätze bedeu­
ten. Im Gegenteil: Nur der, der Grundsätze 
hat, kann verstehen, daß auch der Partner 
solche besitzt. Nur der, der sich selbst eine 
letzte Grenze zu ziehen vermag, kann jene 
Grenzen erkennen, über die auch der Partner 
nicht zurück kann. Und nur Gegner, die 
Grundsätze besitzen und Grundsätze achten, 

Die Sorge um die Zukunft, meine Damen 
und Herren, kann eine Partei manchmal zu 
Maßnahmen zwingen, die nicht gleich ver­
standen werden. Hier muß man sich aber vor 
Augen halten, daß schließlich nicht die Person 
des Fahnenträgers wkb.tig ist, sondern die 
Fahne, nidü die Repräsentanten eines Volkes, 
sondern das Volk selbst, nicht die Träger des 
Staates, sondern der Staat. 

Denn Fahnenträger, Repräsentanten und 
Funktionäre sind im Leben eines Volkes ein 
veränderliches Element. Was bleiben muß und 
bleibt, ist die Gemeinschaft des. Ganzen, die 
wir nicht beherrsdlen dürfen, sondern der 
wir dienen müssen. 

Ein Politiker, der sich diesem manchmal 
als hart empfundenen Gesetz nicht beugen 
will, verwechselt die eigenen Interessen mit 
den Interessen des Ganzen. Ich bin mir dieses 
Gesetzes seit meinen Jugendtagen bewußt ge­
wesen, ich habe es immer wieder erfahren, 
und ich darf und will aU<:h dann nicht zaudern, 
es anzuerkennen. wenn es sich gemäß dem 
unentrinnbaren biologischen Ablauf. gegen 
mich selbst ridltet. 

werden, statt mit grenz- und maßlosen Forde- Und jetzt gestatten Sie mir nom ein paar 
ru. ngen vernichtend übereinander herzufallen, I kurze Worte zur Toleranz als eine selbstver­
die gemeinsame Grenze und den gemeinsamen ständliche Konsequenz der vcm uns verstan-
Weg finden. denen Demokratie. 
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Dr. Gorbaell 
Ich lehne jene ab, die sich die Antwort auf I' gleitet haben. Weiters an jene Mitglieder des 

diese Frage leicht mawen und erklären, I Hohen Hauses, die mir in edlter Toleranz 
"Toleranz sei die Tugend jener, die an nichts ihre Achtung nicht versagten, ja sogar ihre 
glauben". Echte Toleranz kann verschiedene freundschaftliche Gesinnung zu erkennen 
Wurzeln haben. Sie entstammt aus der Ehr- gaben. 
furcht vor dem Gewissen und der Uberzeu­
gung des anderen. Aus diesem Grunde haben 
wir Ehrfurcht vor jeder Weltanschauung, die 
aus wirklicher Uberzeugung stammt, auch 
wenn sie irrt. Ehrfurmt vor jedem religiösen 
Bekenntnis, auch wenn es Irrtümer enthält. 
Ehrfurcht vor jeder fremden Meinung, die 
sich um Wahrheit bemüht. 

Ernte Toleranz stammt weiters aus der Ehr­
furmt vor der Freiheit des anderen. Jeder 
Mensdl hat nämlich die Sendung, sein eigenes 
Leben und seine Persönlidlkeit gemäß seiner 
eigenen Einsicht zu gestalten und zu entfalten. 
Diese Sendung kann er aber nur erfüllen, 
wenn er Freiheit besitzt. Echte Toleranz ver­
langt hier, daß wir dem anderen die Freiheit 
zur Selbstentwicklung nicht rauben. 

Echte Toleranz stammt auch aus der Dber­
zeugung von der Mamt der Liebe. Sie ist 
besser geeignet, das Böse zu überwinden, als 
die rohe Gewalt. 

Der Toleranz steht allerdings die Intoleranz 
gegenüber. Sie ist deswegen zu verurteilen, 
weil sie das Gewissen beziehungsweise die 
Freiheit des Menschen nicht achtet oder nimt 
wirklich an die Macht der Liebe glaubt. 

Hieher gehören die Intoleranz des Staates, 
die Diktatur, die das Gewissen knechtet, die 
KZ, aum der weltanschauliche Druck auf die 
Staatsbürger durch die wirtschaftliche Macht 
des Staates. (Der Prä B I den t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Mit diesem Dank verbinde ich noch den 
Wunsch, das Hohe Haus möge auch in Zu­
kunft ein fester Hort unseres demokratischen 
Staatswesens bleiben und seine zentrale Stel­
lung im Ablauf des politischen Gesdlehens 
nicht nur weiter erhalten, sondern weiter 
mehren. (Unter allgemeinem starkem Beifall 
wird der Redner nach Schluß seiner Rede 
von den Klubobmännern Dr. Withalm, 
DDr. Pittermann und Dr. van Tongel beglück­
wünscht.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist gesdllossen. - Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der Ab s tim m u n g wird der Tätig­
keitsbericht des Rechnungshofes für das Ver­
waItungsjahr 1968 ein s tim m i g zur 
K e n n t n i s genommen. 

Präsident: Die Tagesordnung ist e r­
sc h ö P f t. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege ich 
dem Hohen Hause folgenden A.n t rag vor: 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die Herbsttagung 1969170 der XI. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates mit 
14. Feber 1970 für beendet zu erklären. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Der Antrag ist ei n-

Hieher gehört aber auch die Intoleranz s tim m i g an gen 0 m m e n. 
durch den einzelnen. Ich meine hier den 
Fanatiker, der immer nur den Irrtum und das 
Böse sieht, den Despoten in der Familie und 
im Gesc:häft, den harten Pädagogen, der alle 
Werte durch Gewalt erzwingen will. 

Ich würde etwas vergessen haben, wollte ich 
nimt auch von den falschen Formen der 
Toleranz sprechen. Sie stammen aus der 
Leugnung des Bösen. 

Wer an keine Werte glaubt und Rechte und 
Pflic:hten nicht anerkennt, wird freilich auf 
dem Standpunkt stehen: "Mach, was du 
willst." Er wird dem Bösen alle Freiheit las­
sen. Der Staat, der dem Bösen grundsätzlich 
alle Freiheit gewährt, der ist nicht tolerant, 
sondern nachlässig, schwächlich, wenn nicht 
verbrecherisch. 

In diesem Sinne, Hohes Haus, möchte ich 
meine Ausführungen schließen mit dem Dank 
an alle jene, die mim seit 1945 durch die 
vielen Stunden der Arbeit und Sorgen be-

Hohes Haus I Meine sehr geehrten Damen 
und Herrenl In wenigen Minuten beenden 
wir die letzte Sitzung nicht allein der Herbst­
session, sondern der gesamten Legislatur­
periode. Damit wäre eigentlich eine abschlie-­
ßende Betrachtung des äußeren Geschehens 
fällig. Ich fühle mich jedoch Ihrer Zustimmung 
gewiß, wenn ich auf die Aufzählung einzelner 
Ereignisse, aber auch ihre statistische Sum­
mierung und Auswertung verzichte. Wichtiger 
erscheinen mir einige Uberlegungen grund­
sätzlicher Natur, die ihre Motivation in der 
Wechselwirkung zwischen parlamentarischem 
Geschehen und öffentlicher Meinung haben. 

V orerst aber möchte ich in Ihrer aller 
Namen mich einer Aufgabe unterziehen, die 
ich nicht so sehr als einen Akt der konven­
tionellen Höflichkeit und Pflicht empfinde, 
sondern als eine moralische und politische 
Verpflichtung. Es ist dies unser herzlichster 
Dank an jene Abgeordneten, die aus diesem 
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Hause scheiden, für ihre gewissenhafte Mit­
arbeit und Kollegialität; und es sind die guten 
Wünsche für ihren weiteren Lebensweg. Ins­
besondere gilt dieser Dank jenen Abgeord­
neten, die seit 1945 diesem Hause angehörten 
und ihm nach Vollendung von 25 schweren 
arbeitsreichen Jahren künftig nicht mehr ange­
hören werden. Ihr Ausscheiden gleicht irgend­
wie einer innenpolitischen Zäsur, weil unter 
den 165 Abgeordneten des künftigen National­
rates die verbleibenden Mandatare, die diese 
Zeit einer ungewissen, gefahrdrohenden Zu­
kunft noch persönlich miterlebten, nur mehr 
eine verschwindende Minderheit sein werden. 
Das aber gibt Anlaß für eine dem tagespoliti­
schen Geschehen entrückte besinnliche Be­
trachtung, fast möchte ich sagen, von staats­
politischem Gewicht. Denn irgendwie wird 
dabei jener Geist sichtbar und lebendig, der 
sich im guten Sinn für die Entwicklung der 
Zweiten Republik als schicksalhaft erwies und 
der, falls er in Vergessenheit geraten sollte, 
noch im Erlöschen, dann freilich im negativen 
Sinne, zu einer schicksalhaften Wende führen 
würde. 

Ich will nicht mißverstanden werden: Diesel 
Geist kann, aber er muß nicht in einer großen 
Koalition sichtbar werden, denn Koalitionen 
sind nicht eine Frage eines heiligen Prinzips, 
sondern einer tagespolitischen Zweckmäßig­
keitsentscheidung. Aber alle Regierungsfor­
men, die nach den Spielregeln der parlamen­
tarischen Demokratie denkbar sind, werden 
nur dann wahrhaft demokratisch sein, wenn 
dieser Geist aus der Gründungszeit der Zwei­
ten Republik auch in der Zukunft Ausstrah­
lungskraft besitzt, weil er allein im Gewissen 
des handelnden Politikers freiwillige Grenzen 
durch Mäßigung, Toleranz, Respekt vor der 
anderen Gesinnung, vor allem aber auch durch 
Selbstbeschränkung in der Machtausübung 
zieht. Sollte dieser Geist erlöschen, dann 
würde sich die parlamentarische Republik in 
eine Formaldemokratie verwandeln, die an 
den ihr gestellten Aufgaben zwangsläufig zer­
brechen müßte. Denn nicht die Form allein, 
sondern der Geist, der sie erfüllt, ist der 
Lebenskeim einer innerlich gesunden staat­
lichen Gemeinschaft. 

Damit stellt sich die substantielle Frage, in 
welcher Weise dieser Geist politisch wirksam 
wurde. Die Antwort ist sehr einfach: Er 
schenkte uns ein neues, freudig bejahtes 
Staatsbewußtsein, das der Ersten Republik zu 
unserem leidvollen Geschick so völlig fehlte. 
Er erweckte in uns das Bewußtsein einer 
gemeinsamen Verantwortung für unser Volk 
und seinen Staat, unbeschadet der politischen 
Gesinnung. Er war das tragende Fundament, 
auf dem sich trotz aller Interessengegensätze 
die Sozialpartner immer wieder finden konn-

ten. Mit einem Wort: Durch ihn wurde uns 
bewußt, daß wir alle eine österreichisdle 
Schicksalsgemeinsdlaft sind, der wir uns nimt 
entziehen können. wenn wir in unserer grau­
samen, turbulenten Gegenwart ungefährdet 
überleben wollen. 

Nur dieser Geist. schenkte uns die innere 
Geschlossenheit, ohne die der Staatsvertrag 
undenkbar gewesen wäre. Aus ihm erwudls 
das kluge Bekenntnis zur Neutralität. die 
unseren außenpolitischen Kurs an der Grenz­
scheide zwischen Ost und West fixierte. Dieser 
Geist diktierte die Staatsräson, die ich deshalb 
erwähne, weil sie mir manchmal in Vergessen­
heit zu geraten scheint. Denn Staatsräson ist 
nun einmal das Gesetz der Klugheit, gegen 
das nimt verstoßen werden sollte, weil kein 
kurzfristiger Vorteil für die eine oder andere 
Gruppe oder für die publizistische Wert­
schätzung eines Massenmediums sich lang­
fristig bezahlt macht. Demokratie garantiert 
zwar die Freiheit der Diskussion und der 
Kritik; aber bei der Ausnützung dieses RedJ.­
tes sollten wir in unseren Formulierungen uns 
stets jener Grenzen bewußt bleiben, weldle 
die Staatsräson empfiehlt. 

Das alles entspridlt jenem Geist, den ich 
als das kostbarste Erbe der Männer und 
Frauen aus dem Jahre 1945 betradlte, das 
niemals in Vergessenheit geraten darf, seIhst 
dann, wenn in heute schon absehbarer Zeit 
niemand mehr aus dieser Generation diesem 
Hause angehören wird. 

Hohes Hausl Angesichts des Wahlkampfes, 
der bereits begonnen hat, ist es für den Präsi­
denten des Hauses äußerst. schwierig, die ab­
gelaufene Legislaturperiode unwidersprochen 
zu bewerten, denn gute oder schlechte Zensur­
noten verteilen die Parteien auf Grund ihrer 
verschiedenen Perspektiven der Betrachtung. 
Letzten Endes verifiziert sie dann der Wähler 
am Wahltag durch sein Votum. 

Dennoch wage ich eine Feststellung, weil 
sie mir von entscheidender staatspolitischer 
Bedeutung scheint: Die Alleinregierung hat 
sich keines Mißbrauches der Macht schuldig 
gemacht; und die Opposition hat sich nicht 
mit dem Makel der Obstruktion beladen. weil 
sonst von den verabschiedeten Gesetzen nicht 
fast zwei Drittel hätten gemeinsam beschlos­
sen werden können. Es steht mir auch nicht 
zu, nun über das Verdienst an diesem Zustand 
etwas auszusagen, denn auch darüber sind 
die Urteile verschieden. Natürlich hat, so wie 
jeder in diesem Hause, auch der Parteimann 
Maleta darüber eine persönliche Meinung. 
Aber für den Präsidenten des Hauses ist der 
erwähnte Tatbestand als solcher aus drei ge­
wichtigen Gründen von grundlegender Bedeu­
tung: 
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Erstens im Interesse unserer Demokratie, 

weil sie sich ein Reifezeugnis ausgestellt hat; 

zweitens angesichts des österreich ischen 
Minderwertigkeitskomplexes, der eigene Lei­
stungen verkleinert und ausländische Leistun­
gen vergrößert, während in Wirklichkeit das 
Ausland unsere innerpolitische Reife bewun­
dert; und 

drittens zum besinnlichen Nachdenken für 
unsere kritikfreudige Jugend, damit sie nidlt 
nur das sieht. was noch nicht geschehen ist, 
sondern auch das, was durch eine außerordent­
liche Leistung aller im bewundernswerten 
Ausmaß für österreich errungen werden 
konnte. 

Aus aU den genannten Gründen sollten wir 
im bevorstehenden Wahlkampf nicht verges­
sen, daß wir zwar parteipolitische Gegner sind 
und sicher in aller Härte die Klingen kreuzen 
können; daß wir aber gleichzeitig als Demo­
kraten der Schicksalsgemeinschaft österreich 
gemeinsam verpflichtet sind. 

In diesen Zusammenhang fügt sim passend 
ein kurzes Wort über die sogenannte Malaise 
der Demokratie, über die heute so viel ge­
spromen und geschrieben wird. Sicher, vieles 
ist bemängelnswert und muß daher geändert 
werden. Aber ich glaube, daß man mit mehr 
Remt über die echte Malaise der Demokratie 
in Frankreich oder Italien reden könnte, an­
gesichts dortiger Ereignisse, die bei uns durch 
die Zusammenarbeit der Sozialpartner ver­
hindert werden konnten. 

Lassen Sie mich auch einige offene Worte 
über das sogenannte Image des Parlaments 
sagen, das in der öffentlichkeit manchmal kri­
tisiert wird. Man sollte nie vergessen. daß ein 
Parlament keinen Areopag weiser Greise, 
sondern in seiner personellen Zusammenset­
zung einen Querschnitt des Volkes in seinen 
Berufen, sozialen Schichtungen. Uberzeugun­
gen, Altersstufen und Begabungen darstellt, 
mit allen seinen Vorzügen und Fehlern. Aus 
dieser Perspektive müssen die im Vergleich 
zu anderen Parlamenten relativ wenigen tur­
bulenten Szenen bewertet werden, die vom 
Fernsehen übertragen worden sind und Kritik 
auslösten. 

Lassen Sie mich daher auch dazu, und zwar 
nach zwei Seiten, etwas sagen: zur öffentlich­
keit und zu uns selbst. Auch vor der freien 
Fernsehberichterstattung gab es die Ubertra­
gung solcher Szenen, was aber im Bewußtsein 
der öffentlichkeit offenbar völlig in Verges­
senheit geriet. Andererseits haben wir als 
Abgeordnete vielleicht manchmal ein Gesetz 
der Massenpsychologie übersehen. Derselbe 
Staatsbürger reagiert nämlich anders, wenn 
er friedlich daheim vor dem Fernsehapparat 

sitzt. als etwa in einer Parteiversammlung, 
in der er gewissermaßen auf die gleidle 
Gefühlswelle geschaltet ist. Er reagiert daher 
in dem einen Falle persönlidl engagiert, im 
anderen Falle distanziert in der Pose eines 
Lehrers gegenüber einem sChlimmen Kind. 

In diesem Zusammenhang drängt sich 
automatisch die Frage auf, ob die Bilanz der 
freien Fernsehübertragungen positiv oder 
negativ zu werten ist. Ich möchte dieses Pro­
blem deshalb nicht verschweigen, da jeder, 
der eine persönliche Ents<h.eidung trifft, sich 
der daraus resultierenden Verantwortung 
nicht entziehen darf. Ich glaube. daß zwar 
manches nicht unberechtigt bemängelt werden 
kann, trotzdem bin ich aber davon überzeugt, 
daß die Arbeit der Abg~ordneten im Parla­
ment in eindrucksvollerer Weise als früher 
der öffentlichkeit nahegebracht werden 
konnte. 

Ein Beispiel aus jüngster Vergangenheit 
mag dies beweisen. Im denke an die groß­
artige Südtiroldebatte, an der alle Parteien 
mit hervorragenden Rednern beteiligt waren, 
denen es gelang, die grundsätzlichen Stand­
punkte eindrucksvoll zu präsentieren, was 
sich ebenso in der Fernsehwiedergabe spie­
gelte. Aum bei den Ubertragungen aus dem 
Parlament ist es also so wie immer und 
überall im Leben, daß gute Dinge in Ver­
gessenheit geraten, während die schlechten 
in der Erinnerung haften bleiben. 

Hohes Hausl Am Schluß möchte ich noch 
einen besonderen Dank wiederholen, obwohl 
ich ihn bereits in der Präsidialkonferenz aus­
gesprochen habe; und zwar deshalb, weil da­
mit ebenfalls eine grundsätzliche politische 
Aussage verbunden werden kann. In einem· 
Parlament mögen die Meinungen hart aufein­
anderprallen. Das liegt in der Natur der Sache 
und entspricht dem Auftrag der Abgeordne­
ten, den sie von ihren Wählern empfangen 
haben. Aber diese Auseinandersetzung muß 
sich innerhalb der Spielregeln der Verfassung 
und Geschäftsordnung vollziehen. Dazu ist ein 
Gremium unentbehrlich, in dem eine loyale 
Zusammenarbeit in guter Atmosphäre mög­
lich ist. So danke ich denn auch von dieser 
Stelle allen drei Klubobmännern für ihr Ver­
ständnis, mit dem sie meine nicht immer 
leichte Aufgabe als Präsident des Hauses 
unterstützten. Ich danke aber auch den Präsi­
denten: dem Präsidenten Wallner. der nach 
29 Jahren Tätigkeit in gesetzgebenden Kör­
perschaften diese nun beendet (Beifall bei 
OVP und SPO)i und ich danke auch Präsident 
Dipl.-Ing. Waldbrunner, weil er als Exponent 
der zweiten großen Partei mir immer wieder 
behilflich war, damit jene Spielregeln einge­
halten werden konnten, deren Nichtbeachtung 
letzten Endes das Funktionieren des Parla-
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mentarismus und damit der Demokratie ge- freies Leben für die Alten. Wir alle dienen 
fährden können. (Erneuter Beifall bei OVP Osterreich dann am besten, wenn wir uns 
und SPO.) als Diener des Vaterlandes fühlen. (Lebhafter 

So nehmen wir denn, meine Damen und 
Herren, alle voneinander Abschied, weil uns 
in den nächsten Wochen im Auftrag unserer 
Parteien andere Aufgaben erwarten. Sorgen 
wir dennoch gemeinsam dafür, daß das neu­
gewählte Haus in einem guten Geist der 
Zusammenarbeit funktionieren kann, denn 
sdlließlidl wollen wir dom alle Sicherheit für 
die Zukunft unserer Jugend und ein sorgen-

anhaltender BeHal1.) 

Die Sitzung ist 9 e s chI 0 S sen. 

Nach Schluß der Sitzung begeben sich. die 
Klubobmänner Dr. W i t haI m, DDr. Pi t t e r­
man n und Dr. va n Ton gel zum Präsi­
denten und sprechen 1hm Dank und beste 
Wünsche aus. 

Schlufi der Sitzung: 13 Uhr 5 Minuten 

Ö&terreichische Staatsdruckerei • L61077 50 
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